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Konvulsorisches Dauerthema Generationenvertrag

Es kann doch nicht oft genug an den Raub- und Zwangscharakter der
Sozial- und Krankenversicherungsbeiträge mit ihren unverschleierten
Scheineigenschaften gesellschaftlicher Erfordernisse und individueller
Ansprüche erinnert werden.

Nach dem Motto "ein nicht unterschriebener Vertrag kann auch einseitig
gebrochen werden", soll der auf den Kopf gestellte Generationenvertrag
unhinterfragbar auch von Zeit zu Zeit dafür sorgen, daß unsere Enkel
den immer gleichen Betrug auf ihren Füßen weitertragen können. Sind
nicht solche Scheinverträge nur Hilfsmittel und Werkzeuge, damit sich
Prognose und Bilanz einer auf Vorteil und Gewinn orientierten
Produktionsweise stets zu ihrer gnadenlosen Deckung bringen lassen?

Die Schattenblickredaktion möchte sich und ihre Leserinnen und Leser
noch einmal deutlich daran erinnern, daß Kräfte und Reserven nicht nur
zum endlichen Verbrauch geeignet sind, sondern besser in Erfüllung
eigener Interessen und Ansprüche ihren kämpferischen Ausdruck finden
können.

Welche Zukunft, bitte sehr,

soll das für die Enkel sein?

Geben wir die uns're her,

machen wir auch ihre ein!

Bruchkonvulsorische wie nachdenkliche und kräftigende Stunden wünschen
wir allen Leserinnen und Lesern in dieser neuen Woche.

Redaktion Schattenblick

10. Februar 2017














Copyright 2017 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / REDAKTION / WOCHENDRUCKAUSGABE





KLEINE GESCHICHTEN/010: Der Kommunist (SB)



Wochendruckausgabe 30 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
11.02.2017




[image: Grafik: © 2016 by Schattenblick]

Grafik: © 2016 by Schattenblick






Der Kommunist

Mein Kind, ich will sagen,

nimm dich in Acht

und lasse das Fragen,

du wirst bewacht,

gelenkt und erzogen

von der neuen Zeit

bewertet, gewogen,

zur Leistung befreit,

von solchen, die wissen,

daß nur überlebt,

wer eifrig beflissen

und produktiv strebt,

wer zielstrebig giert

und in jeder Phase

Gewinn maximiert

und Gold auf der Nase,

wer gut konkurriert,

mit den Ellenbogen

nach vorne marschiert,

der ist gut erzogen.

Doch wehe dir, Kind,

du kletterst auf Bäumen

und spielst mit dem Wind

und spielst mit den Träumen,

hörst nicht auf zu fragen,

weil dir nicht genügt,

was alle dir sagen,

als ob jemand lügt.

Dann kommt aus der Tiefe,

daß er dich frißt,

als ob man ihn riefe,

der Kommunist.

© 2008 by MA-Verlag


10. Februar 2017
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WALD/191: Hambacher Forst - sie müssen an uns vorbei ... (Michael Zobel)


Rote Linie im Hambacher Wald am 19. Februar - RWE sperrt die Zufahrt,
wir kommen trotzdem

von Michael Zobel, 12. Februar 2017



Guten Tag zusammen,

die Mobilisierung läuft, unter anderem sind Busse aus Köln und erstmals aus
Belgien und den Niederlanden angemeldet.

Wie schon beim Waldspaziergang im Januar wird RWE einen Teil der
Zufahrtsstraße für die Teilnehmer sperren, aber davon lassen wir uns nicht
abschrecken.

Die Öffentlichkeit soll mehr und mehr ausgesperrt werden. Andererseits gibt
es sicher gute Fotomotive mit hunderten von Waldspaziergängern an den
Straßensperren, Presse unbedingt willkommen!

Der Wald ist nach wie vor frei zugänglich, und wir werden weiter die Bilder
vom Rodungsinferno zeigen, dafür laufen wir gerne auch ein paar Meter
weiter...

Die Wegbeschreibung zum Treffpunkt bleibt gültig, alles Weitere vor Ort.

Rote Linie für RWE, keine weitere Rodung im Hambacher Wald!

Fast 6.000 Menschen bei den Waldspaziergängen, mehr als 17.000
Unterzeichner der Petition zur Rettung des Hambacher Forstes - wir werden
immer mehr - wir machen dem IrRWEg ein Ende.

Der Hambacher Forst - oder was davon noch übrig ist und vielleicht gerettet
werden kann?

Sonntag, 19. Februar, 12.00 Uhr, Wald statt Kohle und Aktion Rote Linie

Sei die Rote Linie! Be the Red Line! Sois la Ligne Rouge!

Am 19. Februar findet der 35. Waldspaziergang im Hambacher Wald statt. Im
Oktober zu Beginn der Rodungssaison waren 1000 Menschen auf den Beinen, das
Presseecho war überwältigend. Und nun werden wir ein weiteres
unübersehbares Zeichen setzen. Dazu sind Sie Alle herzlich eingeladen,
kleine und große Besucher, die Presse. Der Wald ruft um Hilfe, der Wald
braucht uns!

Trotz aller Appelle hat RWE hat auch in der aktuellen Rodungssaison wieder
70 Hektar dieses einmaligen Waldes unwiederbringlich vernichtet. Wir wollen
das nicht hinnehmen. Die Kohleförderung muss drastisch reduziert werden,
der Rest des Hambacher Waldes kann erhalten werden.

RWE wird in diesem Jahr noch viele Rote Linien sehen, die Führung im
Februar ist der Auftakt.

Zum Ende der Rodungsperiode werden wir zeigen, was RWE in den vergangenen
Wochen entgegen aller Appelle angerichtet hat. Viele sprechen von Inferno,
wenn sie die Rodungsbereiche sehen, sind betroffen und sprachlos. Tausende
gefällte Bäume, verwüstete Landschaften, riesige Wunden in der Natur vor
unserer Haustür. Wir werden das Ausmaß der Zerstörung aufzeigen.

Wir gehen auf exakt dem gleichen Weg wie im Oktober und werden deutlich
machen, wie Profite auf Kosten unserer Lebensgrundlagen und künftiger
Generationen gemacht werden. Immer mehr Menschen sind mit dieser Politik
nicht einverstanden und bekennen Farbe.

Im November findet in Bonn die Welt-Klimakonferenz statt. Und in einer
Entfernung von 35 Kilometern Luftlinie werden hier im Rheinischen Revier
alle Klimaschutzziele ad Absurdum geführt, alle Versprechen eindrucksvoll
gebrochen, zeigt Deutschland der Welt, was von seiner angeblichen
Vorreiterrolle im Klimaschutz zu halten ist.

Unser Appell an RWE:

Rote Line - bis hierhin und nicht weiter!

Verhindert die Rodungssaison 2017/2018 - rettet das Herzstück des Hambacher
Waldes!

Bei der Roten Linie im Oktober waren nach Polizeiangaben 1000 (!) Menschen
dabei, haben die Rote Linie sichtbar gemacht, haben auf der alten
Autobahntrasse ein eindrucksvolles Bild enstehen lassen. Auch diesmal gilt
wieder:

Bitte alles mitbringen, was rot ist. Rote Kleidung, rote Bänder, rote
Tücher, Decken, Mützen, Schals, Luftballons, Stirnbänder, Halstücher,
Bildbotschaften... Zwischen 15.00 und 16.00 Uhr bewegt sich die Rote Linie
auf der alten A4 zwischen den Rodungen und der ehemaligen Ausfahrt
Kerpen-Buir, unübersehbar, eindrucksvoll, fotogen... viele Pressevertreter
haben sich angekündigt, nutzen wir diese Chance, unser Anliegen abermals
laut und deutlich klarzumachen:

Rettet den Hambacher Wald!!!

12.00 Uhr. Treffpunkt ist der Parkplatz Grillplatz Manheimer Bürge,
Wegbeschreibung: Ausfahrt Merzenich, (nächste Ausfahrt hinter oder vor
Düren, der Beschilderung immer Richtung Buir folgen, durch Morschenich
(wird auch noch umgesiedelt...), bis zum Ende der Straße. Links abbiegen
bis zum Schild "Lotsenstelle 71", da rechts rein und parken, das ist der
besagte Treffpunkt, kurz vor der alten Autobahn, nicht verwirren lassen
durch die "Werkstraße"- und Sackgasse-Schilder, der Parkplatz ist nach wie
vor zugänglich!

Anreisemöglichkeit auch per Bahn, S-Banhof Kerpen-Buir, 20 Minuten Fußweg
oder Shuttle-Service.

Bitte an möglichst viele Menschen weiterleiten, Verteiler nutzen,
Pressekontakte... Anmeldung und weitere Infos bei mir per Mail unter
info@zobel-natur.de.

Weitere Führungen im Hambacher Wald 19. März, 23. April, 7. Mai, 11.
Juni...

Danke für Ihre Unterstützung,

mit freundlichen Grüßen,

Michael Zobel, Naturführer und Waldpädagoge, Eva Töller, Antje Grothus und
viele weitere Menschen, die sich für den Erhalt des Hambacher Waldes
einsetzen


Petition: 

https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren-1

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 12. Februar 2017

E-Mail: info@zobel-natur.de
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RAUBBAU/111: Fracking nicht mit uns - verschleierte Genehmigung ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - 11. Februar 2017

BBU kritisiert Inkrafttreten der Änderungen des Wasserhaushaltsgesetzes:
Freibrief für Fracking



(Bonn, Berlin, 11.02.2017) Der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU e.V.) hat das Inkrafttreten der Änderungen des
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) am Samstag scharf kritisiert. Der
Umweltverband bezeichnet die neu in das WHG eingefügten Bestimmungen als
einen Freibrief für ein flächendeckendes Fracking in Niedersachsen und
die Vorbereitung für Schiefergasfracking in ganz Deutschland ab 2021.
Der BBU fordert ein ausnahmsloses Fracking-Verbot, das im
Bundesberggesetz festgeschrieben werden muss.

Oliver Kalusch vom Geschäftsführenden Vorstand des BBU erklärt hierzu:
"Entgegen aller Beteuerungen von Umweltministerin Barbara Hendricks und
der Regierungskoalition aus SPD und CDU/CSU wird mit Inkrafttreten
dieser WHG-Änderungen der Weg für Fracking weiter frei gemacht. Fracking
ist ab jetzt in spezifischen Sandgesteinen, sogenannten
Tight-Gas-Reservoirs, zugelassen. Damit kann in Niedersachsen
flächendeckend gefrackt werden. Dies hatte die Gasindustrie seit Jahren
gefordert, obwohl es keine Auswertungen früherer Bohrungen auf
Umweltschäden gibt und die Ursachen von Krebserkrankungen an
Gasförderstandorten ungeklärt sind."

Zu den weiteren Änderungen erklärt Oliver Kalusch: "Eine
Fracking-Kommission, die überwiegend aus Vertretern frackingfreundlicher
Stellen besteht und aus der die Zivilgesellschaft ausgeschlossen ist,
soll zudem vier Erprobungsvorhaben der Gaskonzerne für die
umweltzerstörende Gasfördermethode begleiten. Diese Vorhaben können auch
im Schiefergestein erfolgen. Ob die derzeitige Absage der Mehrzahl der
Bundesländer an diese Vorhaben Bestand haben wird, wird sich erst nach
der Bundestagswahl zeigen. Und bereits jetzt freut sich die Gasindustrie
darauf, dass ab 2021 das Fracking-Verbot im Schiefergestein wieder
gekippt werden könnte, da die WHG-Änderung zu diesem Zeitpunkt eine
Überprüfung vorsieht."

Dem oft beschworenen Schutz des Grundwassers hat die Große Koalition
nicht viel Aufmerksamkeit geschenkt, kritisiert der BBU. So ist es nach
wie vor möglich, dass Stoffe in einer Frackflüssigkeit enthalten sind,
die nach dem europäischen Chemikalienrecht als gefährlich eingestuft
sind. Und das Stoffregister für Frackflüssigkeiten wird zwar im Gesetz
erwähnt, Schritte zu seiner Einrichtung sind jedoch nicht erkennbar."

Der BBU lehnt die Änderungen des Wasserhaushaltsgesetzes als
umweltpolitischen Kniefall vor der Gasindustrie ab und fordert die
Aufnahme eines Paragrafen ins Bundesbergesetz, der ein ausnahmsloses
Fracking-Verbot vorsieht. Nur so können Mensch und Umwelt vor dem
gefährlichen Gasbohren geschützt werden.


Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen
die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

http://bbu-online.de

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung vom 11.02.2017

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax.: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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RAUBBAU/110: Fracking nicht mit uns - Mogelpackung streichen ... (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 10. Februar 2017

Deutsche Fracking-Gesetze widersprechen UN-Klimazielen! 

Am Samstag treten neue Regelungen in Kraft - doch Fracking bleibt
erlaubt 



Was viele nicht wissen: Das Fördern von Gas mittels "Hydraulic Fracturing",
kurz Fracking genannt, ist in Deutschland nicht verboten - daran ändern
auch die aktuellen Gesetzesänderungen nichts. In vielen Regionen wird
bereits Erdgas mittels dieser Technik gefördert, teils mit verheerenden
Folgen für die Gesundheit und Sicherheit der Menschen und für die Natur vor
Ort.

Mit der anstehenden Gesetzesänderung wird nicht, wie es in anderen
europäischen Staaten derzeit geschieht, das Fracking verhindert, sondern
nur dessen Zulassungsvoraussetzungen festgelegt. Gerade Deutschland, das
sich als Vorreiter in Sachen Klimaschutz rühmt, befindet sich also derzeit
weiter auf dem Holzweg der fossilen Energiequellen und konterkariert damit
die Ziele des Pariser Klimaschutzabkommens. Während in Irland und
Schottland Gesetzesinitiativen zum vollständigen Verbot diskutiert werden,
setzt Deutschland auf eine Technologie, die unter hohem Einsatz von
Chemikalien und Energie einen verschwindend geringen Anteil Erdgas aus der
Erde zu pressen versucht. "Eine bittere Enttäuschung", sagt Dorothea
Steiner, Fracking-Expertin aus dem Vorstand des BUND Niedersachsen.

Neben der Kritik an der weiteren Förderung von fossilen Brennstoffen trifft
besonders die Technik, die bei der Förderung eingesetzt wird, auf
Ablehnung. Es fallen giftige Bohrschlämme und Lagerstättenwasser an. Die
Mischungen aus Wasser und feinkörnigem Gestein sind oft versetzt mit
krebserregenden Kohlenwasserstoffen, Quecksilber, Arsen und manchmal auch
mit radioaktiven Partikeln - kurz: Sondermüll. Während die Bohrschlämme in
Sondermülldeponien gelagert werden müssen, dürfen die giftigen
Flüssigkeiten unter die Erde gepumpt werden, wo sie dann verbleiben. Bei
unsachgemäßer Anwendung oder Unfällen besteht das Risiko von Kontakt zum
Grundwasser, Bodenverseuchung und Luftbelastung. "Ein unzumutbares Risiko",
findet Steiner. "Die Politik hat die Verpflichtung zum Schutz von Mensch
und Natur. Angesichts des dramatisch fortschreitenden Klimawandels sind die
intensive Nutzung fossiler Brennstoffe und der weitere Einsatz von Fracking
kontraproduktiv. Darüber hinaus ist Fracking um weltpolitisch
unverantwortlich und energiepolitisch verzichtbar", betont Steiner.

Der BUND fordert die Landesregierung in Niedersachsen auf, keine weiteren
Fracking-Bohrungen auf Druck der Unternehmensverbände zu genehmigen.
Anstatt dessen sollte sie die Energiewende weiter vorantreiben, indem sie
Unternehmen zu weiteren Innovationen im Energiebereich anreizt. Ein
effizienter und intelligenter Einsatz erneuerbarer Energien bewirkt mehr
als die Weiterführung einer risikobehafteten, energieintensiven Förderung
von Erdöl- und Erdgas.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 10.02.2017

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Niedersachsen

Goebenstr. 3a, 30161 Hannover

Tel.: 0511/965 69-0, Fax: 0511/662 536

E-Mail: presse.nds@bund.net

Internet: www.bund-niedersachsen.de
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RAUBBAU/109: Fracking nicht mit uns - Salamitaktik ... (BUND)


Gemeinsame Pressemitteilung von DNR, BUND, NABU, Robin Wood, DUH,
Umweltinstitut München, PowerShift, Food & Water Europe

Fracking-Gesetzespaket tritt in Kraft

Fracking torpediert Umsetzung des Pariser Klimaschutzabkommens

Berlin, 10. Februar 2017.



Am 11. Februar tritt das Fracking-Gesetzespaket der Großen Koalition in
Kraft. Der Umweltdachverband Deutscher Naturschutzring (DNR) mit seinen
Mitgliedsorganisationen Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND),
Naturschutzbund Deutschland (NABU) und Robin Wood sowie die Deutsche
Umwelthilfe (DUH), das Umweltinstitut München, PowerShift und Food & Water
Europe befürchten, dass es nun neue Fracking-Vorhaben geben könnte.
Insbesondere das Fracking in dichtem Sandstein, sogenanntes
Tight-Gas-Fracking, wird durch die neuen gesetzlichen Regeln explizit
erlaubt und wäre selbst in Schutzgebieten möglich. Auch für Fracking in
Schiefer-, Ton-, Kohleflöz- und Mergelgestein bleibt durch
"Forschungsprojekte" eine Hintertür offen.

Die Bundesregierung spricht mit dieser Fracking-Politik ihrem eigenen
Anspruch Hohn, Vorreiter in Sachen Klimaschutz zu sein. Während europaweit
immer mehr Staaten Fracking-Verbote beschließen, verlängert die Große
Koalition in Deutschland mit dem im Juni 2016 beschlossenen 
Fracking-Gesetzespaket das fossile Zeitalter und bremst die Umsetzung des
Klimaschutzabkommens von Paris aus. Das ist ein fatales Signal an die
internationale Staatengemeinschaft, zumal Deutschland als Ausrichter des
diesjährigen G20-Gipfels und als Gastgeber der Klimakonferenz der Vereinten
Nationen besonders im Fokus stehen wird.

"Um die in Paris vereinbarten Klimaziele zu erreichen, braucht es ein
klares Verbot jeder Art des Erdöl- und Erdgasfrackings. Statt durch
Tight-Gas-Fracking weiter auf vergangene Zeitalter zu setzen und fossile
Energieträger zu erschließen, muss die Bundesregierung ihren
internationalen Versprechen gerecht werden und die Energiewende
beschleunigen", erklärte DNR-Präsident Prof. Dr. Kai Niebert.

Aus Sicht der Umwelt- und Naturschutzorganisationen sind jetzt auch die
Bundesländer gefordert, Fracking endgültig einen Riegel vorzuschieben. Das
Gesetzespaket ermöglicht den Landesregierungen, ihr Veto gegen
Fracking-Erprobungsvorhaben in Schiefer-, Ton-, Kohleflöz- und
Mergelgestein einzulegen. Über die konsequente Ausweisung von
Schutzgebieten könnten die Länder darüber hinaus auch Tight-Gas-Fracking
ausschließen.

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 10.01.2017

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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FRAGEN/016: Den Flüchtlingen Respekt und Interesse entgegenbringen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Den Flüchtlingen Respekt und Interesse entgegenbringen

Interview von Milena Rampoldi, 12. Februar 2017



Emanuel Hinterbauer ist Leiter der Deutschkurse bei der
Flüchtlingsinitiative Ute Bock in Wien. Hier lernen 600 SchülerInnen
mit 60 DeutschlehrerInnen die deutsche Sprache. Mit ihm habe ich mich
über die Herausforderungen der Flüchtlingslehrer unterhalten und u.a.
auch über den Zugang zu traumatisierten Menschen und über die
Einbindung "weiblicher" Themen in den Unterricht. Der
Flüchtlingslehrer ist oft der einzige Ansprechpartner, vor allem wenn
Menschen alleine aus ihren Ländern geflohen sind und ganz neu in
Österreich ankommen.

Für mich persönlich ist der Flüchtlingslehrer eine wichtige
Bezugsperson für die Menschen, die neu in ein Land kommen und den
Krieg und die Verfolgung hinter sich gelassen haben. Wie siehst du
da?

Da stimme ich dir zu. Vor allem ist es so, dass die/der
DeutschlehrerIn auch die erste und oft einzige Bezugsperson ist.

Welche Grundkompetenzen versuchst du den Menschen zu

vermitteln?

Vor allem Deutsch (hören, sprechen, lesen, schreiben), aber auch
praktische Infos, was das Leben in Österreich betrifft, z.B. wer
Respektpersonen sind, wie man sich am Amt verhält, wie man Formulare
ausfüllt, wie man eine Wohnung sucht, wie wichtig Pünktlichkeit ist,
etc.

Wie wichtig ist es, das Thema "Frau" aufzuarbeiten?

"Aufarbeiten" ist vielleicht nicht das passende Wort. Ist die
unterrichtende Person eine Frau, findet automatisch eine
Auseinandersetzung mit der Thematik Geschlechterverhältnisse statt.
Zudem wird das Verhältnis von Männern und Frauen mittlerweile auch in
einigen Lehrwerken thematisiert und viele unserer Unterrichtenden
bauen dieses Thema in ihren Unterricht ein. Prinzipiell gilt aber,
dass wir die Gestaltung des Unterrichts unseren Lehrenden überlassen
und keine Vorgaben machen. In erster Linie soll es doch darum gehen,
Deutsch zu lernen.

Wie stärken wir das Selbstbewusstsein der Lernenden, um
aufnahmefähiger für die neue Kultur und Sprache zu sein?

Indem wir ihnen Respekt und Interesse entgegenbringen. Denn nur durch
einen Austausch kommt man sich näher, das Interesse sollte auf keinen
Fall einseitig sein. Viele unserer LehrerInnen interessieren sich für
den arabischen/persischen Lebensraum, die Kultur und Sprache, nicht
wenige lernen auch Arabisch oder Farsi/Dari.

Wie gehen wir mit traumatisierten Jugendlichen um?

Dafür bieten wir unseren LehrerInnen keine Unterstützung. Sie sollen
einfach mit allen gleich umgehen. Wenn sie Probleme bei
KursteilnehmerInnen feststellen, dann empfehlen wir die/den
KursteilnehmerIn in unsere Sozialberatung zu schicken, wo sie
professionell beraten und ggf. an zuständige Stellen (z.B.
Traumaberatung) weitergeschickt werden.

Welche Tipps würdest du aus deiner Erfahrung heraus anderen
Lehrerinnen und Lehrern geben?

Bindet die KursteilnehmerInnen stark in den Unterricht ein, ihre
Interessen, ihren Hintergrund etc. Seid aktiv, macht Exkursionen,
lehrt anhand des praktischen Lebens, aber auch mit Theater, Malerei,
Literatur etc. (sowohl der eigenen Kultur, als auch der der
Teilnehmer). Versteift euch nicht auf trockene Grammatik-Progression,
sondern versucht diese in die Interaktion einzubauen und eher indirekt
zu vermitteln. Learning by doing ... Trotz der Nähe, die dabei
entsteht, passt aber auch darauf auf, eine gewisse Distanz zu wahren,
denn die oft sehr tragischen Geschichten können auch die eigene Psyche
beinträchtigen. Vergesst nicht, in erster Linie seid ihr
DeutschtrainerInnen, für z.B. psychologische Probleme gibt es
professionelle Beratungsstellen, ihr helft oft mehr, wenn ihr die
betroffenen Personen an diese Stellen weitervermittelt.


Über die Autorin

Dr. phil. Milena Rampoldi ist freie Schriftstellerin, Buchübersetzerin
und Menschenrechtlerin. 1973 in Bozen geboren, hat sie nach ihrem
Studium in Theologie, Pädagogik und Orientalistik ihren Doktortitel
mit einer Arbeit über arabische Didaktik des Korans in Wien erhalten.
Neben ihrer Tätigkeit als Sprachlehrerin und Übersetzerin beschäftigt
sie sich seit Jahren mit der islamischen Geschichte und Religion aus
einem politischen und humanitären Standpunkt, mit Feminismus und
Menschenrechten und mit der Geschichte des Mittleren Ostens und
Afrikas. Sie wurde verschiedentlich publiziert, mehrheitlich in der
deutschen Sprache. Sie ist auch die treibende Kraft hinter dem Verein
für interkulturellen und interreligiösen Dialog Promosaik.

www.promosaik.com


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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UNIVERSITÄT/210: Mainz - Amerikaforschung von der Kolonialzeit bis ins 21. Jahrhundert (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 10.02.2017

Neues Obama Institute betreibt Amerikaforschung von der Kolonialzeit bis
ins 21. Jahrhundert

Interdisziplinäre und transregionale Forschungsplattform an der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz eingerichtet



Mit dem neu gegründeten Obama Institute for Transnational American Studies
hat das Department of English and Linguistics der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz (JGU) eine interdisziplinäre Forschungsplattform
eingerichtet, die die Rolle der USA in einer sich wandelnden globalen Welt
aus dem Blickwinkel von Kultur, Geschichte, Literatur, Medien, Wirtschaft,
Recht, Religion, Medizin, Kunst und Musik untersucht. Dabei ist die
Forschung am Obama Institute richtungsweisend für die Neudefinition von
Area Studies und Kulturwissenschaften im 21. Jahrhundert und schließt eine
Lücke in der Forschungslandschaft, indem es amerikanistische Forschung
nicht länger auf die Nationengrenzen der USA beschränkt. Das Obama
Institute untersucht neben kulturellen Austauschprozessen ebenso
Wechselbeziehungen unterschiedlichster Art und fragt beispielsweise, wie
sich Nationalstaaten wie die USA zu Beginn des 21. Jahrhunderts neu
formieren, wie sich infolge der vielfältigen Herausforderungen globaler
Migration und Flüchtlingsbewegungen neue Gesellschaftszusammenhänge
etablieren und wie sich Dialogprozesse - etwa zwischen indigenen Gruppen
und Siedlergesellschaften - vollzogen haben.


"In Verbindung mit unserem dreigliedrigen Forschungsansatz aus
Transnationalität, Interdisziplinarität und Interkulturalität ist es diese
thematische und die damit verbundene fachliche Breite, die das neue Obama
Institute auszeichnen und von der die Forschung und Lehre im Bereich der
American Studies an der JGU profitieren", betont Prof. Dr. Alfred Hornung,
Sprecher des Obama Institute. Derzeit arbeiten rund 50
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus verschiedenen Forschergruppen
der Kultur-, Literatur-, Geschichts-, Sozial- und Rechtswissenschaften
sowie der Geographie disziplinübergreifend an Forschungsprojekten des
Obama Institute zusammen. Zudem werden mit dem Obama Fellowship
Gastwissenschaftler aus den USA an die Johannes Gutenberg-Universität
Mainz eingeladen, um hier zu forschen und zu lehren. Im Bereich der
Nachwuchsförderung vergibt das Obama Institute seit 2015 jährlich den mit
1.000 Euro dotierten Obama Dissertation Prize für die beste Doktorarbeit
im Bereich der transnationalen Amerikastudien.

"Mit der mit Barack Obama, dem 44. Präsidenten der Vereinigten Staaten,
abgestimmten Namensgebung der neuen Forschungsplattform möchten wir in
Lehre und Forschung die mit seiner Konzeption verbundene Idee eines
multiethnischen, weltoffenen und liberale Werte international vertretenden
Landes vermitteln - zum Verständnis der transnationalen Position der
amerikanischen Gesellschaft im 21. Jahrhundert", so Prof. Dr. Alfred
Hornung stellvertretend für das Executive Board des neuen Obama Institute.

"Die Amerikanistik der Johannes Gutenberg-Universität Mainz hat im
Forschungsrating des Wissenschaftsrats in allen vier Kriterien -
Forschungsqualität, Reputation, Forschungsermöglichung sowie Transfer an
außeruniversitäre Adressen - sehr gute bis herausragende Bewertungen und
damit Top-Platzierungen im bundesweiten Vergleich erzielt", betont der
Präsident der Johannes Gutenberg-Universität Mainz, Prof. Dr. Georg
Krausch. "Dies belegt die Leistungsfähigkeit der Mainzer Amerikanistik,
die durch die Vernetzung innerhalb des interdisziplinär aufgestellten
Obama Institute noch weiter verstärkt wird", so Krausch. Darüber hinaus
ist die Mainzer Amerikanistik auf europäischer Ebene vielfach vernetzt, so
etwa mit dem Clinton Institute des University College Dublin, dem
Rothermere American Institute an der Universität Oxford, dem Eccles Center
for American Studies in London oder dem Roosevelt Institute for American
Studies in den Niederlanden. Zudem bestehen vielzählige internationale
Partnerschaften, etwa der Stanford University in Kalifornien, der Columbia
University in New York, dem Kings College London oder der University of
Sydney. Seit vielen Jahren unterhält die Mainzer Amerikanistik eine
Trinational Summer School, ein Kooperationsprojekt mit der Georgia State
University and Peking University, das den internationalen
Doktorandenaustausch und gemeinsame Forschungsprojekte im Bereich der
Amerikanistik befördert.


Weiterführende Links:

https://www.winter-verlag.de/en/detail/978-3-8253-6675-9/Hornung_Ed_Obama_and_Transnational/

- Alfred Hornung (Hg.), Obama and Transnational American Studies,
Universitätsverlag WINTER Heidelberg, 2016

http://www.uni-mainz.de/presse/54447.php

- Pressemitteilung "Forschungsrating des Wissenschaftsrats bewertet Mainzer
Amerikanistik mit Top-Platzierungen" (07.12.2012)

http://obama-institute.com

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, Petra Giegerich, 10.02.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/4820: Unna - Sprachkenntnisse auffrischen und erweitern ab 20.2.2017


VHS-Aktuell: Sprachkenntnisse auffrischen und erweitern 

Neue Kurse beginnen in fünf Sprachen



Kreisstadt Unna. Vorhandene Sprachkenntnisse auffrischen oder neue
Sprachen erlernen, beides ist an der VHS Unna Fröndenberg Holzwickede
möglich. Neue Sprachkurse werden ab dem 20. Februar 2017 in folgenden
Bereichen angeboten:

• Das breiteste Themenspektrum bieten die Englischkurse: Der
"Refresher A2" richtet sich an Menschen mit verschütteten
Grundkenntnissen der englischen Sprache, die in zwei Semestern ihre
Fertigkeiten strukturiert aufarbeiten möchten. Der Auffrischungskurs
unter Leitung von Anette Fischer findet ab dem 21. Februar 2017,
dienstagabends im zib statt.

• Ein neuer Kurs "Business English for Beginners" beginnt
ebenfalls am 21.Februau 2017 und läuft über 15 Termine im zib. Dieser
Kurs richtet sich an Teilnehmende mit geringen Vorkenntnissen und legt
den Schwerpunkt auf berufliche Fragestellungen.

• Für Reiselustige eignet sich der Kurs "English for Tourists",
der an fünf Terminen samstagvormittags die wichtigsten Vokabeln und
Redewendungen für den Urlaub vermittelt. Dieses Angebot beginnt am
Samstag, 25. Februar 2017 und findet einmal im Monat im zib statt.
Auch hier sind Vorkenntnisse auf Grundstufenniveau wünschenswert.

• Wer eine Sprache neu erlernen möchte, kann dies ebenfalls ab
dem 20. Februar 2017 tun: Neue Anfängerkurse bietet die VHS in den
Sprachen Französisch, Italienisch, Spanisch, Arabisch und
Portugiesisch an. Die Gebühr beträgt 71 Euro/erm. 36 Euro für 15
Termine.

Anmeldungen für alle Kurse nimmt die VHS telefonisch unter
02303/103-713 bzw. 103-714 oder online unter www.vhs-zib.de gerne
entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 9. Februar 2017

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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VORTRAG/8123: Oldenburg - Universitätspredigten am 28.5., 2.7. und 5.11.2017


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Universitätspredigten



Bei den "Universitätspredigten" thematisieren WissenschaftlerInnen der
Universität in Gottesdiensten aktuelle gesellschaftliche,
wissenschaftliche, ethische und religiöse Fragen. Dabei werden neben
fachlichen auch persönliche Perspektiven der Lehrenden sichtbar.

Universitätspredigten 2017 

jeweils ab 10.00 Uhr in der St. Lamberti-Kirche

- 12. Februar: Ökonomin Stephanie Birkner; Predigt zum Gleichnis von
den Arbeitern im Weinberg (Matthäus 20, 1-16)

- 28. Mai: Prof. Dr. Dr. Volker Boehme-Neßler, Jurist und
Politikwissenschaftler, zur gesellschaftlichen Bedeutung von Recht und
Gerechtigkeit, Wahrheit, zur gesellschaftlichen Bedeutung von Recht
und Gerechtigkeit, Wahrheit und Aufrichtigkeit;

- 2. Juli: Prof. Dr. Jakob Wöhrle, Alttestamentler, zum "Verlorenen
Sohn" und über die Frage, ob Gott eigentlich Menschen abhandenkommen;

- 5. November: Prof. Dr. Michael Freitag, Allgemeinmediziner, über das
Danklied des genesenen Königs Hiskia und die Gnade, nach Krankheit
wieder gesund zu werden.

uol.de/universitaetspredigten

 * 

Quelle:

Pressedienst der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation

Redaktion: Dr. Corinna Dahm-Brey

26111 Oldenburg

Tel: 0441 / 7 98 - 54 46, Fax: 0441 / 7 98 - 55 45

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de
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REZENSION/034: Klaus-Rüdiger Mai - Gutenberg. Der Mann, der die Welt veränderte (SB)


Klaus-Rüdiger Mai



Gutenberg. Der Mann, der die Welt veränderte

von Christiane Baumann




Mediale Zeitenwende: die Welt Johannes Gutenbergs. Zur neuesten
Biografie von Klaus-Rüdiger Mai.

Wie schon bei seinen Biografien über Luther und Dürer geht es
Klaus-Rüdiger Mai auch in seinem neuesten Buch zu Johannes Gutenberg
um höchst aktuelle Fragen. Gutenberg war der "Steve Jobs der
Renaissance", wie auf dem Einband zu lesen ist. Der Vergleich mit dem
Apple-Gründer, marketingstrategisch klug gewählt, hat viel für sich.
Beide waren Erfinder, Unternehmer und Visionäre. Der eine machte das
Buch, das bislang nur den Eliten zur Verfügung stand, zum
Massenmedium, der andere entwickelte u.a. iPod, iPhone und iPad und
ließ den Computer alltagstauglich werden. Die Analogie, die zunächst
neugierig macht, wird beim Lesen der Biographie zur Folie, provoziert
Fragen zu unserem digitalen Zeitalter, das als vierte industrielle
Revolution gelten kann. Dabei zieht Klaus-Rüdiger Mai eher
unaufdringlich Parallelen zwischen unserem Heute und einer vergangenen
Zeit, die mit ihrem Finanzgebaren, ihren Geschäftspraktiken und ihrem
Marktdenken plötzlich sehr gegenwärtig wirkt. So wie Gutenbergs
Erfindung des Drucks mit beweglichen Lettern die Welt revolutionierte
und den Beginn der europäischen Wissensgesellschaft markierte, die den
schriftlichen Diskurs als Zeichen des Fortschritts feierte, erleben
wir mit dem World Wide Web einen Wandel, der alle Lebensbereiche
radikal verändert. Mai interessiert genau dieser, wie er ihn nennt,
gesellschaftliche Paradigmenwechsel.

Daneben wird ein zweiter Vorgang wichtig. Wie schon in seiner
Dürer-Biographie will Mai hinter dem Überlieferten, in diesem Fall
hinter der Legende, der "Maske" Johannes Gutenberg, den Menschen Henne
zur Laden, wie er genannt wurde, sichtbar machen. Die Biographie geht
somit von Henne zur Laden aus und versucht, der Legende ihre Identität
zurückzugeben. Nähert man sich Johannes Gutenberg, so ist die
biographische Faktenlage vergleichsweise bescheiden. Doch gerade das
macht es für Mai reizvoll, Lebenswelt und Zeitgeist, die historische
Folie aufzurollen, um über diesen Weg dem Mainzer Patrizier Henne zur
Laden zu begegnen. Dabei folgt er dem Grundsatz der Plausibilität,
ohne "skrupulös zu zaudern" (S. 22), wenn es gilt,
Gestaltungsspielräume zu nutzen oder Gedankenspielen nachzugehen.
Angesichts der überschaubaren Gutenberg-Forschung und dürren
Kenntnisse zum Leben des Erfinders des Buchdrucks erweist sich Mais
ästhetisches Verfahren, das er bei seinem Luther-Buch entwickelte und
in seinem Dürer-Band verfeinerte, ausgehend von wissenschaftlichen
Recherchen der historischen Wahrheit nachzuspüren und zugleich der
dichterischen Phantasie Räume zu eröffnen, als produktiv. In diesem
archäologischen Sichtungsprozess werden neue Lesarten möglich, wie die
des Erfinders und Künstlers Gutenberg, der ästhetischen
Gestaltungswillen mit handwerklichem Geschick verband, des knallhart
kalkulierenden Geschäftsmannes und findigen Finanziers.

Indem Mai die Frage aufwirft, warum der Buchdruck in Mainz und nicht
in den damaligen Kultur- und Wissenschaftsmetropolen Paris, Rom
Florenz oder Bologna erfunden wurde, unterstreicht er seine
sozial-historisch fundierte Methode, die nicht der Legendenbildung
nacheifert, sondern den Menschen Gutenberg in seinen sozialen
Beziehungen ausleuchtet. Spätestens an dieser Stelle hat das Buch den
Leser gepackt, womit auch ein dritter Vorgang benannt ist, der die
Biografie trägt. Mai entwirft ein beziehungsreiches und plastisches
Bild von Gutenberg im "Herbst des Mittelalters", das "in seiner
Vielfalt nicht nur im Bereich der Kunst, der Literatur, der Technik
und der Wissenschaft, sondern auch in allen Bereichen der Wirtschaft,
von der teils manufakturartigen Produktion bis hin zu hochinnovativen
Finanzierungs- und Geldgeschäften" (S. 101) glänzte und von dessen
Freizügigkeit im Denken wir kaum noch eine Vorstellung haben. Dabei
kann Mai aus einem Materialfundus schöpfen, den er in
Vorgänger-Werken, in seinem Bach-, Luther- oder Dürer-Buch,
ausgebreitet hat.

Die spannende, biographische Reise bringt dem Leser Gutenberg als Sohn
eines Patriziers und einer vermögenden Kaufmannstochter, somit der
reichen städtischen Oberschicht entstammend, nahe. Seine Kindheit wird
geprägt von den Auseinandersetzungen zwischen Zünften und Patriziat,
das, geht es nach zünftischem Willen, endlich auch Steuern und Abgaben
zahlen soll. Gutenberg erlebt somit in der Kindheit die Brüchigkeit
der Lebensverhältnisse, den Niedergang der Stadt Mainz wie auch den
Machtverlust seines Standes und seiner Familie. Er spürt diese
Brüchigkeit nicht zuletzt im Großen Abendländischen Schisma, der
zeitweisen Spaltung der lateinischen Kirche. Mai nimmt für Gutenberg
eine zweijährige Erfurter Studienzeit in Anspruch, für die es zwar
keine Belege, aber Indizien gibt, wie seine Verankerung in der "via
moderna", die ihn mit William von Ockhams Philosophie in Berührung
brachte und schließlich jene geistigen und handwerklichen Grundlagen
lieferte - Kenntnisse in Latein, im Kopieren von Büchern und im
professionellen Umgang mit der Schrift - ohne die die Erfindung des
Buchdrucks nicht gelingen konnte. Mai entwirft eine Biografie von
Henne zur Laden, der eigentlich von seinen Renten hätte leben können
und wirtschaftlich unabhängig war, als einem durchsetzungsstarken,
cleveren Geschäftsmann, dessen Weg zum Buchdruck nicht über das Buch,
sondern über Marktverständnis, Managementfähigkeiten, Finanzgeschick
und über das Interesse an der Mechanik führte. Gepaart mit seiner
"Fähigkeit, arbeitsteilige Prozesse zu entwickeln, in der Erkenntnis
zudem der Möglichkeiten eines mechanischen Werkzeuges - der Presse -
als industrielles Vervielfältigungsmittel" (S. 150) gelangte er zum
Buchdruck.

Mais "Lesart" von Gutenberg versteht sich als Plädoyer für ein
Unternehmertum, das die Innovation suchte und selbstverständlich damit
Geld verdienen wollte. Ob beim Aachener Pilgerspiegel oder beim
Bibel-Druck - Gutenberg war beseelt vom Drang "als freier Unternehmer
auf dem Markt zu reüssieren, ihn zu erobern" wie sein Genie darin
bestand, "beides, Maschinen und Verfahren, Technik und Technologie
zusammenzudenken" (S. 167). Somit wird das Genie sozial "geerdet", die
historischen Rahmenbedingungen seiner Erfindung werden nachgezeichnet,
Gerichtsprozesse nüchtern in ihren Interessenlagen beleuchtet. Mai
setzt gegen Spekulation und von heutigem Denken geprägte Sichtweisen
die historische Analyse, polemisiert gegen übermäßiges
Psychologisieren oder gar Moralisieren. Er sondiert akribisch, wenn es
darum geht, Indizien zum Beweis zu erheben, fügt Puzzleteile zusammen,
bis das, was gewesen sein könnte, auch ist. Dabei verfügt er über die
Fähigkeit, mit ungeheurer Phantasie den Leser in die mittelalterliche
Szenerie zu versetzen, wie die Große Aachener Heiligtumsfahrt von 1440
zeigt. Und aus diesem historischen Zeitverständnis heraus beantwortet
er auch die Frage, was Gutenberg mit seiner Bibel, diesem
"Renommierobjekt" eigentlich bezweckte: "Im Werk sollte seine Buße
liegen - und Triumph, Vergebung und Heiligung" (S. 227). Das
gottgefällige Streben sollte die Erlösung nach dem Tod sichern.

Das freie Unternehmertum eines Gutenbergs, die Freiheit eines
Christenmenschen Luthers als Geburtsstunde des schöpferischen Ichs und
die Universalität im Denken eines Dürers, so wie sie Klaus-Rüdiger Mai
nicht zufällig in drei großartigen Biografien beschrieben hat, stießen
das Tor auf zur Neuzeit, zum deutschen Humanismus, der - wurzelnd im
christlichen Wertekanon - eine nationale kulturelle Identität in
Deutschland begründete. Mai hat in seinen panorama-artigen
Romanbiografien den gesellschaftlichen Umbruch vom Mittelalter zur
Renaissance in allen Facetten, von der Literatur und Kunst über
Technik, Wissenschaft und Wirtschaft, beschrieben. Gutenberg stand am
Anfang dieser Entwicklung. Er war der Erfinder der ersten Technologie
zur Massenkommunikation und schuf damit die Voraussetzung für eine
gesellschaftliche Öffentlichkeit, wie sie sich bis heute in unsere
Demokratie fortgesetzt hat. Ohne ihn ist die Reformation, in der
gedruckte Flugschriften zu einem wichtigen Propagandainstrument
wurden, undenkbar. Sie wurde wiederum Dürer in seiner Krise zum Anker.
So begegnen sich letztlich drei Geistesgrößen in einer sozialen
Umwälzung und in einem Prozess geistig-kultureller Erneuerung, der die
Welt grundlegend veränderte. Aus dieser historischen Perspektive, die
den Chancen des gesellschaftlichen Umbruchs nachfragt, kann Mai
entschieden kulturpessimistischem Denken entgegentreten, im dem das
Internet als Ende der "Gutenberg-Galaxis" und als Bedrohung des
Individuums firmiert. Durch die Gutenberg-Brille gesehen, ist das
Internet nur ein weiterer Quantensprung in unserer gesellschaftlichen
Kommunikation, allerdings unter einer wesentlichen Bedingung: "wenn
wir lernen, damit umzugehen" (S. 322). Damit ist Mai bei hochaktuellen
Fragen, die Philosophen wie Richard David Precht, Informatiker wie
Manfred Broy oder Soziologen wie Zygmunt Bauman umtreiben bzw. zur
Diskussion gestellt haben. Die digitale Zeitenwende muss gestaltet
werden, darf im Ergebnis nicht nur "Effizienzgewinn und
Monopolisierung um jeden Preis"[1] sein, sondern bedarf einer
gesellschaftlichen Vision. Das jedoch ist keine technische, sondern
eine politische Aufgabe.

Gutenberg ist nicht zuletzt ein im Äußeren sehr anspruchsvolles
Buch, das den Gegenstand "sichtbar" macht, indem Gutenberg-Bibelseiten
auf Pergament eingelegt wurden und mit roter Farbe - "rubrum" -
Absätze, Überschriften, Zitate usw. hervorgehoben, d.h. "rubriziert"
(S. 255) wurden, wie es zu Gutenbergs Zeiten üblich war. Der Text im
Blocksatz kennt keine herkömmlichen Absätze, reduziert die Leere (der
Seiten) und antizipiert damit "eine Geschlossenheit der Welt im Sinne
eines von Gott geordneten Universums" (S. 254), wie sie dem
Zeitverständnis Gutenbergs entsprach. Kostproben buchmalerischer
Gestaltung werden eingeflochten, so dass der Leser einen bildlichen
Eindruck, von den Anfängen des Gutenberg'schen Buchdrucks bekommt. In
der Form wird das Erzählte visuell erlebbar.

Kurz: In Gutenberg treffen sich in ganz wunderbarer Weise
Philosophie, Geschichte und Buchdruck in einer hochaktuellen und
schillernd erzählten Biographie über den Erfinder des industriellen
Buchdrucks, präsentiert in einem meisterhaften Werk heutiger
Buchkunst.


Anmerkung:

[1] Broy, Manfred und Richard David Precht: Daten essen Seele
auf. In: Die Zeit, No. 5, 26. Januar 2017, S. 8.
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TREFF/496: Bielefeld - "Bookart & Bücherklinik" am 17. Februar 2017


Alte Bücher neu nutzen



Bielefeld (bi). "Bookart & Bücherklinik" heißt das Thema einer
Veranstaltung am Freitag, 17. Februar, um 14.30 Uhr in der
Stadtbibliothek am Neumarkt. Im Rahmen der Reihe "Irgendwas is immer"
stellen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadtbibliothek Ideen
vor, wie aus alten Büchern kleine Kunstwerke gestaltet oder alte
Lieblingsbücher repariert werden können. Die Bücher müssen mitgebracht
werden. 

Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 13. Februar 2017

Herausgeber: Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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ASIEN/703: Annäherung zwischen Peking und dem Vatikan bringt China keine Religionsfreiheit


Presseerklärung vom 10. Februar 2017

Jahrzehntelanger Streit kurz vor Beilegung: 

Annäherung zwischen Peking und dem Vatikan bringt China keine Religionsfreiheit



Die Annäherung zwischen der chinesischen Regierung und dem Vatikan,
die ihren jahrzehntelangen Streit über die Berechtigung zur Ernennung
von Bischöfen beilegen wollen, ist nach Auffassung der Gesellschaft
für bedrohte Völker (GfbV) kein Anlass zur Hoffnung auf mehr
Religionsfreiheit in China. "Natürlich ist es sinnvoll, einen Streit
beizulegen. Doch niemand sollte die Hoffnung haben oder erwecken, dass
die chinesische Regierung ernsthaft Religionsfreiheit respektiert.
Alle Glaubensgemeinschaften in China leiden unter massiven
Einschränkungen, die unter der Regierung Xi Jinping deutlich
zugenommen haben", kritisierte der GfbV-Asienreferent Ulrich Delius am
Freitag in Göttingen. "Wenn sich Chinas Christen zukünftig in
Selbstzensur üben, um dem Diktat der Kommunistischen Partei gerecht zu
werden, dann verliert die Kirche die moralische Autorität. Doch gerade
das hat sie für Millionen Chinesinnen und Chinesen so attraktiv macht,
dass sie in ihr Halt und Orientierung suchen."

Der Hongkonger Kardinal John Tong Hon hatte in einem am Donnerstag
veröffentlichten Beitrag für die Hongkonger katholische Wochenzeitung
"Sunday Examiner" erklärt, der Streit um die Bischofsernennung sei
gelöst. Damit sei ein wichtiges Hindernis für die Normalisierung der
beiderseitigen Beziehungen beseitigt. Chinas Behörden und der Vatikan
streiten seit Jahrzehnten um das Recht zur Ernennung von Bischöfen.
Seit dem Jahr 1951 sind die diplomatischen Beziehungen zwischen der
Volksrepublik und dem Vatikan unterbrochen.

"Christen, Buddhisten und Muslime haben seit der Kulturrevolution in
den 60er-Jahren nicht mehr so sehr unter Verfolgung gelitten wie seit
Xi Jinpings Ernennung zum KP-Generalsekretär im Jahr 2012", sagte
Delius. "Auch staatliche Anerkennung schützt nicht vor Verfolgung." So
wurden seit 2014 in der Küstenprovinz Zhejiang von 1.500 offiziell
registrierten und genehmigten Kirchen auf Anordnung der Behörden die
Kreuze heruntergerissen und mindestens 37 Gotteshäuser zerstört. "Xi
Jinping setzt kompromisslos auf eine Politik der Sinisierung des
Glaubens. Dies hat nichts mit chinesischer Sprache und Kultur zu tun,
sondern bedeutet den absoluten Machtanspruch der Atheismus
propagierenden Kommunistischen Partei über alle religiösen Fragen. So
werden protestantische Hauskirchen zerschlagen, Pastoren verhaftet und
wegen vermeintlicher gemeiner Strafdelikte vor Gericht gestellt,
Kirchgänger und Priester mit Kameras überwacht. Chinas Behörden setzen
auf absolute Kontrolle. Wer Glaubensfreiheit sichern will, sollte sich
auf keine Zusagen der chinesischen Regierung verlassen."

 * 

Quelle:

Presseerklärung Göttingen, den 10. Februar 2017

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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ATTAC/1777: Stopp CETA - Attac bei europäischer Demo in Straßburg


Attac Deutschland - Presseankündigung

Frankfurt am Main, 10. Februar 2017

Stopp CETA: Attac bei europäischer Demo in Straßburg

EU-Parlament entscheidet am 15. Februar über EU-Kanada-Abkommen



Mittwoch, 15. Februar 2017, 10.30 Uhr

Place Kléber (ehem. Barfüßlerplatz), Straßburg, Frankreich

Das europäische Attac-Netzwerk mobilisiert für Mittwoch zu einer
internationalen Demonstration gegen CETA in Straßburg. Anlass ist die
Abstimmung des Europaparlaments über das umstrittene
EU-Kanada-Freihandelsabkommen an diesem Tag. Aus Deutschland beteiligen
sich Attac-Aktive aus mehr als zwölf Städten an den von einem breiten
Bündnis getragenen Protesten. Aus Frankfurt am Main, Mannheim und
Darmstadt fahren von Attac organisierte Busse nach Straßburg.

Es steht zu befürchten, dass das EU-Parlament CETA mehrheitlich
durchwinken wird. Indirekt würden die Abgeordneten damit auch den
Startschuss geben für die vorläufige Anwendung des Freihandelsabkommens
- noch vor seiner Ratifizierung durch die nationalen Parlamente.

Roland Süß von Attac Deutschland: "Das werden wir nicht schweigend
hinnehmen und unseren deutlichen Protest in Straßburg hör- und sichtbar
machen. CETA stärkt die Macht großer Konzerne auf Kosten von Umwelt- und
Verbraucherschutz, Arbeitnehmerrechten und Demokratie und gefährdet das
Allgemeinwohl auf beiden Seiten des Atlantiks. Unser breiter
demokratischer Widerstand wird weitergehen."

Mehr als 3,5 Millionen Menschen haben die selbstorganisierte Europäische
Bürgerinitiative gegen TTIP und CETA unterzeichnet. Zuletzt gingen im
Herbst allein in Deutschland 320.000 Bürgerinnen und Bürger gegen die
Freihandelsabkommen auf die Straße. Zuvor beteiligten sich
Hunderttausende an Demonstrationen in Berlin und Hannover.

Die Demonstration am Mittwoch in Straßburg beginnt um 10.30 Uhr auf der
Place Kléber. Um 11.30 Uhr starten eine Kundgebung und Aktionen vor dem
Europaparlament. Nach der Entscheidung des Parlaments (voraussichtlich
gegen 14 Uhr) beginnt eine große internationale Versammlung, bei der
weitere Aktivitäten gegen CETA beraten werden. Bereits am Dienstagabend
gibt es einen Empfang und ein Konzert mit Ansprachen. Beginn ist um 18
Uhr im autonomen Zentrum Molodoï (19, rue du Ban de la Roche).


Weitere Informationen:

www.attac.de/ceta-strassburg

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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LESUNG/5597: Hamburg - Kulturcafé Komm du | SuedLese - "Farnstedt Forever" (Erzählung) - Autorenlesung mit Ulrike Burbach, 1.4.2017


Kulturcafé Komm du - April 2017

"Farnstedt Forever" (Erzählung) | Autorenlesung mit Ulrike Burbach

Lesung im Rahmen der SuedLese 2017 am Samstag, den 1. April 2017, 15.00 bis 17.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer mit einem Foto der Autorin Ulrike Burbach und des Buchcovers 'Glückstage' - Foto: © by Ulrike Burbach]





Das Komm du lädt ein zu einer Autorenlesung im Rahmen der SuedLese Literaturtage 2017

am Samstag, den 01.04.2017, 15.00 bis 17.00 Uhr:

Ulrike Burbach liest die Erzählung "Farnstedt Forever" aus
ihrer Kurzgeschichtensammlung "Glückstage"

Editha, Redakteurin einer Stadtteilzeitung und vor kurzem fünfzig
geworden, steckt in einer Krise - mit sich selbst, mit ihrem Sohn,
der langsam erwachsen wird und mit ihrem Mann, der nicht mehr viel
Zeit zuhause verbringt. Da kommt ihr die Geschichte des alten
Dörfchens Farnstedt gerade recht, dessen Fortbestand durch die Pläne
eines Großkonzerns, der dort einen Freizeitpark errichten will,
gefährdet ist. Editha wittert ihre Chance; sie will eine große
Reportage über den Ort machen. Dabei lernt sie die Mitglieder der
Bürgerinitiative "Farnstedt Forever" kennen, die fast alles für die
Weiterexistenz ihrer Heimat tun würden ... Sensibel und temporeich
erzählt, anspruchsvoll, ohne daß der Unterhaltungswert leidet.
"Glückstage" ist Ulrike Burbachs dritte
Kurzgeschichtensammlung.


Die Lesung im Kulturcafé Komm du beginnt um 15:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Portrait der Autorin Ulrike Burbach und Buchcover 'Glückstage' - Foto: © by Ulrike Burbach]

Im Rahmen der SuedLese 2017 liest Ulrike Burbach die Erzählung "Farnstedt Forever"
 aus ihrer Kurzgeschichtensammlung "Glückstage"

Foto: © by Ulrike Burbach




Über die Autorin:

Ulrike Burbach, geboren 1962 in Duisburg, studierte
Germanistik, Politik und Philosophie in Duisburg und Hamburg.
Anschließend arbeitete sie zeitweilig beim Feuilleton des "Hamburger
Abendblattes" und bei "Rund um Neu Wulmstorf". Nach der Geburt ihrer
Kinder begann sie Kurzgeschichten zu schreiben, denn sie ist
fasziniert vom Akt des Geschichtenerzählens und dem Klang der
deutschen Sprache. Einige Kurzgeschichten wurden in "spielen und
lernen" und in dem Literaturmagazin "Das dosierte Leben"
veröffentlicht. Es folgten Lesungen im "Frauenkunstreich" in Hamburg
und im "Courage" in Neu Wulmstorf. Im Jahr 2016 wurde die Erzählung
"Wüstenkinder" auf zwei Lesungen vorgestellt: zunächst im Rahmen der
SuedLese-Tage im Komm du, später während des Kultursommers
"Grenzenlos" im Kulturbahnhof Holm - Seppensen.

Weitere Kurzgeschichten erschienen unter den Titeln "Frischlinge"
und "Maleene" als ebooks bei Amazon. Ein neues Buch ist derzeit in
Arbeit. Außerdem ist Ulrike Burbach als Tänzerin und Malerin
tätig, arbeitet als Lesepatin bei "Mentor" und leitet sowohl den
Künstlerstammtisch in Neugraben als auch einen Gesprächskreis für
hochbegabte Frauen.

Ulrike Burbach - Homepage:

http://www.jerzykowski.wix.com/ulrikeb
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen.

Britta Barthel und Mensen Chu geben mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, haben sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch, hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und Zeit ...

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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AUSSICHTEN/7821: Und morgen, den 14. Februar 2017 (SB)


+++ Vorhersage für den 14.02.2017 bis zum 15.02.2017 +++






[image: Jean-Luc 7821 Wetterfrosch - © 2017 by Schattenblick]






Früher Nebel, kühler Tag,

Sonnenschein und Himmelblau,

so wie es ein Mensch doch mag.

Jean Schlaffrosch hätt's lieber grau.
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MELDUNG/077: Menschenrechtsgerichtshof prüft Push-Backs nahe Idomeni (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 13. Februar 2017

Menschenrechtsgerichtshof prüft Push-Backs nahe Idomeni - Mazedonien
muss Stellung zu Rückschiebe-Praxis nehmen

Geflüchtete aus Syrien, Irak und Afghanistan fordern ihr Recht auf
Rechte 



Etappensieg gegen die Rückschiebe-Praxis in Europa: Der Europäische
Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) in Straßburg prüft die massenhaften
Push-Backs (dt. völkerrechtswidrige Zurückschiebungen) von Geflüchteten
nahe des Lagers Idomeni an der mazedonisch-griechischen Grenze im März
2016. Dazu hat der Gerichtshof der Regierung Mazedoniens die Beschwerden
von acht Schutzsuchenden aus Syrien, Irak und Afghanistan zur Stellungnahme
zugestellt.

Die Geflüchteten hatten im September 2016 mit Unterstützung des European
Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR) und PRO ASYL wegen der
Push-Backs Individualbeschwerden gegen Mazedonien eingelegt. Sie machen
geltend, dass Mazedonien mit den Push-Backs gegen die Europäische
Menschenrechtskonvention (EMRK) verstoßen hat. Die mazedonische Regierung
muss bis zum 18. Mai 2017 Stellung nehmen. Auch zivilgesellschaftliche
Organisationen oder Universitäten können nun zu dem EGMR-Verfahren eine
rechtliche Einschätzung einreichen.

»Mit den Push-Backs - sei es damals in Idomeni oder aktuell an der Grenze
zwischen Serbien und Ungarn - setzen die Regierungen in Europa grundlegende
Menschenrechte außer Kraft«, sagte ECCHR-Generalsekretär Wolfgang Kaleck.
»Geflüchtete und MigrantInnen haben ein Recht auf Rechte. Das kann der EGMR
mit dem Idomeni-Fall beispielhaft feststellen.« Auch Karl Kopp,
Europa-Referent von PRO ASYL, begrüßte, dass der EGMR, die
Individualbeschwerden gegen Mazedonien so zügig angenommen hat: »Die
Push-Backs bei Idomeni waren ein Verstoß gegen das Verbot der
Kollektivausweisung und gegen das Recht der Schutzsuchenden auf effektiven
Zugang zu einem Rechtsbehelf. Diese eklatanten Menschenrechtsverstöße
lassen sich weder in Mazedonien noch in einem anderen Land Europas mit
einem angeblichen 'Ausnahmezustand' rechtfertigen.«

Die Beschwerdeführenden, zwei Frauen und sechs Männer, überquerten am 14.
März 2016 gemeinsam mit etwa 1.500 anderen Geflüchteten die
griechisch-mazedonische Grenze. Das mazedonische Militär setzte sie fest
und zwang sie zurück nach Griechenland. Die Beschwerdeführenden hatten
keine Möglichkeit, Antrag auf Asyl zu stellen oder ein Rechtsmittel gegen
die Maßnahme einzulegen. Durch die Rückschiebung ohne jegliches
individuelles Verfahren und ohne Rechtsschutzmöglichkeit verstieß
Mazedonien gegen Artikel 4 des Vierten Zusatzprotokolls (Verbot der
Kollektivausweisung) und gegen Art. 13 (Recht auf effektive Rechtsmittel)
der EMRK.

Das ECCHR setzt sich seit 2014 mit rechtlichen Interventionen gegen die
Abschiebepraktiken in Europa ein und unterstützt auch die EGMR-Beschwerden
von zwei Geflüchteten gegen Spaniens Push-Back-Praxis an der Grenze zu
Marokko in Melilla. PRO ASYL dokumentiert seit 2012 zahlreiche
Push-Back-Operationen in der Ägäis und unterstützt die Klagen der
Überlebenden des Grenzüberwachungseinsatzes von Farmakonisi vor dem EGMR.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 13. Februar 2017

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/368: Trier - "Gestapo-Terror in Luxemburg", 15.02.-15.04.2017


UNIVERSITÄT TRIER

Ausstellung zu "Gestapo-Terror in Luxemburg"

Eröffnung in der Universitätsbibliothek Trier am 15. Februar



Über die NS-Herrschaft im okkupierten Luxemburg während des Zweiten
Weltkriegs ist in Deutschland immer noch viel zu wenig bekannt. Eine
Ausstellung, die vom 15. Februar bis zum 15. April 2017 in der
Universitätsbibliothek Trier zu sehen ist, gibt nun Einblick in einen
besonders erschreckenden Aspekt dieser Periode: Unter dem Titel
"Gestapo-Terror in Luxemburg - Verwaltung, Überwachung, Unterdrückung"
macht sie deutlich, wie der Unterdrückungs- und Bespitzelungsapparat
der Nationalsozialisten im annektierten Großherzogtum funktionierte.

Anhand von Schautafeln wird die Gestapo als Werkzeug dieses Regimes
beschrieben; ihr Aufbau und Wirken, ihre Beamten und Helfer - darunter
auch Luxemburger Kollaborateure - und vor allem ihre Opfergruppen
werden ebenso beleuchtet wie Einzelbiographien auf Täter- und
Opferseite.

Die Wanderausstellung wurde erarbeitet vom Musée national de la
Résistance Esch-sur-Alzette (Luxemburg) in Kooperation mit der
Universität Trier, dem Centre de documentation et de recherche sur la
Résistance Luxembourg und dem Verein NS-Familien-Geschichte:
hinterfragen - erforschen - aufklären e. V. Ergänzt wird sie durch
Bücher zum Thema aus dem Bestand der Universitätsbibliothek Trier.

Bei der Ausstellungseröffnung am 15. Februar um 18.15 Uhr wird Dr.
Thomas Grotum (Neuere und Neueste Geschichte, Universität Trier) in
einem Vortrag in die Materie einführen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 22/2017 vom 09.02.2017

Universität Trier

Universitätsring 15, 54296 Trier

Pressestelle

Telefon: 0651 201-4239, Fax: 0651 201-42 47

E-Mail: presse@uni-trier.de

Internet: www.pressestelle.uni-trier.de
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TREFF/508: Kassel - Führung durch die Sonderausstellung "DEIN! Stadtmuseum" am 19.2.2017


Führung durch die Sonderausstellung "DEIN! Stadtmuseum"



"Zünfte, Manufakturen und Industriebetriebe" ist der Titel einer
Dauerausstellung, die die wirtschaftliche Entwicklung der
Landgrafschaft Hessen-Kassel seit dem Mittelalter bis in die Gegenwart
zeigt. Durch die Dauerausstellung im Stadtmuseums führt am Sonntag,
19. Februar, 14 Uhr, Museumsführerin Margret Baller. Der Eintritt in
das Museum beträgt vier Euro, ermäßigt drei Euro. Die Teilnahme an der
Führung ist kostenlos.

Von der Ansiedelung flämischer Kaufleute im neuen Stadtteil Freiheit
über das Schmieden der Herkules Figur im frühindustriellen Messinghof
bis hin zur Waffenproduktion der Firma Henschel im 20. Jahrhundert -
die Geschichte der Stadt Kassel ist auch immer die Entwicklung von
Wirtschaft und Handel.

Bei dem Rundgang durch die Dauerausstellung des Stadtmuseums mit
Museumsführerin Margret Baller, werden die Entwicklung von Werkzeugen
und Maschinen, die zunehmende Vermessung der Zeit und die
Herausbildung neuer gesellschaftlicher Schichten bis in die Gegenwart
thematisiert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 13. Februar 2017

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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VORTRAG/627: Frankfurt - Das Ende des russischen Zarenreichs, 16. und 17.02.2017


idw - Pressemitteilung: Goethe-Universität Frankfurt am Main

Vorträge des Historikers Dominic Lieven

Das Ende des russischen Zarenreichs



BAD HOMBURG/FRANKFURT. Imperien stellten bis zum 20. Jahrhundert den
"historischen Normalfall" dar; sie erhoben den Anspruch, ein Weltreich
zu präsentieren. Imperien zeichnen sich durch bestimmte
Charakteristika aus: eine Machtstruktur mit multiethnischer
Bevölkerung und verschiedenen Religionen, eine einheitliche
Außenpolitik, aber keine vereinheitlichte Rechtsordnung im Inneren.
"Imperien und ihr Ende" ist das Thema, dem sich das Historische Kolleg
am Forschungskolleg Humanwissenschaften in diesem Jahr widmet. Dazu
gehört auch eine öffentliche Vortragsreihe.

Der britische Osteuropa-Historiker Dominic Lieven widmet sich dem Ende
des russischen Zarenreichs; er hält sowohl in Bad Homburg als auch an
der Goethe-Universität einen Vortrag

am Donnerstag (16. Februar) um 19 Uhr

im Forschungskolleg Humanwissenschaften der Goethe-Universität, Am
Wingertsberg 4, 61348 Bad Homburg

Thema: "The End of Imperial Russia: Comparisons and Contexts"

am Freitag (17. Februar), 10 Uhr

auf dem Campus Westend der Goethe-Universität, Seminarhaus Raum
3.108

Thema: "Russia and the Coming of the Great War: anything new to say?"

Lieven setzt sich mit dem schwierigen Transformationsprozess Russlands
von einem erfolgreichen vormodernen Imperium zu einem Gemeinwesen des
20. Jahrhunderts auseinander. Er ist Professor für Russische
Geschichte an der London School of Economics and Political Science
sowie Senior Research Fellow des Trinity College Cambridge. Lieven
gilt als Experte für die Geschichte des Russischen Kaiserreichs sowie
die vergleichende Geschichte von Imperien.

Das Spektrum der weiteren Veranstaltungen reicht von der Fortsetzung
imperialer Strukturen des Inka-Reiches durch die spanischen Eroberer
im 16. Jahrhundert bis zu den kolonialistischen Bestrebungen Italiens
in Äthiopien im 19. und 20. Jahrhundert. Eine zusätzliche kleine
Vortragsreihe in Kooperation mit der Verwaltung Staatlicher Schlösser
und Gärten Hessen, die im Schloss Bad Homburg stattfinden wird,
thematisiert nicht nur den Zusammenbruch von neuzeitlichen Imperien in
verschiedenen Regionen, sondern beschäftigt sich auch mit der Suche
nach neuen Ordnungen.

Weitere Themen und Termine im Überblick:

18. Mai (Donnerstag), 19 Uhr, Schloss Bad Homburg: Jörn Leonhard
(Professor für Neuere und Neueste Geschichte Westeuropas,
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg) zu "Imperien auf Abruf? Zur Lage
der Imperien in Europa im Kriegsjahr 1917"

8. Juni (Donnerstag), 19 Uhr, Schloss Bad Homburg: Ulrike Freitag
(Professorin für Islamwissenschaft, Freue Universität Berlin) mit "Der
Zusammenbruch des Osmanischen Imperiums und seine Folgen"

22. Juni (Donnerstag.), 19 Uhr, Schloss Bad Homburg: Joachim von
Puttkamer (Professor für Osteuropäische Geschichte,
Friedrich-Schiller-Universität Jena) mit "'Möge Gott der Herr Rußland
schützen.' Der Untergang des Zarenreiches in der Russischen
Revolution"

6. Juli (Donnerstag), 19 Uhr, Schloss Bad Homburg: Benedikt Stuchtey
(Professor für Neuere Geschichte, Philipps-Universität Marburg) mit
"Antiimperialismus und der Zusammenbruch der Imperien"

13. Juli (Donnerstag), 19 Uhr, Schloss Bad Homburg: Christoph
Cornelißen (Professor für Neueste Geschichte, Goethe-Universität mit
"Der Zusammenbruch der Imperien in Europa und die Suche nach neuen
Ordnungen"

5. September (Dienstag), 19 Uhr, Forschungskolleg Humanwissenschaften:
Gustavo Corni (Professor für Zeitgeschichte, Universität Trient) zu
"Ein Kolonialreich als late comer: Italien in Äthiopien"

27. bis 29. November, Forschungskolleg Humanwissenschaften:
Wissenschaftliche Tagung in Kooperation mit dem Max-Planck-Institut
für europäische Rechtsgeschichte zum Thema "The End of Empires? Legal
historical perspectives on Latin America and Europe in 19th and 20th
centuries" (Leitung: Thomas Duve/Massimo Meccarelli)

11. bis 12.Dezember, Forschungskolleg Humanwissenschaften: Vortrag und
Gespräche mit Jeremy Mumford (Assistant Professor of History, Brown
University Providence/Rhode Island) und Parker VanValkenburgh
(Assistant Professor of Anthropology, Brown University) über "End of
Empires - and their Afterlives: The case of late prehestoric and early
colonial Peru?

13. Dezember (Mittwoch, 19 Uhr, Forschungskolleg Humanwissenschaften:
Abschlussveranstaltung: Podiumsdiskussion mit Experten zum Thema
"Imperien und ihr Ende"

Neben dieser Veranstaltungsreihe werden drei renommierte Experten zu
der Thematik "Imperien und ihr Ende" als Fellows des Historischen
Kollegs am Forschungskolleg Humanwissenschaften in Bad Homburg leben
und arbeiten: Gustavo Corni, Professor für Zeitgeschichte an der
Universität Trient (Italien), setzt sich mit dem während der Zeit des
italienischen Faschismus vorherrschenden Traum von einem neuen
Imperium auseinander. Ulrike von Hirschhausen, Professorin für
Europäische und Neueste Geschichte an der Universität Rostock,
beleuchtet Imperien des 19. Jahrhunderts unter dem Aspekt der Krise
der Vielfalt. Massimo Meccarelli, Professor für Rechtsgeschichte an
der Universität von Macerata (Italien), forscht zur räumlichen
Dimension von Recht und Fragen der Imperienbildung durch Recht in der
Frühen Neuzeit.

Die Programmbeauftragten des Historischen Kollegs für das Themenjahr
2017 sind Christoph Cornelißen, Professor für Neueste Geschichte an
der Goethe-Universität, und Thomas Duve, Direktor des
Max-Planck-Instituts für europäische Rechtsgeschichte und Professor
für vergleichende Rechtsgeschichte an der Goethe-Universität. Das
Forschungskolleg Humanwissenschaften ist Institute for Advanced
Studies der Goethe-Universität in Kooperation mit der Werner Reimers
Stiftung. In Zusammenarbeit mit dem Historischen Seminar der
Goethe-Universität hat das Forschungskolleg 2014 das Historische
Kolleg ins Leben gerufen. Es dient renommierten Historikern aller Welt
als geisteswissenschaftliches Laboratorium und ist lebendiger Ort
öffentlicher Debatten. Wissenschaftlicher Koordinator des Programms
ist Andreas Fahrmeir, Professor für Neuere Geschichte an der
Goethe-Universität. Hauptförderin des Historischen Kollegs ist die
Dagmar-Westberg-Stiftung.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, Ulrike Jaspers, 10.02.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/1550: Braunschweig - "Henri, der Bücherdieb" am 16. Februar 2017


Stadt Braunschweig

Bilderbuchkino in der Weststadt "Henri, der Bücherdieb"



Braunschweig. Zu einem Bilderbuchkino mit dem Titel "Gesucht! Henri,
der Bücherdieb" von Emily Mac Kenzie, lädt die Zweigstelle Weststadt
der Stadtbibliothek, Rheinring 12, am Donnerstag, 16. Februar, um
16.30 Uhr, Kinder ab drei Jahren und ihre Eltern ein. Nachdem das
Bilderbuch angesehen und vorgelesen ist, darf gemalt werden. Der
Eintritt ist frei. Weitere Informationen unter der Telefonnummer
470-6857.

In der lustigen Geschichte geht es um den Hasen Henri. Alle Hasen
lieben Karotten und Salat. Nur der pfiffige Henri nicht, er liebt
Bücher. Leider weiß er nicht, wo er neue Bücher bekommt und so
schleicht er in fremde Häuser und stibitzt sie. Als Arturs
Lieblingsbuch fehlt, macht sich dieser auf die Suche nach dem
Bücherdieb. Der nächste Termin für ein Bilderbuchkino in der Weststadt
ist der 9. März. Die Zweigstelle ist montags und donnerstags von 10
bis 18 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 9. Februar 2017

Stadt Braunschweig, Pressestelle

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 37 73

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: pressestelle@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/1549: Leverkusen - "Wir zwei gehören zusammen" am 16.2.2017


Stadt Leverkusen

"Lesen verleiht Flügel": Wir zwei gehören zusammen



Jeden Donnerstag wird unter dem Motto "Lesen verleiht Flügel" in der
Kinderbibliothek vorgelesen. Am Donnerstag, 16. Februar, liest
Vorlesepatin Cornelia Lorenz das Bilderbuch "Wir zwei gehören
zusammen" von Michael Engler und Joelle Tourlonias vor. An einem
warmen Frühlingsmorgen entdeckt der Hase den Igel. So etwas
Stacheliges hat er noch nie gesehen. Ihm gefällt der Igel. Und dem
Igel gefällt das weiche Fell des Hasen. Von nun an treffen sich die
beiden jeden Morgen auf der Lichtung am Bach, spielen Fangen und
Verstecken und beschließen: "Wir wollen Freunde fürs Leben sein!" Doch
eines Tages ist der Igel plötzlich verschwunden.

Zu dieser Vorlesestunde lädt die Kinder- und Jugendbibliothek alle
interessierten Kinder ab 5 Jahren herzlich ein. Die Veranstaltung
beginnt um 16.00 Uhr. Der Eintritt ist frei. Eine Voranmeldung ist
nicht erforderlich.

Ort: Kinderbibliothek im Erdgeschoss der Hauptstelle der
Stadtbibliothek in Wiesdorf, Fr.-Ebert-Platz 3d.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 10. Februar 2017

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de
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AKTION/915: Bonn - Videonale 16 - Erstmals mit Performances und virtual reality-Projekt, 16.2.


Videonale 16: Erstmals mit Performances und virtual reality-Projekten 



Bonn - Im Kunstmuseum Bonn eröffnet am Donnerstag, 16. Februar 2017,
um 20 Uhr die 16. Videonale - das Festival für Video und zeitbasierte
Kunstformen. Zur Vernissage wird der Videonale-Preis der
fluentum-Collection vergeben. Im Anschluss findet die Performance
"It's so sad the giraffe is dead" von Lisa Domin statt. Die
Ausstellung ist an diesem Abend bis 24 Uhr geöffnet.

Im Kunstmuseum zeigt die "Videonale.16" bis zum 2. April 2017 anhand
von 43 Videowerken zum Thema "Perform!" das breite Spektrum
internationaler zeitgenössischer Videokunst auf. Ein umfangreiches
Festivalprogramm mit Künstlergesprächen, Performances,
Diskussionsrunden, Führungen, Workshops und Vermittlungsprogrammen
begleitet die Präsentation.

Hinzu kommt der "Videonale.Parcours", der von 18. Februar bis 12. März
in der Bonner Nordstadt an mehreren Standorten das breite Spektrum
aktuellen künstlerischen Schaffens an den Hochschulen präsentiert. In
diesem Jahr sind Werke von Studierenden der Hochschule der Bildenden
Künste Hamburg, der Hochschule für Gestaltung Offenbach und des
Seminars "urban stage" von Mischa Kuball von der Kunsthochschule für
Medien Köln vertreten.

Seit ihrer Gründung im Jahr 1984 als eines der ersten Festivals für
Videokunst in Deutschland fand die Videonale regelmäßig alle zwei
Jahre im Kunstmuseum Bonn statt. Intendant Prof. Dr. Stephan Berg
sitzt im Vorstand des Videonale-Vereins. Weitere Infos zum Programm
der Videonale gibt es auf http://v16.videonale.org/.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 9. Februar 2017

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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AUSSTELLUNG/9077: Chemnitz - Der stille Mann, Malerei von Uwe Bullmann, 14.2.-2.4.2017


Pressemitteilung von: Neue Sächsische Galerie, Chemnitz

Der stille Mann

Malerei von Uwe Bullmann

Ausstellungszeitraum: 14. Februar bis 2. April 2017

Ausstellungseröffnung: Dienstag, 14. Februar 2017, 19.30 Uhr

Laudatio: Alexander Stoll, Kustos Neue Sächsische Galerie

Musik: Esther Lingath, Klavier und Andreas Winkler, Violine



Die Ausstellung ermöglicht einen umfassenden Blick auf das Oeuvre
eines Künstlers, dessen Name untrennbar mit der Kunstszene in Chemnitz
der letzten Jahrzehnte verbunden ist. Seine vielfältigen Aktivitäten
im Verband Bildender Künstler und später als Galerist der Galerie
Borssenanger haben die öffentliche Wahrnehmung seines eigenen
malerischen Werkes jedoch in den Hintergrund treten lassen. Dabei hat
Uwe Bullmann parallel zu diesen Aufgaben über die Jahre hinweg immer
auch selbst zu Pinsel und Leinwand gegriffen. Die Exponate für die
retrospektiv angelegte Ausstellung stammen aus dem Nachlass des
Künstlers sowie aus dem Sammlungsbestand der Neuen Sächsischen
Galerie.

Im Gegensatz zu den regional stark verbreiteten expressiven
Handschriften in der Malerei pflegt Bullmann einen sehr glatten
Pinselstrich. Die Bildgegenstände sind deutlich umrissen und
ausformuliert, die Farbpalette ist zurückhaltend und unaufgeregt. Über
allem liegt ein gewisser Verfremdungseffekt, der die Gegenstände zwar
eindeutig erkennbar lässt, sie aber dennoch als "gemalt"
charakterisiert. Es finden sich Übertreibungen und Verzerrungen in den
Formen und Proportionen ebenso wie räumliche und perspektivische
Verschiebungen, die seinen Werken einen eigentümlichen Charakter
verleihen.

Die Motive und Themen Bullmanns entsprechen ganz seiner stillen und
zurückhaltenden Art: Landschaften, Stillleben, Porträts und
Genreszenen - poesievoll und mitunter auch von einer leisen
Melancholie durchzogen. Hin und wieder findet sich unter dem, was auf
den ersten Blick erfassbar ist, ein ironisch-heiterer Humor versteckt.
Wenn z.B. der "Sonntagsausflug" (1974), wie eine Fahrt in eine
idyllische Modellbahnlandschaft erscheint oder wenn sich stolze
Schönheiten als "Dame im Leopardenkleid" (1986) oder in seinen
späteren "Sesselbildern" präsentieren.

Stillleben und insbesondere das Blumenstillleben nahmen einen großen
Raum in seinem Schaffen ein. Eine Besonderheit hierbei sind jene
Gemälde, die das Stillleben oder Interieur mit landschaftlichen
Elementen verbinden, oder die großformatigen Blüten, die in den 2000er
Jahren entstanden, in denen er sich mit mikroskopischem Blick dem
Formenreichtum von Blütenblättern zugewandt hat.

Biografie

1945 in Zwickau geboren I 1964 Abschluss der Berufsausbildung als
Maurer, Abitur I 1968 Staatsexamen Kunsterziehung / Geschichte an der
Universität Leipzig I 1968-77 Tätigkeit im Kulturbereich in Leipzig
und Karl-Marx-Stadt I 1974 Mitglied des Verbandes Bildender Künstler
der DDR I 1977 Beginn der freischaffenden Tätigkeit als Maler und
Grafiker I 1977-84 Leiter einer Förderklasse im Auftrag der Fachschule
für Angewandte Kunst Schneeberg I 1984-91 Mitglied im Vorstand der
Verkaufsgenossenschaft Bildender Künstler "galerie oben",
Karl-Marx-Stadt I 1992 Aufnahme in den Chemnitzer Künstlerbund e.V. im
Bundesverband Bildender Künstler I 1994 Gründung der HOFGALERIE mit
Axel Wunsch I 1997 Gründung der Galerie Borssenanger, Chemnitz,
Limbacher Straße I 2005-07 Galeriegemeinschaft mit der Galerie
grounded, Uwe Kreißig I 2007 Umzug der Galerie Borssenanger in das
Stadtzentrum Chemnitz I 2010 Partnerschaft mit Renè Marn und Eröffnung
einer Dependance der Galerie in Hamburg I 2016 in Chemnitz verstorben

Begleitprogramm

Dienstag, 7. März 2017 19.30 Uhr

Uwe Bullmann - Der Mann mit den zwei Leben

Ein Gespräch über vierzig Jahre für die Kunst als Galerist und
Maler.

Ulf Kallscheidt im Gespräch mit Karl Clauss Dietel, Uwe Kreißig und
N.N.

Sonntag, 12. März 2017 11 Uhr

Öffentliche Sonntagsführung

Sonntag, 12. März 2017 14 Uhr

Kunst in Familie: Wer sitzt denn da im Sessel?

Familiennachmittag

Museumspädagogische Angebote

Bilderbuchlandschaft

Vorschule und Klassenstufe 1 bis 4

Ruhe im Karton

Oberschule und Gymnasium Klassenstufe 5 bis 8

(um Anmeldung wird gebeten)

Öffentliche Führung dienstags 17 Uhr, weitere Führungen und
museumspädagogische Angebote auf Anfrage

Öffnungszeiten: täglich außer mittwochs 11 bis 17 Uhr, dienstags bis
19 Uhr, feiertags 11 - 17 Uhr

Eintritt: 3 Euro

Kinder und Jugendliche bis 18 Jahre frei

Kunsthüttenmitglieder und Mitglieder aller anderen in der ADKV
organisierten deutschen Kunstvereine bei Vorlage des Ausweises frei.

Gefördert vom Büro für städtisches Kulturmanagement Chemnitz und dem
Neue Chemnitzer Kunsthütte e.V.

Neue Sächsische Galerie

Neue Chemnitzer Kunsthütte e.V.

Moritzstraße 20, 09111 Chemnitz

Tel 0371 3676680, Fax 0371 3676688

Mail info@nsg-chemnitz.de

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 222 83 - 181, Fax: 0221 / 222 83 - 322

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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AUSSTELLUNG/9076: Frankfurt - Malerei von Stefan Stichler, Kunsthalle Ludwig 16.2.-31.3.2017


ALS ICH ZOG FIEL GLUT IN NASSE FARBE 

Stefan Stichler, Malerei

16.2. bis 31.3.2017, Kunsthalle Ludwig

Königsteiner Strasse 61a

65929 Frankfurt am Main / Höchst

Vernissage: 16.2. 2017 19:00h



Radikal sind nicht die Bilder als solche, sondern der Ansatz eines
Umdenkprozesses, der hinter der Oberfläche möglich erscheint.

Die Freiheitgilt es, umfassend neu zu gestalten, nicht als
gesellschaftliche Konvention, sondern für jeden Einzelnen. Es gilt
herauszutereten aus den Macht- und Repressionsmechanismen, die eine
neoliberale Gesellschaft des "perfekten" und sich selbst optimierenden
Individuums hervorbringt. Die Welt verändert sich rasant. Ihre
glänzenden Fassaden verbergen oft genug nur, wie unfertig,
fragmentarisch es eigentlich in und um uns bestellt ist. Diese äußere
Welt ist durchscheinend.

Man sieht in den Bildern immer auch ein Stück dieser Halbfertigkeit
und Brüchigkeit des Moments. Da ist der "Idiot", der alles sein kann:
Narziss, Muslim, Opfer, Täter - man weiß es nicht. Sein Spiegelbild
bleibt Gesichtslos, und doch ist sein Anderssein das Moment der
Irritation.

Den Figuren gemeinsam ist, ihr Innehalten in reflexartigen Handlungen,
immer besser zu werden, besser zu sein, die Ressourcen auszubeuten bis
zur Selbstaufgabe. Den Luxus der Freiheit, frei zu sein von
Notwendigkeiten, denen wir uns selbst repressiv aussetzen, um auf
keinen Fall aufzufallen oder um einer elitären Gesellschaft
anzugehören, wahrzunehmen. Letztere ist im Konsum jedoch wieder
gleichgeschaltet und steht unter dem Zwang sich zu optimieren - ein
Teufelskreis? Die Figuren der Bilder versuchen auszubrechen oder
verharren, scheinbar eingefroren, um sich in einer abstrakten Welt in
Frage zu stellen. In ihrer Verlorenheit greifen sie gesellschaftliche
und politische Probleme an mit dem Ziel, diese möglichst umfassend,
vollständig und nachhaltig zu lösen. Das ist die ihnen innewohnende
Radikalität.

In den unfertigen, zufälligen Zuständen ist für den Betrachter
Spielraum, sich selbst wiederzufinden. Die Bilder sind Anstoß, uns
unserer Unfreiheit bewusst zu sein, sind Mahnung, in uns zu gehen und
die Welt, die aus den Fugen gerät, besser verstehen zu wollen. Sie
sind kein dekoratives Beiwerk, sondern kritische Fragesteller zu
unserem Hier und Jetzt. Unsere Existenz ist etwas Fragiles, nichts
Selbstverständliches - für den, der unter der Brücke schläft und für
den, der im Glaspalast zu Hause ist.

Thomas Lemnitzer, 2017

www.stefanstichler.com

Öffnungszeiten nach Vereinbarung unter:

M.Medina 0157 76431632

Kuratoren:

Marina Medina

Thomas Schmidt-Bieber

Stefan Stichler

Sponsoren:

Kulturamt der Stadt Frankfurt

Marina Medina Art Consulting

Firma Leotie GmbH

dasEINS kunstatelier

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.02.2017

REICHERT CONSULTANTS GmbH

Klaus Reichert

Gotenstraße 5-7, 65929 Frankfurt

Tel: (069) 78 99 50-35

email: kr@medien-consultants.de

Internet: www.medien-consultants.de
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GLEICHHEIT/6231: Steinmeier zum Bundespräsidenten gewählt


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Steinmeier zum Bundespräsidenten gewählt

Von Johannes Stern

13. Februar 2017



Am Sonntag wurde Frank-Walter Steinmeier (SPD) von der Bundesversammlung
zum neuen Bundespräsidenten gewählt. Er tritt damit die Nachfolge des
scheidenden Staatsoberhaupts Joachim Gauck im Schloss Bellevue an.

Das unmittelbare Ergebnis der Wahl zeigt vor allem eines: Trotz der großen
Mehrheit für Steinmeier und der zahlreichen Glückwunschbekundungen bricht
das deutsche Parteiensystem unter Bedingungen wachsender internationaler
politischer und wirtschaftlicher Instabilität zunehmend auf.

Steinmeier wurde zwar bereits im ersten Wahlgang mit 75 Prozent der Stimmen
gewählt, aber er erhielt nur 931 von 1239 gültigen Stimmen und damit weit
weniger als erwartet. Hätten die Wahlmänner aller Parteien, die Steinmeier
offiziell unterstützten - CDU, CSU, SPD, FDP und Grüne - geschlossen für
ihn gestimmt, hätte er bis zu 1106 Stimmen erhalten können.

Mehr Stimmen als erwartet bekam der Armutsforscher Christoph Butterwegge,
der für die Linkspartei angetreten war. Er erhielt 128 Stimmen, obwohl die
Linke nur über insgesamt 95 Stimmen verfügt. Auch der Kandidat der
rechtsextremen AfD, Albrecht Glaser, erhielt bei 42 Stimmen mindestens
sieben Stimmen von Vertretern anderer Parteien. Insgesamt 103 Mitglieder
der Bundesversammlung enthielten sich.

Politisch markiert die Wahl Steinmeiers eine Zäsur. In der
Nachkriegsgeschichte gab es nie zuvor einen Präsidenten, der vor seiner
Amtsübernahme so lange eine derart prominente Schlüsselposition im
Staatsapparat inne hatte wie er. Die konservative Frankfurter Allgemeine
Zeitung schrieb: "Steinmeier steht für die politische Klasse dieses
Landes. Einer seiner Vorgänger, Horst Köhler, scheiterte auch daran, dass
er als Seiteneinsteiger niemanden in der Berliner Politik kannte.
Steinmeier kennt alle."

Der SPD-Mann steht wie kaum ein anderer Politiker für die Rechtswende der
deutschen Politik in den vergangenen 20 Jahren. Als Chef des
Bundeskanzleramts unter dem bislang letzten SPD-Kanzler Gerhard Schröder
war er maßgeblich an der Ausarbeitung der berüchtigten Agenda 2010 und den
Hartz-Gesetzen beteiligt, die Millionen in bittere Armut gestürzt haben.
Von 2005 bis 2009 und dann erneut von 2013 bis 2017 war er Außenminister
der Großen Koalition unter Angela Merkel (CDU) und damit Wegbereiter der
Wende zu einer aggressiveren Außenpolitik.

Vor genau drei Jahren verkündete Steinmeier auf der Münchner
Sicherheitskonferenz zusammen mit Gauck und Außenministerin von der Leyen
(CDU) die Rückkehr des deutschen Militarismus. Deutschland müsse "bereit
sein, sich außen- und sicherheitspolitisch früher, entschiedener und
substanzieller einzubringen", erklärte Steinmeier. Ein Programm, dass er in
Form der Unterstützung des rechten Putschs in der Ukraine, der 
Nato-Aufrüstung gegen Russland und den Kriegseinsätzen in Mali, Syrien und dem
Irak in die Tat umsetzen sollte.

Gleichzeitig leitete das Außenministerium unter seiner Regie einen
sogenannten Review-Prozess [1] der deutschen Außenpolitik ein, um den
anhaltenden Widerstand gegen Krieg und Militarismus zu bekämpfen. Es
veröffentlichte Strategiepapiere [2], die die Militarisierung Europas unter
deutscher Vorherrschaft anstreben. Steinmeier selbst sprach in unzähligen
Reden [3] und Artikeln [4] immer wieder von "Deutschlands neuer globaler
Rolle".

In seiner kurzen Ansprache nach der Wahl machte Steinmeier deutlich, dass
er dieses Projekt nun als Bundespräsident weiter vorantreiben will. In
stürmischen Zeiten, in denen die Welt "aus den Fugen" zu geraten scheine,
komme es auf den "Kitt der Gesellschaft" an, erklärte er. Deutschland werde
"von vielen weltweit als Anker der Hoffnung" angesehen. "Wenn das Fundament
anderswo wackelt, dann müssen wir umso fester zu diesem Fundament stehen...
Lasst uns mutig sein. Dann ist mir um die Zukunft nicht bange", rief er den
Mitgliedern der Bundesversammlung zu.

Steinmeier ließ dabei keinen Zweifel daran, dass er unter "mutig sein" die
Fortsetzung der Kriegspolitik versteht, die mit noch massiveren Angriffen
auf die Arbeiterklasse im Inneren einhergehen wird.

"Als Johannes Rau hier stand, da sah sich das geeinte Deutschland durch den
Einsatz auf dem Balkan mit schwierigen außenpolitischen Entscheidungen
konfrontiert, mit einer neuen Verantwortung in der Welt, die bis heute noch
weiter gewachsen ist, und die wir angenommen haben", erklärte er. Heute sei
erneut "eine schwere Zeit - aber, meine Damen und Herren, diese Zeit ist
unsere! Wir tragen die Verantwortung. Und wenn wir anderen Mut machen
wollen, dann brauchen wir selber welchen!"

Um die neuen deutschen Großmachtphantasien umzusetzen, soll das
Präsidialamt, das nach den Erfahrungen der Weimarer Republik vor allem eine
repräsentative Funktion wahrnahm, wieder in ein politisches Planungs- und
Machtzentrum verwandelt werden.

Die Frankfurter Allgemeine Zeitung  berichtet, dass Steinmeier "eine
komplette eigene Mannschaft mit ins Schloss Bellevue" bringen werde und
damit Leute, "mit denen er seit langem arbeitet und freundschaftlich
verbunden ist". Dazu gehörten sein Staatssekretär Stephan Steinlein und
sein früherer Planungschef in der SPD-Fraktion, Oliver Schmolke, ebenso
"wie der erst 30 Jahre alte Redenschreiber Wolfgang Silbermann, Absolvent
von Oxford und Harvard, und Thomas Bagger, bisher Planungschef im
Auswärtigen Amt".


Anmerkungen:

[1] http://www.wsws.org/de/articles/2014/06/19/stei-j19.html

[2] http://www.wsws.org/de/articles/2016/06/28/brex-j28.html

[3] http://www.wsws.org/de/articles/2014/12/05/stein-d05.html

[4] http://www.wsws.org/de/articles/2016/06/21/stei-j21.html
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GLEICHHEIT/6230: EU und IWF fordern weitere Sparmaßnahmen von Griechenland


World Socialist Web Site
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EU und IWF fordern weitere Sparmaßnahmen von Griechenland

Von Robert Stevens

13. Februar 2017



Am Freitag einigten sich Vertreter der Europäischen Union und des
Internationalen Währungsfonds auf eine gemeinsame harte Haltung gegenüber
Griechenland. Die Schuldenkrise des Landes verschlimmert sich derweil
weiter.

Die Syriza-Regierung muss bis Juli weitere sieben Milliarden Euro an ihre
Gläubiger zahlen. Andernfalls geraten sie in Verzug für die gesamten
Schulden in Höhe von gigantischen 330 Milliarden Euro.

Griechenland wird von der Last seiner Schulden erdrückt. Fast jeder Cent
der 300 Milliarden Euro, die es in den letzten sieben Jahren in Form von
"Rettungsgeldern" erhalten hat, wurde benutzt, um seine Schulden an Banken
und Finanzinstitute zu begleichen, die auch noch Zinsen fordern.

In den letzten zwei Jahren herrschte zwischen dem IWF und der EU eine
unsichere Pattsituation. Der IWF betonte, er werde keine weiteren
Rettungsprogramme für Griechenland finanzieren, wenn sie keinen
Schuldenerlass beinhalten. Er hatte erklärt, Griechenland könne seine
Schulden unmöglich zurückzahlen und lehnt die Forderung der EU ab, Athen
müsse einen Primärüberschuss von 3,5 Prozent vorweisen. Stattdessen will
der IWF Griechenland langsamer ausbluten lassen. Damit die "Melkkuh" nicht
verendet, dürfe kein Primärüberschuss von mehr als 1,5 Prozent gefordert
werden und das Land müsse einen Teil der Schulden erlassen bekommen. Die
geschäftsführende Direktorin des IWF, Christine Lagarde, erklärte letzte
Woche bei einem Treffen des Atlantic Council: "Reformen sind absolut
notwendig. Man kann mir die Fragen dreimal stellen, und ich werde jedes Mal
das Gleiche sagen."

Bekräftigt wurde der IWF in seiner Haltung durch Bedenken, ein Austritt
Griechenlands aus der Eurozone würde eine Lockerung der endlosen
Haushaltskürzungen bedeuten und die Rückzahlung der Schulden gefährden.
Letzte Woche geriet ein Bericht des IWF an die Presse, laut dem
Griechenlands Schulden bis 2020 bei 170 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
(BIP) und bis 2022 bei 164 Prozent liegen werden. Danach soll sich die Lage
noch weiter zuspitzen, für 2060 wird mit einem Schuldenstand in Höhe von
275 Prozent des BIP gerechnet.

Es gibt zwar taktische Meinungsverschiedenheiten darüber, wie man
Griechenland den Austeritätskurs aufzwingen soll, aber niemand lehnt seine
Umsetzung ab. Ein hochrangiger Vertreter der Eurozone erklärte gegenüber
Reuters: "Wir sind uns einig, eine Einheitsfront gegen die Griechen zu
bilden." Er wies darauf hin, dass der Vorschlag Griechenland noch
unterbreitet werden muss, und erklärte. "Wir werden sehen, was daraus
wird."

Über den Inhalt des "Deals" berichtete Reuters: "Laut Informationen werden
die Gläubiger von Griechenland neue Kürzungen im Umfang von 1,8 Milliarden
Euro bis 2018 fordern, und weitere 1,8 Milliarden nach 2018. Diese
Einsparungen sollen hauptsächlich durch eine Ausweitung der Steuerbasis und
Rentenkürzungen erzielt werden. Die neuen Kürzungen repräsentieren zwei
Prozent des BIP, das seit 2010 bereits um fünfundzwanzig Prozent gesunken
ist. Umgerechnet würden diese zusätzlichen Kürzungen jeden Mann, jede Frau
und jedes Kind im Land um weitere 327 Euro ärmer machen.

Der Deal war das Ergebnis von Verhandlungen in Brüssel zwischen dem
Präsidenten der Finanzminister der Eurogruppe Jeroen Dijsselbloem, dem
Wirtschafts- und Währungskommissar Pierre Moscovici, dem geschäftsführenden
Direktor des Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) Klaus Regling und
Benoît Coeuré von der Europäischen Zentralbank. Der ESM ist verantwortlich
für die Kreditzahlungen als Gegenleistung für die Einhaltung des
Sparprogramms.

Am Freitagnachmittag traf auch der griechische Finanzminister Euklid
Tsakalotos zu Gesprächen mit der EU-Führung ein. Laut der Athener
Nachrichtenagentur hat Tsakalotos mit Bundeskanzlerin Angela Merkel, 
ESM-Direktor Regling und dem Direktor der Europa-Abteilung des IWF Poul Thomsen
über die Krise diskutiert.

Syriza ist in der griechischen Bevölkerung verhasst, weil sie ihr
Versprechen gebrochen hat, Widerstand gegen den Sparkurs zu leisten.
Stattdessen hat sie im Gegenzug für einen weiteren Kredit in Höhe von 86
Milliarden Euro den bisher brutalsten Kürzungen zugestimmt. In aktuellen
Umfragen würden nur noch fünfzehn Prozent der Wähler für Syriza stimmen.
Tsakalotos erklärte letzte Woche, ein Drittel der im aktuellen Programm
verlangten Sparmaßnahmen, seien "vollständig umgesetzt." Ein weiteres
Drittel sei "vollständig ausgehandelt" und über den Rest würde noch
politisch verhandelt werden.

Während sich US-Präsident Donald Trump positiv über einen möglichen Zerfall
der EU geäußert hat, befindet sich Griechenland einmal mehr im Auge des
Sturms. Letzte Woche erklärte Trumps Wunschkandidat für den Posten des
amerikanischen Botschafters in Europa, Ted Malloch, Griechenland könnte
schon bald zum Austritt aus der Eurozone gezwungen sein. Außerdem sei der
Euro selbst in Gefahr. In einem Interview mit dem griechischen Sender Skai
TV sagte er: "Die Frage, ob die Eurozone überlebt, ist meiner Meinung nach
durchaus akut."

Weiter erklärte er: "Großbritannien hat für den Austritt gestimmt, und in
anderen europäischen Staaten finden Wahlen statt. Deshalb glaube ich, die
Frage wird sich im Laufe des nächsten Jahres oder der nächsten eineinhalb
Jahre klären."

Trump selbst hat mehrfach erklärt, Griechenland solle aus dem Euro
austreten. Als er letztes Jahr seine Präsidentschaftskandidatur bekanntgab,
bezeichnete er Griechenland als "nicht zu retten." Bereits im Oktober 2012
twitterte er: "Griechenland sollte aus dem Euro austreten und seine eigene
Währung wieder einführen - es verliert nur Zeit."

Malloch erklärte zu den mittlerweile scheinbar überwundenen Streitigkeiten
zwischen dem IWF und der EU: "Wenn [der IWF], wie er sagt, nicht an einer
neuen Rettungsaktion teilnimmt, die keinen größeren Schuldenschnitt
beinhaltet, dann befindet er sich mehr oder weniger offen auf
Kollisionskurs mit den Gläubigern der Eurozone."

Deutschland ist die treibende Kraft des Widerstands gegen den
Schuldenerlass. Gemeinsam mit anderen EU-Staaten, u.a. Frankreich, Belgien
und Schweden, bezog es bei einem Treffen des IWF-Rats am 6. Februar
Stellung gegen dessen Position zu Griechenland.

Die Financial Times schrieb in einem Leitartikel, der sich hauptsächlich
gegen Deutschland richtete: "Der Rest der Mitglieder des IWF sollte bereit
sein, die widerspenstigen Europäer zu überstimmen. Die Klagen einer
selbstsüchtigen Gruppe dürfen nicht Griechenlands besten Interessen im Weg
stehen. Die Regierungen der Eurozone haben bei diesem Thema schlecht
agiert. Sie verdienen ihre Niederlage."

Deutschland reagierte darauf mit weiteren Drohungen gegen Griechenland. Am
Mittwoch erklärte Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble, man werde
Griechenland nichts von seinem riesigen Schuldenberg erlassen. Deutsche
Banken beanspruchen einen beträchtlichen Teil dieser Schulden. Schäuble
erklärte, ein Schuldenschnitt für ein Mitglied der europäischen
Einheitswährung sei vom Vertrag von Lissabon ausgeschlossen. Zuvor müsste
Griechenland die Eurozone verlassen.

Weiter erklärte er, der Druck auf die Regierung in Athen müsse hochgehalten
werden, ansonsten könne das Land nicht im Währungsraum verbleiben.

Die Vorschläge der EU und des IWF werden der Syriza-Regierung vorgelegt,
die in Griechenland eine soziale Konterrevolution durchführt.

35,7 Prozent der Bevölkerung gelten offiziell als arm, die
Arbeitslosenquote beträgt dreiundzwanzig Prozent, unter Jugendlichen sogar
46 Prozent. Alleine im letzten Jahr hat Syriza im Gesundheitswesen
Kürzungen von 350 Millionen Euro durchgeführt, während 2,5 Millionen
Griechen keine Krankenversicherung haben. Die Ausgaben des Staates für die
höhere Bildung wurden vor fünf Jahren um 75 Prozent gekürzt, danach in
jedem Jahr um fünfzehn bis fünfundzwanzig Prozent. So hatte beispielsweise
die Universität von Kreta im Jahr 2011 einen Etat von 17,5 Millionen Euro,
heute muss sie mit 3,1 Millionen Euro auskommen.

Tsipras und die Syriza-Regierung reagierten auf Berlins Drohungen mit einer
erneuten Solidaritätsbekundung für die EU. Am Dienstag trat er in Kiew bei
einer gemeinsamen Pressekonferenz mit dem ukrainischen Präsidenten Petro
Poroschenko auf. Er sprach sich gegen die Aufhebung der Sanktionen gegen
Russland aus und erklärte: "Griechenland ist ein Mitgliedsstaat der
Europäischen Union und wird die Einheit Europas nicht beschädigen, auch
wenn es ein besonderes Interesse an der Lösung der Krise und der Aufhebung
der Sanktionen hat. Sie haben sich besonders schwer auf die griechische
Wirtschaft ausgewirkt."
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für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Ein Dammbruch: Abschiebungen in Einsatzgebiete der Bundeswehr

Von Christoph Marischka



Heute: Afghanistan

Mitte Dezember 2016 begannen die ersten Sammelabschiebungen nach
Afghanistan.

Betroffen waren vom ersten Flug 34 Asylbewerber_innen aus den
Bundesländern Bayern, Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen, Hessen,
Hamburg und dem Saarland. Sie wurden mit einer eigens hierfür
gecharterten Maschine von Frankfurt nach Kabul gebracht und sind dort
von der Flughafenpolizei und Personal der International Organisation
for Migration (IOM) in "Empfang" genommen worden.

Vielleicht war das der Moment, in dem das Asylrecht in Deutschland
vollends seine Wirkung verloren hat. Denn in Afghanistan ist die Lage
alles andere als sicher: Die Taliban erobern immer weitere Gebiete
zurück, auch der IS/Daesh macht sich breit. Bekämpft werden sie von
den vom Ausland finanzierten Afghan National Security and Defence
Forces (ANSDF), ausgebildet und koordiniert von westlichen Militärs -
darunter die Bundeswehr - und unterstützt von ausländischen
Spezialeinheiten.

Laut übereinstimmender Einschätzung von Menschenrechtsorganisationen
wie Amnesty International hat sich die Lage seit Anfang 2015 deutlich
verschlechtert, nach Angaben der UN ist für 2016 mit mehr zivilen
Opfern zu rechnen, als je zuvor. Unter den Abgeschobenen waren auch
Angehörige von Minderheiten. Im grün regierten Baden-Württemberg wurde
ein Konflikt mit dem Koalitionspartner CDU inszeniert.

Im letzten Moment wurde ein afghanischer Christ von der Liste der
Abzuschiebenden gestrichen, angeblich auf Initiative der Grünen:
"Verstehen kann ich es nicht, wie der Innenminister und der
Landesvorsitzende einer Partei mit dem C im Parteinamen zehn Tage vor
Weihnachten einen Christen nach Kabul abschiebt", so ein
Grünen-Politiker. Andere Personen aus Baden-Württemberg wurden jedoch
schonungslos ins Flugzeug gesetzt.

Zuvor: Kosovo

Tatsächlich dürfte die Positionierung der Grünen in Baden-Württemberg
entscheidend für die aktuelle Trendwende in der Abschiebepolitik sein,
mit der Populismus und Rechtsnihilismus an die Stelle getreten sind,
wo einst ein Grundrecht auf Asyl bestand und internationales Recht
seiner Wirkung beraubt wird. Schon während der sog. "Flüchtlingskrise"
hatten die Grünen in Baden-Württemberg Zustimmung zur Einstufung des
Kosovo als "sicherem" Drittland signalisiert - während ihre
KollegInnen auf Bundesebene bis auf zwei Ausnahmen zuletzt am 23. Juni
2016 der Verlängerung des Bundeswehreinsatzes im Kosovo zustimmten.

In dem Antrag zur Mandatsverlängerung heißt es: "Die internationale
Truppenpräsenz KFOR bleibt jedoch zur Aufrechterhaltung eines sicheren
und stabilen Umfelds und der Sicherstellung der Bewegungsfreiheit
insbesondere im Norden erforderlich."

Das Mandat umfasst 1.350 deutsche Kräfte, darunter über 500, die zum
deutsch-österreichischen Reservebataillon gehören, das bei Eskalation
der Lage kurzfristig und robust eingreifen soll.

Bald: Mali

Menschen in Länder abzuschieben, in denen Krieg herrscht und wo die
Bundeswehr selbst mitkämpft, soll zukünftig offenbar zur Regel werden.
Besonders offensichtlich wird das am Abkommen der EU mit Mali, das am
11. Dezember 2016 geschlossen wurde und das, neben einer verstärkten
Bekämpfung des Schlepperwesens, vor allem die einfachere Abschiebung
von Menschen nach Mali vorsieht. Quasi zeitgleich kündigte die
Bundesregierung an, die bereits etwa eintausend deutschen Kräfte in
Mali um etwa weitere 300 zu verstärken.

Die Aufstockung beinhaltet im Wesentlichen Kampf- und
Rettungshubschrauber für die im Norden des Landes kämpfenden Truppen.
Die militärischen Evakuierungshubschrauber, die offenbar im Verbund
mit den Kampfhubschraubern zum Einsatz kommen sollen, um Verwundete
auch aus noch anhaltenden Gefechten zu bergen, gelten als zentral für
die Ausweitung des Aktionsradius der deutschen Truppen im Norden: In
der kaum erschlossenen Wüstengegend, in der die Truppen der MINUSMA
keine Kontrolle ausüben, gilt die Rettungskette, also die schnelle
Evakuierung Verwundeter, als zentral. Denn in Mali handelt es sich um
den gegenwärtig robustesten und gefährlichsten Einsatz der Bundeswehr.
Zu MINUSMA zählen auch 650 der in Mali eingesetzten Kräfte der
Bundeswehr. Weit über 100 Angehörige der MINUSMA wurden bereits
getötet. Gepanzerte Fahrzeuge der Bundeswehr waren bereits an
Gefechten beteiligt, auch das deutsche Feldlager bei Gao, Camp Castor,
wurde bereits angegriffen.

Der angrenzende Flughafen wurde Ende November 2016 durch einen
Anschlag schwer beschädigt und außer Betrieb gesetzt. Die
regierungsnahe Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP) beschreibt die
Sicherheitslage im Norden ungeschminkt: "Von Ende 2015 bis September
2016 kam es zu 52 Anschlägen auf MINUSMA; dabei starben 30 Menschen.
52 Todesopfer gab es zwischen Juni und September bei Attacken auf die
Armee. Die fünf Regionen des Nordens - Timbuktu, Gao, Kidal, Ménaka,
Taoudéni - werden weiter von bewaffneten Gruppen ... kontrolliert ...
Staatliche Akteure sind bislang nicht in den Norden zurückgekehrt."
Die Regierung, mit der in Bamako das Abkommen über Rückführungen
unterzeichnet wurde, hat also über große Teile des Landes überhaupt
keine Kontrolle. Doch selbst im Zentrum und im häufig als "sicher"
bezeichneten Süden wird die Lage immer schlimmer. Noch einmal die SWP:
"Alarmierender ist die Tatsache, dass Rechtlosigkeit und Gewalt in
Zentral-Mali Fuß gefasst haben. Wo staatliche Präsenz hier überhaupt
existiert, ist sie weitgehend symbolisch und auf urbane Zentren
beschränkt. Auch im Süden breitet sich Unsicherheit aus ... Ausläufer
der Krise erreichen auch Nachbarstaaten."

Die "Bekämpfung von Fluchtursachen" 

Dass just in diesem Moment ein Rücknahmeabkommen mit einer im Zuge der
Militärintervention eingesetzten Regierung in Bamako abgeschlossen
wird, zeigt die Dimension des Paradigmenwandels in der
Flüchtlingspolitik. Wo früher kontrovers über die "heimatnahe
Unterbringung" diskutiert wurde, werden heute offen und systematisch
Menschen in Kriegsgebiete abgeschoben.

Zwar wird von einer "Bekämpfung von Fluchtursachen" fabuliert, in der
Praxis handelt es sich jedoch um dauerhafte Stationierungen von
Bundeswehrsoldaten, Ausbildungsmissionen und die internationale
Finanzierung von "Sicherheitskräften", die in Wirklichkeit die Lage
mehr destabilisieren, als sichern.

Was sie aber gewährleisten, ist die Existenz von Pseudo- und
Marionettenregierungen, die - im Verbund mit "humanitären
Organisationen" und der IOM - als lokale Partner der Abschiebelogistik
fungieren. Und dieser Prozess ist absehbar auf Permanenz angelegt.
Denn eine wahre "Bekämpfung von Fluchtursachen" findet nicht statt.

Das neoliberale Nation Building westlicher Prägung baut vor Ort
Schattenstaaten auf, die sich letztlich auf überdimensionierte und
unkontrollierte Sicherheitsapparate beschränken und der Bevölkerung
nichts zu bieten haben. Der Bundeswehreinsatz im Kosovo geht 2017 ins
18. Jahr, derjenige in Afghanistan ins 15. und jener in Mali wird
absehbar nicht schneller und erfolgreicher zuende gehen.

Denn anders als in Afghanistan und im Kosovo besteht in Mali nicht
einmal ein formaler Plan für eine künftige Ordnung und die militärisch
präsenten Staaten verfolgen unterschiedliche Ziele. Das gilt auch für
die "engen Partner" Deutschland und Frankreich. Französische
Spezialkräfte kämpfen an vorderster Front zusammen mit Sezessionisten,
anschließend soll die MINUSMA die eroberten Gebiete sichern und die
Präsenz der von der Bundeswehr im Süden ausgebildeten malischen Armee
ermöglichen - die wiederum von jenen Sezessionisten bekämpft wird, mit
denen Frankreich zusammenarbeitet. Dieser vom Ausland perpetuierte
Bürgerkrieg bringt nichts als Elend - und eben eine Regierung in
Bamako, die Migrationsabkommen signiert.


Christoph Marischka ist Mitarbeiter und Referent der
Informationsstelle Militarisierung (IMI) Tübingen. 

Kontakt: www.imi-online.de
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

RWE am Ende?

Wie steht es um den Konzern und welche Strategien verfolgt er?

von Alfred Weinberg



Dem Energiekonzern RWE geht es schon seit längerem nicht gut,
zuletzt konnte er keine Dividenden an die Aktionäre - darunter viele
Kommunen in NRW - auszahlen. Wie wird es weiter gehen, ist RWE zu
groß, um zu scheitern? Wie agiert der Konzern im Rheinischen
Braunkohlerevier, der sogenannten Cluster-Region? Könnte es eine
Enteignung von RWE geben?



Um mit der letzten Frage anzufangen. Ja, eine Enteignung der großen
Vier des Strommarkts, EoN, RWE, ENBW und EPH, wäre wünschenswert,
aufgrund der realen Machtverhältnisse ist sie jedoch ein langfristiges
Ziel. Umzusetzen wäre es durch eine umfassende Rekommunalisierung in
Kooperation mit selbstorganisierten Energie-Genossenschaften
(idealerweise auf der Basis erneuerbarer Energien),
basisdemokratischer Kontrolle sowie einer anderen Organisationskultur,
möglichst weniger hierarchielastig als bisher. Dazu müssten die vier
Konzerne in kleine Einheiten zurückgebaut werden. Durchsetzen könnte
dies eine sehr starke sozialökologische Bewegung. Eine solche
Vergesellschaftung eines Energieriesen wie RWE in Form einer
«Solidarischen Ökonomie» steht jedoch noch nicht auf der Tagesordnung.


Was tatsächlich passiert

Aktuell ist eher eine Aufspaltung von RWE im Interesse der
Profitmaximierung: Es gibt neben RWE seit dem 1.4.2016, zunächst als
RWE international, dann seit dem Tag des Börsengangs am 17.10. als
«Innogy» eine neue Tochtergesellschaft von RWE. Ende März 2016 hatte
RWE die Aufspaltung bekannt gegeben. Innogy als sog. europäische
Gesellschaft soll einen kompletten Imagewechsel einläuten, weg vom
Image des «größten Klimakillers Europas», zuständig für Geschäfte mit
erneuerbaren Energien, Netzen und Vertrieb. Innogy hat rund 38.600
Beschäftigte. Der Mutterkonzern RWE behält die Kohlekraftwerke und die
auslaufenden Atomkraftwerke und ca. 20.000 Beschäftigte.

Der Vergleich von Innogy und RWE mit einer sogenannten «good bank» und
einer «bad bank» liegt nahe. Aus einem Konzern sind zwei Konzerne
geworden, ein «finanzmarkttechnisch» raffinierter Schachzug.

Vor wenigen Monaten noch galt der Stromriese als Pleitekandidat,
Milliardenabschreibungen auf alte Braun- und Steinkohlekraftwerke bzw.
Atomkraftwerke ließen das Eigenkapital schmelzen, ungeklärte Kosten
für den Atomausstieg bedrohten den Konzern, Großhandelsstrompreise und
der RWE-Aktienkurs fielen. Doch an jenem Freitag, dem 7.Oktober,
feierten sie in der Essener Firmenzentrale. Gerade hatte RWE seine
Tochter Innogy an die Börse gebracht. Es wurde der größte Zahltag der
Konzerngeschichte.

Etwa 5 Milliarden Euro erlöste RWE mit dem Verkauf von 23,2% der
Innogy-Anteile. Bis zu 139 Millionen Aktien für jeweils 36 Euro wurden
verkauft. 76,8% der Anteile verblieben zunächst im Besitz der RWE.
Innogy ist Deutschlands größter Börsengang seit 2000 und wurde auf dem
Kapitalmarkt schlagartig etwa 20 Milliarden wert, während RWE Ende
2015 rund 8 Milliarden wert war.

Also kommen Innogy und RWE zusammen nun auf rund 28 Milliarden - eine
3,5fache wundersame Vermehrung des Finanzmarktwerts von RWE, obwohl
«realwirtschaftlich» gesehen nichts dazu gekommen ist, weder neue
Kraftwerke noch Windkraftanlagen oder anderes.

Die Nachfrage der Anleger nach Innogy-Aktien überstieg das Angebot bei
weitem; allein der weltgrößte Vermögensverwalter Blackrock kaufte für
940 Millionen Euro Innogy-Anteile. Er ist mit rund 4,7% zweitgrößter
Innogy-Aktionär. Ein anderer großer US-Fonds habe, so ein Insider,
eine Order von mehr als 700 Millionen Euro erteilt. Die RWE-Tochter
verspricht den Geldgebern satte, dauerhaft gesicherte Dividenden.

«Rheinland wird Reinland», «Energy wird Innogy». So steht es auf den
riesigen Postern, die die Tochter des Braunkohlekonzerns landauf,
landab plakatiert. Es klingt, als wäre Innogy ein reiner
Grünstromerzeuger, also Teil einer «besseren Welt» voller erneuerbarer
Energien und Elektroautos, die Innogy in bunten Werbevideos ausmalt.


Wo die Gewinne gemacht werden

An den Finanzmärkten wiederum preisen Innogy-Manager die wahre Stärke
des Unternehmens an: 2,9 Milliarden Euro Profit vor Steuern, Zinsen
und Abschreibungen aus dem Betrieb von Netzen und Infrastruktur. So
viel hätte Innogy vergangenes Jahr mit dieser Sparte erwirtschaftet,
wäre es da schon selbstständig gewesen. Dabei brachten regenerative
Energien gerade mal 0,8 Milliarden Euro ein. Innogys Zukunft sehen die
Manager im Netzbetrieb: Gut drei Fünftel der geplanten Investitionen
bis 2018 sollen in diesen Bereich fließen, nur ein Fünftel in
erneuerbare Energien. Ein «hochattraktives Business» nennt Lüder
Schumacher, Analyst der Großbank Société Générale, den Netzbetrieb.

Die Netzentgelte sind das Rückgrat des Börsenwunders. Erst sie machen
möglich, dass Innogy künftigen Aktionären versprechen kann, 70-80% des
um Sondereffekte bereinigten Nettogewinns als Dividende auszuschütten.
Schließlich ist ein Großteil der Netzerlöse staatlich reguliert - und
langfristig vorhersagbar.

«Wir wollen von 2016 bis 2018 rund 6,5 Milliarden Euro investieren»,
sagte Innogy-Vorstandsvorsitzender Peter Terium im Gespräch mit der
Welt am Sonntag. Ein Großteil der Investitionen solle in Netze und
Infrastruktur fließen. Allerdings plane er auch den Bau neuer
Windparks, unter anderem in Deutschland, Polen, den Niederlanden und
erstmals auch in den USA, sagte Terium. Das in der Wirtschaftswoche
veröffentlichte Vertrauensranking 2016 von ServiceValue (befragt
wurden 253895 Kunden zu 894 Unternehmen) ergab, dass die Kunden der
Innogy als einzigem bundesweiten Energieversorger «höchstes Vertrauen»
entgegenbringen.

Das Vertrauen in die Innogy-Aktie befand sich jedoch, ebenso wie die
Innogy-Aktie selbst, schon nach gut zwei Monaten im Sinkflug. Am
16.Januar 2017 war die Innogy-Aktie auf 30,94 Euro gesunken, die
RWE-Aktie war 12,67 Euro wert, nach einem Tiefstand von 9,99 Euro im
Jahre 2016.

RWE und Innogy können aber weiter darauf vertrauen, dass etwaige neue
Gesetze im Konzerninteresse verabschiedet werden, wie es bei der
Novellierung des EEG und bei der Entscheidung für einen
Kapazitätsmarkt bereits geschah. Die direkte Verbindung von RWE und
Innogy zur Bundesregierung ist weiter optimiert worden, seitdem die
ehemalige Staatsministerin im Kanzleramt, Hildegard Müller, eine enge
Vertraute von Angela Merkel, im Vorstand von Innogy sitzt.


Cluster im Rheinischen Braunkohlerevier

RWE hat aus dem Rheinischen Revier eine Cluster-Region gemacht. Wie
eine Quasibesatzungsmacht dominiert RWE als Betreiberin und
Eigentümerin der Tagebaue und Kraftwerke die ganze Region. Der Begriff
Cluster wurde neugefasst in dem Buch von Detlef Hartmann und Gerald
Geppert, Cluster. Die neue Etappe des Kapitalismus aus dem Jahr 2008.

Der Ausdruck «Cluster» entstammt der Sprache aktueller
Strategiepapiere. Cluster ist ursprünglich eine geografische
Bezeichnung und verweist im Strategiekontext auf eine besonders
innovative, leistungsfähige Region. Modellbild aller Cluster war und
ist das Silicon Valley in den USA. Dieses Modell stand einmal mit
Modifikationen für die Region um Wolfsburg, Sitz der VW-Werke. Bei der
Cluster-Strategie geht es zum einen um die Vernetzung eines
weltmarktfähigen Konzerns wie RWE mit der lokalen Infrastruktur. Laut
eigenen Angaben vergibt RWE Power - die Tochtergesellschaft von RWE,
die die konzerneigenen Kraftwerke und die dazugehörigen Anlagen
betreibt - Aufträge von gut einer Milliarde Euro an rund 3.500 Firmen
im Revier. Über 20.000 Arbeits- und Ausbildungsplätze im Revier würden
auf diese Weise auf der Braunkohleverstromung basieren.

Einen Cluster zu bilden erfordert zum anderen die angeblich
«konstruktive» Zerstörung vorhandener Strukturen wie den wertvollen,
Jahrtausende alten Hambacher Forst oder eine aufgrund fruchtbarster
Böden sehr ertragreiche landwirtschaftliche Produktion in der Region
bis hin zu deren Neubildung, wie z.B. die Sophienhöhe. Sie gilt als
höchster künstlicher Berg der Erde. Ja, hier gibt es eine Menge
Weltrekorde - der größte Bagger der Erde, der höchste Kühlturm der
Erde usw. Diese ständige Neubildung soll alle Bereiche des Lebens
umfassen: Neben den eigentlichen Betriebsansiedlungen und dem Ausbau
der Verwaltung von disponiblen Arbeitskräften umfasst die
Clusterstrategie auch Aspekte des Wohnens, der Kultur und der
Freizeitgestaltung. Zum Cluster zählt die Förderung von
Zulieferbetrieben, die Mobilisierung von Kleinstunternehmen und die
Miteinbeziehung jeder potenziellen Arbeitskraft, auch der schwach
qualifizierten, durch den Ausbau von Gastronomie und
Unterhaltungsbetrieben - siehe z.B. das Eventforum Terranova bei
Elsdorf (nahe Bergheim). Ebenso ist die Brücke zu universitären
Instituten, elaborierten Forschungseinrichtungen, Beratungsfirmen,
Lobbyverbänden und den Medien zu schlagen. So ist es jedenfalls in den
diversen Strategie- und Beratungspapieren formuliert.


Strategischer Umgang mit Widerstand

Zur Clusterstrategie von RWE gehört schließlich der Umgang mit
möglichem und tatsächlichem Widerstand im Rheinischen
Braunkohlerevier. In einer sog. Akzeptanz-Studie weisen RWE-Strategen
auf die Erfahrungen mit Stuttgart 21 hin und vermerken, wie man
Widerstand durch Dialog, Runde Tische und Schlichtung einbinden kann.
Parallel dazu setzt RWE auch auf Repression: Seit Beginn der Besetzung
des Hambacher Forstes im April 2012 hat RWE Dutzende von mitunter
brutalen Polizeieinsätzen sowie Hunderte von Ermittlungsverfahren
veranlasst. Einige der nun fast 40.000 zwangsumgesiedelten Menschen im
Revier berichten regelmäßig auf den seit 2010 stattfindenden
Klimacamps, wie die Herren der Umsiedlungsabteilung mit einem minutiös
geplanten Konzept die Menschen schrittweise auf die Umsiedlung
«vorbereiten».

Raffinierte Netzwerkanalysen über Sympathie und Antipathie innerhalb
einer Dorfgemeinschaft machen es RWE z.B. möglich, die Menschen
gegeneinander auszuspielen und zu spalten. In den sog.
Umsiedlungsbüros verhandelt RWE über Entschädigungen immer nur mit
Einzelnen und unter dem strikten Gebot des Stillschweigens. Im
aktuellen Umsiedlungsort «Alt-Manheim» befindet sich ein
Umsiedlungsbüro von RWE perfiderweise im Haus eines langjährigen
Mitglieds der Bürgerinitiative gegen die Umsiedlung - es ist das Haus
eines Mannes, der «zermürbt» Selbstmord beging.

Trotzdem gibt es immer mehr und vielfältigen Widerstand, vor allem
seit 2010 direkte Aktionen und zivilen Ungehorsam wie z.B.
Gleisblockaden der Kohlebahn oder die Tagebaubesetzung «Ende Gelände».

 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 2, 32. Jg., Februar 2017, S. 11

Herausgeber: Verein für solidarische Perspektiven (VsP)
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FEATURE/736: Deutschlandfunk - Mali. Mit Waffen Frieden schaffen?, 14.2.2017 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Mali: Mit Waffen Frieden schaffen?

Von Bettina Rühl

DLF 2017

Das Feature

Dienstag, 14. Februar 2017, 19:15 - 20:00 Uhr, Deutschlandfunk



Der westafrikanische Wüstenstaat Mali steckt seit einem Militärputsch
2012 und der anschließenden Besetzung des Nordens durch mehrere
bewaffnete, überwiegend islamistische Gruppen in einer schweren Krise.
Trotz eines Friedensabkommens vom Sommer 2015 kommt das Land nicht zur
Ruhe. Dabei versucht das Ausland offiziell alles, um den Krisenstaat
zu stabilisieren und den islamistischen Terrorismus zu bekämpfen:
durch Militäreinsätze und Entwicklungshilfe. An der UN-Mission MINUSMA
ist auch die Bundeswehr beteiligt, ebenso an einer Ausbildungsmission
der Europäischen Union für die malische Armee. Parallel dazu ist
Frankreichs Armee unter eigenem Kommando in Mali und den benachbarten
Staaten präsent. Warum findet das Land keinen Frieden - ist der
Einsatz von Waffen der falsche Weg?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 7. Februar 2017

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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HÖRSPIEL/1481: WDR 3 - "Draußen vor der Tür" (2-teilig) von Wolfgang Borchert, 15.+16.2.2017 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Draußen vor der Tür 

Von Wolfgang Borchert

Mit Hans Quest, Margarete Militzer, Herbert Steinmetz, Wolf
Beneckendorff u. a.

Regie: Ludwig Cremer

Produktion: NWDR 1947

WDR 3 Hörspiel

Teil 1: WDR 3, Mittwoch, 15. Februar 2017, 19.04 - 20.00 Uhr

Teil 2: WDR 3, Donnerstag, 16. Februar 2017, 19.04 - 20.00 Uhr



Das Drama einer problematischen Heimkehr. Vor 70 Jahren wurde das
Hörspiel urgesendet und machte den jungen und unbekannten
Schriftsteller Wolfgang Borchert berühmt.

Heimkehrer Beckmann, verwundet im Zweiten Weltkrieg, findet nach
seiner Rückkehr aus dem Krieg nicht mehr in die bürgerliche Welt
zurück. Kein Held, eher ein ausgemachter Antiheld, schien er alle
Anlagen für den "Heimkehrer-Jedermann" des Jahres 1947 zu haben. Als
lahmender "Krüppelheld" wird er zum Sinnbild des herumvagabundierenden
schlechten Gewissens, der Klage, aber auch der Anklage einer
bürgerlichen Welt, die ihre Ordnung nach dem Krieg bereits
wiedergefunden hat - oberflächlich.

Redaktion: Christina Hänsel

 * 

Quelle:

Programmtip vom 3. Januar 2017

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln
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HÖRSPIEL/1480: 1LIVE/WDR 3 - "Glück up your life!" von Simon Kamphans, 14.2.2017 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Glück up your life!

Von Simon Kamphan

Realisation: Simon Kamphans, Matthias Lang und Kristina Huch

Produktion: WDR 2013

1LIVE Plan B Soundstories

Dienstag, 14. Februar 2017, 23.00 - 24.00 Uhr

WDR 3 Hörspiel

Dienstag, 14. Februar 2017, 19.04 - 20.00 Uhr



Was braucht man zum glücklich sein? Gibt es Regeln des Glücks? Und was
passiert, wenn man sie einhält?

Ein Blick in die nächste Buchhandlung lässt das Gefühl entstehen, dass
man heutzutage ganz einfach mit einem Ratgeber ans Ziel kommt.
Ratgeberliteratur boomt, ganz besonders Glücks-Ratgeber. Fünf reale
Glücksuchende wagen deshalb den Griff ins Bücherregal und damit einen
groß angelegten Selbstversuch: einen Monat strikt nach den Regeln
eines Glücksratgebers leben und alles mit dem Aufnahmegerät
festhalten. Glücksmomente erlaubt. Selbsterfahrung erwünscht.

Das Hörspiel steht nach der Ausstrahlung zum kostenlosen Download im
WDR Hörspielspeicher zur Verfügung. Informationen und Download über
hoerspiel.wdr.de.

Redaktion: Natalie Szallies

 * 

Quelle:
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MELDUNG/1442: Deutschlandfunk ist Medienpartner der didacta (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 10.2.2017

Weltweit größte Bildungsmesse: Deutschlandfunk ist Medienpartner
der didacta

Vom 14. bis 18. Februar 2017 in Stuttgart



Die didacta bietet vom 14. bis 18. Februar 2017 umfassende Einblicke
in das gesamte Spektrum des Bildungswesens - Angebote und aktuelle
Entwicklungen der Wissensvermittlung reichen von frühkindlicher
Bildung bis zum Studium im Alter, digitalen Lehrmethoden und
eLearning-Highlights aus Fortbildungsmaßnahmen von Unternehmen. Der
Deutschlandfunk ist in diesem Jahr Medienpartner auf der Fachmesse in
Stuttgart.

Die Redaktion des Bildungsmagazins "Campus & Karriere" sendet täglich
live von der Messe und versorgt die Hörer mit spannenden
Gesprächspartnern und Reportagen zu aktuellen Bildungstrends. Ganz
unterschiedliche Interviewpartner aus Wissenschaft, Bildung und
Politik sind zu Gast. Humortrainerin Eva Ullmann spricht über
"professionelles Humortraining im Schulalltag", während den
Neurobiologen Joachim Bauer die Kultivierung des Hasses auf dem
Schulhof und besonders das Thema "Hate Speech in der Schule"
beunruhigt.

In der finalen Gesprächsrunde meldet sich "Campus & Karriere" zu der
zentralen Frage "Was muss Schule eigentlich leisten?" von der didacta.
Hierzu interessiert uns die Meinung der Messebesucher nicht bloß, sie
gestaltet obendrein aktiv unsere Live-Takes mit: Die gesammelten
O-Töne werden ins tagesaktuelle Programm des Bildungsmagazins
übertragen. Weiterhin beschäftigt sich Christiane Florin in ihrer
Livesendung "Tag für Tag" intensiv mit dem Thema des
"Religionsunterrichts der Gegenwart".

Die Preisträger des Bundeswettbewerbs für zeitgenössische Poesie lyrix
 stellen am Freitag und Samstag auf dem Messestand ihre Texte vor.
Durch wechselnde Monatsthemen und Schreibwerkstätten fördert lyrix
Talente auf dem Weg in die junge Lyrikerszene. Die Lesungen auf der
didacta bilden für die Nachwuchspoeten eine alternative Plattform für
die Anbindung an verschiedene Netzwerke junger Literatur.

Während des gesamten Messezeitraums erhalten Sie am Stand von
Deutschlandfunk alle relevanten Informationen (Halle 5, Stand D 47).
Weitere Hintergründe und Beiträge zur didacta 2017 gibt es auch zum
Nachhören und -lesen auf deutschlandfunk.de/campus.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de
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MUSIK/2094: Deutschlandradio Kultur - Eröffnungsfestival der Elbphilharmonie Hamburg, 14.2.2017 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Eröffnungsfestival der Elbphilharmonie Hamburg

Aufzeichnungen vom 11.1.-12.2.2017

Konzert

Dienstag, 14. Februar 2017, 20:03 - 22:30 Uhr, Deutschlandradio Kultur



Statt knapp 100 Millionen hat sie weit über 800 Millionen Euro
gekostet, sieben Jahre später als geplant ist sie fertig - und sie ist
ein philharmonisches Wunderwerk geworden, beeindruckend in der
Ansicht, faszinierend im Klang. Die Elbphilharmonie ist schon jetzt
ein neues Wahrzeichen der Hansestadt, sie wird "Beschleuniger" des
Musiklebens und Magnet für die Musiker. Ein einzigartiger Bau, mit
drei fantastisch klingenden Sälen, einer Orgel, die »alles kann« und
von der lettischen Organistin Iveta Apkalna eingeweiht wird. Es ist
eine grandiose Herausforderung, dieses Projekt zu bespielen und
langfristig entsprechend Angebote zu machen, die auch bezahlbar sind.
Es ist aber auch eine Chance, neues Publikum dauerhaft zu gewinnen.
Nach einem Monat Elbphilharmonie ziehen wir schon einmal eine
Eröffnungsbilanz - und hoffen, dass die Euphorie lange währen wird und
die Hamburger stets volle Säle haben werden.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 7. Februar 2017

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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DER FILM/310: Braunschweig - Erstaufführung "A Good American" am 16.2.2017


Dokumentarfilm im Roten Saal: A Good American



Braunschweig. In der Reihe "DOKfilm im Roten Saal" zeigt das
städtische Kulturinstitut am Donnerstag, 16. Februar, um 19.30 Uhr, im
Roten Saal, Schlossplatz 1, als Braunschweiger Erstaufführung "A Good
American". Im Film geht es um "Whistleblower" und geheimdienstliche
Überwachung. Eine telefonische Kartenbestellung im Kulturinstitut
unter 0531 470-4848 oder online www.braunschweig.de/dok wird
empfohlen.

Für viele ist Snowden der erste "Whistleblower". Einer, der noch
früher auf kritische Aktivitäten der NSA hingewiesen hat, ist William
Binney: Mathematiker, Codeknacker und ehemaliger Technische Direktor
des amerikanischen Auslands-Geheimdienstes NSA. Er entwickelte ein
System zur Datenanalyse und Überwachung namens "ThinThread" mit
eingebauten Mechanismen zum Datenschutz. Das Programm wurde kurz vor
dem 11. September 2001 eingestellt und durch das Programm
"TrailBlazer" ersetzt. William Binney ist sich sicher: Der Anschlag am
11. September hätte durch "ThinThread" verhindert werden können - und
andere Terroranschläge auch.

Mit viel Wut im Bauch erzählen Regisseur Friedrich Moder und Binney
diese Geschichte als dokumentarischen Thriller.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 10. Februar 2017

Stadt Braunschweig, Pressestelle
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KURSUS/1493: Bonn - "Fragen um den Kauf eines neuen Notebook-Computers", 19.2.


VHS-Kurs: Fragen um den Kauf eines neuen Notebook-Computers



BN - In der VHS-Veranstaltung werden die verschiedenen Aspekte beim
Notebook-Kauf beleuchtet und die technischen Daten verständlich
erläutert. Ziel ist es, in der Flut der Angebote den Überblick zu
behalten, um das optimale Angebot finden zu können. Der Kurs findet
statt am Sonntag, 19. Februar 2017, von 15.30 bis 17.45 Uhr, im Haus
der Bildung, Mülheimer Platz 1. Weitere Informationen zum Kurs unter
Telefon 0228- 77 49 05 oder www.vhs-bonn.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 10. Februar 2017

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn
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KURSUS/1492: Bonn - "Independant Filmmaking - Kurzfilme selbst realisieren" am 19.2.2017


VHS-Workshop: Independant Filmmaking - Kurzfilme selbst
realisieren, ohne viel Geld



BN - Wer lernen möchte, wie man Ideen für einen Kurzfilm finden kann,
wie man aus dieser Idee eine Geschichte entwickelt und daraus dann ein
Drehbuch ausarbeitet, ist in diesem Workshop richtig. Das erste von
fünf Modulen der Reihe Independant Filmmaking findet statt am Sonntag,
19. Februar 2017, von 11 bis 17 Uhr in Bonn, Mülheimer Platz 1.

Weitere Informationen unter Telefon 0228- 77 49 05 oder www.vhs-bonn.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 10. Februar 2017

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn
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AUGEN/440: Forschung - Die Retina im Rausch der Kanäle (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 08.02.2017

Die Retina im Rausch der Kanäle

Den biologischen Grundlagen des Sehens auf der Spur: Tübinger
Neurowissenschaftler erforschen die "Arbeitsteilung" in der Netzhaut



Was wir sehen, wird nicht erst im Gehirn verarbeitet. Bereits in der
Netzhaut sind zahlreiche verschiedene Zelltypen dafür verantwortlich,
visuell Wahrgenommenes in seine Komponenten zu zerlegen und diese auf
verschiedenen Kanälen an das Gehirn weiterzuleiten. Dabei spielen die
sogenannten Bipolarzellen eine zentrale Rolle, denn sie verarbeiten die
Reize aus den lichtempfindlichen Zellen des Auges als erstes. Ihre
Arbeitsweise haben Tübinger Neurowissenschaftler nun in einer Studie
detailliert untersucht, die am Mittwoch im Fachmagazin Nature
veröffentlicht wird, DOI: 10.1038/nature21394.

In jeder Sekunde sehen, hören, spüren, riechen, schmecken wir, was um uns
herum geschieht. Aber das Sehen prägt wohl am stärksten die Art und Weise,
wie wir unsere Umwelt wahrnehmen. Doch wie gelangen Informationen aus der
Umwelt, die als Lichtmuster in unsere Augen projiziert werden, eigentlich
in unser 0Gehirn und erzeugen dort eine visuelle Repräsentation der Welt?
Sicher ist: Es ist kompliziert. Denn wir sehen nicht einfach ein Bild, das
aus einzelnen Punkten zusammengesetzt ist, wie eine Photographie.
Stattdessen verarbeitet unser Sehsystem visuelle Eindrücke auf vielen
Kanälen gleichzeitig und erzeugt aus ihnen ein vielschichtiges größeres
Ganzes. Bereits die erste Stufe des Sehsystems, die Retina (Netzhaut),
liefert Informationen über Farben, Kontrast, Bewegung und Helligkeit.
Einzelne Objekte stechen dadurch aus dem Hintergrund hervor. Bewegte Reize
erregen unsere besondere Aufmerksamkeit, wir erkennen sie auf einen Blick.

Damit visuelle Information das Gehirn auf diesen unterschiedlichen Kanälen
erreichen kann, werden Bilder bereits in der Retina in hochkomplexer Weise
verarbeitet. Der dafür verantwortlichen retinalen "Schalttafel" aus
zahlreichen unterschiedlich spezialisierten Nervenzelltypen geht ein
Forscherteam um Professor Thomas Euler vom Werner Reichardt Centrum für
Integrative Neurowissenschaften (CIN) der Universität Tübingen bereits
seit Jahren auf den Grund. Ihre Aufmerksamkeit galt zuletzt den
Bipolarzellen; diese sind das Bindeglied zwischen den lichtempfindlichen
Rezeptorzellen des Auges und den sogenannten retinalen Ganglienzellen,
über die visuelle Information schließlich das Gehirn erreicht.
14 verschiedene Typen von Bipolarzellen wurden bisher genetisch und
anatomisch unterschieden. Die Tübinger Forscher testeten daher die
Hypothese, dass jeder dieser Zelltypen einen Informationskanal mit eigener
Funktion darstellt. Aber wie genau unterscheiden sich diese verschiedenen
Kanäle, welche Mechanismen stecken dahinter?

Um diese Frage zu beantworten, zeigten die Forscher den Netzhäuten von
Mäusen verschiedenste Lichtmuster. Gleichzeitig maßen sie die Aktivität
einzelner Bipolarzellen an deren Ausgangssynapsen mit Hilfe eines
fluoreszierenden Farbstoffes. Dieser Ansatz hat den Vorteil, dass Daten
von sehr vielen Synapsen (hier <13,000) und allen Bipolarzell-Typen
gewonnen werden können.

Ein überraschendes Ergebnis der Studie war, dass sich die
14 Bipolarzell-Typen bei punktförmigen Lichtreizen nur sehr wenig in ihrer
Funktion unterschieden. Erst ausgedehnte Lichtreize, die weit größer als das
rezeptive Feld - das zentrale "Einzugsgebiet" - der Zelle waren, lösten
unterschiedliche Signale in den verschiedenen Informationskanälen aus.
Weitere Experimente zeigten, dass Interaktionen mit Nachbarzellen - den
sog. Amakrinzellen - für diese Aufweitung des Informationsspektrums
verantwortlich sind.

Katrin Franke, die die Studie konzipierte und durchführte, erklärt dies
so: "Anstatt nur an das Gehirn zu melden 'in meinem rezeptiven Feld ist es
gerade hell/dunkel/grün/blau', können einige Bipolarzell-Typen mit dem
Input ihrer Amakrinzellen-Nachbarn Informationen senden wie 'bei mir ist
es hell, aber nebenan ist es dunkel'. Aus solchen detaillierten
Informationen kann das Gehirn dann einen vielschichtigen Eindruck von
Übergängen und Kontrasten, Kanten und Bewegungen erzeugen."

Die Signalverarbeitung in der Netzhaut besser zu verstehen, dient nicht
nur der Grundlagenforschung, sondern auch der Augenheilkunde. So ist an
der Augenklinik der Universität Tübingen für Patienten mit degenerativen
Augenerkrankungen seit Jahren ein Netzhautimplantat in Entwicklung, das
genau bei den Bipolarzellen ansetzt. Diese bilden nämlich die nächste
Zellschicht nach den krankheitsbedingt zerstörten Lichtrezeptorzellen. Die
neuen Ergebnisse dürften die anwendungsorientierte Forschung in diesem
Bereich daher nachhaltig befördern.


Publikation:

Katrin Franke, Philipp Berens, Timm Schubert, Matthias Bethge, Thomas
Euler, Tom Baden: Inhibition Decorrelates Visual Feature Representations
in the Inner Retina. Nature (im Druck). 08. Februar 2017.

Autorenkontakt:

Tom Baden

Sussex Neuroscience, School of Life Sciences

University of Sussex, Brighton UK

t.baden@sussex.ac.uk

www.badenlab.org

Thomas Euler

Werner-Reichardt-Centrum für Integrative Neurowissenschaften (CIN)

Universität Tübingen

thomas.euler@cin.uni-tuebingen.de

www.eulerlab.org

Die Universität Tübingen

Die Universität Tübingen gehört zu den elf deutschen Universitäten, die
als exzellent ausgezeichnet wurden. In den Lebenswissenschaften bietet sie
Spitzenforschung im Bereich der Neurowissenschaften, Translationalen
Immunologie und Krebsforschung, der Mikrobiologie und Infektionsforschung
sowie der Molekularbiologie. Weitere Forschungsschwerpunkte sind die Geo-
und Umweltforschung, Archäologie und Anthropologie, Sprache und Kognition
sowie Bildung und Medien. Mehr als 28.400 Studierende aus aller Welt sind
aktuell an der Universität Tübingen eingeschrieben. Ihnen steht ein
Angebot von rund 300 Studiengängen zur Verfügung - von der Ägyptologie bis
zu den Zellulären Neurowissenschaften.

Werner Reichardt Centrum für Integrative Neurowissenschaften (CIN)
Das Werner Reichardt Centrum für Integrative Neurowissenschaften (CIN) ist
eine interdisziplinäre Institution an der Eberhard Karls Universität
Tübingen, finanziert von der Deutschen Forschungsgemeinschaft im Rahmen
der Exzellenzinitiative von Bund und Ländern. Ziel des CIN ist es, zu
einem tieferen Verständnis von Hirnleistungen beizutragen und zu klären,
wie Erkrankungen diese Leistungen beeinträchtigen. Das CIN wird von der
Überzeugung geleitet, dass dieses Bemühen nur erfolgreich sein kann, wenn
ein integrativer Ansatz gewählt wird.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, Antje Karbe, 08.02.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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Fachtagung

"Sprache ist das A und O"

Von Anne Lütke Schelhowe



Durch die aktuelle Flüchtlingssituation sind auch Ärzte und
Pflegekräfte ins Land gekommen. Doch die Anerkennung der ausländischen
Abschlüsse ist häufig problematisch.


Der vielbeschworene demografische Wandel macht bekanntermaßen
auch vor den Gesundheitsberufen keinen Halt. Im Schnitt dauert es vier
Monate bis eine Alten- und Krankenpflegestelle in Schleswig-Holstein
besetzt wird, so Gesundheitsministerin Kristin Alheit bei einer
Fachtagung des IQ Netzwerks Schleswig-Holstein in Kiel. Gleichzeitig
sei das Interesse an einer Anerkennung von ausländischen Abschlüssen
bei Ärzten und Pflegepersonal enorm groß. Doch gerade die Anerkennung
gestaltet sich oft schwierig. Daher hatte das IQ Netzwerk, das in
Trägerschaft des Flüchtlingsrates Schleswig-Holstein e. V. und des
Paritätischen Wohlfahrtsverbands Schleswig-Holstein e. V. agiert, in
den Legienhof geladen, um u. a. mit Vertretern aus Politik, dem
Landesamt für soziale Dienste und der Ärztekammer darüber zu
diskutieren, wie man die ausländischen Fachkräfte schneller in den
deutschen Arbeitsmarkt integrieren könnte.

Ralf Maier, Leiter des Referats "Anerkennung ausländischer
Berufsqualifikationen" im Bundesministerium für Bildung und Forschung,
führte an, dass in den Jahren 2012 bis 2015 bundesweit 63.400 Anträge
auf Anerkennung eines Berufsabschlusses aus dem Ausland eingegangen
sind. Davon entfielen 74 Prozent auf reglementierte Berufe, worunter
auch Ärzte und Pflegepersonal fallen. 74 Prozent aller Verfahren aus
allen Berufen enden laut Maier mit der Anerkennung einer vollen
Gleichwertigkeit, bei Ärzten seien dies sogar 86 Prozent. Dabei ist
jedoch zu bemerken, dass sich darunter auch Abschlüsse aus der EU, den
USA oder Kanada befinden, die ein vergleichbares Ausbildungswesen
haben.

Dr. Friedhelm Engler vom Landesamt für sozialen Dienste, das u. a. für
die Erteilung der ärztlichen Approbation zuständig ist, schilderte
entsprechend, dass Abschlüsse aus der EU kein Problem darstellen,
während es vor allem bei Drittstaaten Probleme und längere Verfahren
gebe. "Wir vollziehen nicht nach Integrationsgesetzen, sondern nach
Gesetzen zum Schutz der Patienten", so Engler. Dass dies berechtigt
ist, zeigte der ärztliche Geschäftsführer der Ärztekammer
Schleswig-Holstein, Dr. Carsten Leffmann, auf. Die Kammer führt die
Kenntnisprüfungen für das Landesamt für soziale Dienste durch, die
immer dann angezeigt sind, wenn keine Gleichwertigkeit eines
ärztlichen Abschlusses festgestellt werden kann. Die Prüfung findet
unter realen Bedingungen mit Patientenvorstellungen statt, um zu
überprüfen, ob der Kandidat über das gleiche Wissen wie ein Absolvent
einer deutschen medizinischen Hochschule verfügt. Im Jahr 2015 war
dies 46 Mal der Fall, die Wartezeit ist aktuell allerdings aufgrund
des organisatorischen Aufwandes und steigender Antragszahlen lang, da
die Prüfung in Kooperation mit Krankenhäusern stattfindet. Knapp die
Hälfte der ausländischen Ärzte fällt durch diese Prüfung. Die
Prüflinge seien oft nicht ausreichend vorbereitet, gleichzeitig sei
die Organisation eines vorbereitenden Kurses aber schwierig, da es
sich um eine ausgesprochen heterogene Gruppe handle: von Ärzten, die
frisch von der Hochschule kommen, über Mediziner, die bereits einige
Jahre Weiterbildung hinter sich haben, bis hin zu
Hochschulprofessoren. Da im ärztlichen Beruf über die Hälfte der
Diagnosen durch Anamnese erfolgen und erst dann Apparate eingesetzt
werden, ist "die Sprache das A und O", so Leffmann. Ein
C1-Fachsprachenniveau sei für die ärztliche Tätigkeit deshalb dringend
notwendig.

Insgesamt hält Leffmann das System der Anerkennung für sehr
kompliziert, langwierig und uneinheitlich. Hinzu kommt, dass viele der
geflüchteten Ärzte die notwendigen Unterlagen für die Anerkennung
nicht vorlegen können. Große Teile der Ärzteschaft würden deshalb ein
Verfahren wie in den USA präferieren, wo alle ausländischen Ärzte das
amerikanische Staatsexamen (USMLE) ablegen. Damit wäre auch gleich der
Sprachtest abgehakt. Maier sprach sich dagegen für bessere
Qualifizierungsmaßnahmen aus, um "die Leute dort abzuholen, wo sie
stehen", und Engler wünschte sich, dass die bis zu zwei Jahre gültige
vorläufige Berufserlaubnis besser genutzt werden sollte, indem die
Ärzte aus dem Ausland in den Kliniken entsprechend den Anforderungen
beschäftigt werden. "Die Bewerber auf die Approbation wollen Geld
verdienen und verstehen die Arbeit weniger als Vorbereitung auf die
Prüfung. Für sie wäre ein Curriculum sinnvoll", argumentierte Engler.
Die Kenntnisprüfung kann zwei Mal wiederholt werden. Auch eine
theoretische Vorbereitung wäre daher sinnvoll.


Info

ca. 50 geflüchtete Ärzte sind der Ärztekammer
Schleswig-Holstein bekannt, da sie sich von selbst in Bad Segeberg
gemeldet haben.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 1/2017 im
Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2017/201701/h17014a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 
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Öffentlicher Gesundheitsdienst

Bis an die Grenzen der Handlungsunfähigkeit

von Anne Lütke Schelhowe



Geringe Bezahlung, wenig Wertschätzung, kaum Präsenz in der
Ärzteschaft: Der ÖGD kämpft seit Jahren für mehr Nachwuchs und eine
bessere öffentliche Wahrnehmung.


Schon mehrfach hat sich die Gesundheitsministerkonferenz mit dem
Öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) beschäftigt. In diesem Sommer
fasste die Versammlung der Gesundheitsminister und -senatoren erneut
einen Beschluss, um die "unverzichtbare Rolle des ÖGD im
Gesundheitswesen" zu stärken. Den politischen Absichtserklärungen
müssen nun Taten auf der kommunalen Ebene folgen, denn der ÖGD ringt
schon seit Jahren um Nachwuchs. Vakante Stellen können zum Teil Jahre
nicht besetzt werden, weil sich keine geeigneten Bewerber finden. Die
Situation ist inzwischen schon so prekär, dass sich die
Gesundheitsämter gegenseitig kompetentes Personal abwerben, weil die
Aufgabenbereiche beständig zunehmen und kaum noch mit vorhandenen
Ressourcen gestemmt werden können. "Das nützt uns aber nichts, weil
wir als Kommunen gemeinsam stark sein müssen für Schleswig-Holstein.
Wir brauchen neue Leute von außen", fasst Dr. Sylvia Hakimpour-Zern,
Leiterin des Fachdienstes Sozialpsychiatrie am Gesundheitsamt
Segeberg, das Problem zusammen. Die zweite Vorsitzende ihres
Berufsverbandes in Schleswig-Holstein beklagt die mangelnde Aufklärung
über das vielseitige Tätigkeitsfeld, das Ärzte im ÖGD vorfinden. Denn
neben stationärer und ambulanter Versorgung spielt die dritte Säule
des öffentlichen Gesundheitswesens in Studium und Weiterbildung bei
den jungen Ärzten keine Rolle. Dabei bietet die Arbeit im
Gesundheitsamt viele positive Aspekte: Flexible Arbeitszeiten, die die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf erlauben, kollegiale
Zusammenarbeit auch über das eigene Fachgebiet hinaus und ein breites
Aufgabenspektrum, in dem man selbst Schwerpunkte setzen kann, sind
einige der Argumente, die für den amtsärztlichen Dienst sprechen.
Gleichzeitig muss man sich auch mit der Arbeit in einer Verwaltung
anfreunden können und profitiert von einigen Jahren Berufserfahrung.
Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt hat mit Ärzten und
Verantwortlichen in schleswig-holsteinischen Gesundheitsämtern darüber
gesprochen, welche Probleme akut auf den ÖGD zukommen, welche
Lösungsansätze vielversprechend sind und wie sie mehr Kollegen für
ihre abwechslungsreiche Arbeit begeistern wollen.

 * 

Öffentlicher Gesundheitsdienst

"Wir bluten fachlich aus"

Schon seit Jahren hat der ÖGD mit Nachwuchssorgen zu kämpfen - neben
Klinik und Praxis hat kaum ein Arzt die dritte Säule des
Gesundheitswesens auf dem Schirm. Dabei bietet die amtsärztliche
Tätigkeit viele Vorteile.


Eine unverzichtbare Rolle im Gesundheitswesen, die sich vom
Gesundheitsschutz der Bevölkerung, der Gesundheitsförderung und
Gesundheitsvorsorge bis zur Mitgestaltung und Mitwirkung bei der
Gesundheitsversorgung erstreckt: Alle diese Eigenschaften werden dem
Öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) im Begleitschreiben zum Beschluss
der 89. Gesundheitsministerkonferenz (GMK) im Juni in Rostock
zugeschrieben. Die Gesundheitsminister und -senatoren aller 16
Bundesländer wollen damit der wachsenden Bedeutung des ÖGD Rechnung
tragen, der gleichzeitig an chronischem Nachwuchsmangel leidet. 14
Punkte (s. Kasten) sind es, in denen u. a. die stärkere Verbindung des
ÖGD mit der Wissenschaft durch Themenschwerpunkte in der medizinischen
Aus- und Weiterbildung und eine arztspezifische tarifliche Besoldung
für die Ärzte im ÖGD gefordert wird.



BESCHLUSS DER 89. GESUNDHEITSMINISTERKONFERENZ





In ihrem Beschluss betonen die Gesundheitsminister und -senatoren
 aller Bundesländer die unverzichtbare Rolle des ÖGD im
 Gesundheitswesen und dass diese stärker gegenüber allen politischen
 Ebenen und Akteuren im Gesundheitswesen herauszustellen ist. Die
 GMK sieht den ÖGD als professionelles Netzwerk und hält es für
 erforderlich, dessen Arbeit auch zukünftig effektiv und effizient
 zu gestalten. Die GMK spricht sich in ihrem Papier auch für eine
 stärkere Verbindung des ÖGD mit der Wissenschaft sowohl in der
 Forschung als auch in der medizinischen Aus- und Weiterbildung aus.
 Medizinstudierende müssten bereits im Studium an den ÖGD
 herangeführt werden. Die GMK fordert diesbezüglich den Bund auf, in
 der Approbationsordnung das Thema Öffentliche Gesundheit
 verpflichtend zu verankern. Außerdem bittet die GMK den Bund, einen
 Forschungsschwerpunkt "ÖGD und Public Health" im Rahmenprogramm
 Gesundheitsforschung aufzunehmen, um die Forschung in diesem
 Themenfeld voranzutreiben.



Im Rahmen der Umsetzung des Präventionsgesetzes müsse der ÖGD als
 regionaler Koordinator in der Gesundheitsförderung eine aktive
 Rolle spielen. Die GMK erwartet von den Partnern der
 Rahmenvereinbarungen, die Rolle des ÖGD anzuerkennen, zu nutzen und
 zu unterstützen und hierzu geeignete Formen der Einbindung zu
 entwickeln.



Die GMK bekräftigt u. a. ihre bereits mehrfach geäußerte Forderung
 nach einer arztspezifischen tariflichen Besoldungsregelung für die
 Ärzte im ÖGD in Anlehnung an die Vergütung im Krankenhaus und
 fordert die kommunalen Träger auf, angemessene Stellenpläne zu
 gestalten. An die Bundesärztekammer wird die Bitte gerichtet, zu
 überprüfen, inwieweit Ausbildungszeiten im ÖGD in bestimmten
 Weiterbildungsordnungen verankert werden können. 
(ALS)



"Das Papier der GMK ist gut gefasst. Aber: Es ist ein zahnloser
Papiertiger, wenn nicht auf der kommunalen Ebene darauf eingewirkt
wird, dass die Forderungen auch durchgesetzt werden", meint Dr. Sylvia
Hakimpour-Zern, Leiterin des Fachdienstes Sozialpsychiatrie im Kreis
Segeberg. Schon seit Jahren beklagt die 2. Vorsitzende des
Landesverbandes in Schleswig-Holstein den Nachwuchsmangel in ihrem
Berufsfeld, der bundesweit ein Problem ist. "Wir haben 155 Ärztinnen
und Ärzte in Gesundheitsämtern in Schleswig-Holstein. Davon sind 57
Vollzeitkräfte und 98 Teilzeitkräfte. Wenn man das mit 2014
vergleicht, sind wir weniger Vollzeit- und mehr Teilzeitkräfte
geworden. Das ist die Tendenz, die man sieht: Es gibt immer weniger
Vollblut-ÖGDler, die sich mit Haut und Haaren dem ÖGD verschreiben.
Gerade in den letzten Monaten sind unheimlich viele Vollzeitkräfte
gegangen. Ich glaube, es herrscht eine große Unzufriedenheit, weil
viele das Gefühl haben, dass man zu wenig Wertschätzung und ein
geringes Gehalt bekommt." Sie selbst habe das Glück in einem Kreis zu
arbeiten, der sie und ihre Kollegen wertschätzt, aber Hakimpour-Zern
würde sich wünschen, dass alle Kreise und Städte eine gleich gute
Bezahlung anböten: "Dann hätten wir nicht mehr diesen
Verschiebebahnhof". Hamburg führt sie als positives Beispiel an. Dort
gibt es eine Anlehnung an den Tarif der Universitätskliniken. "Und
schon bewegt sich da mehr." Aktuell führen die guten Bedingungen im
Kreis Segeberg dazu, dass sich Amtsärzte aus den Nachbarkreisen
bewerben. "Das nützt uns aber nichts, weil wir als Kommunen gemeinsam
stark sein müssen für Schleswig-Holstein. Wir brauchen neue Leute von
außen." Doch diese zu bekommen, ist nicht so einfach. Diese Erfahrung
macht man auch in Rendsburg, wo seit 1. Dezember nach nur kurzer
Dienstzeit erneut die Stelle der Leitung des Gesundheitsamtes vakant
ist. "Die Amtsinhaberin geht wieder in die Patientenversorgung. Sie
hat nur kurz hier gearbeitet. Aktuell ist auch eine halbe Stelle im
amtsärztlichen Dienst schon länger nicht besetzt. Sie wird gerade
wieder ausgeschrieben. Außerdem hat uns die Politik eine weitere halbe
Stelle zugebilligt, um die Aufgaben erledigen zu können, die im
Zusammenhang mit dem Zuzug von Flüchtlingen auf uns zukommen. Das
bedeutet, wir haben zwei Vollzeit-Arztstellen zu besetzen", schildert
Susanne Jeske-Paasch, Leiterin des Fachbereiches Soziales, Arbeit und
Gesundheit in der Kreisverwaltung Rendsburg. In den nächsten Jahren
werden weitere Ärzte altersbedingt aus dem Dienst ausscheiden. "Wir
haben latent die Nachwuchssorgen im Kopf und stellen fest, dass wir
zwar Stellenausschreibungen veröffentlichen können, aber keine
geeigneten Bewerber finden. Wir haben festgestellt, dass Ärzte, die
aus dem Klinikalltag fliehen, nicht wirklich in den öffentlichen
Gesundheitsdienst wollen."

An der Westküste sieht es nicht anders aus. Die Leiterin des
Gesundheitsamtes Husum, Dr. Antje Petersen, ist selbst schon von einem
Headhunter eines anderen Gesundheitsamtes kontaktiert worden. "Der
Markt ist einfach leergefegt. Seit fast drei Jahren ist unsere
Psychiater-Stelle vakant. Auch nach mehrfachen Ausschreibungen hat
sich kein ernsthafter Bewerber gefunden. Mein Stellvertreter ist seit
Juli im Ruhestand und auch da haben wir noch keinen Ersatz gefunden.
Aktuell haben wir eine Beamtin aus einem anderen Bundesland als
Bewerberin. Das Bewerbungsprozedere hat aber gezeigt, dass es für
Beamte aufgrund diverser Formalitäten sehr schwer ist, das Bundesland
zu wechseln." Glücklicherweise hat es in diesem Fall nach
Redaktionsschluss geklappt: Die Bewerberin kommt im nächsten Jahr nach
Husum. Neben den Psychiatern sind insbesondere Kinderärzte und
Fachärzte für Kinder- und Jugendpsychiatrie schwer nachzubesetzen.
"Wir haben hier kaum Krankenhäuser, die Pädiater ausbilden. Für
Schuleingangsuntersuchungen brauchen wir sie aber eigentlich", so
Petersen.

Eine Ärztin, die sich gerade in den Bereich der
Schuleingangsuntersuchungen einarbeitet und erst kürzlich den Schritt
in das Gesundheitsamt gewagt hat, ist Gabriele Seidel. Die 48-jährige
Gynäkologin ist seit 1. Oktober in Bad Segeberg tätig. Nach 15 Jahren
in Praxis und Klinik war auch sie nicht auf Anhieb von der Stelle im
Amt begeistert. "Ich dachte eigentlich nicht, dass mein Profil
überhaupt passt. Doch dann habe ich mich beworben und war überrascht -
und zwar positiv", erzählt sie. In den wenigen Wochen hat sie sich
bereits gut eingearbeitet und fühlt sich "schon mittendrin". Seidel
schreibt Gutachten und ist auch im Infektionsschutz tätig, wozu die
ganze Bandbreite des Themas Impfen mit Impfkampagnen, -aufklärung und
-beratung gehört. "Ich schätze die Teamarbeit, obwohl man auch viel
selbstständig arbeitet, sowie die fachliche Vielfältigkeit."
Erfahrungen mit dem ÖGD hatte sie zuvor keine. Dass die dritte Säule
im Gesundheitswesen einmal Thema im Studium war, daran kann sich
Seidel nicht erinnern.

"Der ÖGD ist bei den Ärzten immer noch nicht so präsent. Die wissen
gar nicht so genau, was wir machen. Im Studium wird der ÖGD sehr klein
und nur nebenbei erwähnt", beklagt Hakimpour-Zern, die selbst einmal
im Gesundheitsamt Kiel famulierte und fasziniert war von den
Möglichkeiten. Gerne würde sie die Variante der Famulaturen im ÖGD
weiter ausbauen. Ein Weg, den auch Dr. Arne Kampen, Amtsarzt in
Rendsburg, für sinnvoll erachtet: "Der ÖGD ist da etwas ins
Hintertreffen geraten. Wenn das Studium mehr darauf aufmerksam machen
würde, gäbe es auch mehr Interessenten für eine Tätigkeit hier. Ein
kleiner Einblick im Rahmen eines Praktikums wäre nicht schlecht."

Seine Chefin Jeske-Paasch könnte sich gut vorstellen, die Popularität
des dualen Studiums für ihren Bereich zu nutzen. "Wir müssen darüber
nachdenken, wie wir jungen Leuten den Einstieg ins System erleichtern
können. Eine Idee wäre, Medizinstudenten während des Studiums an uns
zu binden, indem sie in den Semesterferien hier bei uns arbeiten und
so den ÖGD kennenlernen. Man könnte das als Modellprojekt etablieren
und z. B. mit der Uni verhandeln, dass diese 200 Studienplätze für
jene Studenten bereitstellt." Durch einen ähnlichen Ansatz ist Kampen
in den amtsärztlichen Dienst gelangt. Er erhielt in den 70er Jahren
einen Studienplatz der Medizin, der vom Land für Bewerber des ÖGD zur
Verfügung gestellt wurde. Damit verbunden war die Verpflichtung, nach
dem Studium acht Jahre für den ÖGD tätig zu werden. "Schon während des
Studiums wurde ich sukzessive darauf vorbereitet. Neben den anderen
Versorgungsbereichen wurden auch Famulaturen und Exkursionen im
öffentlichen Gesundheitswesen gemacht. Das war sehr breit aufgestellt
und hochinteressant", erinnert sich Kampen, der nach dem Examen
zunächst Erfahrungen in der Klinik sammelte und erst danach seinen
vertraglich festgehaltenen Dienst im ÖGD antrat. Mit dem Wissen und
den Erfahrungen, die er sich so aneignete, erwies er sich schließlich
auch als wertvoller für die Tätigkeit im Gesundheitsamt als ein frisch
approbierter Mediziner. Dies bestätigt auch Petersen: "Wir brauchen
auch Leute, die schon ein wenig Erfahrung haben. Um ein Gutachten zu
schreiben, muss man beruflich ein bisschen was gemacht haben. Am
besten also Fachärzte, aber da haben wir wieder das Problem, dass wir
nicht so viel bezahlen können."

Dass nicht nur junge Ärzte die größer werdende Lücke im ÖGD schließen
können, gibt auch Hakimpour-Zern zu bedenken: "Was jedem gut zu
Gesicht steht, ist, dass man viel gesehen hat - vom Leben und von
Menschen. Man braucht eine Menschenkenntnis, die man sich nicht nur
bei der Arbeit aneignet. Wir haben auch schwieriges Klientel, z. B.
unsere psychisch kranken Menschen oder auch geistig und körperlich
behinderte Menschen. Wir müssen sehr praktisch denken, in Lebenswelten
eintauchen, Interesse an Gesundheitsförderung haben Man muss in der
Lage sein, sich von einem Patienten oder einem Fall ein gutes Bild
machen zu können." Die Tätigkeit in einer Kreisverwaltung ist nicht
mit der Arbeit in einer Klinik oder Praxis zu vergleichen. Es gehe
auch darum, Kompromisse zu finden, um Managementfähigkeiten und
Flexibilität, so Jeske-Paasch. Es gibt Abstimmungserfordernisse und
runde Tische, aber dafür auch viele Chancen: "Wir haben zwar die
gesetzlichen Aufgaben zu erfüllen, aber nicht immer steht fest, wie
das auszusehen hat. Sie können den Rahmen selbst ausfüllen, mit
Kollegen zusammenarbeiten, Schwerpunkte bilden und die Organisation
maßgeblich selbst beeinflussen. Daran muss man Freude haben, genauso
wie an der Menschenführung." Ihr Kollege Kampen ergänzt: "Der ÖGD hat
hauptsächlich beratende Funktion. Wir sind nicht mehr die
Gesundheitspolizei, wie es früher war. Wir stülpen keine Vorschriften
über, sondern beraten gemeinsam." Hakimpour-Zern würde sich daher
wünschen, dass Weiterbildungsabschnitte im ÖGD auch für andere
Facharztrichtungen anerkannt würden. Das würde die Attraktivität für
Weiterbildungsassistenten aus ihrer Sicht erhöhen. Sie könnte sich
Rotationen mit Krankenhäusern vorstellen, sodass angehende Psychiater,
Kinderärzte, Mikrobiologen oder Hygieniker eine gewisse Zeit im ÖGD
tätig sind. Gerade für die psychiatrische Ausbildung sieht die
Amtsärztin in Segeberg viele Vorteile: "Wir haben hier Psychiatrie 'in
vivo', mitten im Leben, im Setting des Patienten. Wir gehen in das
Haus und sehen das Leben, wie es ist. Die Ärzte im Krankenhaus sehen
den Menschen dagegen nur isoliert. Das ist für mich dann mehr
Psychiatrie 'in vitro', unter der Käseglocke." Petersen findet
Weiterbildungsabschnitte im ÖGD ebenfalls sinnvoll, sieht aber die
aktuellen Probleme: die Weiterbildungsberechtigungen. Schon jetzt gebe
es Ämter ohne Fachärzte für den öffentlichen Gesundheitsdienst. Diese
sind dann nicht zur Ausbildung der Assistenten berechtigt und müssen
sich von anderen Ämtern die Fachärzte "ausleihen".

"Der ÖGD hat hauptsächlich beratende Funktion. Wir sind nicht
 mehr die Gesundheitspolizei wie es früher war."



Die Vorteile des ÖGD liegen für Petersen aber auf der Hand: "Es ist
ein Berufsfeld, das günstig für Mütter und Familien ist.
Teilzeitarbeit ist möglich und es gibt flexible Arbeitszeitmodelle.
Aber auch Kollegen, die in körperlich anstrengenden Fachbereichen sind
und beim Tempo in der Klinik nicht mehr mithalten wollen, sind bei uns
herzlich willkommen. Wir haben mehr Zeit." Auch Seidel, die erst seit
Kurzem die Annehmlichkeiten des amtsärztlichen Dienstes erlebt, ist
begeistert. Sie konnte sogar ihre Stundenzahl aufstocken und kann
Beruf und Familie dennoch besser vereinbaren als zuvor in Praxis und
Klinik. Als "eierlegende Wollmilchsau" bezeichnet Hakimpour-Zern die
Ärzte im ÖGD. "Ich habe hier jedes Jahr etwas dazugelernt. Man lernt
sich selbst besser kennen, man lernt Menschen allgemein besser
kennen." Man dürfe allerdings nicht an der Verwaltung zerbrechen. "Das
ist leider etwas, womit man umzugehen lernen muss." Wer es schafft,
sich damit zu arrangieren, hat großen Entwicklungsspielraum, wie
Jeske-Paasch ausführt: "Wir sind in der kommunalen Verwaltung dicht
dran am Menschen. Es ist erwünscht, dass man über den Tellerrand
schaut. Hier finden viele Entwicklungen ihren Anfang und Sie können
daran mitwirken."

Ob die Forderungen der GMK etwas bewirken können, muss sich erst noch
zeigen. Doch wenn es nicht gelingt, ärztliches Personal von den
Vorteilen der Arbeit im ÖGD zu überzeugen und junge Ärzte anzuwerben,
wird sich die Situation in den Gesundheitsämtern weiter verschärfen,
insbesondere, da die Aufgaben ständig zunehmen, z. B. im Rahmen des
Präventionsgesetzes, der Überwachung des Trinkwassers oder der
Überwachung freiverkäuflicher Arzneimittel. "Das ist alles richtig und
gut, aber das muss erstmal geleistet werden. Wir kommen langsam in die
Situation, dass wir nicht mehr handlungsfähig sind", meint
Jeske-Paasch. Sie sieht den Gesetzgeber in der Verantwortung, bei
jeder zusätzlichen Aufgabe, die er normiert, darüber nachzudenken, ob
er diese Aufgabe wirklich als Pflichtaufgabe übertragen will. "Wir
sind verpflichtet, die Aufgaben zu erfüllen, die das Gesetz vorgibt,
und das machen wir, so gut es geht. Im Notfall weise ich auch die
Priorität an. Das ist nicht immer einfach. Ich habe hin und wieder
auch Mut zur Lücke, weil es anders gar nicht geht."

So ist beispielsweise die Achtklässler-Beratung als Aufgabe
vorgeschrieben, allerdings nicht, in welcher Form sie erfolgen soll.
"Wir können natürlich zwei Mal im Jahr eine Sprechstunde anbieten,
aber wenn man es ernst meint, muss man es schon umfangreicher machen",
schildert Jeske-Paasch das Spannungsfeld, in dem sie und ihre Kollegen
sich täglich bewegen. Zudem wurden die Schuleingangsuntersuchungen in
Rendsburg bereits zentralisiert, um die Fahrzeiten einzusparen. "Wenn
man zu wenig kinderärztliches Personal hat, kann das dazu führen, dass
die Schuleingangsuntersuchungen nicht bis zum Schulanfang vollzogen
sind, was ich persönlich ganz schlimm finde. Gerade in der Zeit vor
der Einschulung kann man noch einen Förderbedarf erkennen und beheben.
Aber das kann passieren. Oder man muss Präventionsprojekte
vernachlässigen, weil das freiwillige Leistungen sind", zeigt
Hakimpour-Zern auf. Verschärft wird die prekäre Situation auch noch
durch "Wiederbesetzungsstopps" in manchen Kreisen. Dort muss eine
Stelle zunächst neun Monate ruhen, um Geld zu sparen, bevor sie neu
besetzt werden darf. Gutachtenaufträge könnten dann auch schon mal ein
paar Monate brauchen oder Verbeamtungsuntersuchungen werden nach
hinten geschoben, denn alles, was akut ist, hat Vorrang. Was nicht
passieren dürfe, sei, dass Menschen in psychischen Krisen nicht
geholfen werde. Hakimpour-Zern: "Man versucht dann die Decke soweit zu
strecken, wie es geht und hofft, dass sie nicht reißt."


Infos

15 Gesundheitsämter gibt es in Schleswig-Holstein, die mit 57
Vollzeit- und 98 Teilzeitkräften ausgestattet sind. Aktuell sind zehn
Vollzeit- und sieben Teilzeitstellen unbesetzt.

5,5 Jahre beträgt die längste Vakanz einer Stelle in einem
Kreis. So lange konnte die Position eines Psychiaters nicht
nachbesetzt werden.

9 Monate darf eine Stelle in einem städtischen Gesundheitsamt
nicht nachbesetzt werden, um Geld zu sparen.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 1/2017 im
Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2017/201701/h17014a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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STUDIE/042: Gesetzliche Mindeststandards für Personalschlüssel in der Krankenpflege international verbreitet (idw)


Hans-Böckler-Stiftung, Rainer Jung, 09.02.2017

Gesetzliche Mindeststandards für Personalschlüssel in der Krankenpflege
international verbreitet

Studie: International verbreitetes Instrument / Gesetzliche Mindeststandards
für Personalschlüssel in der Krankenpflege international verbreitet



Rechtliche Vorgaben für die Personalbemessung in der Krankenpflege sind
international verbreitet. Auch in Deutschland, wo die so genannte
Nurse-to-Patient-Ratio oft schlechter ist als in vielen anderen
Industrieländern, könnten gesetzlich festgelegte Mindestschlüssel
Arbeitsüberlastung und Qualitätsmängel lindern. Zu diesem Ergebnis kommt eine
neue, von der Hans-Böckler-Stiftung geförderte Studie.*

Der Arbeitsalltag in deutschen Kliniken ist oft enorm stressig. Ein
wichtiger Grund: die dünne Personaldecke vieler Stationen. Dagegen helfen
könnten feste Personalschlüssel für den Pflegedienst. Wie solche Konzepte
funktionieren, zeigen Prof. Dr. Michael Simon und Sandra Mehmecke in einer
von der Hans-Böckler-Stiftung geförderten Studie. Die Wissenschaftler von
der Hochschule Hannover und der Medizinischen Hochschule Hannover haben
dokumentiert, welche rechtlichen Vorgaben für eine angemessene
Personalausstattung weltweit existieren. Der Analyse zufolge wären die
untersuchten Regelungen in großen Teilen auf Deutschland übertragbar.

Die Relation zwischen Krankenschwestern und Patienten sei nicht nur ein
wichtiger Gradmesser für die Qualität der Arbeitsbedingungen, sondern
beeinflusse auch die Qualität der Pflege und damit die
Patientengesundheit, so Simon und Mehmecke. Empirische Studien hätten
gezeigt, dass sich die Personalbemessung unter anderem auf das Risiko von
Infektionen, Thrombosen und Todesfällen durch zu spät erkannte
Komplikationen auswirkt. Gesundheitspolitisch könne diesem Zusammenhang
durch verbindliche Mindeststandards Rechnung getragen werden. Beispiele
für entsprechende Vorgaben haben die Autoren mittels systematischer
Literatur- und Onlinerecherche identifiziert.

Am stärksten ausgeprägt ist die Regulierung demnach in den USA und
Australien. In Kalifornien sind sogenannte Nurse-to-Patient-Ratios für ein
breites Spektrum an Krankenhausstationen, Notaufnahmen und Kreißsälen
gesetzlich verankert, in Massachusetts für Intensivstationen. Dabei gelten
je nach Versorgungsstufe und Schicht unterschiedliche Quoten. In
Australien gibt es in zwei Bundesstaaten gesetzliche Vorgaben, in den
übrigen Bundestaaten ist die Personalbemessung in tarifvertraglichen
Vereinbarungen geregelt, die den Pflegedienst fast komplett abdecken.

Die gesetzlich vorgegebenen Personalschlüssel sind lediglich ein Minimum,
erklären die Forscher. Die Krankenhäuser sind verpflichtet, den individuellen
Pflegebedarf jedes Patienten zu erheben und bei Bedarf zusätzliches Personal
einzusetzen. Welche Instrumente bei der Bedarfsermittlung zum Einsatz kommen,
darüber entscheiden in der Regel Vertreter der Klinikleitung und der
Pflegekräfte in gemeinsamen Kommissionen. Ähnliche Gremien sind neben
staatlichen Stellen auch dafür zuständig, die Einhaltung der Vorschriften zu
überwachen. Bei Verstößen reichen die Sanktionen von Geldbußen bis hin zum
Entzug der Betriebszulassung.

Insgesamt zwölf weitere US-Bundesstaaten haben der Auswertung zufolge
ebenfalls Rechtsvorschriften zur Personalbemessung in der Krankenpflege
erlassen. Mehrheitlich verpflichten sie die Krankenhäuser zur Einrichtung
von paritätisch besetzten Kommissionen, die verbindliche Stellenpläne
erarbeiten. Ansonsten sind die Wissenschaftler in Japan, Südkorea, Taiwan
und Belgien fündig geworden. Anders als in den USA und Australien basieren
die dortigen Regulierungsansätze allerdings auf Nurse-to-Bed-Ratios. Das
heißt: Maßgeblich ist die Zahl der Personalstellen im Verhältnis zur Zahl
der durchschnittlich belegten Betten. Da Durchschnittswerte wenig über das
tatsächlich verfügbare Personal und die Bettenauslastung zu einem
bestimmten Zeitpunkt aussagen, halten Simon und Mehmecke solche Vorgaben
für nur begrenzt tauglich.

- USA: 5,3 Patienten pro Fachkraft, Niederlande: 7, Deutschland: 13 -

Deutschland hinkt bislang hinterher: Lediglich für Intensivstationen für
Neugeborene hat der Gemeinsame Bundesausschuss von Klinikträgern und
Krankenkassen einen Personalschlüssel festgelegt, der eigentlich ab Anfang
2017 gelten sollte. Die Allgemeinverbindlichkeit sei durch weitgehende
Übergangsregelungen kurz vor Inkrafttreten allerdings faktisch wieder
aufgehoben worden, so die Experten.

Dabei wären verbindliche Richtlinien hierzulande dringend nötig: Die
Forscher zitieren die internationale Pflege-Vergleichsstudie RN4CAST aus
dem Jahr 2012, der zufolge in den USA durchschnittlich 5,3 Patienten auf
eine Pflegefachkraft kommen, in den Niederlanden 7, in Schweden 7,7 und in
der Schweiz 7,9. In Deutschland müssen sich Krankenschwestern dagegen im
Schnitt um 13 Patienten kümmern.

Die dokumentierten Regulierungsansätze böten eine Fülle von Anregungen,
wie sich eine angemessene Personalausstattung in deutschen Kliniken
sicherstellen ließe, schreiben Simon und Mehmecke. Da einheitliche
Regelungen über Tarifverträge oder Betriebsvereinbarungen nur schwer zu
erreichen seien, empfehlen sie den Weg über staatliches Recht - und
plädieren dafür, Druck auf die Politik aufzubauen: Die gesetzlichen
Vorgaben in den USA und Australien seien auf Kampagnen der in
Gewerkschaften und Berufsverbänden organisierten Pflegekräfte
zurückzuführen.


Kontakt in der Hans-Böckler-Stiftung

Dr. Dorothea Voss

Leiterin Abteilung Forschungsförderung

E-Mail: Dorothea-Voss@boeckler.de

Rainer Jung

Leiter Pressestelle

E-Mail: Rainer-Jung@boeckler.de

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.boeckler.de/pdf/p_fofoe_WP_027_2017.pdf

* Michael Simon, Sandra Mehmecke: Nurse-to-Patient Ratios: Ein
internationaler Überblick über staatliche Vorgaben zu einer Mindestbesetzung
im Pflegedienst der Krankenhäuser, Working Paper der Forschungsförderung der
Hans-Böckler-Stiftung Nr. 27, Februar 2017.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution621
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, Rainer Jung, 09.02.2017
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E-Mail: service@idw-online.de
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DEPRESSION/166: Forschung - Entzündung und Depression (idw)


Universität Duisburg-Essen - 09.02.2017

Entzündung und Depression



In Deutschland leiden derzeit rund vier Millionen Menschen an einer
Depression. Deren Ursachen sind noch immer unzureichend verstanden. Seit
längerem wird vermutet, dass Immun-Botenstoffe, so genannte Zytokine, an
der Entstehung depressiver Störungen beteiligt sein könnten. Diese werden
während einer Entzündung von den aktivierten Immunzellen freigesetzt.Einen
wichtigen experimentellen Beleg dafür konnten nun die beiden
Wissenschaftler der Medizinischen Fakultät der Universität Duisburg-Essen
(UDE) Prof. Harald Engler und Prof. Manfred Schedlowski vom Institut für
Medizinische Psychologie und Verhaltensimmunbiologie am
Universitätsklinikum Essen (UK Essen) finden.

In einer interdisziplinären Studie* konnten die Essener Forscher erstmalig
beim Menschen zeigen, dass im Verlauf einer akuten Entzündung die
Konzentration des Immunbotenstoffs Interleukin-6 (IL-6) nicht nur im Blut,
sondern auch deutlich in der Gehirn-Rückenmarks-Flüssigkeit (Liquor)
ansteigt. Der Anstieg von IL-6 im Liquor hing dabei signifikant mit den
von den Probanden berichteten depressiven Anzeichen zusammen: Nahm die
Konzentration zu, verstärkten sich auch die Symptome.

Die Wissenschaftler vermuten nun, dass IL-6 über die Blutbahn das Gehirn
erreichen und hier durch die Modulation neuronaler Prozesse eine
Depression bewirkenkönnte. Auch wenn weiterführende Untersuchungen noch
die genauen Transportmechanismen identifizieren müssen, über die IL-6 ins
Gehirn gelangt, weisen diese Befunde auf neue Möglichkeiten hin,
depressive Störungen zu behandeln. So ließe sich beispielsweise dieser
Botenstoff gezielt blockieren.

An der Studie waren elf Forscher der Kliniken für Anästhesiologie und
Intensivmedizin, Neurochirurgie sowie Orthopädie und Unfallchirurgie
beteiligt.


* Engler H, Brendt P, Wischermann J, Wegner A, Röhling R, Schoemberg T,
Meyer U, Gold R, Peters J, Benson S, Schedlowski M. Selective increase of
cerebrospinal fluid IL-6 during experimental systemic inflammation in
humans: association with depressive symptoms. Mol Psychiatry. 2017 Jan 31.
DOI: 10.1038/mp.2016.264.

Weitere Informationen:

Christine Harrell, Medizinische Fakultät

christine.harrell@uni-due.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution801
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, Beate Kostka M.A., 09.02.2017
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DIABETES/1956: Winterkälte belastet - Erfrierungen und Herzkreislaufproblemen vorbeugen (diabetesDE)


diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe - 9. Februar 1017

Winterkälte belastet Menschen mit Diabetes

Erfrierungen und Herzkreislaufproblemen vorbeugen



Berlin - Die Tage werden langsam wieder länger, doch der Winter ist
noch nicht vorbei: Bis zum 1. März ist aus meteorologischer Sicht
Winterzeit, kalendarisch sogar noch bis zum 20. März. Auch wenn an
sonnigen Tagen die Temperaturen über den Gefrierpunkt steigen,
sollten Menschen mit Diabetes bei Aktivitäten im Freien Erfrierungen
an Händen oder Füßen sowie Herzkreislaufkomplikationen vorbeugen.
Denn aufgrund einer diabetischen Neuropathie oder einer Koronaren
Herzkrankheit kann es gerade in der Winterzeit zu
Durchblutungsstörungen und Gefäßkomplikationen kommen. Die beiden
Folgeerkrankungen treten vor allem bei Menschen mit Diabetes Typ 2
auf, betreffen aber auch viele langjährig an Diabetes Typ 1
Erkrankte. Darauf macht diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe
aufmerksam.

Rund ein Drittel aller Menschen mit Diabetes haben Veränderungen an
den Nerven: Bei einer diabetischen Neuropathie kann insbesondere die
Empfindsamkeit in Händen und Füßen abgeschwächt sein oder sogar ganz
fehlen. Dadurch kommt es an den Füßen häufig zu Druckstellen,
Geschwüren und Verletzungen. In der Winterzeit können Erfrierungen
an Füßen und Händen die Folge einer Neuropathie sein: "Bewegung an
der frischen Luft ist gesund und fördert die Durchblutung", sagt
diabetesDE-Vorstandsmitglied Professor Dr. med. Thomas Haak,
Chefarzt am Diabetes Zentrum Mergentheim in Bad Mergentheim.
Trotzdem dürfe man nicht unterschätzen, dass auch an zunächst
wärmeren Wintertagen die Temperaturen am Nachmittag schnell wieder
fallen. "Menschen mit Diabetes sollten darauf achten, dass sie im
Freien warm genug angezogen und dabei auch Ohren und Finger
geschützt sind. Dicke Socken und Winterstiefel halten die Füße warm,
dürfen jedoch nicht drücken", erklärt Professor Haak. Kehrt man vom
Winterspaziergang doch mal durchgefroren zurück, wärmt ein Bad die
Gliedmaßen wieder auf. Professor Haak betont: "Vor dem Einstieg in
die Wanne ist es wichtig, die Wassertemperatur zu prüfen. Das
Badewasser darf nicht zu heiß sein. Sonst drohen Verbrennungen an
Händen und Füßen." Da die Haut im Winter häufig trocken und rissig
ist, rät er Menschen mit Diabetes, sich nach dem Bad gut einzucremen.

Menschen mit Diabetes leiden auch häufiger an Herzkreislauf-Erkrankungen als
Stoffwechselgesunde. "Bei Kälte ziehen sich die Arterien zusammen, wodurch
der Blutdruck steigt. Dies wiederum belastet das Herz", erläutert Professor
Haak. Winterspaziergang ja - schwere Einkäufe tragen oder Schnee räumen
sollten Herzpatienten jedoch vermeiden, sonst kann es im schlimmsten Fall zum
Herzinfarkt kommen. "Welche körperliche Belastung sich der einzelne im Winter
zumuten darf, ist individuell verschieden und sollte mit dem behandelnden
Arzt besprochen werden", so Professor Haak.



diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe ist eine gemeinnützige und
unabhängige Dachorganisation, die Menschen mit Diabetes,
Diabetesberater, Ärzte und Forscher vereint. Gemeinsam schaffen wir
Öffentlichkeit für das Thema und vertreten die Interessen der
Menschen mit Diabetes. Wir setzen uns für eine bessere Prävention,
Versorgung und Forschung im Kampf gegen die Volkskrankheit Diabetes
ein. Die Krankheit breitet sich auch in Deutschland rasch aus.
6 Millionen Menschen sind in Behandlung, und jeden Tag kommen fast
1000 Neuerkrankte hinzu.

Gegründet wurde diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe von der
Deutschen Diabetes Gesellschaft (DDG) www.ddg.info und dem Verband
der Diabetes-Beratungs- und Schulungsberufe in Deutschland (VDBD)
www.vdbd.de [1]. Die Selbsthilfe ist innerhalb von diabetesDE durch
die selbstständige Selbsthilfeorganisation Deutsche Diabetes-Hilfe -
Menschen mit Diabetes (DDH-M) www.ddh-m.de vertreten.

[1] http://www.vdbd.de/VDBD/index.php

 * 

Quelle:

diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe, Pressestelle

Pressemitteilung vom 9. Februar 2017

Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin
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ARTIKEL/654: Zur Kooperation von Psychiatrie, Sucht- und Wohnungslosenhilfe (Soziale Psychiatrie)


Soziale Psychiatrie Nr. 155 - Heft 1/17, Januar 2017

Rundbrief der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

Auf der Strasse ... Wohnungslosigkeit und Sucht

»Es muss ein gemeinsam getragenes Konzept geben«

Zur Kooperation von Psychiatrie, Sucht- und Wohnungslosenhilfe

Von Martin Reker



Wer sich dem Thema Sucht und Wohnungslosigkeit widmen will, wird
schnell feststellen, dass es sehr viele Wohnungslose gibt, die
suchtkrank sind (etwa 70 Prozent), aber nur wenig Suchtkranke, die
wohnungslos sind (sicher unter fünf Prozent). Entsprechend könnte man
annehmen, dass die Wohnungslosenhilfe, die den suchtkranken
Wohnungslosen helfen will, ein hohes Interesse am Thema Suchthilfe
hat, während die institutionelle Suchthilfe ihre wohnungslosen
Suchtkranken vielleicht eher als Randproblem wahrnimmt. In
psychiatrischen Kliniken gehören wohnungslose Suchtkranke zur Gruppe
der »high utilizer« und stehen schon von daher im Fokus besorgter
Aufmerksamkeit. Von wo aus auch immer man sich dem Thema nähert, es
scheint Sinn zu machen, dass Psychiatrie, Sucht- und
Wohnungslosenhilfe im Umgang mit dieser Personengruppe eng
zusammenarbeiten.

Psychiatrie, Sucht- und Wohnungslosenhilfe mit schwieriger Vergangenheit

Die Zusammenarbeit zwischen Psychiatrie, Sucht- und Wohnungslosenhilfe
blickt auf eine schwierige Vergangenheit zurück. Die Psychiatrie hat
im frühen 20. Jahrhundert an der Hypothese mitgearbeitet, chronische
Alkoholsucht und »Vagabundentum« als Ausdruck einer menschlichen
Degeneration und damit als eines minderwertigen Lebens anzusehen. Im
Nationalsozialismus war das die Grundlage für die Unterbringung
suchtkranker Wohnungsloser in Arbeitshäusern; viele von ihnen wurden
entweder sterilisiert und/oder in Konzentrationslagern interniert bzw.
umgebracht. Eine fürsorgende Hilfe für diese Personengruppe wurde von
staatlicher Seite komplett eingestellt. Nach Ende der Nazi-Herrschaft
mussten die psychosozialen Hilfefelder für Alkoholkranke und
Wohnungslose komplett neu aufgebaut werden. Vor allem die
Wohlfahrtsverbände haben sich dabei große Verdienste erworben.

Medizin und in ihr die Psychiatrie wurden bis weit in die
Achtzigerjahre von den Kolleginnen und Kollegen gerade aus der
Wohnungslosenhilfe sehr kritisch beäugt. Als die Betheler Ärzte
Wilhelm Schwindt und Gerhard Veith neuropathologische Untersuchungen
an den Gehirnen von Wohnungslosen vorstellten, gerieten sie seitens
sozialwissenschaftlicher Kritiker schnell in den Verdacht,
Wohnungslosigkeit als hirnorganisches Problem und nicht als
Gesellschaftsproblem einordnen zu wollen. Die beiden honorigen und
geachteten Ärzte waren ob des Proteststurmes fassungslos: Schließlich
sahen sie in ihren Untersuchungen eher die These bestätigt, dass
wohnungslos gewordene Menschen oft vorgeschädigt und mit weniger
Ressourcen in den gesellschaftlichen Wettbewerb einsteigen und dadurch
schneller als andere marginalisiert werden und in der Obdachlosigkeit
landen.

Kollegen wie Dirk E. Schwoon, Michael Krausz, Günther Wienberg und
andere haben dafür gesorgt, dass innerhalb der Psychiatrie die so
genannte vergessene Mehrheit der chronisch Suchtkranken in den
Mittelpunkt des versorgungspolitischen Interesses der psychiatrischen
Versorgungskliniken rückte. »Zielehierarchie« und
»Niederschwelligkeit« waren die Schlagworte, mit denen darum geworben
wurde, sich auch um diese Personengruppe zu bemühen, Kontakt
herzustellen, Überleben zu sichern und auch kleine Fortschritte als
Erfolg zu verbuchen. Das Verhältnis zwischen Wohnungslosenhilfe und
Psychiatrie hat sich so gerade in vielen sozialpsychiatrisch geprägten
Regionen sehr entspannt.

Zwischenzeitlich sind noch andere Akteure in der Versorgungslandschaft
für suchtkranke Wohnungslose aufgetaucht, insbesondere gesetzliche
Betreuer und Kolleginnen aus der ambulanten und stationären
Eingliederungshilfe (EGH).

Wohnungslosenhilfe, Eingliederungshilfe und gesetzliche Betreuung


Bis in die frühen Neunzigerjahre waren suchtkranke Wohnungslose für
verbindliche Hilfeformen schwer erreichbar, vor allem wenn sie als
»Landstreicher« oft ihren Aufenthaltsort wechselten. Als in der Folge
viele Hilfeangebote niederschwelliger wurden und das Landstreichertum
aus der Mode kam, wurden den suchtkranken Wohnungslosen mit dem neuen
Betreuungsgesetz häufiger als zuvor gesetzliche Betreuer an die Seite
gestellt, die sich in die Verantwortung nehmen ließen und bei der
Hilfeplanung beteiligt sein wollten. Im Hilfenetz drängen sie darauf,
dass das Ausmaß an Eigenverantwortlichkeit der Betroffenen
gutachterlich ausreichend geklärt wird und dass bei selbstgefährdenden
Zuspitzungen fürsorglich eingegriffen wird.

Eingliederungshilfe nach den §§ 53, 54 Sozialgesetzbuch
(SGB) XII war bis vor wenigen Jahren nur Suchtkranken zugänglich, die
einen festen Wohnsitz hatten, meist wurde auch weitgehende Abstinenz
erwartet, und die Betroffenen sollten eine ausreichende Bereitschaft
zur Mitarbeit erkennen lassen. Suchtkranke Wohnungslose schieden damit
für die Eingliederungshilfe weitgehend aus. Inzwischen hat sich das in
vielen Regionen sehr verändert. Chronischer Suchtmittelkonsum und
fehlende Abstinenzfähigkeit werden meist auch ohne seelische und/oder
körperliche Zweiterkrankung als »Behinderung« im Sinne des SGB
eingestuft, die der Unterstützung durch Eingliederungshilfe bedarf,
weil es ja reichlich psychosoziale Probleme gibt, die den Betroffenen
daran hindern, am Leben in der Gemeinschaft teilzunehmen. Dabei können
die Kollegen aus der EGH helfen. Wenn Wohnungslosigkeit dann kein
Ausschlussgrund für EGH mehr ist, wird sie für viele Klienten mit
Suchtproblemen und Wohnungslosigkeit zuständig, die bisher über Hilfen
nach § 67 SGB XII unterstützt wurden.

Der sich daraus ergebende vermehrte Wettbewerb zwischen Einrichtungen
der EGH und der Wohnungslosenhilfe wird bisher in der Öffentlichkeit
vermieden, vermutlich weil die Träger entsprechender Hilfen kein
Interesse daran haben, den Agierraum zu verlieren, den diese Grauzonen
bieten. Fakt ist aber, dass die Eingliederungshilfe für die
betroffenen Klienten deutlich mehr Ressourcen zur Verfügung stellen
kann als die Wohnungslosenhilfe und somit als vorrangige Hilfe
einzustufen ist. Hält man sich dann noch vor Augen, dass es einen
Rechtsanspruch auf Eingliederungshilfe gibt, wenn die
sozialrechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind, müsste man mehr dafür
sorgen, dass suchtkranke Wohnungslose verstärkt als wohnungslose
Suchtkranke angesehen werden und damit der EGH zugeordnet werden. Die
Wohnungslosenhilfe hat daran kein Interesse, weil sie ihren Bestand
darin gefährdet sehen könnte. Zudem argumentieren die entsprechenden
Verbände damit, dass die EGH immer eine Stigmatisierung bedeute, weil
man sich als Hilfeempfänger - anders als in der Wohnungslosenhilfe -
als krank und behindert einstufen lassen muss. Schließlich sind Hilfen
der Wohnungslosenhilfe für die Betroffenen oft leichter zugänglich,
weil das Antragsverfahren weniger aufwendig ist. Schließlich ist zu
berücksichtigen, dass die überörtlichen Sozialhilfeträger stärker als
bislang unter finanziellen Druck geraten und insbesondere die
kostenaufwendigen Plätze für stationäre EGH begrenzen oder sogar
reduzieren. Insofern scheitert die Durchsetzung des Rechtsanspruchs
auf EGH dann an der begrenzten Verfügbarkeit entsprechender
stationärer Plätze.

Deshalb sind gerade stationäre Hilfen nach § 67 SGB XII hier
besser als intensivere Hilfeangebote nach §§ 53, 54 SGB XII,
die gar nicht oder nur mit großen Hürden zur Verfügung gestellt werden
können. Schließlich sind die Träger solcher Hilfen nach §§
53, 54 und 67 SGB XII daran interessiert, ihre Einrichtungen
weiterführen zu können und betrachten Grundsatzdiskussionen dazu mit
großer Zurückhaltung. Wenn die Finanzmittel sowieso begrenzt sind,
bleibt man besser in Deckung.

Die gesetzlichen Betreuer können manchmal entbehrlich werden, wenn die
Sozialarbeiter aus EGH und Wohnungslosenhilfe qualifiziert sind und
gut mit ihren Klienten in Kontakt sind. Häufiger ist es hilfreich, für
Menschen mit komplexem Hilfebedarf Unterstützung von verschiedenen
Seiten verfügbar zu machen, weil nur so die Hilfe geleistet werden
kann, die tatsächlich notwendig ist. Voraussetzung dafür ist, dass
sich die beteiligten Professionellen als Verantwortungsgemeinschaft
verstehen und nicht die Verantwortung hin- und herschieben.

Die Rolle der psychiatrischen Kliniken

Die psychiatrischen Kliniken können in diesem Netzwerk eine große
Hilfe sein, wenn sie sich in die Verantwortung nehmen lassen, ohne
gleich wieder die »Bestimmer« werden zu wollen. Zum Verständnis muss
man wissen, dass chronisch Suchtkranke, die in den Neunzigerjahren auf
der Agenda psychiatrischer Kliniken weit nach oben gerückt waren, in
letzter Zeit für viele Kliniken eher an Attraktivität verlieren,
gerade wenn sie keine Wohnung haben. Der Rechtfertigungsdruck
gegenüber den Krankenkassen hat weiter zugenommen. Die Notwendigkeit
wiederholter oder längerfristiger Behandlung bei so genannter
Therapieresistenz, fehlender Mitarbeit oder unlösbaren psychosozialen
Problemen stößt bei den Kostenträgern auf größeren Widerstand als
früher. Zudem fehlen vielen psychiatrischen Kliniken therapeutische
Konzepte im Umgang mit Chronizität bei Suchtkranken. Während
stationäre Entzugsbehandlungen in früheren Jahren oft genutzt werden
konnten, um individuelle Wohnungslosigkeit, die die Suchterkrankung
der Patienten verfestigte, zu beseitigen, so gilt gerade in den
Großstädten die Vermittlung von Wohnraum an Problempatienten als quasi
aussichtslos. Wenn man aber einen stabilisierten und entgifteten
Patienten sowieso wieder in die Wohnungslosigkeit entlassen muss, hat
das Erreichte wenig Bestand.

Umso bedeutsamer wäre die nahtlose Vermittlung in weiterführende
Hilfen nach §§ 53, 54 und 67 SGB XII. Schließlich sind die
chronisch suchtkranken Patienten in der Regel aus eigener Kraft kaum
in der Lage, ihre sozialen Probleme, wie z.B. Wohnungslosigkeit oder
Arbeitslosigkeit, unter Kontrolle zu bringen. In vielen Regionen
verzögern die zuständigen kommunalen Kostenträger die berechtigten
Kostenzusagen und behindern so die Unterstützung, die die nach der
Definition des SGB XII eindeutig »behinderten« Menschen mit
chronischer Suchterkrankung bei der Bewältigung ihrer Sucht und ihrer
Wohnungslosigkeit eigentlich benötigen würden.

Als Zwischenresümee lässt sich feststellen, dass es bei der
Hilfestellung für Menschen mit Suchtproblemen und Wohnungslosigkeit
viele unterschiedliche Interessen und Bedarfe gibt, die zwischen den
verschiedenen Leistungsanbietern und Kostenträgern offen angesprochen
und ausgehandelt werden müssen, wenn am Ende des Prozesses wirksame
und finanzierbare Hilfen für die Betroffenen stehen sollen. Dafür
müssen die bestehenden Probleme klar beschrieben und die
Verantwortlichkeiten eindeutig geklärt werden. Die begrenzten
verfügbaren Ressourcen müssen effizient, transparent und berechenbar
eingesetzt und so rechtzeitig verfügbar gemacht werden, dass
qualifizierte Hilfeprozesse dadurch gestützt und nicht beschädigt
werden. Die verschiedenen Helfer im Netzwerk brauchen eine gemeinsame
theoretische Basis und einen definierten Modus der Kooperation, die es
ihnen ermöglicht, aufeinander abgestimmt zu arbeiten und
Schnittstellenverluste so gering wie möglich zu halten.

Struktur durch Casemanagement

Chronisch Suchtkranke in der Wohnungslosigkeit sind in der Regel damit
überfordert, die eigenen Probleme zu »sortieren«, zu strukturieren und
wirksame Veränderungsprozesse einzuleiten. Sie brauchen eine
kompetente und verlässliche Vertrauensperson, die ihnen dabei hilft.
Diese Rolle kann von sehr unterschiedlichen Personen eingenommen
werden, auch von Familienmitgliedern oder Ehrenamtlichen. Häufig
stehen die bei suchtkranken Wohnungslosen aber nicht (mehr) zur
Verfügung, sodass professionelle Helfer einspringen müssen. Der
Erstkontakt kommt oft über den Sozialpsychiatrischen Dienst oder über
engagierte Kolleginnen aus Akutkrankenhäusern zustande, nachhaltige
Kontakte gelingen eher über Angebote der Eingliederungs- und
Wohnungslosenhilfe sowie über die gesetzlichen Betreuer. In
sozialpsychiatrisch gut aufgestellten Regionen können auch Kollegen
aus psychiatrischen Institutsambulanzen diese Rolle ausfüllen. Eine
von diesen Personen im Hilfefeld müsste sich verantwortlich machen,
die verfügbaren Hilfen zu koordinieren und fehlende zu beantragen.
Nach den Erfahrungen der letzten Jahre hat es sich nicht bewährt, die
Rolle des Casemanagements regional auf eine bestimmte Berufsgruppe
oder Institution festzulegen. Verantwortung kann nicht nur
zugeschrieben, sie muss auch angenommen werden.

Wer klärt den Hilfebedarf?

»Wo kein Ziel ist, da ist kein Weg!« - Wenn nicht klar ist, was
eigentlich verändert werden kann und soll, können auch zwanzig Helfer
nicht sinnstiftend tätig werden. Leider dienen Kostenübernahmeanträge
und Hilfepläne in psychosozialen Hilfefeldern zu häufig der
Kostensicherung und zu wenig der nachhaltigen Planung von
Hilfeprozessen. Vermutlich mangelt es nicht an Methodik, die über
lösungsorientierte systemische Beratung oder den Community
Reinforcement Approach und andere Verfahren ausreichend zur Verfügung
steht. Auch Instrumente wie der Integrierte Behandlungs- und
Rehabilitationsplan (IBRP), der für Kostenbeantragungen bei
Eingliederungshilfe oft verwendet wird, dokumentieren in der Regel den
bestehenden Veränderungsbedarf. Vermutlich dominieren aktuell im
psychosozialen Bereich die wirtschaftlichen Fragen die Hilfeplanung so
sehr, dass die fachlichen Aspekte manchmal gar nicht mehr ausreichend
zur Geltung kommen.

Für die Definition des Hilfebedarfs sind vermutlich zwei Bereiche
vorrangig: die Hilfen bei der Bewältigung sozialer Probleme
(Wohnungslosigkeit, Arbeitslosigkeit, Schulden etc.) und Hilfen bei
therapeutischen Probleme im seelischen und körperlichen Bereich.
Beides hängt meist eng miteinander zusammen. Die sozialen Probleme
können von den Sozialarbeitern, egal über welche Finanzierung, gut
bestimmt werden. Für die Behandlung bestehender seelischer und
körperlicher Störungen müssen medizinische und gegebenenfalls
psychologische Hilfen genutzt werden, die für chronisch Suchtkranke in
der Wohnungslosigkeit oft schwer zugänglich sind. Psychiatrische
Störungen wie Psychosen, Suchterkrankungen, Traumafolgestörungen oder
hirnorganische Schädigungen und körperliche Erkrankungen wie Diabetes,
schwere Schäden von Leber und Bauchspeicheldrüse, Anfallserkrankungen,
aber auch orthopädische Schäden oder Dermatosen wie Schuppenflechte
oder Rosazea müssen auch dem Sozialarbeiter bekannt sein, damit er
dafür sorgen kann, dass die betreute Person die Behandlung und Hilfe
bekommt, die sie benötigt. Die diagnostizierenden Ärzte müssen dabei
die beteiligten Professionellen letztlich wie Angehörige behandeln und
sie nach der oft unproblematischen Klärung des Datenschutzes
ausreichend aufklären und in die Unterstützungsplanung einbeziehen.

Am leichtesten gelingt ein Assessment für seelische und körperliche
Störungen im Rahmen einer qualifizierten stationären Akutbehandlung in
einer psychiatrischen Versorgungsklinik. Das setzt allerdings voraus,
dass die betreffenden Stationen ausreichend ausgestattet sind, um
diese Aufgabe qualifiziert zu erfüllen. Gelingt das, können stationäre
Entzugsbehandlungen ein idealer Ausgangspunkt sein, um abgestimmte
therapeutische Hilfen im seelischen und körperlichen Bereich
einzuleiten.

Im weiteren Verlauf ist es vermutlich sinnvoll, nach der Klärung des
Hilfebedarfs das soziale und das medizinisch-psychologische
Casemanagement auf zwei Personen in ein oder zwei Institutionen zu
verteilen, die zu einer guten Zusammenarbeit verpflichtet sind.

Wie gelingt das Krisenmanagement?

Chronisch Suchtkranke in der Wohnungslosigkeit verursachen in der
Regel immer wieder neue Krisensituationen. In diesen Krisen, die meist
mit gesteigertem Suchtmittelkonsum verbunden sind, werden erreichte
Ziele wie Wohnraum, soziale Kontakte außerhalb der Konsumentenszene
oder Beschäftigung oft gefährdet. Insofern hat ein gut vorbereitetes
Krisenmanagement eine herausragende Bedeutung. Da in den Krisen
übermäßiger Substanzkonsum und selbst- wie fremdgefährdendes Verhalten
oft eine große Rolle spielen, braucht es im Hilfesystem einen
verlässlich verfügbaren, schnell erreichbaren sicheren Ort. Eine
psychiatrische Klinik mit regionalem Versorgungsauftrag kann diese
Aufgabe am ehesten erfüllen.

Leider sehen viele psychiatrische Kliniken ihre Hauptaufgabe in der
selektiven geordneten Behandlung der suchtkranken Patienten, am
liebsten über eine Warteliste mit einer Kostensicherung für möglichst
lange Zeiträume. Rückfallmanagement und Krisenbearbeitung gelten
wirtschaftlich wie fachlich als unattraktives Handlungsfeld, weil es
schwer zu planen ist und bei wenig wirtschaftlichem Ertrag viele
Ressourcen verbraucht. Für eine volkswirtschaftlich günstige
Behandlung ist es erforderlich, hier die Prioritäten zu ändern, mehr
Behandlung in den ambulanten Raum zu verlagern und Krisenbehandlung
wieder zu einer Königsdisziplin der Psychiatrie zu machen. Neue
Refinanzierungskonzepte unterstützen, dass aufwendige Behandlung auch
besser bezahlt wird. Fachkollegen in den Kliniken sollten sich auch
mehr dafür einsetzen, dass schwer kranke Menschen im Krankenhaus und
weniger kranke oder sogar gesunde Menschen ambulant behandelt werden.

Der suchtkranke Wohnungslose und sein Helferteam

Wenn alles gut läuft, hat der Betroffene mit Suchtproblemen und ohne
eigene Wohnung die Helfer um sich versammelt, die er benötigt, nicht
mehr, aber auch nicht weniger. Dazu können Kolleginnen aus der
ambulanten oder stationären Eingliederungshilfe, aus der
Wohnungslosenhilfe, aus der psychiatrischen Klinik inklusive
Institutsambulanz, aus dem Sozialpsychiatrischen Dienst, eine
gesetzliche Betreuerin, der Hausarzt oder ein Kollege aus einer
Beratungsstelle gehören. Schön wäre es, wenn auch aus dem privaten
bzw. ehrenamtlichen Bereich oder aus der Selbsthilfe Unterstützung
kommt. Wenn es gut läuft, sind die Verantwortlichkeiten geklärt, und
alle arbeiten gut miteinander zusammen. Dafür müssen ein oder zwei
Kollegen den Hilfeprozess koordinieren und überprüfen, ob Hilfen
entbehrlich geworden sind oder ob zusätzliche Hilfen gewonnen werden
müssen. In unübersichtlichen Situationen und im Kontext von
Zuspitzungen ist es erforderlich, dass alle Helfer sich in einer
Helferkonferenz oder in einem Fallgespräch zusammensetzen und sich
abstimmen. Stationäre Krankenhausbehandlungen, z.B. im Rahmen einer
Entzugsbehandlung, sind in besonderer Weise geeignet, sich mit dem
Betroffenen und dem Helferteam zusammenzusetzen, die Ziele gemeinsam
neu zu bestimmen und notwendigen Hilfen abzugleichen. Im Krankenhaus
ist der Betroffene in der Regel nüchtern und anwesend und kann sich
daher besser an dem Abstimmungs- und Planungsprozess beteiligen.

Wenn das Helferteam sich den Interessen des Betroffenen verpflichtet
fühlt und dabei gut zusammenarbeitet und sich gut abstimmt, bestehen
nach aller Erfahrung beste Aussichten, dass realistisch geplante Ziele
bald erreicht werden können. Auch institutionelle Hürden auf Träger-
und Kostenträgerseite sind meist zu bewältigen, wenn es ein gemeinsam
getragenes Konzept gibt, das nachhaltig verfolgt wird. Wenn man sich
dann im Helferteam persönlich etwas näher kennen lernt, stellt man
gelegentlich sogar fest, dass man auch zwischen Sozialarbeitern und
Ärzten auf Augenhöhe und mit viel Spaß zusammenarbeiten kann. Und dann
geht es beim nächsten Mal auch schon viel besser.


Dr. med. Martin Reker ist Leiter der Abteilung
Abhängigkeitserkrankungen der Klinik für Psychiatrie und
Psychotherapie Bethel. Er ist Mitglied des Fachausschusses Sucht der
DGSP.

E-Mail: martin.reker@evkb.de
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MEDIEN/964: Angeborene Herzfehler - Zeitschrift "herzblatt" widmet sich dem Thema Forschung (idw)


Deutsche Herzstiftung e.v./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 08.02.2017

Forschen für die Kinderkardiologie von morgen

"herzblatt", die Zeitschrift der Deutschen Herzstiftung für ein Leben mit
angeborenem Herzfehler, widmet sich in der aktuellen Ausgabe dem
Schwerpunktthema Forschung



Jedes Jahr kommen in Deutschland rund 7.500 Kinder mit einem angeborenen
Herzfehler zur Welt. Statistisch gesehen sind Fehlbildungen des Herzens
damit die häufigste Organfehlbildung. Dank des medizinischen Fortschritts
erreichen heute rund 90 Prozent dieser Kinder das Erwachsenenalter,
aktuell leben nach Schätzungen bundesweit über 200.000 Erwachsene mit
einem angeborenen Herzfehler. In keinem anderen Bereich der Herzmedizin
sind die Überlebensraten in den vergangenen Jahren derart gestiegen. Die
Basis einer innovativen und nachhaltigen herzmedizinischen Versorgung ist
die Forschung. In der ersten Ausgabe des Jahres 2017 von "herzblatt"
wollen wir den Lesern exemplarisch Forschungsprojekte aus
unterschiedlichen wissenschaftlichen Bereichen vorstellen. So verschieden
die präsentierten Ansätze und Vorhaben sind, sie haben alle einen
gemeinsamen Nenner: Mit ihren Arbeiten wollen die Forscher die Diagnose
und Behandlung von Menschen mit angeborenem Herzfehler verbessern und dazu
beitragen, dass Kinder, Jugendliche und Erwachsene optimal medizinisch
versorgt werden können.

Ausgewählte Projekte: von der Grundlagen- bis zur klinischen
Forschung

Computersimulation verspricht, Herzeingriffe zu ersparen
Kinder mit angeborenem Herzfehler müssen oft belastende Untersuchungen und
Eingriffe über sich ergehen lassen. Bremer Wissenschaftler haben eine
Software entwickelt, mit der sich bestimmte Interventionen vorab mit dem
Computer simulieren lassen. Das lässt darauf hoffen, künftig auf manch
einen Eingriff verzichten zu können.

Nach dem Vorbild der Natur

Die beste Herzklappe für das Kinderherz hat die jeweils passende Größe,
bleibt ein Leben lang funktionstüchtig, ruft das Immunsystem nicht auf den
Plan, macht keine medikamentöse Blutverdünnung erforderlich - und wächst
mit. Weltweit versuchen Forscher, diesen idealen Herzklappenersatz zu
entwickeln. In "herzblatt" stellen wir einen Weg vor, den Wissenschaftler
des Fraunhofer-Instituts für Grenzflächen- und Bioverfahrenstechnik in
Stuttgart gehen: Sie spinnen im Labor Herzklappenmaterial aus Kunststoff
und reichern das Gewebe mit biologischen Informationen an.

Besser atmen, besser leben

Ob sich die Belastbarkeit und Lebensqualität von Patienten, die mit einem
"univentrikulären Herzen" (Einkammerherzen) leben, mit einem regelmäßigen
Atemtraining verbessern lässt, prüfen derzeit Ärzte und Wissenschaftler
des Deutschen Herzzentrums München. Das Atemtraining, weiß man, kann den
Kreislauf verbessern. "Wenn ein Patient früh mit dem Atemtraining
beginnt", hofft Professor Alfred Hager, der Leiter der Studie, "lässt sich
vielleicht verhindern, dass Probleme mit dem Kreislaufsystem der
Fontan-Patienten auftreten."

Kleben statt nähen?

Nicht aufwändig nähen, sondern Defekte am Herzen mit einem Klebstoff
verschließen: Ermöglichen soll das ein neuer chirurgischer Klebstoff, mit
dem biologisch abbaubare Streifen oder Flicken innerhalb von Sekunden
selbst im schlagenden Herzen angebracht werden können. "herzblatt" hat bei
den Forschern nachgefragt, wie weit ihre Studien mit dem neuen
Bioklebstoff sind.

Präzisere Diagnose

Die Magnetresonanz-Tomographie (MRT) ist ein modernes bildgebendes Verfahren,
das ohne Röntgenstrahlen auskommt und genau in Herz und Gefäße
blicken lässt. Neue technische Entwicklungen des Forschungsteams um den
Physiker Professor Thoralf Niendorf vom Max-Delbrück-Centrum in
Berlin-Buch versprechen noch präzisere, nahezu mikroskopische Bilder. Für den
Beitrag in "herzblatt" hat sich unser Autor selbst "in die Röhre" legen
und sein Herz mit dem neuen "7-Tesla-MRT" untersuchen lassen.

Macht Lachen stark?

Immer mehr wissenschaftliche Untersuchungen beschäftigen sich mit der
Frage, welche Rolle das Lachen und der Humor beim Gesundwerden spielen.
"herzblatt" hat für seine Leser die Ergebnisse aktueller Studien
zusammengestellt. Von dem bekannten Mediziner und Kabarettisten Eckart von
Hirschhausen wollten wir wissen, welche Qualitätsansprüche an "Klinik-Clowns"
gestellt werden müssen, die in Krankenhäusern häufig auftreten und
kleine Patienten aufheitern wollen. Eckart von Hirschhausen, der bereits
vor Jahren eine Stiftung "Humor hilft heilen" mit dem Auftrag gegründet
hat, die Effekte von Humor und Lachen zu erforschen, mahnt: "In den
Kliniken sollen keine ehrenamtlichen Hobbyspaßmacher auftreten, sondern
gut ausgebildete Könner mit Supervision und Weiterbildung."

Neue Rubrik Sozialrecht

Der Schwerpunkt "Forschung" wird ergänzt von den üblichen
"herzblatt"-Rubriken, etwa der medizinischen Sprechstunde, in der Experten
individuell, ausführlich und verständlich auf Fragen eingehen, die
Ratsuchende an die Kinderherzstiftung stellen. Neu eingeführt haben wir
die Rubrik "Rat & Hilfe": Hier beantworten Fachleute der Sozialrechtlichen
Beratungsstelle der Kinderherzstiftung der Deutschen Herzstiftung e. V.
und Herzkind e. V. künftig regelmäßig typische Anfragen rund um das Thema
Sozialrecht.

Intensive Forschungsförderung

Zu den in "herzblatt" dargestellten Forschungsarbeiten zählen Vorhaben,
die von der "Deutschen Stiftung für Herzforschung" unterstützt werden. Die
Deutsche Herzstiftung hat diese Stiftung bereits vor nahezu 30 Jahren mit
dem Ziel gegründet, die "Herzkreislaufforschung intensiv zu fördern und
Gelder dorthin zu lenken, wo Forschung sonst kaum finanziell unterstützt
wird - zu den patientennahen Fragestellungen". Alljährlich unterstützen
Herzstiftung und Stiftung für Herzforschung Projekte auf den Gebieten der
Grundlagenforschung und der klinischen Forschung auf hohem
wissenschaftlichen Niveau. In die Förderung wissenschaftlicher Projekte,
die einer besseren Versorgung von Menschen mit angeborenem Herzfehler
gelten, flossen allein im Jahr 2015 rund 300.000 Euro.


Magazin "Herzblatt" abonnieren: Das Magazin "herzblatt" erscheint
viermal im Jahr. Es wendet sich an Eltern, deren Kind mit einem Herzfehler
zur Welt kam, an die heranwachsenden Kinder und an junge Erwachsene mit
angeborenen Herzfehlern (EMAH). Mitglieder erhalten das Magazin der
Kinderherzstiftung regelmäßig und kostenfrei. Sie können das Heft abonnieren
bei:

Deutsche Herzstiftung e. V.

Bockenheimer Landstr. 94-96

60323 Frankfurt am Main

E-Mail: info@kinderherzstiftung.de

Informationen:

Deutsche Herzstiftung e. V.

Pressestelle:

Michael Wichert / Pierre König

wichert@herzstiftung.de

koenig@herzstiftung.de

www.herzstiftung.de

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.herzstiftung.de

http://www.kinderherzstiftung.de

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter:

http://idw-online.de/de/attachment56522

PM_Herzblatt_2017-02-08

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.v./Deutsche Stiftung für Herzforschung

Michael Wichert, 08.02.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PFLEGE/693: Förderprojekt für innovative Konzepte in der Intensivpflege (idw)


Universität zu Lübeck - 09.02.2017

ACTIVATE: Neues Förderprojekt für innovative Konzepte in der Intensivpflege

Ein Ball als intuitives Kommunikationsinstrument für bessere Selbstbestimmung
und höhere Lebensqualität - Forschung für den demografischen Wandel



Das Bundesministerium für Bildung und Forschung fördert ein Konsortium zur
Entwicklung innovativer Konzepte in der Intensivpflege mit ca. 1,5 Millionen
Euro für die nächsten drei Jahre. Beteiligt sind die Universität zu Lübeck,
das Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (UKSH), Campus Lübeck, die
CogniMed GmbH in Reinfeld und die REHAVISTA GmbH in Bremen.

Die Intensivtherapie und -pflege ist eine wesentliche Säule der
erfolgreichen Behandlung kritisch kranker Menschen, birgt jedoch hohe
Belastungen für alle Beteiligten. Eine frühestmögliche kommunikative
Interaktion zwischen Patienten und Pflegenden ist von besonderer
Bedeutung, um Patienten effektiv bei der Wiedererlangung ihrer psychischen
und physischen Funktionen zu unterstützen.

Ziel des ACTIVATE-Projekts ist die Entwicklung einer interaktiven
Technologie zur Unterstützung der Kommunikation und der Orientierung der
Patienten in der Aufwachphase (Weaning). Dazu werden ein speziell auf die
Nutzergruppe sowie an den Nutzungskontext angepasstes Eingabegerät für die
Nutzung im Bett (BIRDY), ein modulares System für die dynamische,
drahtlose Vernetzung von Ein- und Ausgabegeräten in Geräteverbünden sowie
eine adaptive und adaptierbare, kontextsensitive
Mensch-Technik-Schnittstelle entwickelt.

Das speziell auf die Patientengruppe angepasste, ballförmige
Interaktionsgerät BIRDY ist mit umfangreicher Sensorik und eigener
Aktionsfähigkeit (Aktorik) ausgestattet. Es kann aufgrund der
rotations-symmetrischen Nutzung und der hygienischen Realisierung über
induktive Aufladung direkt am Körper des Patienten eingesetzt werden. Durch
Berührung und Druck werden Signale ausgesendet, Rückmeldungen werden dem
Nutzer akustisch, optisch und haptisch mitgeteilt. Der Ball wird so zum
intuitiven Kommunikationsinstrument.

Häufig registrierte Belastungen wie Furcht, Gefühle der Fremdheit,
Identitätsverlust oder unzureichend behandelte Schmerzen in der
Aufwachphase können durch die neue Interaktionsmöglichkeit des
eingeschränkten Patienten vermieden werden. Ziel der Projektpartner ist
es, den Patienten am Universitätsklinikum eine bessere Selbstbestimmung
und höhere Lebensqualität zu ermöglichen.

Das modulare System passt sich den mentalen und körperlichen Möglichkeiten
der Patienten an. Sie sollen sich ohne Sprache intuitiv mitteilen und
eigenständig Informationen einholen können. Neben BIRDY soll hier die
gesamte Bandbreite an verfügbaren Geräten genutzt werden. Durch die
Adaption des Systems wird der Patient in den Mittelpunkt gerückt und ein
jeweils optimales Geräteensemble zur Verfügung gestellt.

Die Effektivität des Systems wird in einer klinischen Studie am UKSH
evaluiert. Ethische, rechtliche und soziale Implikationen werden von
Beginn an bei der Entwicklung und Evaluation berücksichtigt. Durch die
Einbindung etablierter Partner ist eine breite Kommerzialisierung auch
international und in Pflegesettings mit ähnlichem Unterstützungsbedarf
möglich.

Mensch-Technik-Interaktion in der Initiative "Pflegeinnovation 2020"

Das transdisziplinäre Projekt basiert auf einer engen Zusammenarbeit zwischen
Unter-nehmen aus der Entwicklung (CogniMed), der Forschung (Institute aus dem
Zentrum für Bevölkerungsmedizin und Versorgungsforschung der Universität zu
Lübeck), der klinischen Anwendung (UKSH) und dem Vertrieb (REHAVISTA). Mit
dem Zuwendungsbescheid des Bundesministeriums für Bildung und Forschung
(BMBF) wurde im Januar die dreijährige Projektphase von 2017 bis 2019
gestartet und im Projekt-Kickoff am 30. Januar Prozesse für eine erfolgreiche
Zusammenarbeit festgelegt.

Das Projekt hat ein Gesamtvolumen von 1,63 Mio. Euro mit einem Förderanteil von
83 Prozent. Es wird im Förderschwerpunkt "Innovationen für die ntensiv- und
Palliativpflege" als Teil der BMBF-Initiative "Pflegeinnovation 2020" im Rahmen
des Förderschwerpunkts "Mensch-Technik-Interaktion" finanziert. ACTIVATE ist
damit Teil der Forschungsagenda der Bundesregierung für den demografischen
Wandel.

Konsortialführer ist die REHAVISTA GmbH aus Bremen. REHAVISTA ist
Marktführer im Bereich der Beratung und Versorgung mit Hilfen zur
Kommunikation und Umfeldsteuerung. Mit ihrer Kompetenz realisiert die
Firma die Integration der Forschungsergebnisse aller Partner in das
Gesamtsystem und berät und unterstützt das Konsortium in Zusammenarbeit
mit der LogBUK GmbH mit praxis-relevanter, fachlich-therapeutischer
Expertise. REHAVISTA fungiert als Koordinator im Verbund.

Im Institut für Interaktive und Multimediale Systeme der Universität zu
Lübeck (Prof. Dr. Nicole Jochems) werden intuitiv nutzbare und altersgerechte
Benutzerschnittstellen mit Methoden des User-Centered-Designs entwickelt. Das
Institut ist auch für die Konzeption und Durchführung der Evaluation
verantwortlich.

Die Soft- und Hardware-Entwicklung findet in enger Kooperation zwischen
der Firma CogniMed GmbH und dem Institut für Telematik der Universität zu
Lübeck (Prof. Dr. Andreas Schrader) statt. CogniMed kann langjährige
Erfahrungen in der Entwicklung von Medizinprodukten und medizinnahen
Produktion aufweisen. Das Institut für Telematik bringt die mehrfach
preisgekrönte Software-Architektur Ambient Dynamix und die Ergebnisse
kürzlich abgeschlossener Vorstudienprojekte des BMBF (ENSEMBLES) und des
Vereins zur Förderung der Rehabilitationsforschung vffr (STAGE) in das
Projekt ein.

Die pflegerischen Aspekte des Projekts und die Durchführung der klinischen
Studie werden gemeinsam von der Sektion für Forschung und Lehre in der
Pflege am Institut für Sozialmedizin und Epidemiologie (Prof. Dr. Katrin
Balzer und Prof. Dr. Sascha Köpke) sowie dem Bereich Pflegeforschung
(Susanne Krotsetis) am UKSH durchgeführt. Für die technischen Komponenten
im Feldversuch zeichnet die Stabsstelle IT des UKSH (Dr. Armin Will)
verantwortlich. Die Einbindung in die klinische Versorgung erfolgt in
Zusammenarbeit mit der Klinik für Anästhesiologie und Intensivmedizin des
UKSH (Prof. Dr. Carla Nau).

Das Projekt wird durch einen Fachbeirat begleitet, der insbesondere die
ethischen Aspekte berücksichtigt. Die rechtlichen Rahmenbedingungen bezüglich
Privatsphäre und Datenschutz werden in Zusammenarbeit mit der Firma
Datenschutz Nord aus Bremen bearbeitet. Für die öffentlichkeitswirksame
Darstellung des Projekts ist das Wissenschaftsmanagement der Hansestadt
Lübeck eingebunden.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.technik-zum-menschen-bringen.de/projekte/activate

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution92

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität zu Lübeck, Rüdiger Labahn, 09.02.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/835: Telefonhotline - Grippewelle ... Experten beantworten Fragen (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 13. Februar 2017

DAK-Gesundheit schaltet Hotline zur Grippewelle

Experten beantworten Fragen zu Schutz und Behandlung



Die Grippewelle startete in diesem Jahr besonders früh und heftig: Rund
39.000 Erkrankungen hat das Robert Koch-Institut seit Jahresbeginn erfasst -
und es werden längst nicht alle Fälle gemeldet. 126 Menschen sind an der so
genannten Influenza gestorben. Besonders betroffen sind der Süden und Osten
Deutschlands, sowie Teile von Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz. Als
Reaktion auf die Analyse bietet die DAK-Gesundheit eine Telefon-Hotline rund
um die Grippe. Wie kann man vorbeugen? Ist die Impfung noch sinnvoll? Wie
unterscheidet sich die echte Grippe von einer Erkältung? Medizinische
Experten beraten am 15. Februar zwischen 8 und 20 Uhr. Das Serviceangebot
unter der kostenlosen Rufnummer 0800 1111 841 können Versicherte aller
Krankenkassen nutzen.

Experten vermuten, dass sich die Grippe in den nächsten Wochen weiter
ausbreiten wird. "Die Influenza oder echte Grippe sollte man nicht auf die
leichte Schulter nehmen", warnt Dr. Mark Dankhoff, Arzt bei der
DAK-Gesundheit. "Besonders für ältere Menschen und Schwangere kann die
Infektion gefährlich werden." Die Symptome einer echten Grippe reichen bei
einem schweren Verlauf von Schüttelfrost über Husten bis hin zu starkem
Fieber. "Die Betroffenen fühlen sich von jetzt auf gleich sehr krank. Das
unterscheidet die echte Grippe von einer Erkältung", so Dankhoff.

Neben der Grippeimpfung können eine Reihe weiterer vorbeugender Maßnahmen die
Gefahr einer Ansteckung reduzieren. "Um Viren so schnell wie möglich wieder
loszuwerden, sollte man sich häufiger als sonst die Hände waschen", rät
DAK-Arzt Dankhoff. Doch es kann noch mehr getan werden, um der Grippewelle zu
entgehen - oder andere nicht anzustecken, wenn man sich selbst schon
infiziert hat. Antworten auf diese und weitere Fragen geben die DAK-Experten
am Mittwoch, 15. Februar, von 8 bis 20 Uhr unter der kostenlosen Rufnummer
0800 1111 841.

Informationen zu Impfungen gibt es im Internet unter

www.dak.de/impfen

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale

Pressemitteilung vom 13. Februar 2017

Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg

Telefon: 040/239 60

Internet: http://www.dak.de
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TAGUNG/1032: Stralsund - "Die Subjektive Seite der Schizophrenie", 15.-17.02.2017


Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald - 09.02.2017

"Die Subjektive Seite der Schizophrenie" - Tagung in Stralsund



"Wo beginnt die Schizophrenie und wo hört sie auf? Grenzen, Übergänge und neue
Wege im Umgang mit Psychose" - über dieses Thema diskutieren über 400 Teilnehmer
einer internationalen Fachtagung der Klinik für Psychiatrie der
Universitätsmedizin Greifswald, die vom 15. bis zum 17. Februar 2017 im Theater
der Hansestadt Stralsund stattfindet.

Experten aus Deutschland, Österreich, Kanada und der Schweiz werden zu
aktuellen Fragen und Entwicklungen im Umgang mit Schizophrenie Stellung
beziehen. Dabei kommen nicht nur Profis zu Wort, sondern auch Betroffene
und Angehörige. Professor Georg Schomerus, der die Tagung leitet: "Diese
Begegnung auf Augenhöhe zeichnet die Tagung aus. Es geht darum, die
neusten wissenschaftlichen Erkenntnisse mit den Erfahrungen der
Betroffenen zusammenzubringen."

Ein wichtiger Schwerpunkt der Tagung ist dabei der Kampf gegen die
Ausgrenzung und Stigmatisierung der Betroffenen und ihrer Angehörigen.
Noch immer berichten viele Menschen mit Schizophrenie von Diskriminierung
und Ablehnung; Bevölkerungsstudien zeigen übereinstimmend, dass die
Stigmatisierung nicht abnimmt. "Wir brauchen neue Strategien, um diese
Grenze zwischen Betroffenen und anderen Menschen zu überwinden", so Georg
Schomerus.

Kultureller Höhepunkt der Tagung wird eine Sonderaufführung der "Eckigen"
sein. In diesem Ensemble in Trägerschaft des Kreisdiakonischen Werks
Stralsund e. V. spielen Menschen mit körperlichen und psychischen
Behinderungen. Die "Eckigen" präsentieren den Tagungsgästen ihre aktuelle
Produktion "Ödipus! Schwellfuß!".

Die Tagung "Die subjektive Seite der Schizophrenie" findet jährlich an
wechselnden Standorten statt, zuletzt in Hamburg, Berlin und Wien. Sie
wird durchgeführt von der Psychiatrischen Klinik der Universitätsmedizin
Greifswald in Kooperation mit dem Helios Hanseklinikum Stralsund und dem
Institut für Sozialpsychiatrie Mecklenburg-Vorpommern e. V.


Weitere Informationen

Klinik und Poliklinik für Psychiatrie und Psychotherapie

www2.medizin.uni-greifswald.de/psych/

Tagungsprogramm 

www2.medizin.uni-greifswald.de/psych/fileadmin/user_upload/veranstaltungen/2016/Flyer_Die_Subjektive_Seite_der_Schizophrenie_2017.pdf

Organisation

Prof. Dr. Georg Schomerus

georg.schomerus@uni-greifswald.de

Kongressbüro

Frau Marion Kadach

Klinik und Poliklinik für Psychiatrie und Psychotherapie

der Universitätsmedizin Greifswald

am HELIOS Hanseklinikum Stralsund

Rostocker Chaussee 70, 18437 Stralsund

Telefon 03831 452100

marion.kadach@helios-kliniken.de

Ansprechpartner an der Universität Greifswald

Prof. Dr. Georg Schomerus

Klinik und Poliklinik für Psychotherapie

Universitätsmedizin Greifswald

Ellernholzstraße 1-2, 17489 Greifswald

Telefon 03834 86 6918

Telefax 03834 86 6889

georg.schomerus@uni-greifswald.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution65

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald, Jan Meßerschmidt, 09.02.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/4581: Warner Music Klassik News - 13. Febuar 2017 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 13. Februar 2017



Grammy-Freuden!

Gestern Nacht wurden in Los Angeles zum 59. Mal die Grammys
verliehen.

Auch wir haben allen Grund zur Freude: in der Kategorie Best
Classical Solo Vocal Album wurden dieses Jahr gleich zwei Aufnahmen
ausgezeichnet, darunter das Shakespeare-Album von Ian Bostridge und
Antonio Pappano - eine Zeitreise durch das Elisabethanische Zeitalter
bis hin zur Moderne.

Zum Gedenken an die Opfer des Ersten Weltkriegs hat Krzysztof
Penderecki das Chorwerk Dies Illa komponiert. Die Ersteinspielung,
bei der der Komponist selbst die Warschauer Philharmoniker dirigiert,
wurde in der Kategorie Best Choral Performance ausgezeichnet.

Wir gratulieren herzlichen allen Gewinnern!


Fazil Say und Nicholas Altstaedt

Er ist Pianist, Komponist und künstlerischer Weltbürger: In vielen
Facetten hat Fazil Say in seiner mittlerweile über zwanzig Jahre
währenden Karriere die Musikwelt bereichert. Erst im vergangenen
Herbst sorgte er für Furore mit seiner höchst individuellen Lesart
der Mozart-Klaviersonaten. In seinem neuen Album ist der Pianist nun
als Kammermusiker zusammen mit dem Cellisten Nicolas Altstaedt zu
erleben - mit Debussy, Klassischer Moderne und einer Komposition aus
Says eigener Feder: 4 Cities.

VÖ: 24. Februar 2017 - CD 0190295867249

Fazil Say und Nicholas Altstaedt im Konzert:

26. Februar, Bern

28. Februar, Rheinfelden

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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LABEL/4580: Warner Music Klassik News - 10. Febuar 2017 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 10. Februar 2017



Nachruf auf Nicolai Gedda

"Nicolai Gedda war ein Prinz unter den Tenören."

Der schwedische Opernsänger Nicolai Gedda ist im Alter von 91 Jahren
verstorben. Er hinterließ der musikalischen Nachwelt über 200
Recital- und Opern-Aufnahmen. Gedda verfügte nicht nur über eine
fabelhafte Gesangstechnik, sondern war auch ein Sprachgenie.


Expressive Cembalo-Kunst

Als "einen der verheißungsvollsten und natürlichsten Interpreten, den
man auf den Bühnen der Welt erleben kann", lobte die Washington Post
bereits 2015 den französischen Cembalisten Jean Rondeau. Mit einer
musikalischen Reise durch das Schaffen der Bach-Dynastie legt er nun
eine weitere Einspielung vor, die das Zeug zur Referenz hat. Das
Album erscheint auch auf einer 180-Gramm Vinyl.

VÖ: 24. Februar 2017 - CD 0190295888466, LP 0190295872397


Si, Si, Si, Si!

Sie braucht keine Inszenierung, um den ganzen Witz und Hintersinn
einer Rossini-Arie mitreißend zu gestalten: die Kanadische Altistin
Marie-Nicole Lemieux ist für die virtuosen Partien des italienischen
Belcanto-Meisters wie geschaffen und setzt sie allein durch ihre
Stimme und Bühnenpräsenz in Szene. Jetzt präsentiert sie mit dem
Live-Album Rossini - Si, Si, Si, Si! ihre erste Veröffentlichung als
Erato-Exklusivkünstlerin.

VÖ: 10. März 2017 - CD 0190295953263

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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LABEL/4579: Glitterhouse-Mail-Order-Mail - 10.02.17 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (10.02.2017)



In eigener Sache oder:

Portofrei zum Wochenende

Der Mailorder-Monat Februar begann eher holperig,
Druckmaschinenausfall ließ den Versand nach hinten rücken,
Etikettierungsprobleme sorgten bei einigen Kunden für leere
Briefkästen (so Ihr kein Februar-Exemplar des zweitbesten
Mailorder-Kataloges der Welt erhalten haben - bitte melden!) und
nicht wenige bekamen am vergangenen Wochenende zu spüren, was es
bedeutet, wenn es Kommunikationsprobleme zwischen Shop, Server &
Warenwirtschaftsprogramm gibt, die der wenig kontaktfreudige Hoster
kaum in den Griff bekommt. Dank Sonderschichten am Samstag und
Sonntag konnten wir zumindest einen Teil der bangen Kundenanfragen
klären, und überaus freundliche Mail-Reaktionen und
zweiseitig-ausführliche, handgetippte Briefsendungen zeigten uns
einmal mehr, aus welchem herzhaften Holz unsere Kern-Kundschaft
geschnitzt ist. Um Euch zumindest ein Stück weit zu zeigen, wie
dankbar wir für Eure Treue sind, werden wir sämtliche inländischen
CD-Bestellungen dieses Wochenendes portofrei versenden, auch all
jene, die unterhalb der eigentlichen Portofreigrenze von 50 Euro
liegen. Einzige Bedingung: Der Auftrag, egal ob per Mail, Brief oder
Shop-Bestellung, muss am Wochenende (von jetzt an bis Sonntag
Mitternacht) auf den Weg gebracht worden sein. Eilt Euch, solange
unser Buchhalter Frank noch keinen Wind von der Sache bekommen hat.
Und keine Sorge, wenn der Shop die Porto-Freiheit nicht anzeigt - das
werden wir ganz altmodisch und eigenhändig bei jedem einzelnen
Auftrag nachpflegen.

Wozu hat man schließlich Praktikanten...


Sauberes Dutzend zum Sonderpreis:

Achtung - kurz nach Deadline eingetroffen!
Bzw. Obacht: Aktionen, von denen nicht mal der Februar-Katalog eine
Ahnung hat.

Auch beim Thirty Tigers-Label begrüßt man das immer noch
mittelfrische Jahr mit einer wohlsortierten Auswahl an vorübergehend
sonderbepreisten Prachtalben (wobei alle genannten Werke zum ersten
Mal eine Preissenkung erleben!). Da heißt's zugreifen, solange der
Preisgott uns lächelt ...

Je 1-CD:

Ryan Bingham - Tomorrowland 9,95

Mary Chapin Carpenter - The Things That We Are Made Of 9,95

Patty Griffin - Servant Of Love 9,95

Gregory Alan Isakov - The Weatherman 9,95

Jason Isbell - Southeastern 9,95

Rickie Lee Jones - The Other Side Of Desire 9,95

North Mississippi Allstars - World Boogie Is Coming 9,95

Nathaniel Rateliff - Falling Faster Than You Can Run 9,95

St. Paul & The Broken Bones - Half The City 9,95

Trampled By Turtles - Wild Animals 9,95

Lucinda Williams - Lucinda Williams (25th Anniversary Edition) 2-CD 9,95

Lucinda Williams - Down Where The Spirit Meets The Bone 2-CD 9,95


Im Netz: Der Februar-Katalog

Endlich verfüg-, besuch- und lesbar: Der
Glitterhouse-Mailorder-Katalog für Februar, unterlegt mit werten
Weisen aus dem guten Labelhause Glitter.


JEDE MENGE TONTRÄGER ZUM WOHLVERDIENTEN WOCHENENDE

Die Sterne - Machs Besser: 25 Jahre Die Sterne

2-LP (+CD)/CD/Ltd. DeLuxe Box - EUR 23,95/15,95/49,95

Das ist wahre Größe: zum 25. Geburtstag werfen die Sterne keine
Jubiläums-Compilation auf den Markt, sondern lassen 25 ihrer Songs
von Freunden covern. The Definition of Cool, das bezeugt eben auch
das Vertrauen in die Qualität der eigenen Songs. Über 80 Minuten kann
man sich an wirklich Wunderbarem erfreuen: Nicolas Sturm mashed
"Deine Pläne" souverän mit Cures "A Forest" up, Björn Beton (Fettes
Brot) macht "Depressionen aus der Hölle" zu einem mächtigen
Cosmic-Disco-Vocoder-Funk-Monster, Family 5 (mit Peter Hein) covern
"In Diesem Sinn" im Stil von Dexys und Stereo Total machen "Wenn dir
St. Pauli auf den Geist fällt" fast zu einem eigenen Song. Peter
Licht dekonstruiert "Universal Tellerwäscher" zu einer herbstlichen
Piano-Melancholie, Max Müller gibt "Ich will nichts mehr von dir
hören" ein knackiges Electro-Funk-Treatment, man kommt aus dem
Staunen nicht heraus und kurzweiliger geht es kaum. Noch mehr
Highlights? Die Schweizer Aeronauten garagenrocken unnachahmlich
durch "Risikobiographie", Der Mann (...) zaubert aus "Klebrig
vermutlich" psychedelischen HipHop, Lafotes "Wahr ist was wahr ist"
klingt fast schon nach Nerven und die alten Weggefährten der
Fehlfarben covern "Nach fest kommt lose", das aktuell auch auf der
ganz ähnlich gestrickten 25. Geburtstags-Compilation von Intro zu
finden ist. Und meinem Alltime-Lieblingssong der Sterne ("Nüchtern")
gibt Zimmermann Timo Blunck ein ganz neues Gesicht. Auch dabei sind
u.a. Kreisky, Egotronic, Isolation Berlin, Locas In Love, Naked
Lunch, Die Liga der gewöhnlichen Gentlemen und Boy Division. Die
limitierte Edel-Vinyl-Edition hat zusätzlich zu den 25 Songs eine
7-Inch mit zwei frühen Demos von 1991, sowie eine 12-Inch mit neuen
Dancesongs unter Beteiligung von Erobique und Pollyester zu bieten.
Auf die nächsten 25 Jahre, kann man da nur wünschen! (Joe Whirlypop)


Foxygen - Hang

LP/CD/MC - EUR 18,95/14,95/9,95

Drama Deluxe, ganz, ganz großes Ton-Theater, breitwandiger geht's
nicht. So etwas passiert, wenn man zwei wirklich kreative Köpfe wie
Sam France und Jonathan zu lange mit einem 40-köpfigen Orchester
alleine lässt. Von Trey Pollard und Matthew E. White in finale
Arrangement-Architektur gebracht, begleitet von phantasievollen
Freigeistern wie Lemon Twigs und Steven Drozd (Flaming Lips)
entfaltet sich hier eine Klang-Kostbarkeit, die in jeglicher Hinsicht
aus dem Vollsten schöpft, und doch klingt, als seien die seligen
Siebziger nie vergangen. Das dramatische Duo badet nach Herzenslust
in einem Meer aus großen Gefühlen, und um sie herum wogt der opulente
Wahnsinn aus Blue Eyed Soul, Yacht Rock, Westcoast, Vaudeville, Swing
und Big Band-Sound, hier wird mit schwelgenden Streichern,
messerscharfen Blech- und schillernden Holzbläsern, funk-zickigen
E-Gitarren, Piano, Orgel, Xylophon, Glockenspiel, vielfarbigen
Chor-Sätzen, Pauken & Trompeten kreativ geklotzt, dass es eine
einzige, riesige Freude ist. Und in der Mitte dieser höchst
abwechslungsreichen Zeitreise zwischen gelackter Steely Dan-Eleganz,
süffigem Morrison-Soul, Walker Brothers-Größe und Meat
Loaf/Steinman-Breitwand krönt, stöhnt, schneidet und schreit eine
gesegnete Stimme zwischen frühem Van, mittlerem Mick und spätem
Scott, zwischen Morrissey und Bowie, spendet diesem Wechselbad der
großen Gefühle den gesanglichen Segen, und lässt den überrollten
Hörer erschöpft, aber glücklich zurück. Mit Wucht, Lust, Gefühl und
Können die Siebziger ins Hier und Jetzt katapultiert. Groß. (cpa)


Fufanu - Sports

2-LP (MP3)/CD - EUR 24,95/15,95

Dies ist jetzt das neue Album der Isländer, im letzten Sommer kam ja
zunächst das schöne Debütalbum von 2015 europaweit heraus. Und
"Sports" kann die hohen Erwartungen tatsächlich erfüllen: Fufanu
spielen keinen gefälligen Nordic-Indie-Folk, sondern recht harten,
oft tanzbaren Waverock. Verwurzelt in 80er-Ästthetik, aber durchaus
auch gegenwärtig orientiert, erinnern vor allem die beiden
großartigen ersten Nummern an Bands wie Motorama. Mit knackigem
Dancebeat und leichtem Gothic-Vibe, das Ganze aber nicht
altmodisch-abgestanden, sondern enorm frisch und upliftend. Die
verhallten Gitarren verbreiten pure Cure-Magie, der Gesang ist
prägnant und charismatisch. Der zweite Song "Gone For More" ist
strammer Dance-Rock in New Order-Tradition, mit Gitarren und
hypnotisch-treibendem Dancebeat - alle Achtung. Im Weiteren geraten
die Songs dann auch mal deutlich entspannter, auf der Basis von
Robert Smith und Ian Curtis wird ein angenehm luftiger und
unaufgeregter Indie-Pop entworfen, durchgehend mit schönen
Gitarrenlinien, oft auch getragen melancholisch. Und zum Schluss dann
auch ganz schön shoegazig-laut, mit noisig-verzerrten Gitarren zu
marschierendem Beat - insgesamt aber poppiger als das Debüt und mit
im besten Sinn kommerziellem Potential. (Joe Whirlypop)


Duke Garwood - Garden Of Ashes

LP (+MP3)/CD - EUR 24,95/15,95

Sehr intensives Album, dunkel und atmosphärisch, auf der Basis von
psychedelischem Latenight-Blues und ziemlich genau an der
Schnittstelle von Mark Lanegan, Hugo Race, Nick Cave und Dr. John zu
verorten. Gesang und Stimme erinnern eindeutig an Lanegan noch zu
Screaming Trees-Zeiten (die beiden arbeiten ja auch gerne zusammen),
der sinistre Vibe ist melancholische Nick Cave-Schule und der latent
brodelnde Voodoo-Groove steht in klassischer New
Orleans/Swamprock-Schule, teils groovt das angenehm laidback-funky.
Dazu kommt ein Hauch von Gospel und bluesig-psychedelische Tiefe,
auch ein paar schöne Harmonies von den Smoke Fairies. Die Songs
saugen einen beim Hören förmlich ein, auch die Stimme des Briten hat
etwas verführerisch-süßliches. Seine Gitarre hat gerne ganz sachte
Twang- und Reverb-Sounds, erinnert dank weniger, pointiert-verhallter
Töne ein wenig an Daniel Lanois. Dies ist das sechste Album von Duke
Garwood und man muss sich schon wundern, dass ein derart
charismatischer Künstler bislang noch keine größere Aufmerksamkeit
gefunden hat. Wunderschönes Winteralbum eines Seelenbruders von Mark
Lanegan mit einer faszinierenden Stimme zu entschleunigtem
Swamp-Groove. (Joe Whirlypop)


Amy Helm - Didn't It Rain

CD - EUR 8,95

Erster und beeindruckender 2015er Alleingang der Levon-Tochter,
entstanden unter Mitwirkung großer und genialer Namen und zudem
gesegnet von einem der letzten Schlagwerk-Auftritte des
unvergesslichen Vaters. Produziert von Byron Isaacs, begleitet von
u.a. Daniel Littleton (Gitarren), Bill Payne (Piano), Larry Campbell
(Gitarre), Jim Weider (Slide Guitar), John Medeski (Orgel), Catherine
Russell (Gesang), Elizabeth Mitchell (Gesang), Allison Moorer
(Gesang) und Levon Helm (Drums) zieht das frühere Ollabelle-Mitglied
ihre weiten Kreisen durchs vielschichtige Roots-Feld, und erschafft
eine lückenlose Southern-/Roots-/Country-Perlenkette aus einem
sauberen Dutzend perfekt abgestimmter Wurzel-Weisen, wobei die
Amy-Eigenheiten neben den wohlgewählten Cover-Versionen (Good
News/Sam Cooke, Spend Your Last Dime/Martha Scanlan, Gentling Me/Mary
Gauthier & Beth Nielsen Chapman) die Majorität der Songs stellen. In
der reifen Mitte zwischen Bonnie Raitt, Shelby Lynne und Sheryl Crow
vereint sie Americana, Country, Folk und Blues mit einer
prächtig-präzisen Portion Soul, Funk und Groove, würzt die lässig
simmernde Melange mit einem Schuss New Orleans und krönt es mit
gereiftem Gospel-Segen, derart einen rundum belebenden
Southern-Cocktail kreierend, der diesen Titel roots-redlich verdient.
Ein Erstling, wie er reifer kaum sein kann; eine Freude für alle
Ollabelle-Freunde (und eine wahre Entdeckung für alle anderen); eine
würdige Trägerin eines würdevollen Namens. (cpa)


Rebekka Karijord - Mother Tongue 

LP/CD - EUR 21,95/14,95

17er äußerst persönlich geprägtes Album der Skandinavierin, deren
hohe anmutige bis kraftvoll-bestimmende, klare feinfühlige bis
sinnliche entzückende Stimme hohe Faszinationskraft entwickelt.
Zarter Folk Dream Pop von zeitweise entrückter/unwirklicher Schönheit
(teils im kontrastreichen Wechsel mit vollmundig aufschwingenden
Phasen); zeitgenössisch-zeitlose unbestimmt folkige melancholische
Balladen (mal wunderbar frei und schwerelos auslaufend, mal fast
gravitätisch, warm und schmeichelnd umhüllend); ruhiger wie
beschwingter/positiver dezent moderner Indie-(Songwriter-)Pop; eine
sanfte poetische klassische Piano-Ballade von großem Feingefühl;
dazwischen 1 exquisiter stärker rhythmisch gehaltener
differenziert-spannungsvoller Song (ein Hauch Tribal, verdeckt), eine
fremdartige uralt wirkende Folk-Miniatur, zum Schluß aufs Schönste
feierliche nur minimalst begleitete Stimmen. Mehrfach melodisch
bestechend, faszinierend! Die Begleitung konzentriert sich auf (gern
manipuliertes) Piano und Keyboards, diverse Harmony Vocals erhöhen
den Reiz (manchmal enorm!). U.a. mit Martin Hederos (Soundtracks Of
Our Lives). (dvd)


Nadine Khouri - The Salted Air

LP/CD - EUR 24,95/14,95

17er der Engländerin (gebürtige Libanesin), produziert (und mit) John
Parish, u.a. machen auch Adrian Crowley, Emma Smith mit. Ihre Stimme
ist klasse, von dunkel bis eine Spur rauchig, von ausdrucksvoller
Süße bis zerbrechlich oder sinnlich, selbstbewußt wie
folkig-natürlich, einfühlsam oder feinnervig-vibrierend, manchmal
verschleift sie die Melodien. Atmosphärisch ganz starke Musik, teils
sehr reduziert (auf Schlagwerk wird mehrfach verzichtet), manche
Stücke entwickeln einen regelrechten Sog. Freigeistiger unbestimmter
(Songwriter-) Folk wie eher Pop, sehr zarter oder sanft aber bestimmt
pulsierender "Dream Folk" (dezent elektrisch oder teilakustisch),
auch mal ganz nackt und intim oder Tribal-artig resp. schamanisch, ob
getragen bis fast rhythmuslos, poetisch oder von leisen Anfängen sich
suggestiv verdichtend, ganz zum Schluß überraschend old-fashioned im
Roots-Pop-Fahrwasser. Vage dachte ich 1,2 Mal an Hope Sandoval. Ein
feines reizvolles Werk! (dvd)


Delbert McClinton & Self-Made Men - Pricks Of The Litter

LP/CD - EUR 24,95/14,95

17er. So etwas hat er, glaube ich, noch nie gemacht. Klar, es gibt
(fetten saftigen mit Bläsern oder etwas schlankeren/balladesken)
Trad-R'n'B im Stil der 60er oder frühen 70er, mal mehr von der
Blues-Seite her, mal eher recht soulig (resp. eine Spur Country
Soul), oder transparent und schön federnd, auch satt rockenden mit
Spuren von frühem Graham Parker/Früh-70er Stones mit Bläsern. Oder
feinen Slow Funk/Groove. Aber meist bewegt er sich in balladesken
Gefilden, delikat bis gemütlich, und gänzlich old-fashioned irgendwo
(mit wechselnden Anteilen/Schwerpunkten) zwischen (ur) altem Pop
(Johnny Mercer-Einfluß), smoothem Blues und Jazz der 50er, kurz Doo
Wop-Elemente, oder Nat King Cole schimmert durch, sporadisch ein
Hauch New Orleans. Wobei: Das sind alles Originale (weitgehend feines
Songwriting), nur 1 Cover (Percy Mayfield).
Exzellent/edel/musikdienlich instrumentiert, jeweils kurze Soli von
Gitarre (v.a.), Trompete, Harmonica, Sax oder Piano. U.a. Lou Ann
Barton (Duett), Jimmie Vaughan, NRBQs Al Anderson, Glen Clark, Bob
Britt (Dylan, Fogerty) machen mit. Schön. (dvd)


MINT - Februar 2017 (No. 10)

MAG - EUR 5,90

Das werte Vinyl-Magazin rundet sich zum ersten Mal, und zur Feier der
zehnten Ausgabe steht denn auch das zentrale Thema im Mittelpunkt des
Februar-Heftes: Die Vinyl-Sucht. Daneben gibt's u.a. ein großes
Soundtrack-Special, einen Anlagen-Ratgeber, eine Vorschau auf den
Record Store-Day 2017, mehr als 100 LP-Besprechungen und inzwischen
ans Herz gewachsenen Rubriken wie The Soundtrack Of My Life, Dr. Mint
und Zuhause ist, wo die Sammlung steht. Und nahezu eigens für uns
gibt es einen eingehenden Label-Report über das prägende Wirken von
Sub Pop.


Moon Duo - Occult Architecture Vol. 1

LP/CD - EUR 18,95/14,95

17er des Projekts von Wooden Shjips-Gitarrist Ripley Johnson. Gefällt
mir noch besser als zuvor! Mehrfach charakteristisch ist der Kontrast
zwischen bunten sirrenden/schillernden und mächtig sägenden Sounds
sowie (eh fast allgegenwärtig hier) konsequent stoisch-repetitiven
Elementen. Ebenfalls des Öfteren zu hören: Tolle effektübersprudelnde
diesmal auch längere Gitarrentrips. 2 von den 7 (bis 10-minütigen)
Stücken punkten mit gewaltig upgedateten Einflüssen von Hawkwind (in
stürmisch), 2 andere vermischen, ebenfalls modernisiert (mal mehr mal
weniger), Spacemen 3- und Suicide-Ideen plus farbenprächtige
Psychedelic Pop-Anleihen (die Vocals z.B.), auch das höchst effektiv.
Und weitere 2 Tracks frönen einem Modern Psyche in mal stark mal
dezent heavy (u.a. als quasi spacy Granitblock). Der 7. schließlich
vereint manisches Stakkato, einen Hauch Suicide und Electro Wave,
Pop-Anteile, etwas Noise sowie ein brillantes Psychedelic-Solo der
Gitarre. Wie schon beim Vorgänger dachte ich auch hier sporadisch an
Velvet Undergrounds Sister Ray. Wer Psychedelia abseits der reinen
Lehre goutiert: Eine dicke Empfehlung! (dvd)


Carla Olson - Rubies And Diamonds

CD - EUR 14,95

Um Bonusmaterial verlängerte Wiederveröffentlichung des ersten
Olson-Solo-Albums, unter Mitwirkung der Textones George Callins und
Rick Hemmert, Danny Wilde (Rembrandts), Danny Tate und George Green
geschrieben und 1988 mit Hilfe von Mikael Rickfords, Mick Taylor und
der schwedischen Band Wilmer X in der Heimat ihrer Vorfahren
aufgenommen.


Orango - The Mules Of Nana

LP (+CD)/CD - EUR 24,95/14,95

Die unerschöpfliche Kraft des treibenden Trios - ich weiß nicht, aus
welchen geheimen Quellen Stickman & Crispin Glover Records ihren
geradezu beängstigenden Nachschub an genialen Dreierpaketen bezieht,
aber mit The Mules Of Nana zeigt ein weiteres skandinavisches
Dreigestirn, was eine hart-heftige Harke ist. Aber nur im ersten
ohrenberstenden Moment, nur bei oberflächlichstem Hören geht es beim
sechsten Vollwerk von Trond Slake, Helge Bredeli Kanck und Hallvard
Gaardlos allein um Kraft und Energie - bei jedem neuen Lauschgang
entfaltet sich das packende 10-Song-Paket mehr und mehr und entpuppt
sich zu einer begnadeten Verneigung vor allem Guten, Werten und
Bleibenden in der amerikanischen Rockmusik. Denn zwischen
mitreissenden Big Bang-Song-Salven, polternden
Pothead-Groove-Monstern, dumpf-drängelnden 70's Blues-Rock-Schleppern
und Hammond-schweren Hard Rock-Prachtstücken entwickelt sich eine
Stilfarben-Vielfalt, die ebenso überrollt wie auch den Kenner lächeln
lässt. Gitarren-Soli breitester Hendrix-Güte, silbriges
Byrds-Saitengleißen und Cream-werte Blues-Behandlung tragen zurück in
die Zeit, saftiger Southern Rock-Druck und linder Westcoast-Wind
bereichern den klassischen Rock-Kosmos, ein pluckerndes Banjo
entführt in Country-Weiten, und zur Krönung werden die
Orango-Originale mit dreistimmigen Gesangssätzen geschmückt, die den
heiligen CSN-Stempel definitiv verdienen. Zwischen polternder Härte
und perfekten Harmonien, zwischen glänzend-gelassenen Akkorden und
herzhaft-heftigen Attacken entstehen so instrumental wie vokal
meisterliche Stücke lebendigster Rockgeschichte, die bei aller
Leidenschaft zum lustvollen Improvisieren perfekt und packend auf den
Punkt gespielt werden. Trio-Rock-Kunst, wie sie vielfältiger kaum
sein kann. (cpa)


Chuck Prophet - Bobby Fuller Died For Your Sins

LP/CD - EUR 23,95/14,95

17er des ex-Green On Red. Das Niveau seiner letzten Alben ist
wirklich erstaunlich- auch das hier ist über weite Strecken wirklich
klasse! Das Songwriting oft ausgezeichnet (dabei recht einfach und
"konservativ"). Die Stimme archetypisch und exzellent.
Gitarrenbetonter Rock im besten Sinne, ob mit 60s-Garage-Anklängen,
einer kleinen Prise Psychedelia versetzt, voll 70s-retro/wunderbar
old-fashioned im Stil der späten 60er/frühen 70er, in sattem feinem
Rock-Groove, oder balladesk (ebenfalls 70s-like). Oder auch
klassischer Guitar Pop bis Power Pop. Gar ein Stück, daß mich an ein
wenig an frühen Alan Vega in rockig-treibend erinnert. Ansonsten
dachte ich an die Kinks, Big Star, Tom Petty, daneben frühen Nick
Lowe, T.Rex trifft die Stones, Link Wray, Replacements, mal ein Hauch
Springsteen. Packende Musik, mehrfach toll abziehend und/oder catchy
im alten Sinne, richtig mitreißende Sachen! Eine echte Empfehlung,
ich bin sehr angetan! (dvd)


Rusties - Dove Osano I Rapaci

CD - EUR 13,75

Kaum jemand entwickelt den klassischen Westcoast Sound mit
Psychedelia Einschlag so konsequent weiter, wie das Quintett aus
Bergamo. Das brandneue Album der Rusties strotzt nur so vor
sackstarken Songs, die zum ersten Mal nicht nur von Frontmann und
Leadgitarrist Marco Grompi beigesteuert wurden, sondern auch aus der
Feder seines kongenialen Partners Osvaldo Ardenghi, sowie des
Bassisten Fulvio Monieri stammen. Was einen immer wieder verblüfft
und begeistert sind die exzellenten Arrangements und die überragenden
Gitarrenparts, die wahlweise Grompi und Ardenghi, oder auch beide im
Duell beisteuern. Thematisch ist dieses ganz in Italienisch gesungene
Album hart an der Zeit, die Wut über das Wegschauen angesichts
ertrinkender Flüchtlinge, anschwellendem Rassismus und einer immer
größer werdenden Schar dem Rechten Rand zudriftender Menschen wird
hier in Songs gepackt und auch wenn man des Italienischen nicht
mächtig ist, erschließt sich einem das dahinter stehende Gefühl, die
Haltung der Rusties sofort, ist quasi universell. Ein weiteres ganz
starkes Album einer Band, die längst keine Vergleiche mit den
internationalen Größen des Genres mehr scheuen braucht. (lrm)

Das Rusties-Repertoire, zu Sonderpreisen, je 1-CD:

Rusties - Younger Than Neal 8,75

Rusties - Live in Germany 8,75

Rusties - Move Along 8,75

Rusties - Last Rust 8,75

Rusties - Wild Dogs 8,75

Rusties - Dalla Polvere 8,75


Sadies - Northern Passages

LP/CD - EUR 23,95/14,95

Mit ihrem 2017er Yep Roc-Album sprengen die Good-Brüder Dallas und
Travis endgültig jegliche Stilschubladen, und verquicken mit der
Kraft der ungebremsten Phantasie (und der deftig verzerrten Gitarren)
alternatives Country-Wurzelwerk mit allem, was ihnen (und uns) Spaß
macht. Auch wenn die Country-Elemente bis hin zum puren Nashville
gekonnt zelebriert werden, zeigen uns die kreativen Kanadier, wie
vielfältig Twang, Slide und Steel einsetzbar sind, und verbinden
verträumten Acid Folk mit packenden Garage-Griffen, frühsten Status
Quo-Boogie und die akustische Lake-Seite der ersten ELP-LP mit
gestandenem CCR-Country Rock, Desert-Twang mit freischwebender
Psyche-Phantasie, schlichten Beat mit blumenreichen
Space-Schwebteilchen, verbunden und veredelt mit dem herrlichen Hang
zu unwiderstehlichen Hymnen und vielstimmigen Harmonien. Durch alle
Pop-historischen Jahrzehnte wandernder Psyche-Pop-Punk-Acid-Americana
für Anspruchsvolle. (cpa)


Serafyn - Foam

LP/CD - EUR 17,95/13,95

Ganz betörender Folk-Pop von drei Damen und zwei Herren aus Basel.
Die ehemaligen Straßenmusiker klingen auf ihrem Debütalbum
ausgesprochen subtil und klar strukturiert. Die Männer sorgen mit
Kontrabass und wenig Drums oder Cajon für eine unaufdringliche
rhythmische Basis, die Frauen spielen Gitarre und Cello und singen
dazu in faszinierender, mehrstimmiger Harmonie. Diese vollendeten
Gesangs-Arrangements sind einfach wunderschön und trotz der
Kombination mit dem Cello klingt das Ergebnis angenehm bodenständig,
was am reifen Songwriting liegt. Die Melodien sind kristallklar und
angenehm schlicht, hier ist keine Spur von prätentiösem Artrock zu
erkennen. Serafyn spielen zurückgelehnten, überwiegend leicht
melancholischen Folk-Pop, kitsch- und dramatikfrei, wie man ihn
ansonsten eher aus Skandinavien kennt. Und die schlichte Schönheit
mehrstimmigen Mädchengesangs erstaunt mich immer wieder. Mein
verlässlicher Freund Knut ist Fan der ersten Stunde und
charakterisiert den Sound der Band wohlwollend als "Musik für
Teetrinker" - auch live sollen Serafyn ganz reizend sein, berichtet
er. (Joe Whirlypop)


Sinkane - Life & Livin' It

LP/CD - EUR 18,95/15,95

Umfassender, farbenreicher, vielschichtiger und vor allem
mitreißender kann man den Begriff Weltmusik kaum in akustische Form
gießen, als es der New Yorker Formation um den Vielinstrumentalisten
Ahmed Gallab mit ihrem dritten Vollwerk gelingt. Mit Life & Livin' It
2017 im weltoffenen City Slang-Labelhafen angekommen, schenken uns
die rastlosen, dafür umso groove-reicheren Wanderer zwischen den
Stil-Welten eine 9-Track-reiche Reise durch aller Herren
Harmonieländer, verbinden reinsten Pop mit Funk und Soul, servieren
afrikanische Elemente aus allen Phasen der Wurzelnähe von Tamashek
bis Highlife mit deutlichsten Disco- und verspielten Reggae-Rhythmen,
zelebrieren die Afro-Vorbilder von -Rock bis -Beat, unterzogen und
durchwirkt von vielfarbigst pluckernder, wabernder, treibender
Perkussion, immer wieder deutlich bis deftig e-gitarrengetragen in
die packende Rock-Ecke gedrängelt, gewürzt mit gezielt gesetzten
Bläserspitzen und nostalgischen Keyboard-Grüßen aus den 70er und 80er
Jahren, gekrönt von vor allem in den hohen und höchsten Lagen
wolleweichem Gesang, gern in mehrstimmigen CSN-Chorsätzen gereicht -
was in starren Worten wie ein höchst gewagtes Konstrukt klingt,
entwickelt sich beim direkten akustischen Genuss zu einer
Kontinent-übergreifenden, stileinigenden, unwiderstehlich tanzbaren
magischen Melange. Wahrhafte Weltmusik als musikalisches Mittel der
Völkerverbindung; aber Obacht: Höchst ansteckend! (cpa)


Steeleye Span - Dodgy Bastards

CD - EUR 15,95

Mit vielem hätte ich gerechnet, aber nicht damit, dass mich dies
meritenreiche Mutterschiff des Britischen Folk-Rock noch einmal
überraschen, ja überwältigen kann. Seit 50 Jahren in rauhen
Rock-Gewässern unterwegs, bestach die wechselnde Mannschaft um die
gleißend-glänzende Stimme Maddy Priors immer weniger durch
Überraschungen als durch Beständigkeit, hielt konsequent das gewohnte
Niveau, Neuerungen wurden eher vorsichtig-verhalten versucht, und am
einnehmendsten agierte man, wenn man die bewährten Klassiker
aufkochte. Ohne den eigenen Stärken untreu zu werden, beeindruckt das
frische 2017er Sextett um die von keinerlei zeitlichen Spuren
beeinträchtige, herrlich hell und klar leuchtende Stimme Maddys
jetzt mit einem Dutzend neu vertonter Balladen aus dem legendären
Sammlungsschatz von Francis James Child und führt dabei die eigene
Kunst zu ganz neuem Glanz. Frei von etwelchem modischen Firlefanz
oder verfälschenden Verneigungen vor modernen Musik-Strömungen
(abgesehen von Julian Littman's kurzer, aber prägnanter Rap-Einlage)
pflegt der gut gemischte Sechser (neben Steeleye-Senior Rick Kemp
noch die Lang- und Kurzzeit-Weggefährten Liam Genocky, Littman,
Andrew Sinlair und die sowohl mit Geigenspiel als auch Gesang
brillierende Jessie May Stewart) den klassischen britischen Folk
Rock, wie man ihn wurzeltreuer und trotzdem zeitgemäßer nicht
zelebrieren kann. In bis zu 10-minütigen, den breiten
Balladenvorlagen vielfältig folkfarbenreichen Raum zur Entfaltung
bietenden, mitunter nahezu progressiv-phantasievoll ausschweifenden
Epen kostet man instrumentalmeisterlich die weiten Möglichkeiten
zwischen akustisch-sanftem Folk und deftigem, riff-satten Rock bis
zur köstlichen Neige aus, und krönt die windungsreichen Weisen mit
bis zu fünfstimmigem Harmoniegesang. Dabei klingt der Steeleye-Stil
satter, klarer, zupackender als auf manchem Vorgänger, sind die
Melodien - womöglich Dank der reichen Solo-Erfahrungen der einzelnen
Artisten - von einer berührenden Natürlichkeit, wie man sie in dieser
lückenlosen Fülle selten auf einem einzigen Span-Album antraf. Fast
ein halbes Jahrhundert auf dem Buckel, und dennoch immer genügend
geniale Energie für eines der besten Alben der Band-Geschichte.
Beeindruckend lebendige Rock-Historie. (cpa)


Anna Ternheim - Live In Stockholm (ltd.)

2-LP (+7") - EUR 21,95

Das erste Live-Album der schwedischen Singer-Songwriterin,
aufgenommen im März 2016 bei einem Konzertheimspiel im Cirkus,
Stockholm, erscheint als schwer limitierte Vinyl-only-Fassung beim
360 Grad-Label, und bietet neben 15 Songs noch zwei Dreingabe-Tracks
auf einer beiliegenden Bonus-7". Schon jetzt ein begehrtes
Sammelobjekt für Anna-Verehrer und Vinylfreunde gleichermaßen.


Thievery Corporation - The Temple Of I & I

2-LP/CD - EUR 23,95/14,95

Nicht dass sich die Alben von Rob Garza und Eric Hilton aus
Washington DC groß voneinander unterscheiden würden, aber jedes neue
Werk zaubert mir doch wieder ein Lächeln ins Gesicht und reichlich
Gänsehaut ins Ohr. Denn niemand hat smoothere Bässe, flüssigere
E-Piano-Linien und fluffigere Dub-Echos. Auch dieser neue,
mittlerweile achte Longplayer von Thievery Corporation groovt
elastisch zwischen Dub und Downbeat, angereichert mit ganz kleinen
Dosen HipHop und Deep House, aber nur selten halbwegs tanzbar. Die
diesmal wieder dominanten Reggae-Parts sind manchmal richtig rootsig
(man hat in Jamaika aufgenommen), mit Bläsern und jamaikanisch
klingenden Gastvokalisten, die warmen Downbeat-Nummern erinnern
dagegen wie immer an den Sound Of Vienna a la Kruder & Dorfmeister
vor zwanzig Jahren. Das alles lassen die beiden so smooth ineinander
fließen, laidback und milde bekifft, magisch bassgroovig und immer
ganz leicht psychedelisch. Diesmal auch mit ein paar sanft
eingewobenen Streichern, sowie einer auffälligen französischen
Gaststimme. Gewohnt hoher Qualitätsstandard also von Thievery
Corporation. (Joe Whirlypop)


Tinariwen - Elwan

2-LP (+MP3)/CD - EUR 24,95/14,95

17er der gloriosen Tuareg-Band, 8. LP, und eine ihrer besten! Keine
Neuerfindung ihrer typischen Desert-Musik im Sahara-Groove, die Basis
ist immer dieselbe, aber es gibt Unterschiede in Nuancen, und die
Mischung der Stimmungen/Atmosphären ist perfekt. Satte und kraftvolle
Stücke im schnellen polyrhythmischen Flow (aber auch langsamerer
Gangart), die E-Gitarren z.T. wunderbar sonor und rund im Sound. Noch
handfestere/kantigere leicht rockig wirkende Sachen (was am Bass und
der Rhythmik liegt), teils dezent angestochen, mit beinahe fuzzigen
oder (ungewöhnlich für sie!) stakkatohaften Gitarren. Im relaxten
Fluß mit poetischer Ader, etwas in sich gekehrt und teilakustisch
(generell unterstützt nur selten eine Akustische die obligatorischen
E-Gitarren). Mehrfach und ganz wunderbar begeistern fast meditative
dunkel-melancholische (balladeske) Songs (schon mal ganz nackt nur
mit Gitarre und von Ferne Blueseinfluß) sowie ähnlich gelagerte
Trance-artige, suggestiv und inkl. psychedelischer Momente (allein
der längste herrlich weiche/organischeTrack! Großartig! Ist das Mark
Lanegan, der hier kurz singt? Er gastiert neben War On Drugs' Kurt
Vile und Matt Sweeny). Es gibt eine ganze Reihe toller Highlights,
insgesamt ein für mich unverzichtbares Werk! Aufgenommen im Joshua
Tree-Park sowie in Marokko, schließt an das letzte Studioalbum und
die Live-LP kürzlich an. (dvd)


Tosca - Going Going Going 

2-LP (+CD)/CD - EUR 25,95/14,95

Jedes neue Tosca-Album ist wie entspanntes Heimkommen. Richard
Dorfmeister und Rupert Huber haben ihren Trademark-Sound zwischen Dub
und Jazz, Dancefloor und Downbeat natürlich längst gefunden, da
ändert sich - zum Glück - auch nicht mehr viel. Dennoch finde ich
jedes neue Opus wieder erstaunlich frisch, fesselnd und mitreißend.
Die Sounds sind vom allerfeinsten: Gitarren und E-Pianos, dubbige
Bässe, Hall und Echo galore - aber immer perfekt dosiert. Diesmal
wieder ohne Vocals, höchstens mal mit etwas Vocoder oder dem einen
oder anderen kleinen Voice-Sample. Das läuft so süffig und flüssig
zusammen, dass man auch diesmal nicht aus dem Staunen über so viel
grandiose Produktionskunst herauskommt. Das meiste ist wohl wieder
handgespielt, die Drums, der Upright Bass, die oft karibisch
angehauchten Gitarren und natürlich dieses sagenhafte Fender
Rhodes-Piano. Das Ganze wird mit der ganzen Erfahrung eines runden
Vierteljahrhunderts der Beatschmiedekunst veredelt, was auch "Going
Going Going" wieder zu wunderbar hypnotisch-elastischen Grooves
verhilft, und zwar von down- bis uptempo. Diese typische Wiener
Schule packt mich auch dieses Mal wieder mit den ersten Tönen, im
Vergleich zu den ebenso schönen Vorgängern höre ich auf "Going Going
Going" wieder etwas mehr Reggae heraus. Tendenziell geht die Reise
hier also zurück zum ursprünglichen "Sound of Vienna", ironisches
Highlight ist die flauschige Variation von Americas
Westcoast-Klassikers "A Horse With No Name". (Joe Whirlypop)


Worry Dolls - Go Get Gone

LP/CD - EUR 21,95/14,95

Engelsgleicher Besuch aus dem Himmelreich vokaler Harmonien. Oder:
Lebendiger kann Folk nicht klingen. Aber: Auch aus pophistorischer
Sicht ist es nicht von Nachteil, sich in Liverpool zum gemeinsamen
Songwriting zu treffen. Und: Auch Geistesschwestern können stimmlich
aufs perfekteste harmonieren. Denn was Zoe Nicol und Rosie Jones hier
gemeinsam strahlen lassen, ist von solch familiärem Einklang, dass
die Vergleiche zu den Webb Sisters, den McGarrigle- oder den Larkin
Poe-Schwestern fast automatisch fallen. Von Liverpool aus zog es die
beiden britischen Americana-Folk-Feen nach Nashville, um dort
gemeinsam mit Neilson Hubbard (Produktion), Kenny Hudson (Little Big
Town) und den Wild Ponies ein Album zu schaffen, dass die Wurzeln des
Folk in ihrer reinsten Form ins Hier & jetzt transportiert. Selten
von mehr als ein oder zwei Instrumenten begleitet (in wohlgezielten
und treffend gewählten Einsätzen finden sich Banjo, Fiddle, Gitarre,
Piano, Mundharmonika, Kontrabass, Pedal Steel und ein wenig
Schlagwerk), wirken allein die perfekt passenden Stimme der ungemein
natürlichen Protagonistinnen im gleichzeitig zarten wie spürbar
geerdeten Zentrum der 10 wurzelwerten Songs, die Zoe und Rosie
gemeinsam mit Genre-Gleichgesinnten wie Jeff Cohen (Teitur), Joe
Doyle oder Ben Glover (Gretchen Peters) verfassten. Nur leise
britische Einflüsse sind es, die dieses Folk-Werk mitprägten, im
klaren Vordergrund stehen die amerikanischen Ausprägungen von
karg-düsterem Appalachian- über Bluegrass-blühendem und knarzendem
Country- bis hin zu gehoben-geistreichem Greenwich Village-Folk,
alles derart pur und ungekünstelt hart an der Wurzel aufbereitet, und
dennoch so lebendig und liebereizend in die Gegenwart getragen, dass
es ein berückender, bleibender Genuss ist. Perfekter Paarflug für
wahre und werdende Folk-Fanatiker. (cpa)


Demnächst in diesem Theater...

17.02.

Ryan Adams - Prisoner

Son Volt - Notes Of Blue

Einar Stray Orchestra - Dear Bigotry

Nikki Lane - Highway Queen

Jens Lekman - Life Will See You Now

Tim Darcy - Saturday Night

Strand Of Oaks - Hard Love

Eliza Carthy - Big Machine

Robert Randolph & The Family Band - Got Soul

24.02.

Otis Taylor - Fantasizing About Being Black

Dear Reader - Day Fever

Spidergawd - IV

Thomas Dybdahl - The Great Plains

Feelies - In Between

Wesley Stace - Wesley Stace's John Wesley Harding (with the Jayhawks)

Wolfspirit - Blue Eyes

Yardbirds - Live At The BBC

Aaron Watson - Vaquero

Rhiannon Giddens - Freedom Highway

Christian Kjellvander - Asbestos Ricochet (live Medborgarhuset, Stockholm)

Pissed Jeans - Why Love Now

Buzzcocks - Time's up

Scott H. Biram - The Bad Testament

All Them Witches - Sleeping Through The War

Dirty Projectors - Dirty Projectors

Leoniden - Leoniden

Old 97's - Graveyard Whistling

Jennie Abrahamson - Reverseries

03.03.

Blaudzun - Jupiter (Part II)

Dan Baird - SoLow

Alison Krauss - Windy City

Temples - Volcano

Sleaford Mods - English Tapas

Tim Kasher - No Resolution

Nadia Reid - Preservation

Grandaddy - Last Place

Why? - Moh Lhean

10.03.

Jenn Grant - Paradise

sir Was - Digging A Tunnel

Roky Erickson - All That May Do Rhyme

Soundgarden - Ultramega OK

The Shins - Heartworms

17.03.

My Baby - Prehistoric Rhythm

Tamikrest - Kidal

Conor Oberst - Salutations

Depeche Mode - Spirit

24.03.

Miraculous Mule - Two Tone Testimony

Boss Hog - Brood X

Mavericks - Brand New Day

The Jesus And Mary Chain - Damage And Joy

Steve Hackett - The Night Siren

31.03.

The Doors - The Doors (50th Anniversary DeLuxe Edition)

Bob Dylan - Triplicate

21.04.

Chantal Acda - Bounce Back


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

CHANTAL ACDA

chantalacda.com

10.03.2017 BE - Bree - De Breughel

BLAUDZUN

blaudzun.com

04.03.2017 NL - Utrecht - Tivoli

16.03.2017 NL - Arnheim - Luxr

23.03.2017 NL - Den Haag - Paard Van Troje

25.03.2017 NL - Groningen - Ooosterpoort

26.03.2017 BE - Gent - Vooruit

26.05.2017 NL - Lierop - Nirwana Live

02.-04.06.2017 DE - Beverungen - OBS

02.07.2017 NL - Oss - Muze Misse

21.07.2017 NL - Leuwarden - Welcome to the Village Festival

DESOTO CAUCUS

desotocaucus.com

10.02.2017 CH - Basel - Parterre

11.02.2017 CH - St.Gallen - Nordklang Festival

15.02.2017 DE - Offenbach - Hafen 2

16.02.2017 DE - Düsseldorf - Kassette

17.02.2017 DE - Saarbrücken - Sparte 4

18.02.2017 DE - Kassel - Schlachthof

GOLDEN KANINE

goldenkanine.com

22.02.2017 DE - Oberhausen - Druckluft

23.02.2017 DE - Bielefeld - Forum Bielefeld

24.02.2017 DE - Lauenau - Kesselhaus

25.02.2017 DE - Husum - Speicher Husum

IMMANU EL

immanu-el.com

17.02.2017 PL - Pozan - Pod Minog

18.02.2017 PL - Warsaw - Hydrozagadka

19.02.2017 DE - Dresden - Groovestation

20.02.2017 DE - Berlin - Kantine Berghain

21.02.2017 DE - Hamburg - Knust

22.02.2017 DE - Cologne - Artheater

23.02.2017 DE - Munich - Orangehouse

24.02.2017 CH - Aarau - KIFF

27.02.2017 AT - Wien - Chelsea

02.06-04.06.2017 DE - Beverungen - OBS Festival

RODRIGO LEAO & SCOTT MATTHEW

scottmatthew.com

14.03.2017 DE - Köln - Kulturkirche

15.03.2017 DE - Erlangen - E-Werk

16.03.2017 CH - Zürich - Schauspielhaus

17.03.2017 AT - Wien - Konzerthaus

18.03.2017 AT - Linz Posthof

19.03.2017 DE - Hamburg - Kampnagel

20.03.2017 DE - Berlin Bar Jeder Vernunft

21.03.2017 DE - Berlin Bar Jeder Vernunft

25.03.2017 IT - Rom - Auditorium Parco della Musica

MY BABY

15.04.2017 DE - Hamburg - Prinzenbar

16.04.2017 DE - Berlin - Privatclub

17.04.2017 DE - Cologne - YUCA

18.04.2017 DE - Munich - Kranhalle

20.04.2017 CH - Basel - Prattein

21.04.2017 CH - Düdingen - Bad Bonn

22.04.2017 CH - Zürich - Papiersaal

XIXA

xixamusic.com

22.03.2017 DE - Bielefeld, Forum

23.03.2017 DE - Nürnberg, Z-Bau

24.03.2017 DE - Jena, Rosenkeller

25.03.2017 AT - Wien, Haus der Musik

26.03.2017 HU - Budapest, Dürer Kert

27.03.2017 HR - Zagreb, Club Mochvara

28.03.2017 SL - Ljubljana, Kino Siska

29.03.2017 IT - Savignano sul Rubicone, Teatro del Suffragio

30.03.2017 CH - Winterthur, Salzhaus

31.03.2017 CH - Bern, Dachstock

01.04.2017 CH - Basel, Kaserne

05.04.2017 FR - Paris, Point Ephémère


Alle guten Wünsche für ein möglichst angenehmes Wochenende!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Februar 2017 
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AUSLAND/8254: Aus aller Welt - 13.02.2017 (SB)




MELDUNGEN



Turkmenistans Präsident Berdimuchamedo gewinnt Wahl

Turkmenistans Präsident Gurbanguli Berdimuchamedo wurde mit knapp 98
Prozent im Amt bestätigt. Er bleibt damit für sieben weitere Jahre
Staatschef des zentralasiatischen Landes. Wie die Wahlkommission in
der Hauptstadt Aschchabad weiter mitteilte, beteiligten sich mehr als
97 Prozent der Stimmberechtigten an dem Urnengang am Sonntag. Das
endgültige Ergebnis der Präsidentenwahl wird im Laufe der Woche erwartet.
Der Binnenstaat am Kaspischen Meer verfügt über große Erdöl- und
Erdgasvorkommen. China gehört zu den größten Abnehmern.

13. Februar 2017
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JUSTIZ/8254: Kriminalität und Rechtsprechung - 13.02.2017 (SB)




MELDUNGEN



Lange Haftstrafe für Ex-BLB-Chef Tiggemann

Das Landgericht Düsseldorf hat den ehemaligen Geschäftsführer des
landeseigenen Baubetriebs BLB, Ferdinand Tiggemann, wegen
Bestechlichkeit und Untreue zu einer siebeneinhalbjährigen
Freiheitsstrafe verurteilt. Die Staatsanwaltschaft hatte sechs Jahre
Haft gefordert. Die BLB-Affäre gilt als einer größten Skandale in der
Geschichte Nordrhein-Westfalens. Bei Grundstückskäufen und
Bauprojekten sollen dem Steuerzahler Schäden in zweistelliger
Millionenhöhe entstanden sein. Nach der Urteilsverkündung wurde
Tiggemann noch im Gerichtssaal wegen Fluchtgefahr verhaftet.

13. Februar 2017
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MILITÄR/8250: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 13.02.2017 (SB)




MELDUNGEN



Rußland will syrische Kurden aus der Luft unterstützen

Das Verteidigungsministerium in Moskau hat russischen Medienberichten
zufolge mehrere Kampfjets vom Typ SU-34 auf den russischen
Luftwaffenstützpunkt Hmeimim in Latakia verlegt. Nach Angaben der
Tageszeitung Nesawissimaja Gaseta dient die Maßnahme zur
Unterstützung der in Syrien gegen den IS kämpfenden Kurdenmilizen und
der Regierungstruppen von Präsident Baschar al Assad. Die Russische
Regierung bestätigte den Bericht bislang nicht. Wie weiter aus dem
Zeitungsbericht hervorgeht, will Rußland offenbar verhindern, daß die
Ölfelder am linken Ufer des Euphrat in die Hände der Amerikaner
fallen und die türkische Armee in die Städte Al-Bab und Azaz im
Norden der Provinz Aleppo einmarschiert.

13. Februar 2017
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POLITIK/8252: Aus Parlament und Gesellschaft - 13.02.2017 (SB)




MELDUNGEN



Linke fordert sichere Finanzierung von Frauenhäusern

Die Vorsitzende der Linkspartei, Katja Kipping, fordert eine
einheitliche gesetzliche Regelung zur bundesweiten Finanzierung von
Frauenhäusern. Die 2011 unterschriebene Istanbul-Konvention, die
für den Schutz von Frauen vor Gewalt in allen Formen sorgen soll, sei
in Deutschland noch immer nicht ratifiziert worden, kritisierte
Kipping vor Beginn des diesjährigen Aktionstages der "One billion
rising" Kampagne gegen Gewalt gegen Frauen am 14. Februar. Vor einer
Woche war Kipping auf einem kleinen Parteitag in Dresden zur
Spitzenkandidatin der sächsischen Linke gewählt worden. Eine
endgültige Entscheidung steht aber noch aus.
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SONSTIGES/8251: Tragisches und Kurioses - 13.02.2017 (SB)




MELDUNGEN



Schweres Lawinenunglück in den französischen Alpen

In den französischen Alpen sind mindestens vier Menschen bei einem
Lawinenunglück ums Leben gekommen. Fünf weitere Skifahrer werden am
Unglücksort in Tignes in Savoyen noch vermißt. Ihre Überlebenschancen
seien nicht sehr groß, teilten die Behörden mit. Eine etwa 400 Meter
breite Lawine war auf rund 2.100 Metern Höhe außerhalb der
markierten Pisten niedergegangen.
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WISSENSCHAFT/7336: Aus Forschung und Technik - 13.02.2017 (SB)




MELDUNGEN



Experimente mit gefährlichem Bakterium auf der ISS

Das private amerikanische Raumfahrtunternehmen SpaceX wird offenbar
ein tödliches Bakterium auf die Internationale Raumstation ISS
fliegen. Forscher erhoffen sich von dem Experiment in der
Schwerelosigkeit neue Erkenntnisse über die Mutation des Keims, der
wegen seiner Resistenz gegenüber Antibiotika besonders gefährlich
sei, berichtete das Wirtschaftsmagazin Forbes. Die Kosten des
Projekts werden demnach von der US-Raumfahrtbehörde NASA und dem
Betreiber des US-Labors auf dem Orbitalkomplex, CASIS, getragen.

13. Februar 2017
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AUSLAND/7349: Aus aller Welt - 13.02.2017 (SB)




VOM TAGE



Talsperre in Kalifornien droht zu brechen

Die Anlage der Talsperre des Lake Oroville in Kalifornien droht zu
brechen. Mehr als 180.000 Menschen müssen sich bereits in Sicherheit
bringen. Der Hauptüberlaufkanal an der mit 235 Metern höchsten
Sperrmauer der USA ist durch Erosionsschäden geschwächt und kann
brechen. Die sich dann in den Feather River ergießenden Fluten werden
sich nicht mehr kontrollieren lassen, warnte der nationale
Wetterdienst am Sonntag (Ortszeit). Am Dienstag vergangener Woche war
im Betonbett des Hauptabflusses ein Loch entdeckt worden. Auch der
rund 2300 lange Oroville-Damm weist starke Erosionsschäden auf. Die
Behörden haben die sofortige Evakuierung der niedrig gelegenen
Gebiete in Oroville und der Gegend stromabwärts angeordnet.
Gouverneur Brown rief am Sonntagabend den Notstand für mehrere
Bezirke gut 100 Kilometer nördlich von Sacramento aus.

Wegen der nach mehreren Dürrejahren starken Regenfälle hatte der
Pegel im Stausee am Freitag seinen Höchststand erreicht. Deswegen
wurden zuerst über den beschädigten Hauptabfluß größere Wassermassen
aus dem See abgeleitet. Die kalifornische Wasserbehörde DWR lies nach
und nach Wasser vom Hauptabfluß auf einen Notabfluß umleiten. Dort
zeigte sich jedoch ein Riß, der von Hubschraubern aus mit
Betonblöcken und Sandsäcken gedichtet werden sollte. In der Nacht auf
Montag wurde der Notauslaß stundenlang von Wasser unterspült. Weil
der Nebenabfluß einzubrechen droht, wurde das Wasser wieder über den
Hauptkanal abgeführt. Die Kosten für die Reparatur des Stauwerks
werden zur Zeit auf bis zu 200 Millionen Dollar geschätzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7310: Medizin und Gesundheitswesen - 13.02.2017 (SB)




VOM TAGE



Einsparungen auch bei der Dialyse

Die Dialyse galt lange Zeit als eine Therapie, deren Nutzen von
niemanden bestritten wird. Das hat sich offenbar in Zeiten der
Rotstiftpolitik im Gesundheitswesen geändert. Die Deutsche
Gesellschaft für Nephrologie (DGfN) sieht inzwischen bereits die
Versorgungsqualität der bundesweit 80.000 Dialysepatienten in Gefahr.
So warf Martin Kuhlmann, Vorsitzender des Verbands Leitender
Krankenhausnephrologen (VLKN), den Kassen vor, die Kürzung des
Leistungsangebots auf Kosten der Dialysepatienten zu betreiben.
Um eine hochqualitative stationäre Versorgung niereninsuffizienter
Patienten sicherzustellen, sind nicht nur erhebliche Vorhaltekosten,
sondern auch Erfahrung erforderlich, ergänzte DGfN-Präsident Jürgen
Floege.
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JUSTIZ/7337: Kriminalität und Rechtsprechung - 13.02.2017 (SB)




VOM TAGE



Energie- und Wasserwirtschaft befürchtet anhaltende Nitratbelastung

Der Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW) hat sich
mit einem Brief an die EU-Kommission gewandt und diese aufgefordert,
auf ihre Klage vor dem Europäischen Gerichtshof gegen Deutschland
wegen der Nitratverschmutzung des Grundwassers nicht zu verzichten.
Die Neue Osnabrücker Zeitung berichtete am Montag von dem Schreiben.
Demnach wird die geplante Düngeverordnung der Bundesregierung keine
spürbare Verminderung der Nitratverschmutzung bringen. Hauptursache
der Nitratbelastung landwirtschaftlicher Flächen ist die Ausbringung
von Gülle aus der Tierhaltung. Sondergenehmigungen und Ausnahmen für
Landwirte werden laut BDEW dafür sorgen, daß die Nitratgrenzwerte im
Grundwasser auf Jahre hinaus nicht eingehalten werden. Der Verband
erwartet dann Preissteigerung für Trinkwasser von bis zu 62 Prozent
in besonders betroffenen Regionen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7263: Sprache, Kunst und Medium - 13.02.2017 (SB)




VOM TAGE



Betroffene wollen TV-Projekt über Lawinenunglück verhindern

Eine von einer italienischen Produktionsgesellschaft geplante
TV-Miniserie über das Lawinenunglück in den Abruzzen vom Januar mit 29
Toten hat landesweit Empörung ausgelöst.

Die zum Berlusconi-Imperium zählende Produktionsgesellschaft Taodue
hatte diese Woche angekündigt, an einer vierteiligen Serien mit
jeweils 50 Minuten Sendedauer über das Unglück, bei dem das
Wintersporthotel Rigopiano verschüttet wurde, zu arbeiten.

Von den Opfern werde niemand hineingezogen. Vielmehr solle "Licht in
die Umstände" gebracht werden, wie es zu dem Unglück kommen konnte,
erklärte der Chef der Produktionsgesellschaft, Pietro Valsecchi
gegenüber der Südtiroler Tageszeitung. Außerdem sollen die Leistungen
der Retter gewürdigt werden. Als Beginn der Ausstrahlung ist an den
19. Januar 2018, den Jahrestag des Lawinenunglücks gedacht.

Überlebende des Unglücks kritisierten das Vorhaben. Es seien noch
nicht einmal alle Opfer beigesetzt, da werde das Thema schon mit einer
TV-Serie ausgeschlachtet. Auch der Opferanwalt Camillo Graziano wandte
sich entschieden gegen das Projekt. Es werde geprüft, ob die ab
September geplanten Aufnahmen zu verhindern sind.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7327: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 13.02.2017 (SB)




VOM TAGE



Münchner Sicherheitskonferenz startet im Zeichen der Aufrüstung

Am kommenden Wochenende startet die dreitägige Münchner
Sicherheitskonferenz. Zu dem Treffen hochkarätiger Politiker,
Militärs und Wirtschaftsvertreter werden unter anderem
Bundeskanzlerin Merkel, Chinas Außenminister Wang, Rußlands
Außenminister Lawrow sowie aus den USA Vizepräsident Pence, der
Sicherheitsberater des Weißen Hauses, Flynn, Verteidigungsminister
Mattis und Heimatschutzminister Kelly erwartet. Die Konferenz wird
wieder vom früheren Botschafter Ischinger geleitet. Die Stiftung
Münchner Sicherheitskonferenz (MSK) legte Anfang dieser Woche den
Munich Security Report 2017 (MSR) vor. Darin wird unter dem Titel
"Post-Truth, Post-West, Post-Order?" mit Verweis auf die mutmaßlich
bevorstehende Abschottung der USA sowie den Konflikt in der Ukraine
eine Erhöhung der europäischen Wehretats gefordert. Laut Ischinger
geht es darum, daß der Westen als Modell und Vorbild nicht ganz
verlorengeht - Stichworte sind Menschenrechte, Freiheit, Würde und
Rolle des einzelnen. Unter anderem sollen die EU-Staaten gemeinsame
Waffensysteme entwickeln und kaufen. Das betrifft z. B. Panzer,
Fregatten und Kampfflugzeuge.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7341: Aus Parlament und Gesellschaft - 13.02.2017 (SB)




VOM TAGE



Wirtschaftsministerin Zypries fordert zügigen Stromtrassenausbau

Bundeswirtschaftsministerin Zypries hat die Bundesländer
aufgefordert, den geplanten Ausbau der Stromnetze in Deutschland
zügig voranzubringen. Ansonsten erläuterte die SPD-Politikerin in
einem Interview mit den Zeitungen der Funke Mediengruppe, wieso die
Stromversorgung in Deutschland jetzt schon zuverlässig und sicher
ist. Wir können in Deutschland und in Europa deutlich mehr Strom
produzieren, als wir brauchen, so Zypries. Die neue Ressortchefin
betonte, Deutschland belege in Sachen Versorgungssicherheit sogar
international einen Spitzenplatz. Beispielsweise falle bei uns im
Schnitt nur für zwölf Minuten im Jahr der Strom aus. In vielen
anderen Industriestaaten seien es mehrere Stunden. Selten genutzte
Reservekraftwerke sind laut Zypries in den dunklen und windarmen
Wintermonaten wegen starker Stromnachfrage in Europa hochgefahren
worden. Die Kraftwerkskapazitäten haben jederzeit ausgereicht. Die
Reservekraftwerke wurden nicht einmal zur Hälfte genutzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7313: Tragisches und Kurioses - 13.02.2017 (SB)




VOM TAGE



Zutaten für eine Milliarde Ecstasy-Tabletten in Lkw entdeckt

Von den niederländischen Behörden gibt noch keine weiteren
Informationen über den oder die Halter eines an einer Landstraße nahe
der Grenze zu Belgien geparkten Lastwagens, der die Grundstoffe für
sage und schreibe rund eine Milliarde Ecstasy-Tabletten an Bord hatte.
Wie die zuständige Staatsanwaltschaft in der Provinz Rilland erklärte,
habe der Lkw samt Anhänger sehr wahrscheinlich als Lager für ein
Drogenlabor gedient.

Laut der Internetplattform Business Panorama fanden Polizisten in dem
in den Niederlanden zugelassenen Gespann etwa 100
Wasserstoff-Flaschen, 15 Tonnen Natronlauge und 3000 Liter weiterer
Chemikalien wie Methylamin und Aceton. Nach bisherigen Erkenntnissen
sollen die Stoffe einen Wert von mehreren hundert Millionen Euro
haben.

Wie es zu der Durchsuchung kam oder ob Verdächtige festgenommen
wurden, wurde nicht bekanntgegeben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7338: Arbeit, Soziales und Familie - 13.02.2017 (SB)




VOM TAGE



Mexikaner protestieren gegen beabsichtigten Mauerbau

In Mexiko haben am Wochenende Zehntausende Menschen in rund zwanzig
Städten gegen die erklärte Absicht der Regierung der USA, eine Mauer
an der 3200 Kilometer langen, gemeinsamen Staatsgrenze zu bauen,
demonstriert. Die Kundgebungen waren von Universitäten,
Wirtschaftsverbänden und gesellschaftlichen Gruppen organisiert
worden. Der US-Präsident Trump hatte den Mauerbau kurz nach seinem
Amtsantritt im Januar verfügt. Die Kosten in Höhe von mehreren
Milliarden Dollar sollte Mexiko übernehmen. Die mexikanische
Regierung lehnt das ab.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7321: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 13.02.2017 (SB)




VOM TAGE



Invasive Arten bedrohen heimische Flora und Fauna

Umweltschützer sind in großer Sorge um die heimische Flora und Fauna.
Denn immer mehr Tiere und Pflanzen hierzulande sollen aus dem Ausland
stammen. Ohne natürliche Feinde verdrängen sie mehr und mehr die
heimische Tier- und Pflanzenwelt. So warnte kürzlich das Bundesamt
für Naturschutz (BfN), daß die Zahl der gebietsfremden Arten, die
hierher kommen und unerwünschte Auswirkungen haben können, in den
vergangenen Jahren gestiegen ist. Bislang sind in Deutschland 81
invasive Arten - wie zum Beispiel der Waschbär - nachgewiesen worden.
Mit dem Auftauchen von 24 weiteren Spezies wird aber in Kürze
gerechnet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7326: Märkte und Finanzen - 13.02.2017 (SB)




VOM TAGE



EU-Kommission genehmigt deutsche Förderung von Ladestationen

Die Europäische Kommission hat das Förderprogramm der Bundesregierung
für die Einführung von Elektroautos gebilligt. Der geplante Aufbau
eines Netzes von Ladestationen steht im Einklang mit den
EU-Beihilfevorschriften. Die Bundesregierung stellt für die
Infrastruktur 300 Millionen Euro über vier Jahre bereit. Ab März
können private Investoren und Kommunen Fördergelder abrufen. Im
öffentlichen Raum sollen 5000 Schnelladesäulen und 10.000 normale
Ladestationen aufgestellt werden. Gefördert werden nur Ladestationen,
die mit Strom aus erneuerbaren Quellen betrieben werden. Wäre es
anders, würden Elektroautos in Deutschland künftig mit Atom- und
Braunkohlestrom angetrieben werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7344: Aus Forschung und Technik - 13.02.2017 (SB)




VOM TAGE



Öffentliche WLAN-Hotspots ein Gefahrenherd

Das mobile Surfen im Internet hat durch Smartphones einen enormen
Schub erhalten. Inzwischen fordern nicht wenige ein frei zugängliches
und kostenloses WLAN für alle. Doch damit ist Vorsicht geboten. Denn
Experten warnen, daß es ein frei zugängliches WLAN mittels Hotspots
erlaubt, daß Smartphone-Nutzer gezielt abgehört und die Geräte
manipuliert werden. Apps sind leicht erhältlich, mit denen sich
Betrüger in die Daten anderer User einloggen und deren Datenverkehr
einsehen können. Dadurch sei es unter anderem leicht möglich, Zugang
zu persönlichen Daten zu erhalten oder E-Mails über den fremden
Account zu verschicken.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1390: Ein frischer Blick auf die Evolution des Pferdes (idw)


Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und
Biodiversitätsforschung - 10.02.2017

Ein frischer Blick auf die Evolution des Pferdes



Veränderungen in der Umwelt und in Ökosystemen waren in den vergangenen
20 Millionen Jahren die treibende Kraft hinter der Evolution der Pferde. Zu
diesem Schluss kommt eine neue Studie eines Paläontologenteams aus Spanien
und Argentinien, u.a. Juan L. Cantalapietra, Humboldt Fellow am Museum für
Naturkunde Berlin, die jetzt in Science veröffentlicht wird. Das
Forscherteam untersuchte 140 Pferdearten, die größtenteils ausgestorben
sind. Es fasste Jahrzehnte der Erforschung der fossilen Entwicklung dieser
populären Säugetiergruppe zusammen.



Ihre Schlussfolgerungen stellen eine klassische Theorie in Frage, die den
Evolutionserfolg der Pferde mit verschiedenen neuen Anpassungen an das
Leben im offenen Grasland vor 18 Millionen Jahren in Verbindung bringt.
"Nach dieser Theorie sollen sich Pferde in der Steppenumgebung schneller
entwickelt haben. Sie entwickelten widerstandsfähigere Zähne, die sich bei
dem überwiegenden Verzehr von Gras nicht so schnell abnutzten. Sie wurden
auch größer, um dieses nahrungsarme Futter besser verwerten zu können.
Außerdem bot die Größe Schutz vor Raubtieren in diesem neuen, offenen
Lebensraum", erläutert Juan L. Cantalapiedra, Forscher am Museum für
Naturkunde in Berlin.

Bisher wurde angenommen, dass sich Zähne und Körpergröße in kurzer Zeit
entwickelten. Neuen Ergebnissen zufolge könnten diese evolutionären
Veränderungen mehr Zeit in Anspruch genommen haben als bisher angenommen.
Cantalapiedra und seine Mitarbeiter konnten sogar zeigen, dass sich alle
neu entwickelten Pferdearten ökologisch gesehen sehr ähnlich waren. Es
sieht daher so aus, als wären die evolutionären Veränderungen nicht durch
eine neue Vielfalt der ökologischen Rollen, sondern vielmehr durch eine
zunehmende Vielgestaltigkeit der Umwelt zu erklären.

"Veränderungen in der Umwelt könnten ein Mosaik von zersplitterten
Ökosystemen hervorgebracht haben, in denen verschiedene Pferdepopulationen
mit ähnlichen Bedürfnissen und Anpassungen an die Umwelt sich isoliert
voneinander entwickeln konnten. So könnten sich unterschiedliche Arten mit
ähnlichem Aussehen entwickelt haben", erklärt Manuel Hernández Fernández
von der Universidad Complutense in Madrid. "Das war wahrscheinlich nur in
Ökosystemen möglich, in denen viel Energie und Biomasse verfügbar war,
sodass Arten, die einander sehr ähnlich waren und sonst stark miteinander
konkurriert hätten, alle überleben konnten," fügt Jose Luis Prado von der
Universidad del Centro de la Provincia de Buenos Aires hinzu.

Zweimal noch beschleunigte sich die Diversifizierung der Pferdearten, als
nämlich der veränderte Meeresspiegel vor elf Millionen Jahren und dann
noch einmal vor vier Millionen Jahren den Pferden ermöglichte, von
Nordamerika nach Eurasien und Afrika hinüberzuwandern. Damals tauchten
neue Arten tatsächlich ganz schnell auf, zeigten aber äußerlich keine
dramatischen Veränderungen.


Originalpublikation:

J. L. Cantalapiedra, J. L. Prado, M. Hernández Fernández, M. T. Alberdi.

Decoupled ecomorphological evolution and diversification in
Neogene-Quaternary horses.

Science.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/429: Genom der alten Kulturpflanze Quinoa entschlüsselt (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 10.02.2017

Genom der alten Kulturpflanze Quinoa entschlüsselt



Quinoa ist eine der ältesten Kulturpflanzen. Sie stammt aus der
Andenregion und wurde dort schon vor Jahrtausenden angebaut. In den
vergangenen Jahrhunderten geriet sie aber in Vergessenheit. Erst seit
kurzem ist Quinoa wieder in das Zentrum des wissenschaftlichen Interesses
gerückt, denn die Samen bilden Inhaltsstoffe mit sehr hoher
ernährungsphysiologischer Qualität. Außerdem können die Pflanzen auch
unter unvorteilhaften Umweltbedingungen wie Trocken- und Salzstress
wachsen.


Unter der Leitung von Professor Mark Tester von der
König-Abdullah-Universität für Wissenschaft und Technologie in Djiddah
(Saudi-Arabien) wurde das Quinoa-Genom entschlüsselt und die
Forschungsergebnisse in der aktuellen Online-Ausgabe des Fachmagazins
"Nature" veröffentlicht. An dem Projekt waren insgesamt 33
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus vier Kontinenten beteiligt,
darunter auch von der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU).

Quinoa ist eine der ältesten Kulturpflanzen. Sie stammt aus der
Andenregion und wurde dort schon vor Jahrtausenden angebaut. In den
vergangenen Jahrhunderten geriet sie aber in Vergessenheit. Erst seit
kurzem ist Quinoa wieder in das Zentrum des wissenschaftlichen Interesses
gerückt, denn die Samen bilden Inhaltsstoffe mit sehr hoher
ernährungsphysiologischer Qualität. Außerdem können die Pflanzen auch
unter unvorteilhaften Umweltbedingungen wie Trocken- und Salzstress
wachsen. Unter der Leitung von Professor Mark Tester von der
König-Abdullah-Universität für Wissenschaft und Technologie in Djiddah
(Saudi-Arabien) wurde das Quinoa-Genom entschlüsselt und die
Forschungsergebnisse in der aktuellen Online-Ausgabe des Fachmagazins
"Nature" veröffentlicht. An dem Projekt waren insgesamt 33
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus vier Kontinenten beteiligt,
darunter auch von der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU).

"Quinoa war eine Hauptkulturart der alten Anden-Zivilisationen, aber nach
der Eroberung durch die Spanier verlor sie stark an Bedeutung. Das
bedeutet, dass Quinoa nie vollständig domestiziert wurde und ihr
genetisches Potenzial trotz des ausgewogenen Verhältnisses an positiven
Inhaltsstoffen bis heute nicht ausgeschöpft wurde", sagt Professor Tester.

Für die Sequenzierung wurde eine neuartige Methode verwendet, die es
erlaubt, sehr große Fragmente zu sequenzieren. Damit konnte eine annährend
vollständige Sequenz erstellt werden, die auf den Chromosomen verankert
wurde. Die hohe Qualität dieser Sequenz erlaubte es, züchterisch
bedeutende Gene zu identifizieren und zu charakterisieren. "Dies wird eine
zielgerichtete Züchtung zur Verbesserung des genetischen Potenzials stark
beschleunigen", erklärt Professor Christian Jung, der gemeinsam mit Dr.
Nadine Dally, beide vom Institut für Pflanzenbau und Pflanzenzüchtung der
Kieler Universität, an dem Forschungsprojekt beteiligt war.

Ein Problem bei der Nutzung der Kulturpflanze sei die Bildung eines
Bitterstoffs (Saponin) in den Samen: "Wir haben die dafür verantwortlichen
Gene identifiziert und können nun zielgerichtet Saponin-freie Pflanzen
züchten", ergänzt Tester. Außerdem stehe die Selektion kurzstrohiger Typen
mit besserer Standfestigkeit auf dem Programm. Derartige Pflanzen sind
dann in der Lage, mehr Samen zu produzieren, ohne umzuknicken.

Für die Kieler Forscherinnen und Forscher ist besonders der Zeitpunkt der
Blüte von Interesse. "Wir denken auch über den Anbau von Quinoa in
Mitteleuropa nach", sagt Dally. "Dafür ist es aber notwendig den
Blühzeitpunkt zu verändern. Quinoa ist nämlich eine tropische Pflanze, die
an kurze Tage angepasst ist. Bei uns muss sie aber im Langtag blühen. Wir
haben bereits die dafür verantwortlichen Gene identifiziert und können nun
damit beginnen, in einem weltweiten Quinoa-Sortiment nach vorteilhaften
Genvarianten zu suchen."

Das Forschungsprojekt wurde unter anderem von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) gefördert.

Originalpublikation:

D.E. Jarvis, Y. Shwen Ho, D.J. Lightfoot, S.M. Schmöckel, B. Li, T. Borm,
H. Ohyanagi, K. Mineta, C.T. Michell, N. Saber, N.M. Kharbatia, R.R.
Rupper, A.R. Sharp, N. Dally, B. A Boughton, Y.H. Woo, G. Gao, E.
Schijlen, X. Guo, A.A. Momin, S. Negrão, S. Al-Babili, C. Gehring, 
U. Roessner, C. Jung, K. Murphy, S.T. Arold, T. Gojobori, C.G. van der
Linden, E.N. van Loo, E.N. Jellen, P.J. Maughan, M. Tester.

"The genome of Chenopodium quinoa"

DOI: 10.1038/nature21370


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-kiel.de/pressemeldungen/index.php?pmid=2017-029-quinoa
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / FAKTEN





MELDUNG/255: Zweidimensionales Wundermaterial könnte Computer noch schneller machen (idw)


Universität Leipzig - 10.02.2017

Zweidimensionales Wundermaterial könnte Computer noch schneller machen

von Verena Müller



Hightech-Produkte werden von Generation zu Generation immer kleiner und
leistungsfähiger. Um diesen technischen Fortschritt zu garantieren,
benötigt es immer wieder neue Materialien mit neuen Eigenschaften. Bei der
Suche nach zukunftsträchtigen Materialien waren Wissenschaftler des
Wilhelm-Ostwald-Instituts für physikalische und theoretische Chemie der
Universität Leipzig nun die ersten, die die Eigenschaften des
vielversprechenden Stoffes Germaniumphosphid, eines sogenannten
zweidimensionalen Materials, untersucht haben. Dank ihrer Erkenntnisse
könnte es möglich sein, Computerchips noch kleiner und schneller und
Solarzellen effizienter zu machen.



Ihre Forschungsergebnisse haben sie jetzt in dem renommierten Fachmagazin
"Nano Letters" veröffentlicht. "Nach der Entdeckung des zweidimensionalen
(2D) Materials Graphen galt Phosphoren in der Mikroelektronik als das neue
Wundermaterial, denn es hat fantastische elektronische Eigenschaften.
Jedoch hat es ein Problem. Es ist an der Luft nicht stabil, sodass es sich
nur sehr schwer als Werkstoff handhaben lässt", sagt Thomas Heine,
Professor für Theoretische Chemie der Universität Leipzig.
Heine und sein Team kamen daher auf die Idee, den reaktiven Phosphor durch
Zugabe des Elements Germanium zu stabilisieren.

"Germaniumphosphid wurde zwar bereits in den 1970er Jahren das erste Mal
hergestellt, dann aber als uninteressant erachtet und wieder aus den Augen
verloren", erklärt der Chemiker. Sie seien nun die ersten gewesen, die
erkannt haben, welches Potenzial in diesem Material, insbesondere in
seiner zweidimensionalen Version, steckt. "Es hat nicht nur sehr gute
elektronische Eigenschaften, sondern ist zudem auch noch chemisch stabil."
Dadurch ist es deutlich einfacher nutzbar und wesentlich leichter
herzustellen als Phosphoren.

2D-Materialien sind kristalline Substanzen, die eine Dicke von nur einer
oder wenigen Atomlagen haben. "Dünner geht nicht", bringt es Prof. Heine
auf den Punkt. Aufeinandergestapelt ergeben sie sogenannte
Schichtmaterialien, deren Eigenschaften sich meist deutlich von denen der
2D-Kristalle unterscheiden. Vor 13 Jahren wurde mit dem Graphen das erste
Mal ein 2D-Material gewonnen, für das die Physiker Novoselov und Geim
später den Nobelpreis erhielten. Seitdem ist eine Suche nach weiteren
2D-Materialien und ihren ungewöhnlichen Eigenschaften in Gang gesetzt
worden. Germaniumphosphid könnte dabei besonders vielversprechend sein. Die
Leipziger Chemiker haben nun anhand von Berechnungen herausgefunden, dass
dieser Stoff seine Eigenschaften mit der Anzahl seiner Atomlagen ändert:
Besteht er aus mehr als drei Schichten, so hat er die Eigenschaften eines
Metalls. Als Einzel- oder Doppellage wird die Struktur plötzlich zu einem
Halbleiter.

"Dieser plötzliche Wandel der Eigenschaften hat uns sehr überrascht und
eröffnet vollkommen neue Möglichkeiten. Elektronische Schalter,
Transistoren etwa, werden aus Halbleitern gefertigt, die Kontakte sind
jedoch metallisch. Mit Germaniumphosphid wird es nun möglich, beide
Komponenten aus dem gleichen Material zu fertigen", erläutert Yu Jing,
Erstautorin der zugrundeliegenden Publikation im Fachmagazin "Nano
Letters". "Außerdem sind die Ladungsträger in Germaniumphosphid besonders
mobil. Das macht es besonders interessant für schnelle elektronische
Anwendungen wie Computerchips oder -speicher." Und nicht nur das: Das
Material verfügt auch über Eigenschaften, die für die Produktion
kostengünstiger Solarzellen mit hohem Wirkungsgrad wichtig sind. Die dafür
notwendigen Ausgangsstoffe, Germanium und Phosphor, sind preiswert und
weltweit nahezu überall verfügbar.


Originaltitel der Veröffentlichung in "Nano Letters":

"GeP3: A small indirect band gap 2D crystal with high carrier mobility and
strong interlayer quantum confinement",

DOI: 10.1021/acs.nanolett.6b05143


Weitere Informationen unter:

http://pubs.acs.org/doi/abs/10.1021/acs.nanolett.6b05143

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232
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FORSCHUNG/374: Kalte Platten und heiße Schmelzen (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 10.02.2017

Kalte Platten und heiße Schmelzen



Die Bewegung von Erdplatten prägt das Gesicht unserer Erde. Dort wo eine
Erdplatte unter eine andere abtaucht, entstehen Vulkane und erschüttern
Erdbeben den Untergrund. Beispiele für solche sogenannten Subduktionszonen
liegen vor der Küste von Indonesien, Chile und Japan. Doch wie genau
beginnt dieser Prozess? Im Rahmen des International Ocean Discovery
Program konnte ein internationales Wissenschaftsteam 2014 erstmals den
Ursprung einer Subduktionszone erbohren und untersuchen. Das Team
veröffentlicht seine Daten jetzt in der internationalen Fachzeitschrift
Earth and Planetary Science Letters.


Rund 2000 Kilometer östlich der Philippinen liegt eine der wohl
berühmtesten topografischen Besonderheiten der Ozeane: Der Marianengraben.
Teile von ihm halten mit rund 11.000 Metern den Rekord als tiefste Stelle
der Weltmeere. Doch der Marianengraben ist noch aus anderen Gründen
wissenschaftlich interessant. Er bildet den südlichen Abschnitt einer fast
4000 Kilometer langen Tiefseerinne, die sich von den Marianen-Inseln im
Süden über die Izu-Bonin Inseln bis nach Japan erstreckt. Hier taucht die
Pazifische Erdplatte unter die Philippinische ab, was intensive
vulkanische Aktivität und eine hohe Zahl an Erdbeben zur Folge hat. Das
gesamte Gebiet ist Teil des Pazifischen Feuerrings.

Doch wann und wie genau begann dieses Abtauchen der Pazifischen Platte?
Wie entwickelte sich der von der Wissenschaft als Subduktion bezeichnete
Prozess in seinen Anfängen? Diese Fragen werden in der Forschung
kontrovers diskutiert. Ein internationales Team unter Leitung des GEOMAR
Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel und der Australien National
University veröffentlicht in der Märzausgabe der Fachzeitschrift Earth und
Planetary Science Letters die Auswertung einer wissenschaftlichen Bohrung,
die neue Einblicke in die Frühphase der Izu-Bonin-Marianen-Subduktionszone
zulässt. "Wir konnten erstmals Gesteinsproben gewinnen, die aus der Zeit
der Entstehung stammen", erklärt Dr. Philipp Brandl vom GEOMAR, Erstautor
der Studie.

Grundlage der Untersuchungen ist ein Bohrkern, der 2014 im Rahmen des
International Ocean Discovery Program (IODP) mit dem US-amerikanischen
Forschungs-Bohrschiff JOIDES RESOLUTION rund 600 Kilometer westlich der
eigentlichen Izu-Bonin-Tiefseerinne gewonnen wurde. "Es ist bekannt, dass
die aktive Subduktionszone im Laufe ihrer Geschichte immer weiter nach
Osten gewandert ist und während ihrer Wanderung wichtige geologische
Spuren am Meeresboden hinterlassen hat. Wir haben nun dort gebohrt, wo der
Prozess begonnen hat", erklärt der Geologe.

Das Bohrgestänge der JOIDES RESOLUTION konnte dabei einen über 1600 Meter
langen Kern aus dem Meeresboden gewinnen, "und das bei einer Wassertiefe
von rund 4700 Metern. Das ist schon an der Grenze des technisch
Machbaren", betont Dr. Brandl. Anhand des Kerns konnten die Forscherinnen
und Forscher Schicht für Schicht die Geschichte der Subduktionszone
nachvollziehen - bis zu den rund 50 Millionen Jahre alten Gesteinen am
unteren Ende des Kerns, die typisch sind für die Geburt einer
Subduktionszone. "Eine so vollständige Übersicht gab es bisher noch
nicht", sagt der Erstautor.

Brandl und seine Kolleginnen und Kollegen konnten nun mikroskopisch kleine
Einschlüsse erkalteter Magma aus dem Bohrkern analysieren. Die so
gewonnenen Daten liefern den Forschenden Einblicke in die Geschichte des
Vulkanismus in der Region und damit auch des pazifischen Feuerringes vor
30-40 Millionen Jahren. So fanden sich Hinweise, dass der Vulkanismus
anfangs nur langsam in Fahrt kam. Erst mit der Verlagerung der
Tiefseerinne in Richtung Osten verstärkte sich die vulkanische Aktivität,
und es entstanden die riesigen explosiven Stratovulkane, wie sie heute zum
Beispiel am westlichen Rand des Pazifischen Feuerrings zu finden sind.

Weitere Bohrungen seien aber nötig, um die Allgemeingültigkeit dieser
Beobachtungen zu klären. "Je mehr Kerne wir aus so alten Schichten
gewinnen können, desto besser lernen wir unseren eigenen Planeten zu
verstehen", betont Dr. Brandl. Die Frage, wie sich Subduktionszonen
entwickeln, ist nicht nur interessant, um die Geschichte der Erde besser
zu verstehen. Subduktionszonen sind der Motor für den chemischen Austausch
zwischen Erdoberfläche und Erdinnerem. "Die Dynamik einer Subduktionszone
kann so also auch Einfluss auf die Geschwindigkeit globaler
Stoffkreisläufe nehmen", resümiert Dr. Brandl.


Hinweis:

Die der Studie zugrunde liegenden Proben wurden gewonnen während der
Expedition 351 des International Ocean Discovery Programm (IODP). An der
Studie waren Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des GEOMAR, der
Australian National University, der Japan Agency for Marine-Earth Science
and Technology (JAMSTEC), der California State University Northridge
(USA), der University of Leeds (UK), des Geological Survey of Japan und
der Chinese Academy of Science beteiligt.

Originalarbeit:

Brandl, P. A., M. Hamada, R. J. Arculus, K. Johnson, K. M. Marsaglia, I.
P. Savov, O. Ishizuka, H. Li (2017):

The arc arises: The links between volcanic output, arc evolution and melt
composition.

Earth and Planetary Science Letters, 461, 73-84, 

http://dx.doi.org/10.1016/j.epsl.2016.12.027


Weitere Informationen unter:

http://www.geomar.de

- Das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel

http://www.iodp.org

- Das International Ocean Discovery Program
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VULKANISMUS/078: Überraschung am Lava-Plateau (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 09.02.2017

Überraschung am Lava-Plateau



Was spielt sich im Erdinneren ab, wenn sich Vulkane bilden und Erdplatten
bewegen? Um diese Fragen zu beantworten, ist die Forschung auf Spuren der
Prozesse auf der Erdoberfläche angewiesen. Doch ihre Auswertung ist sehr
kompliziert. Wissenschaftler des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für
Ozeanforschung Kiel konnten jetzt nachweisen, dass die bisher gültige
Zuordnung einiger Gesteinstypen zu bestimmten Formen des Vulkanismus nicht
eindeutig ist. Die Studie erscheint heute in der internationalen
Fachzeitschrift Nature Communications.



Der französische Romanautor Jules Verne war ein Visionär. Doch in einer
seiner Geschichten lag er weit daneben. Eine "Reise zum Mittelpunkt der
Erde" ist und bleibt unmöglich. Aus wissenschaftlicher Sicht ist das ein
Problem, denn tief im Erdinneren verbergen sich die Ursachen von
Erdplattenbewegungen und Vulkanausbrüchen. Wenn Forscherinnen und Forscher
wissen wollen, warum sich Erdplatten wie verschieben, oder wann große
vulkanische Ereignisse die Erde heimsuchten, dann müssen sie Spuren dieser
Ereignisse an der Erdoberfläche finden, analysieren und schließlich mit
Hilfe der Ergebnisse Rückschlüsse auf Vorgänge in hunderten Kilometern
Tiefe ziehen. Oft erweisen sich die Zusammenhänge bei näherem Hinsehen
dann als komplizierter als zunächst gedacht.

Ein internationales Forschungsteam unter Leitung des GEOMAR
Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel veröffentlicht jetzt in der
Fachzeitschrift Nature Communications eine Studie, die zeigt, dass
bestimmte Gesteine, die bisher ausschließlich an sogenannten
Subduktionszonen gefunden worden sind, auch in einem anderen tektonischen
Zusammenhang mit ähnlicher Zusammensetzung auftreten können. "In Zukunft
müssen wir bei der Zuordnung von bestimmten Gesteinen also vorsichtiger
sein", erklärt Erstautor Roman Golowin vom GEOMAR.

Der Begriff Subduktionszonen beschreibt die Grenze zwischen zwei
Erdplatten, bei der die eine Erdplatte unter die andere geschoben wird.
Dieser Vorgang kann nicht nur zu starken Erdbeben führen. Auf der oben
liegenden Platte bilden sich zusätzlich immer Vulkane. Umstritten ist aber
noch, wie lange es diesen Prozess auf der Erde schon gibt und wie sich
Subduktionszonen genau bilden.

Eine zweite Art von Vulkanismus tritt dagegen mitten in Erdplatten auf.
Die gängigen Theorien gehen davon aus, dass dort besonders viel heißes
Material des Erdmantels in Form von Mantel-Plumes aus dem Inneren des
Erdmantels in Richtung Erdoberfläche transportiert wird. Das Aufschmelzen
von aufsteigenden Mantel-Plumes führt hierbei zu vulkanischer Aktivität
auf der Erdkruste.

Im Laufe der Erdgeschichte muss es mehrere gewaltige vulkanische
Ereignisse der zweiten Art gegeben haben, die kilometerdicke Plateaus aus
Lava innerhalb weniger Millionen Jahre gebildet haben. "Diese Plateaus
nennt man Flutbasaltprovinzen", erklärt Koautor Prof. Dr. Kaj Hoernle vom
GEOMAR. Eine davon ist das Manihiki-Plateau nördlich von Neuseeland im
Westpazifik. Im Jahr 2007 und 2012 führten Expeditionen von Kieler
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern mit dem Forschungsschiff SONNE
in das Gebiet. Ziel war es den genauen Aufbau, die Zusammensetzung und den
zeitlichen Ablauf dieser gewaltigen vulkanischen Ereignisse zu
rekonstruieren.

Die jetzt in Nature Communications veröffentlichte Studie beruht auf der
Analyse von Gesteinsproben, die während dieser Expeditionen vom
Meeresboden gewonnen werden konnten. Einige Gesteine vom Manihiki-Plateau
weisen eine ähnliche Zusammensetzung auf, wie man sie eigentlich nur an
Subduktionszonen erwartet. "Je nachdem welche Mantelquelle unter welchen
Bedingungen, zum Beispiel in Kontakt mit Wasser oder unter hohen
Temperaturen schmilzt, wird eine charakteristische Signatur verschiedener
Elemente mit unterschiedlichen Anreicherungen in den Lavaablagerungen an
der Oberfläche erzeugt", erklärt Zweitautor Dr. Maxim Portnyagin vom
GEOMAR die Analysen der Geologen.

Dass nun aber Gesteine, die so ähnlich als typische Spuren für das
Entstehen von Subduktionszonen galten, an einer Flutbasaltprovinz gefunden
wurden, deren Entstehung eindeutig auf Mantel-Plume-bezogene Prozesse
zurückzuführen ist, hat zwei Konsequenzen. "Einmal müssen wir unsere
Vorstellungen überdenken, wir sich die großen Lavaplateaus gebildet
haben", erklärt Roman Golowin, "andererseits müssen wir in Zukunft auch
vorsichtiger sein bei der Zuordnung von vulkanischen Spuren auf der Suche
nach vergangenen Subduktionszonen und der plattentektonischen
Rekonstruktionen in der Erdgeschichte. Weitere Analysen in vergleichbaren
Regionen der Erde bringen uns hoffentlich weiter auf die Spur der Prozesse
im Erdinneren".


Hinweis:

Die Expedition SO255 wurde gefördert vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung im Rahmen des Projekts Manihiki II.

Originalarbeit:

Golowin, R., M. Portnyagin, K. Hoernle. F. Hauff, A. Gurenko, 
D. Garbe-Schönberg, R. Werner, S. Turner (2017):

Boninite-like intraplate magmas from Manihiki Plateau require ultra-depleted
and enriched source components.

Nature Communications,

http://dx.doi.org/10.1038/ncomms14322


Weitere Informationen unter:

http://www.geomar.de

- Das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel
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ASTRO/324: Uralte Signale aus dem frühen Universum (idw)


Universität Basel - 10.02.2017

Uralte Signale aus dem frühen Universum



Theoretische Physiker der Universität Basel haben erstmals das Signal
bestimmter Gravitationswellen-Quellen berechnet, welches Bruchteile von
Sekunden nach dem Urknall entstanden ist. Quelle des Signals ist ein
längst vergangenes kosmologisches Phänomen namens «Oscillon». Die
Fachzeitschrift «Physical Review Letters» hat die Ergebnisse
veröffentlicht.




[image: Bild: © Universität Basel, Departement Physik]

Gemäss den Berechnungen von Prof. Stefan Antusch und seinem Team
erzeugen die «Oscillons» einen charakteristischen Peak im ansonsten
breiten Spektrum der Gravitationswellen.

Bild: © Universität Basel, Departement Physik





Gravitationswellen hat bereits Albert Einstein vorhergesagt, tatsächlich
nachweisen, konnte man sie aber erst im Herbst 2015. Hochsensible
Detektoren empfingen damals die Wellen, die bei der Verschmelzung zweier
schwarzer Löcher entstanden sind.

Gravitationswellen sind anders als alle anderen bekannten Wellen. Während
sie sich durch das Universum fortpflanzen, stauchen und strecken sie die
Raumzeit, oder anders: sie verzerren die Geometrie des Raumes selbst.
Obwohl jede sich beschleunigende Masse Gravitationswellen aussendet,
lassen sie sich nur bei extrem grossen Massen wie Schwarzen Löchern oder
Sternenexplosionen messen.


Gravitationswellen transportieren Informationen vom Urknall

Gravitationswellen liefern aber nicht nur Erkenntnisse zu solchen
astrophysikalischen Grossereignissen, sondern bieten auch Einblick in die
Entstehung des Universums selbst. Um mehr über diese Phase des Alls zu
erfahren, erforschen Prof. Stefan Antusch und sein Team vom Departement
Physik der Universität Basel den sogenannten stochastischen
Gravitationswellenhintergrund. Dieser Hintergrund besteht aus
Gravitationswellen von sehr vielen Quellen, die sich überlagern und
zusammen ein breites Spektrum an Frequenzen ergeben. Die Basler Physiker
berechnen Vorhersagen zu den Frequenzbereichen und zur Stärke der Wellen,
die dann in Experimenten getestet werden können.


Stark komprimiertes All

Kurz nach dem Urknall war das heute sichtbare Universum noch sehr klein,
dicht und heiss. «Man kann sich da etwas in der Grösse eines Fussballs
vorstellen», erklärt Antusch. Das gesamte Weltall war auf diesen sehr
engen Raum komprimiert und äusserst turbulent. Die Kosmologie geht heute
davon aus, dass das Universum damals von dem Inflaton-Teilchen und seinem
dazugehörigen Feld dominiert wurde.


Oscillons erzeugen starkes Signal

Das Inflaton fluktuierte stark und diese Fluktuationen hatten besondere
Eigenschaften. Sie bildeten beispielsweise Klumpen, schwankten also in
lokalisierten Bereichen. Diese Bereiche nennt man Oscillons. Man kann sie
sich als stehende Wellen vorstellen. «Obwohl die Oscillons schon lange
nicht mehr existieren, sind die Gravitationswellen, die sie ausgesandt
haben, allgegenwärtig - durch sie können wir weiter zurückschauen als
jemals zuvor», sagt Antusch.

Der theoretische Physiker und sein Team konnten in numerischen
Simulationen berechnen, wie das Signal der Oscillons, welches nur
Bruchteile von Sekunden nach dem Urknall ausgesendet wurde, aussieht. Es
erscheint als starker Peak in dem ansonsten breiten Frequenzspektrum der
Gravitationswellen. «Wir hätten vor unseren Berechnungen nicht gedacht,
dass Oscillons ein solch starkes Signal bei einer bestimmten Frequenz
erzeugen können», erläutert Antusch. In einem zweiten Schritt müssen nun
experimentelle Physiker das Signal mit Detektoren tatsächlich nachweisen.

Originalartikel

Stefan Antusch, Francesco Cefalà, and Stefano Orani

Gravitational Waves from Oscillons after Inflation

Physical Review Letters (2017),

doi: 10.1103/PhysRevLett.118.011303
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MELDUNG/680: Sortiermaschine für Atome (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 09.02.2017

Sortiermaschine für Atome



Physiker der Universität Bonn haben eine wichtige Hürde auf dem Weg zum
Quantencomputer genommen: In einer aktuellen Studie stellen sie eine
Methode vor, mit der sie große Zahlen von Atomen sehr schnell und präzise
sortieren können. Die Arbeit ist nun in den "Physical Review Letters"
erschienen.




[image: Bild: © Carsten Robens/Uni Bonn]

Die Fluoreszenzmikroskop-Aufnahmen verdeutlichen den Sortiervorgang.

Bild: © Carsten Robens/Uni Bonn




Mal angenommen, Sie stehen im Supermarkt und möchten Apfelsaft kaufen.
Leider sind alle Kisten halb leer, weil andere Kunden wahllos einzelne
Flaschen entnommen haben. Sie füllen daher Ihre Kiste mühselig Flasche für
Flasche auf. Doch halt: Die Nachbarkiste ist ja genau gegengleich besetzt!
Wo bei Ihrer Kiste Lücken sind, stehen dort Flaschen. Könnten Sie diese
Flaschen auf einen Schlag anheben und in Ihre Kiste setzen, wäre diese
danach direkt voll. Sie könnten sich also viel Arbeit ersparen.

Für halbleere Getränkekisten gibt es eine solche Lösung leider (noch)
nicht. Physiker der Universität Bonn wollen aber künftig auf diese Weise
Tausende von Atomen beliebig sortieren - und das in Sekundenschnelle. Rund
um den Globus suchen Wissenschaftler momentan nach Methoden, mit denen
solche Sortiervorgänge im Mikrokosmos möglich sind. Der Vorschlag der
Bonner Forscher könnte etwa die Entwicklung künftiger Quantencomputer
einen deutlichen Schritt voran bringen. In diesen lässt man Atome gezielt
miteinander interagieren, um so für Berechnungen quantenmechanische
Effekte ausnutzen zu können. Dazu müssen die Teilchen in räumliche Nähe
zueinander gebracht werden.


Magnetisierte Atome auf optischen Förderbändern

Die Physiker nutzen für ihre Sortiermaschine eine besondere Eigenschaft
von Atomen: Diese drehen sich wie kleine Kreisel um ihre eigene Achse. Die
Drehrichtung - der Spin - lässt sich mit Mikrowellen beeinflussen. Die
Physiker versetzten so zunächst alle Atome in ihrem Experiment in dieselbe
Drehrichtung.

In diesem Zustand konnten sie die Teilchen auf einen Laserstrahl laden.
Zuvor mussten sie den Laser aber so manipulieren, dass er zum Spin ihrer
Teilchen passte, ein Vorgang, der Polarisation genannt wird. Die Atome
wurden nun von dem polarisierten Laserstrahl so festgehalten, dass sie
sich nicht bewegen konnten. Dabei besetzte jedes Teilchen auf dem
Laserstrahl einen bestimmten Platz - ähnlich wie die Flaschen in der
Kiste.

Wie in der Getränkebox blieben allerdings auch im Laserstrahl einige
Plätze frei. "Wir haben daher bei einzelnen Atomen ganz gezielt die
Drehrichtung umgedreht", erklärt Dr. Andrea Alberti, Projektleiter am
Institut für Angewandte Physik der Universität Bonn. "Diese Teilchen waren
daraufhin nicht mehr von unserem Laserstrahl gefangen. Wir konnten sie
aber mit einem zweiten, anders polarisierten Laserstrahl greifen und damit
nach Wunsch verschieben."

Der Transport-Strahl kann im Prinzip beliebig viele Atome gleichzeitig
bewegen. Diese behalten währenddessen ihre Position zueinander bei.
Ähnlich wie im Beispiel mit den Flaschen lassen sich so also mehrere
Teilchen auf einmal anheben und auf einen Rutsch in die Lücken zwischen
anderen Atomen setzen. "Unsere Sortiermethode ist dadurch extrem
effizient", erklärt der Erstautor der Studie Carsten Robens. "Es macht
keinen großen Unterschied, ob wir hundert oder tausend Atome sortieren -
der Zeitaufwand steigt nur unerheblich an." In ihrem jetzt publizierten
Experiment arbeiteten die Forscher zurzeit nur mit vier Atomen.

Die Methode eignet sich im Prinzip, um beliebige Atommuster zu erzeugen.
Dadurch ist sie auch für Festkörperphysiker interessant, da sich mit ihr
zum Beispiel das Verhalten von Halbleiterkristallen unter bestimmten
Bedingungen untersuchen lässt.

Publikation: 

Carsten Robens, Jonathan Zopes, Wolfgang Alt, Stefan Brakhane,
Dieter Meschede, und Andrea Alberti:

Low-entropy states of neutral atoms in polarization-synthesized optical
lattices;

Physical Review Letters


Weitere Informationen unter:

https://doi.org/10.1103/PhysRevLett.118.065302

- Publikation im Internet

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution123
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn,

Johannes Seiler, 09.02.2017
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WERKSTOFFE/977: Magnesium - Ein Leichtbauwerkstoff mit Zukunft (idw)


Technische Universität Bergakademie Freiberg - 10.02.2017

Magnesium: Ein Leichtbauwerkstoff mit Zukunft



Die Weiterentwicklung von Leichtbauwerkstoffen und deren wirtschaftliche
Produktion sind ein Schwerpunkt der Forschung der TU Bergakademie
Freiberg. Großes Potenzial bietet Magnesium, das nicht nur das leichteste
Konstruktionsmetall, sondern auch auf der Erde in nahezu unbegrenzter
Menge verfügbar ist. Im Vergleich zu herkömmlichen Stahlbauweisen lassen
sich mit Magnesium in Bauteilen für die Automobilindustrie oder den
Maschinenbau bis zu 75 Prozent Masse einsparen. Die in Freiberg
entwickelte Gießwalztechnologie wird nun weltweit erstmalig für die
Erzeugung von Magnesiumdraht erprobt. Wissenschaftsministerin Dr.
Eva-Maria Stange informiert sich an der TU anlässlich einer
Grundsteinlegung.


Wissenschaftsministerin Dr. Eva-Maria Stange informierte sich heute
(10.02.) über die an der TU Bergakademie Freiberg entwickelte
Gießwalztechnologie für das Leichtmetall Magnesium. Anlass für den Besuch
ist die Grundsteinlegung für eine Maschinenhalle auf dem Campus, in die
eine neue Pilot-Forschungsanlage für die Herstellung von Magnesiumdraht
kommt. Das Ministerium fördert die Anlage mit fünf Millionen Euro aus dem
EU-Strukturfonds.

Die Weiterentwicklung von Leichtbauwerkstoffen und deren wirtschaftliche
Produktion sind ein Schwerpunkt der Forschung der Technischen Universität
Bergakademie Freiberg. Besonders großes Potenzial bietet Magnesium, das
nicht nur das leichteste Konstruktionsmetall, sondern auch auf der Erde in
nahezu unbegrenzter Menge verfügbar ist. Im Vergleich zu herkömmlichen
Stahlbauweisen lassen sich mit dem Einsatz von Magnesium in Bauteilen für
die Automobilindustrie oder den Maschinenbau bis zu 75 Prozent Masse
einsparen. Die in Freiberg entwickelte Gießwalztechnologie soll in den
kommenden Jahren weltweit erstmalig für die Erzeugung von Magnesiumdraht
erprobt werden. Dafür wird nun eine Pilot-Forschungsanlage errichtet,
deren Finanzierung das Sächsische Staatsministerium für Wissenschaft und
Kunst mit fünf Millionen Euro aus dem EU-Regionalfonds fördert. Eigens zur
Unterbringung dieser Anlage errichtet die Technische Universität
Bergakademie Freiberg auf dem Campus eine Versuchs- und Maschinenhalle.
Anlässlich der Grundsteinlegung informiert sich Wissenschaftsministerin
Dr. Eva-Maria Stange über die neue Technologie und die Freiberger
Forschung zu Leichtbauwerkstoffen. Das Leichtmetall Magnesium ist
insbesondere für die Automobilindustrie ein vielversprechender Werkstoff.
Magnesiumdraht wird verwendet für Schweißdraht, Schrauben, Nieten, Bolzen
(als Fügematerial), in hybriden Drahtstrukturen (als
Konstruktionsmaterial) oder für den biomedizinischen Einsatz (vor allem
Selten-Erd-Legierungen).

Wissenschaftsministerin Dr. Eva-Maria Stange erklärt: "Sachsen versteht
sich als modernes, technologieoffenes Industrieland. Wir wollen mit
modernsten Technologien unsere Wirtschaft stärken und uns dabei nicht nur
auf eine Schlüsseltechnologie festlegen. Von Mikroelektronik allein, also
von Chips allein, kann eine moderne Gesellschaft nicht existieren.
Deswegen sind wir auch auf anderen Gebieten ganz vorn mit dabei - in der
Biotechnologie und den Lebenswissenschaften. Oder auch bei den Klassikern
Fahrzeug- und Maschinenbau, Material- und Werkstoffwissenschaften,
Energie, Umwelt, Ressourcen. Dabei wird klar, dass der Leichtbau in seiner
Breite ein wichtiges Querschnittsthema mit Wirkung auf viele dieser von
mir aufgezählten Gebiete ist. Die neue Pilot-Forschungsanlage ist ein
weiterer Baustein in der Entwicklung von Leichtbautechnologien."

"Als eine der drei sächsischen Universitäten der im letzten Sommer
gegründeten Leichtbauallianz arbeiten wir in Freiberg intensiv an der
Entwicklung und Herstellung besonders leichter und effizienter Werkstoffe
für den Fahrzeug- und Maschinenbau. Unsere zum Teil einmaligen Versuchs-
und Pilotanlagen können wir nun dank der Förderung durch das Sächsische
Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst erweitern. Das hebt die
Arbeit unserer Wissenschaftler im Bereich national als auch international
auf eine neue Ebene", erklärt Rektor Prof. Dr. Klaus-Dieter Barbknecht.

Ein Beispiel aus dem studentischen Umfeld nimmt vorweg, welche Zukunft dem
Werkstoff Magnesium bevorsteht: Denn ihren Elektrorennwagen fertigten die
Studenten des Racetech Racing Teams aus einem Magnesium-Monocoque. Den 45
Studenten des Konstruktionsteams ist es gelungen, mit der selbsttragenden
Karosserie (Monocoque) aus Magnesium etwas weltweit Einzigartiges zu
schaffen und nicht nur den Automobilisten im Rennsport zu zeigen, was mit
dem recyclebaren Werkstoff Magnesium möglich ist. Im Gegensatz zum Carbon
ist Magnesium zu 100 Prozent wiederverwertbar. Somit leistet auch die
Formula-Student und vor allem das Racetech Racing Team einen Beitrag zur
nachhaltigen Mobilität. Im Zusammenhang mit dieser Bauweise reichte die
Technische Universität Freiberg auch Patente ein.

Das Leichtmetall Magnesium ist insbesondere für Automobilhersteller ein
attraktiver Werkstoff. "Metalle werden nicht aus dem Fahrzeug
verschwinden", so Prof. Rudolf Kawalla, Prorektor für Forschung an der
Technischen Universität Bergakademie Freiberg. "Auch wenn die
Elektromobilität die Konstruktion des Autos und damit auch die
eingesetzten Werkstoffe komplett verändert. Aufgrund seiner vielen Vorzüge
sehe ich gerade im recycelbaren Leichtbauwerkstoff Magnesium großes
Potenzial. Magnesium ist, wie andere Metalle, gut formbar, was sich auch
auf das Crash-Verhalten positiv auswirkt. Kunststoffe wie CFK
(Kohlenfaserverstärkter Kunststoff) etwa sind instabil, sobald Risse
entstehen." Das neue Freiberger Gießwalzverfahren verspricht eine
wirtschaftliche Produktion des Metalls.

In den vergangenen 15 Jahren hat das Institut für Metallformung der
Technischen Universität Bergakademie Freiberg gemeinsam mit dem
Industriepartner MgF Magnesium Flachprodukte GmbH eine neue Technologie
zur Herstellung von Magnesiumband durch kombiniertes Gieß- und Bandwalzen
entwickelt. Das besondere Merkmal des Gießwalzverfahrens ist, dass eine
metallische Schmelze unmittelbar zwischen zwei rotierenden Walzen
vergossen wird und so während des Erstarrungsvorgangs eine erste Umformung
erfährt. Die neue Herstellungsroute verbessert durch die Einsparung von
Prozessschritten und Energie die Produktivität und Wirtschaftlichkeit.
Andererseits wirkt sich bei der neuen Technologie die rasche Erstarrung in
Verbindung mit einer partiellen Umformung positiv auf das Umformvermögen,
die mechanischen Eigenschaften und die Qualität der Erzeugnisse aus. Die
Technologie soll jetzt für eine Anwendung bei Magnesiumdraht
weiterentwickelt werden. Konkret sollen die Kosten um drei Viertel gesenkt
werden, ohne dass die Qualität beeinträchtigt wird. Gegenüber dem
herkömmlichen Strangpressprozess punktet das Gießwalzen durch Kontinuität
und eine hohe Geschwindigkeit, was die wirtschaftliche Ausbringung von
Langprodukten wie Draht erhöht.

Für den anstehenden Generationenwechsel in der metallverarbeitenden
Industrie werden in den kommenden Jahren auf dem Arbeitsmarkt Experten auf
dem Gebiet der Metallformung gesucht. Die TU Bergakademie Freiberg bildet
Ingenieure aus, die bereits während des Studiums die Theorie an Anlagen in
industrienahem Maßstab praktisch anwenden. In Lehre und Forschung werden
moderne Methoden der Prozesssimulation entwickelt und genutzt,
Fertigungsprozesse gesteuert und überwacht. Auch die Qualitätssicherung
spielt eine große Rolle. Die Studierenden bekommen ein hohes Maß an
technologischer Kompetenz vermittelt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution141
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Bergakademie Freiberg, Madlen Domaschke, 10.02.2017
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BEGEGNUNG/2247: Borken - "Runder Tisch Psychiatrie" trifft sich am 16.2.2017


"Runder Tisch Psychiatrie" hilft und berät

Nächster Termin am Donnerstag, 17. November, mit dem Thema "Wie
erkenne und fördere ich mein Potential?"



Kreis Borken / Rhede. Über manche "Dinge" spricht es sich nicht so
leicht - psychische Erkrankungen zählen zu diesen "Dingen", gerade
wenn ein Angehöriger oder jemand selbst betroffen ist. In diesem Fall
möchte der "Runde Tisch Psychiatrie" helfen: Regelmäßig setzen sich
dort Betroffene, Angehörige und Fachleute zum gegenseitigen Austausch
auf Augenhöhe zusammen. Der nächste Termin ist am Donnerstag, 16.
Februar, von 18 bis 20 Uhr im Pfarrheim St. Gudula, Gudulastraße 16,
in Rhede. Interessierte sind herzlich eingeladen. Der Abend dreht sich
um die Frage "Wie erkenne und fördere ich mein Potential?". Eine
Anmeldung ist nicht erforderlich.

Es gibt Menschen, die Stressbelastungen und schwierige Lebenssituation
nicht nur gut überstehen, sondern daran wachsen. Wie widerstandsfähig
ein Mensch ist, ist ihm nur zum Teil in die Wiege gelegt worden. Jeder
kann aktiv dazu beitragen, die eigenen Stärken und Fähigkeiten
auszubauen. Der "Runde Tisch Psychiatrie" lädt zum Austausch
unterschiedlicher Standpunkte und Fragelstellungen ein.

Der Runde Tisch ist ein gemeinsames Angebot von Mitgliedern des
Sozialpsychiatrischen Verbundes im Kreis Borken. Mitwirkende sind der
Förderverein Fähre, der Verein InSel, der Sozialpsychiatrische Dienst
des Kreises Borken und das St.-Vinzenz-Hospital in Rhede. Weitere
Informationen zum "Runden Tisch Psychiatrie" gibt es bei Bernadette
Fuest vom Sozialpsychiatrischen Dienst unter der Telefonnummer
02861/82-1079.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 10. Februar 2017

Kreis Borken

Büro des Landrats, Pressestelle

Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 07 / 09

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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EUROPA/1628: Kindergeld für EU-Bürger - Nach Maut das nächste Bürokratiemonster


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Februar 2017

Kindergeld für EU-Bürger - Nach Maut das nächste Bürokratiemonster



Anlässlich der bekannt gewordenen Pläne von Finanzminister Schäuble
Kindergeld für EU-Bürger zu kürzen, erklären Franziska Brantner,
Sprecherin für Kinder- und Familienpolitik und Wolfgang
Strengmann-Kuhn, Sprecher für Sozialpolitik:

Es ist schon sehr erstaunlich, dass sich der überzeugte Europäer
Wolfgang Schäuble jetzt dazu treiben lässt, auf diesen Zug
aufzuspringen. Die EU-Kommission hat bereits klargestellt, dass sie
beim Thema Verrechnung des Kindergelds keinen Handlungsbedarf sieht.
Es steht zu befürchten, dass eine solche mit hohem bürokratischen
Aufwand verbundene Maßnahme in keinem Verhältnis zu den Erträgen
stünde. Das Signal, das indes dadurch gesendet würde, ist fatal.
Deutschland reiht sich ein in jene Gruppe von Staaten, die die
Freizügigkeit in der EU - vorsichtig gesagt - kritisch sehen. Und was
passiert eigentlich mit Kindern von Deutschen, die in EU-Staaten
leben, wo der Lebensstandard noch höher ist als bei uns?

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Februar 2017

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INNEN/3001: Herzlichen Glückwunsch, Bundespräsident Steinmeier


Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 12. Februar 2017

Herzlichen Glückwunsch, Bundespräsident Steinmeier!



Zur Wahl von Frank-Walter Steinmeier zum neuen Bundespräsidenten
erklären Simone Peter und Cem Özdemir, Bundesvorsitzende von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, sowie Katrin Göring-Eckardt und Anton Hofreiter,
Fraktionsvorsitzende von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

"Wir gratulieren dem neuen Bundespräsidenten Frank-Walter Steinmeier
herzlich zur Wahl. Wir wünschen ihm Kraft und Ausdauer für die
Übernahme des höchsten Staatsamtes in diesen herausfordernden Zeiten.
Als oberster Diplomat war er zuletzt Brückenbauer zwischen den
Nationen. Nun gilt es, die Gräben in der Gesellschaft zu überwinden,
damit unser Land wieder zusammenwachsen kann. Denn Europas Krisen, der
Brexit, Trump und die Kriege in der Ukraine und in Syrien stellen auch
uns vor große Herausforderungen. Wir erleben zudem den aufsteigenden
Hass der Rechtsnationalisten gegen die liberale Demokratie.

Dagegen braucht es einen klaren Wertekompass, das Werben für
Zuversicht und eine neue politische Kultur des Respekts, insbesondere
für die großen Herausforderungen der kommenden Jahre - die gelungene
Integration der Geflüchteten, die Bekämpfung der sozialen Ungleichheit
und den Schutz unserer natürlichen Lebensgrundlagen. Steinmeiers
Beliebtheit in der Bevölkerung sowie die parteiübergreifende
Anerkennung seiner Person werden ihm dabei sicherlich eine Stütze
sein.

Es ist zu erwarten, dass mit Frank-Walter Steinmeier ein
Bundespräsident ins Schloss Bellevue einzieht, der als
Internationalist das große Ganze nicht aus den Augen verliert. Sein
Stil war bis hierher geprägt von Besonnenheit und Konsensfreudigkeit.
Nun muss er beweisen, dass er - wie angekündigt - auch Mutmacher sein
kann. Dafür wünschen wir ihm alles Gute."

 * 

Quelle:

Pressedienst vom 12. Februar 2017

Bündnis 90/Die Grünen Bundesvorstand

Sigrid Wolff, Pressesprecherin

Platz vor dem Neuen Tor 1, 10115 Berlin
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INNEN/3000: Für eine humane und realistische Rückkehrpolitik


Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 10. Februar 2017

Für eine humane und realistische Rückkehrpolitik



Zu den Beschlüssen der Sonder-Ministerpräsidentenkonferenz erklären
Katrin Göring-Eckardt und Cem Özdemir, Spitzenkandidaten von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

"Wir Grüne wollen eine humane und realistische Rückkehrpolitik.
Realistisch sein heißt zunächst anzuerkennen: Der Maßstab sind der
Schutz der Grund- und Menschenrechte der Betroffenen, als auch die
bestmögliche Integrationsförderung für Schutz- und Bleibeberechtigte.
In den Beschlüssen hat die Bundesregierung den von uns Grünen betonten
Vorrang der Freiwilligen Rückkehr und die Wichtigkeit von tragfähigen
Rückübernahmeübereinkommen anerkannt.

Die Ministerpräsidentenkonferenz hat Beschlüsse gefasst, deren
vorrangige Intention eine schnelle Ausreise und Abschiebungen ist.
Die Beschlüsse lassen außer Acht, wie gut viele Menschen mit unsicherem
Aufenthaltsstatus in Deutschland integriert sind. Es braucht für gut
integrierte Menschen eine 'Altfallregelung'.
Baden-Württemberg hat auf dieses Problem in seiner
Protokollerklärung aufmerksam gemacht.

Die Beschlüsse ignorieren, dass die Sicherheitslage in Afghanistan
Abschiebungen nicht zulässt. Afghanistan ist nicht sicher, die vom
Bundesinnenministerium betriebenen undifferenzierten Sammelabschiebungen
müssen gestoppt werden. Bundesaußenminister Sigmar Gabriel muss eine
seriöse Überprüfung der Sicherheitslage in Afghanistan vornehmen.
Abschiebepolitik als Symbolpolitik ist offenkundig lebensgefährlich.

Realistisch sein heißt aber auch: Rückkehrmaßnahmen ergeben nur dann
Sinn, wenn eine Person auch tatsächlich - und zwar ohne Gefahr - in das
Herkunftsland zurückkehren kann.

Realistisch sein heißt auch: Rückkehrmaßnahmen ergeben keinen Sinn,
wenn eine Person hier integriert ist.

Realistisch sein heißt also: Auf Symbolpolitik zu verzichten. Die Hälfte
aller 548 bekannten Gefährder hat einen deutschen Pass. Hier braucht es
andere Maßnahmen, insbesondere eine zielgerichtete Überwachung und
einen erschwerten Zugang zu Waffen.

Festzustellen ist auch: Viele Punkte der Beschlüsse sind so vage,
dass es nötig sein wird, dass Grüne in Bund und Ländern in dem sich
anschließenden Gesetzgebungsverfahren der Großen Koalition noch
einmal ganz genau auf die Finger schauen werden."

 * 

Quelle:

Pressedienst vom 10. Februar 2017

Bündnis 90/Die Grünen Bundesvorstand

Sigrid Wolff, Pressesprecherin

Platz vor dem Neuen Tor 1, 10115 Berlin
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UMWELT/1659: Fracking-Erlaubnisgesetz verlängert das fossile Zeitalter


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Februar 2017

Fracking-Erlaubnisgesetz verlängert das fossile Zeitalter



Zum Inkrafttreten des Fracking-Gesetzespakets am Samstag, den 11.
Februar, erklärt Julia Verlinden, Sprecherin für Energiepolitik:

Die Mehrheit der Menschen in Deutschland will kein Fracking. Trotzdem
hat die Bundesregierung ihr Fracking-Erlaubnis-Paket durchgesetzt. Am
Samstag tritt es endgültig in Kraft. Dann kann die Industrie Anträge
stellen, um noch den letzten Rest Gas aus den deutschen Erdgasfeldern
zu pressen. Auch für Probebohrungen mit Fracking im Schiefergestein
hat die Bundesregierung den Weg frei gemacht.

Um die Klimakatastrophe zu verhindern, müssen mindestens zwei Drittel
der fossilen Rohstoffe in der Erde bleiben. Erneuerbare Energien und
Energiesparmaßnahmen sind das Gebot der Stunde - nicht
Fehlinvestitionen in risikoreiche Technologien von gestern. Fracking
für Erdöl und Erdgas verlängert nur das fossile Zeitalter. Wir haben
letztes Jahr ein echtes Fracking-Verbotsgesetz zur Abstimmung
gestellt, doch die große Mehrheit der Abgeordneten von Union und SPD
hat es verhindert.

Die Bundesregierung muss die Gefahren für Mensch und Umwelt durch die
Erdgasförderung endlich ernst nehmen. Statt Millionen für die
Begleitforschung von Fracking-Bohrungen im Schiefergestein
bereitzustellen, sollte die Bundesregierung lieber die Aufklärung der
erhöhten Krebsraten in Fracking-Landkreisen wie dem niedersächsischen
Rotenburg unterstützen und ihrer Vorsorgepflicht für Umwelt- und
Gesundheitsschutz nachkommen.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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INNEN/3265: CDU Deutschlands gratuliert Frank-Walter Steinmeier


Pressemitteilung der CDU - 12. Februar 2017

CDU Deutschlands gratuliert Frank-Walter Steinmeier



Zur Wahl von Dr. Frank-Walter Steinmeier zum neuen Bundespräsidenten
erklärt der Generalsekretär der CDU Deutschlands, Dr. Peter Tauber:

Die CDU Deutschlands gratuliert Frank-Walter Steinmeier zu seiner
Wahl zum zwölften Bundespräsidenten der Bundesrepublik Deutschland.
Wir wünschen ihm für seine Amtsausübung gutes Gelingen, viel Erfolg
und Gottes Segen. Er hat sich in unterschiedlichsten politischen
Funktionen durch seine verlässliche und bodenständige Art Respekt und
Achtung über alle Parteigrenzen hinweg erworben. Gemeinsam mit ihm
wollen wir daran arbeiten, dass Deutschland weiter erfolgreich bleibt
und unsere Gesellschaft zusammenhält.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 9/2017 vom 12.02.17

Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU)

Konrad-Adenauer-Haus
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INNEN/3264: Meilenstein im Bereich der Rückkehrpolitik


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 10. Februar 2017

Meilenstein im Bereich der Rückkehrpolitik

Union wird Umsetzung der Beschlüsse zwischen Bund und Ländern genau
verfolgen



Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefs der Länder haben sich am
gestrigen Donnerstagabend auf Maßnahmen im Bereich der
Rückkehrpolitik geeinigt. Dazu erklärt der innenpolitische Sprecher
der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Stephan Mayer:

"Der gestrige Beschluss zwischen Bund und Ländern ist ein Meilenstein
im Bereich der Rückkehrpolitik und ein großer Erfolg insbesondere der
unionsgeführten Bundesregierung. Die rot und grün geführten Länder
können sich der Realität nicht länger verweigern. Wenn die Akzeptanz
der Bevölkerung für das Asylsystem aufrechterhalten werden soll,
müssen alle Beteiligten im Bereich der Rückkehr konsequenter handeln.

Dazu gehören vermehrte Angebote im Bereich der freiwilligen Rückkehr,
aber eben auch die verstärkte Durchsetzung der Ausreisepflicht.
Anders, als manche glauben machen wollen, werden in Deutschland keine
"Flüchtlinge" abgeschoben: Tatsächlich Schutzbedürftige dürfen in
Deutschland bleiben, erhalten ein mehrjähriges Aufenthaltsrecht und
unter anderem freien Zugang zum Arbeitsmarkt. Zwangsweise
zurückgeführt werden dagegen nur Ausländer, bei denen in einem
rechtsstaatlichen Verfahren und oft auch noch durch ein Gericht
festgestellt wurde, dass sie keines Schutzes bedürfen, und die sich
noch dazu ihrer Pflicht zur Ausreise widersetzt haben.

Die gestern beschlossenen Maßnahmen lassen nun hoffen, dass die
bisherigen vielfältigen Hindernisse bei Abschiebungen reduziert
werden. Es ist wichtig und überfällig, dass die organisatorischen
Abläufe gestrafft werden, die Kooperation zwischen den Ländern und
dem Bund verbessert und gezielt mehr Personal eingesetzt wird. Hier
sind insbesondere die rot-grün geführten Länder in der Pflicht. Die
Union wird die Umsetzung der Beschlüsse dort genau verfolgen.

Wichtig ist zudem, dass bei der Verhandlung von Rückübernahmeabkommen
mit Herkunftsländern von Ausreisepflichtigen künftig die gesamte
bilaterale Zusammenarbeit auf den Verhandlungstisch kommt. Das
erfordert insbesondere ein deutlich größeres Engagement von Herrn
Gabriel und Frau Zypries. Nur mit diplomatischem Druck und der
Einbeziehung der Wirtschaftsinteressen werden sich in diesem Bereich
Fortschritte erzielen lassen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1499: Türkei - Unmenschliche Zustände


DIE LINKE - Presseerklärung vom 10. Februar 2017

Türkei: Unmenschliche Zustände



Der Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Bernd Riexinger, ist diese Woche
zu politischen Gesprächen in der Türkei. Zur Lage vor Ort erklärt der
Parteivorsitzende:

Wir erleben, wie eine Diktatur installiert wird. Die Opposition soll
zerschlagen werden. Willkürliche Verhaftungen, kommunale gewählte
Vertreter werden abgesetzt, und die Kommunen unter Zwangsverwaltung
gestellt. Medienanstalten werden geschlossen, wenn sie kritisch
berichten, Massenentlassungen, Verhaftungen - wir hören auch von
Folter. Das sind ungeheure Vorgänge und das Schweigen der deutschen
Regierung und der Öffentlichkeit ist unfassbar. Den zaghaften Versuch
der Kanzlerin bei ihrem letzten Besuch Demokratie und Meinungsfreiheit
zu thematisieren, halte ich für völlig unzureichend. Mein erneuter
Appell an die Bundesregierung ist, sich aus dem
Abhängigkeitsverhältnis, das Deutschland mit der Türkei eingegangen
ist, zu befreien und im Gegenteil dafür zu sorgen, dass ein Neuaufbau
der Demokratie in der Türkei möglich wird.

Die Dramatik der Situation kann man unter anderem an einer besonders
tragischen Geschichte festmachen, dem Schicksal des kurdischen
Oppositionellen und Co-Vorsitzender der Halkların Demokratik Partisi
(HDP) Selahattin Demirtaş: Die Anklagen gegen Demirtaş drehen sich
ausschließlich um öffentlich gehaltene Reden. Nachdem die Immunität
aufgehoben wurde, wird er an jedem der Orte einzeln angeklagt, an dem er
in der Vergangenheit eine Rede gehalten hat. Insgesamt sind es über
hundert, pro Woche finden mehrere Verhandlungen statt, in
unterschiedlichen Provinzen. Er kann sich nicht vor Ort verteidigen,
wird z.T. per Video zugeschaltet. Die Anklagen gegen die HalklarÕn
Demokratik Partisi - HDP basieren auf Reden und Tweets. Sie werden im
Schnellverfahren verhandelt, nach ein bis zwei Stunden sind sie
verurteilt. Insgesamt droht Demirtas fast 200 Jahre Haft. Absurd und
unmenschlich!

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 10. Februar 2017

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin
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SICHERHEIT/1799: Militarisierung Europas ist die falsche Antwort auf Trump


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. Februar 2017

Militarisierung Europas ist die falsche Antwort auf Trump



"Aufrüstung der Bundeswehr und Militarisierung Europas sind die
falschen Antworten auf Trump", sagt Christine Buchholz,
verteidigungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich
des heutigen Besuchs von Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen
bei ihrem neuen Amtskollegen James Mattis in Washington. Buchholz
weiter:

"Mattis' Bekenntnis zur Nato macht ihn keineswegs zu einem umsichtigen
Gegengewicht zu Präsident Trump. Vor Jahren rühmte sich Mattis als
Brigadegeneral, es mache ihm Spaß Afghanen zu erschießen. Im letzten
Monat trug er die Verantwortung einer von Trump autorisierten
US-Kommandoaktion im Jemen, bei der laut Medienberichten zehn Frauen
und Kinder getötet wurden. Mattis und Trump treiben die USA im Jemen
in den nächsten Krieg hinein, um den Einfluss des Iran
zurückzudrängen. Doch Ministerin von der Leyen schweigt dazu, wie die
gesamte Bundesregierung.

Eine Stärkung der europäischen Verteidigungspolitik ist die falsche
Antwort auf diese Kriegstreiberei. Von der Leyen will die Bundeswehr
aufrüsten, um Deutschland im Konflikt mit Russland zur führenden
europäischen Militärmacht zu machen. So soll nächste Woche auf dem
Treffen der Nato-Verteidigungsminister eine Vereinbarung unterzeichnet
werden, die die Unterordnung je einer tschechischen und rumänischen
Brigade unter deutsches Divisionskommando vorsieht.

Die richtige Antwort auf Trumps Politik haben Millionen von
Amerikanern gegeben, die auf den Straßen der USA gegen den neuen
US-Präsidenten demonstriert haben."

 * 

Quelle:

Presseerklärungen - DIE LINKE. im Bundestag

vom 10. Februar 2017

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801
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SOZIALES/2394: Kompromiss beim Unterhaltsvorschuss erhöht den bürokratischen Aufwand


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. Februar 2017

Kompromiss beim Unterhaltsvorschuss erhöht den bürokratischen Aufwand



"Die heute im Bundesrat verabschiedete Änderung zum
Unterhaltvorschussgesetz ist zwar gut gemeint, aber nicht gut
gemacht", kommentiert Jörn Wunderlich, familienpolitischer Sprecher
der Fraktion DIE LINKE, die beschlossenen Änderungen zum
Unterhaltvorschussgesetz. Wunderlich weiter:

"Wir fordern schon sehr lange die Entfristung des
Unterhaltsvorschusses, da er ein wirksames Werkzeug ist, um
Kinderarmut zu verhindern. Aber mit dem jetzigen Kompromiss wird der
bürokratische Aufwand noch größer, und es werden eben nicht alle
Kinder erreicht, die man erreichen müsste. Zukünftig müssen
Alleinerziehende einen Bescheid des Jobcenters vorlegen, dass sie
keine SGB II-Leistungen beziehen. Damit werden sie dazu genötigt, sich
erstmal in die Mühlen des Jobcenters zu begeben, obwohl dies nicht
unbedingt notwendig wäre. Anstatt die Zahlungsfähigkeit beim
zahlungspflichtigen Elternteil zu prüfen, soll die Bedürftigkeit des
Berechtigen geprüft werden - dies pervertiert das gesamte System des
Unterhaltsvorschusses."

 * 

Quelle:

Presseerklärungen - DIE LINKE. im Bundestag

vom 10. Februar 2017

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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BUNDESTAG/6328: Heute im Bundestag Nr. 080 - 13.02.2017


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 080

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 13. Februar 2017, Redaktionsschluss: 09.24 Uhr

1. Bildung soll internationaler werden

2. Anhebung der Altersgrenzen von Beamten

3. Zahl der Funkzellenauswertungen

4. Anfrage zu Atomvorhaben in Europa



1. Bildung soll internationaler werden

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Unterrichtung

Berlin: (hib/ROL) Das Bildungs-, Wissenschafts- und Innovationssystem
Deutschlands muss stärker international ausgerichtet werden. Das
schreibt die Bundesregierung in ihrer Unterrichtung (18/11100). Vor
dem Hintergrund zunehmender Digitalisierung, wachsender Komplexität
und notwendiger Nachhaltigkeit müsse die internationale Zusammenarbeit
weiter vorangetrieben werden, um im weltweiten Wettbewerb zu bestehen
und der Verantwortung gerecht werden, zur Lösung globaler
Herausforderungen beizutragen. Nach Meinung der Bundesregierung würden
mit der Internationalisierungsstrategie die Voraussetzungen dafür
geschaffen und Deutschland übernehme so die Verantwortung für die
Sicherung von Lebensqualität, Gesundheit und Wohlstand im Zeitalter
der Globalisierung. Dafür will die Bundesregierung die Potenziale der
internationalen Zusammenarbeit in Bildung, Wissenschaft und Forschung
nutzen.

"Internationale Kooperation: vernetzt und innovativ" sei das Leitmotiv
dieser Strategie. Konkret bedeute das, dass die internationale
Zusammenarbeit effektiv, effizient und fokussiert auf das Erreichen
strategischer Ziele ausgerichtet werde. Dabei würden Synergien
zwischen den verschiedenen Aktivitäten der beteiligten Akteure aus
Wissenschaft, Wirtschaft und Politik genutzt, um größtmögliche Wirkung
zu erreichen.

Ein Ziel sei es, die wissenschaftliche Exzellenz durch weltweite
Kooperation weiter zu stärken. Wissenschaftliche Exzellenz lebe vom
Austausch und vom Wettbewerb der weltweit Besten. Die Bundesregierung
will daher Maßnahmen ergreifen, um Deutschlands Position als
international attraktiven Studien- und Forschungsstandort weiter zu
festigen. Gleichzeitig will die Bundesregierung Barrieren für die
internationale Mobilität deutscher Wissenschaftler weiter abbauen.
Europa bleibe bei alldem ein wichtiger Bezugspunkt. Entsprechend soll
die Vertiefung des Europäischen Forschungsraums (EFR) weiter aktiv
vorangetrieben werden.

Für Deutschland sei es als Hightech-Standort wichtig, in weltweite
Wissensflüsse und Wertschöpfungsketten integriert zu sein. Eine
gelungene internationale Vernetzung bedeute einen unmittelbaren
Wettbewerbsvorteil. Die Bundesregierung werde diese Vernetzung weiter
fördern und insbesondere auch kleinere und mittlere Unternehmen (KMU)
bei internationalen Innovationskooperationen unterstützen.
Gleichzeitig werde sie darauf hinwirken, zentrale Rahmenbedingungen
der Kooperation - etwa zum Umgang mit geistigem Eigentum - bestmöglich
auszugestalten.

Deutschland habe ein vitales Interesse an der internationalen
Kooperation im Bereich der beruflichen Bildung. Adäquat ausgebildete
Fachkräfte leisteten einen Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung in
Partnerländern. Sie seien zugleich eine wichtige Voraussetzung für das
Engagement deutscher Unternehmen in den Zielländern. Die
Berufsbildungskooperationen mit Industrie- und Schwellenländern sollen
ausgebaut werden, die Mobilität von Auszubildenden soll gesteigert
werden und die Anerkennung von Qualifikationen, die ausländische
Fachkräfte im Ausland erworben haben, erleichtert werden. Die
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit in Europa bleibe ein wichtiges
Ziel.

Viele Schwellen- und Entwicklungsländer würden als aufstrebende
Wissenschaftsnationen zu zunehmend relevanten Partnern bei der
gemeinsamen Gestaltung einer globalen Wissensgesellschaft. Die
Digitalisierung biete hierbei wichtige Chancen, um einen größeren
Zugang zu Wissen zu ermöglichen. Gemeinsam mit Partnern will die
Bundesregierung gute Praktiken der wissenschaftlichen Arbeit
verbreiten und zur Umsetzung weltweit einheitlicher Richtlinien und
Standards beitragen.

Die Bundesregierung unterstreicht, dass globale Herausforderungen wie
Klimawandel, Gesundheit und Ernährungssicherheit nicht an
Ländergrenzen halt machen. Ihre Bewältigung könne nur im Rahmen
länderübergreifender Anstrengungen auf europäischer und
internationaler Ebene erfolgreich angegangen werden. Bildung und
Forschung schafften dabei das notwendige Wissen für eine
evidenzbasierte Politik. Die Bundesregierung werde ihre Anstrengungen
intensivieren, damit Barrieren für eine wirksame Forschung zu globalen
Herausforderungen überwunden und die relevanten Akteure auf
europäischer und internationaler Ebene besser miteinander vernetzt
werden. Dabei soll auch ein Fokus auf neue Querschnittsmaßnahmen im
Bereich Außenwissenschaftspolitik und internationale Vernetzung gelegt
werden.

 * 

2. Anhebung der Altersgrenzen von Beamten

Inneres/Unterrichtung

Berlin: (hib/STO) Als Unterrichtung (18/11117) liegt der "zweite
Bericht der Bundesregierung zur Anhebung der Altersgrenzen von
Beamtinnen und Beamten und Richterinnen und Richtern des Bundes" vor.
Danach hält die Bundesregierung auch für die Beamten und Richter des
Bundes weiterhin an der Anhebung der Altersgrenzen fest. Die tragenden
Gründe für die 2007 beschlossene Anhebung gälten nach wie vor und
würden durch die jüngeren Entwicklungen bestätigt, heißt es in der
Vorlage. Der öffentliche Dienst bleibe angesichts des demografischen
Wandels ebenso wie andere Arbeitgeber gefordert, "die Erfahrung und
das Wissen der älteren Beschäftigten stärker zu nutzen, weil die Zahl
junger, qualifizierter Erwerbspersonen und damit das Angebot an
nachrückenden Arbeitskräften prognostisch zurückgeht".

Um den Auswirkungen der demografischen Entwicklung entgegen wirken zu
können, bleibe es daher "sinnvoll und vertretbar, die
Regelaltersgrenze für die Beamtinnen und Beamten des Bundes - wie in
der gesetzlichen Rentenversicherung auch - seit 2012 schrittweise vom
vollendeten 65. auf das vollendete 67. Lebensjahr anzuheben (bis zum
Jahr 2029)", schreibt die Regierung weiter. Der lange Zeitraum
ermögliche es, die Arbeitsbedingungen an die Bedürfnisse der älter
werdenden Belegschaften anzupassen, und für die Betroffenen, ihre
jeweilige Lebensplanung auf den späteren Eintritt in den Ruhestand
auszurichten. Zugleich werde durch die Anhebung der Altersgrenzen das
Ausscheiden der geburtenstarken Jahrgänge in den nächsten zehn bis 15
Jahren zeitlich abgefedert.

Untersuchungen, die seit der Anhebung der Altersgrenzen durchgeführt
wurden, um die Auswirkungen des Älterwerdens zu beleuchten, belegen
dem Bericht zufolge, "dass ein längeres Erwerbsleben für die
Beschäftigten keine Bedrohung ist, sondern als Chance für mehr
Wohlstand und Teilhabe genutzt wird". So sei beispielsweise der Anteil
aller Erwerbstätigen im Alter von 54 bis 65 Jahren zwischen 1996 und
2014 deutlich gestiegen, ohne dass sich der Großteil über- oder
unterfordert gefühlt habe. Selbst im Ruhestand gingen immer mehr
Menschen einer Erwerbstätigkeit nach.

"Da infolge der Anhebung tendenziell mehr ältere Erwerbstätige
beschäftigt sein werden, ist die Verschiebung der Altersgrenzen mit
Maßnahmen zu verbinden, die die Arbeitsfähigkeit der Älteren sichern",
wie die Bundesregierung ferner ausführt. Aus diesem Grund habe sie
eine Reihe von dienst- und tarifrechtlichen sowie personalpolitischen
Maßnahmen ergriffen, die auf eine längere Erwerbstätigkeit
ausgerichtet seien. Die Verbesserung der Arbeitsbedingungen sei aber
nicht nur aus Beschäftigtensicht wünschenswert, sondern auch aus
Arbeitgebersicht wichtig für den Erhalt der Leistungsfähigkeit des
öffentlichen Dienstes.

 * 

3. Zahl der Funkzellenauswertungen

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im zweiten Halbjahr 2016 sind durch das
Bundeskriminalamt eine Funkzellenauswertung und durch die
Bundespolizei 31 Funkzellenauswertungen durchgeführt worden. Dies geht
aus der Antwort der Bundesregierung (18/11041) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (18/10824) hervor. Danach wurden von den
Behörden des Zollfahndungsdienstes in der zweiten Hälfte des
vergangenen Jahres 68 Funkzellenauswertungen vorgenommen.

 * 

4. Anfrage zu Atomvorhaben in Europa

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen thematisiert in
einer Kleinen Anfrage (18/11074) Atomvorhaben in Europa. Von der
Bundesregierung wollen die Abgeordneten unter anderem Auskunft über
Vorhaben in Weißrussland, Belgien und Frankreich. In diesem
Zusammenhang interessieren sich die Grünen auch für
Notifizierungs- und Beteiligungsverfahren nach der Espoo-Konvention.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 080 - 13. Februar 2017 - 09.24 Uhr
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BUNDESTAG/6327: Heute im Bundestag Nr. 079 - 10.02.2017


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 079

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 10. Februar 2017, Redaktionsschluss: 13.32 Uhr

1. Anhörung zur Zukunft der Nachtzüge

2. Gewaltdelikte gegen Flüchtlinge in 2016

3. Kontrollen an EU-Binnengrenzen in 2016

4. Rechtsextreme Musikveranstaltungen

5. Polizeikontrollen zu Silvester 2016/2017



1. Anhörung zur Zukunft der Nachtzüge

Verkehr und digitale Infrastruktur/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Zu einem Antrag der Linksfraktion mit der Forderung,
den Fernreiseverkehr mit Nachtzügen auch in Zukunft zu ermöglichen
(18/7904) veranstaltet der Verkehrsausschuss am Mittwoch, 15. Februar
2017 ab 10.45 Uhr im Saal E 600 des Paul-Löbe-Hauses eine öffentliche
Anhörung. In der Vorlage fordern die Abgeordneten die Bundesregierung
auf, darauf hinwirken, dass der weitere Abbau des Nachtzugnetzes
sofort gestoppt wird und die seit dem 1. Januar 2014 aus dem Fahrplan
genommenen Verbindungen wieder bedient werden. Zusammen mit der
Deutschen Bahn AG (DB AG) und den Fahrgastverbänden soll sie zudem ein
neues Konzept für Nachtzugverkehr erarbeiten. Weiter soll die
Bundesregierung die Besteuerung so verändern, dass der
Mehrwertsteuersatz für die grenzüberschreitenden Bahnverkehr nicht
höher ist als derjenige im grenzüberschreitenden Luftverkehr.

Als Experten geladen sind: Kurt Bauer als Vertreter der
Österreichischen Bundesbahnen (ÖBB-Personenverkehr AG); Marco Bellmann
von der Fakultät Verkehrswissenschaften an der Technische Universität
Dresden; Birgit Bohle, Vorstandsvorsitzende der DB Fernverkehr AG und
Joachim Holstein vom Betriebsrat der DB European Railservice GmbH.
Besucher der Anhörung werden gebeten, sich unter Angabe ihres Namens
und Geburtsdatums bis zum Vortag der Sitzung, 16 Uhr, beim Ausschuss
unter verkehrsausschuss@bundestag.de anzumelden.

 * 

2. Gewaltdelikte gegen Flüchtlinge in 2016

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Zahl der im vergangenen Jahr begangenen
politisch motivierten Gewaltdelikte gegen Flüchtlinge berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (18/11059) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (18/10857). Danach wurden mit Stand
vom 19. Januar dieses Jahres für 2016 "insgesamt 552 Gewaltdelikte mit
dem Unterthema ,gegen Asylbewerber/Flüchtlinge' erfasst". Davon
entfielen 527 auf den Phänomenbereich der politisch rechts motivierten
Kriminalität und neun auf den der politisch motivierten
Ausländerkriminalität. "16 Straftaten konnten keinem Phänomenbereich
zugeordnet werden", heißt es in der Vorlage weiter. Zugleich weist die
Bundesregierung darauf hin, "dass die bisherigen Deliktzahlen für 2016
nicht abschließend sind und durch die laufende Erfassung Änderungen
unterliegen".

 * 

3. Kontrollen an EU-Binnengrenzen in 2016

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der Kontrollen an den deutschen
EU-Binnengrenzen im Jahr 2016 ist ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (18/11058) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (18/10833). Danach wurden dort im vergangenen Jahr insgesamt
3.724.910 Personen kontrolliert. Die meisten dieser Kontrollen
entfielen den Angaben zufolge auf die Grenze zu Österreich mit
1.853.767 Personen sowie auf die Grenze zu Polen mit 525.736 und die
Grenze zu Tschechien mit 499.569.

 * 

4. Rechtsextreme Musikveranstaltungen

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der Musikveranstaltungen der extremen
Rechten im vierten Quartal 2016 will die Fraktion Die Linke wissen.
Zudem erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (18/11096) unter
anderem danach, von wie vielen Personen die einzelnen
Konzertveranstaltungen besucht wurden.

 * 

5. Polizeikontrollen zu Silvester 2016/2017

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Polizeikontrollen zu Silvester 2016/2017" lautet
der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (18/11097).
Darin erkundigen sich die Abgeordneten bei der Bundesregierung danach,
wie viele Bundespolizisten am Silvesterabend im Einsatz waren und wie
viele von ihnen im Bereich Köln eingesetzt wurden. Auch möchten sie
wissen, wie viele Platzverweise am Silvesterabend durch die
Bundespolizei ausgesprochen wurden. Ferner fragen sie unter anderem,
inwieweit die Bundesregierung ausschließen kann, "dass Einsatzkräfte
der Bundespolizei bei Kontrollen und Maßnahmen an die Hautfarbe
beziehungsweise Herkunft der Betroffenen angeknüpft haben".

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/6326: Heute im Bundestag Nr. 078 - 10.02.2017


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 078

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 10. Februar 2017, Redaktionsschluss: 09.49 Uhr

1. Regierung sichert Informationen zu

2. Mehr Reserven bei Lebensversicherungen

3. Grüne fragen nach Arznei-Versandhandel

4. Rechtsweg bei Autobahnprojekten

5. Bahnstrecke Salzburg - Kufstein

6. Tabakregulierung im Fokus



1. Regierung sichert Informationen zu

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hat auf ihre umfassenden
Informationen des Parlaments über das europäisch-kanadische
Freihandelsabkommen CETA hingewiesen. In einer Antwort (18/11070) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (18/10727) hebt die
Bundesregierung die intensive parlamentarische Begleitung des
Verhandlungsprozesses hervor, "so wie es die Mitwirkungsrechte des
Deutschen Bundestages vorsehen". Alle von der EU übermittelten
Dokumente über die Verhandlungen seien an den Bundestag weitergeleitet
worden. Auch über Sitzungen des Handelspolitischen Ausschusses sei das
Parlament informiert worden.

 * 

2. Mehr Reserven bei Lebensversicherungen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die wegen der anhaltenden Niedrigzinsphase
eingeführte Zinszusatzreserve der deutschen Lebensversicherungen, die
als Puffer zur Erfüllung der Ansprüche der Versicherten dienen soll,
ist in den vergangenen Jahren gewachsen. Wie die Bundesregierung in
ihrer Antwort (18/11076) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (18/10836) mitteilt, wird für 2016 von einer Höhe dieser Reserve
von insgesamt 44 Milliarden Euro ausgegangen. Die Zahl ist noch
vorläufig. 2015 waren es 32,1 Milliarden Euro, 2014 21,3 Milliarden
Euro.

Aus dem von der Europäischen Versicherungsaufsicht EIOPA
durchgeführten Stresstest für Lebensversicherungen ergeben sich nach
Ansicht der Bundesregierung "keine substanziell neuen Erkenntnisse".
Es sei bekannt, dass die deutschen Lebensversicherer im europäischen
Vergleich länger laufende Verbindlichkeiten hätten und daher vom
Niedrigzinsumfeld stärker betroffen seien.

 * 

3. Grüne fragen nach Arznei-Versandhandel

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit dem von der Bundesregierung geplanten
Versandhandelsverbot für rezeptpflichtige Medikamente befasst sich die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (18/11095).
Ein solch großer Eingriff wäre nach Ansicht der Abgeordneten nur dann
gerechtfertigt, wenn es in der Vergangenheit durch den Versandhandel
zu Verwerfungen in der Arzneimittelversorgung gekommen wäre und
Alternativen zur jetzt geltenden Preisbindung ausgeschlossen worden
seien.

Die Parlamentarier wollen unter anderem mehr über die genauen Gründe
für das geplante Versandhandelsverbot wissen und fragen, ob
Alternativen dazu geprüft worden sind.

Hintergrund ist ein Urteil des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) vom
19. Oktober 2016, demzufolge die in Deutschland geltende Preisbindung
für rezeptpflichtige Medikamente ausländische Versandapotheken
benachteiligt und daher gegen EU-Recht verstößt. So werde
ausländischen Apotheken über die Festpreise der Zugang zum deutschen
Markt erschwert. Dieses Handelshemmnis sei nicht gerechtfertigt.

Nach dieser Gerichtsentscheidung können die ausländischen
Versandapotheken nun Rabatte gewähren, was nach Ansicht der
Bundesregierung hiesigen Präsenzapotheken Probleme bereiten könnte.
Eine mögliche Konsequenz aus dem Urteil wäre neben einem
Versandhandelsverbot die Aufhebung der Preisbindung auch für
rezeptpflichtige Arzneimittel.

 * 

4. Rechtsweg bei Autobahnprojekten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach den Gründen für die geplante "Beschränkung des
Rechtsweges bei Autobahnprojekten", erkundigt sich die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (18/11061). Wie es in
der Vorlage heißt, soll "mithilfe gesetzlicher Anpassungen" für
bestimmte Straßenprojekte der Rechtsweg durch die Einsetzung des
Bundesverwaltungsgerichtes als erste und einzige Gerichtsinstanz für
Streitigkeiten, die Planfeststellungs- und Plangenehmigungsverfahren
für Bundesfernstraßenvorhaben betreffen, auf eine Instanz beschränkt
werden. Zu den Vorhaben, die die Bundesregierung unter diese
Sonderregelung stellen wolle, gehörten auch "besonders umstrittene
Vorhaben" wie der Neubau des 17. Bauabschnittes der Stadtautobahn A100
in Berlin und solche Straßenbaupläne, für die auch die Bundesregierung
die Auswirkungen auf Umwelt und Natur im Bundesverkehrswegeplan als
"hoch" einstufe, schreiben die Grünen. Die Abgeordneten möchten nun
von der Bundesregierung wissen, welche Vorteile sie sich durch die
Beschränkung erhofft und inwiefern diese Vorteile "Einschränkung des
Rechtsschutzes der Bürger" rechtfertigen.

 * 

5. Bahnstrecke Salzburg - Kufstein

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Um die Ertüchtigung der Bahnstrecke Salzburg -
Kufstein auf deutschem Staatsgebiet geht es der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (18/11055). Die Abgeordneten
fragen, ob der Bundesregierung das Angebot der Österreichischen
Bundesbahnen zur hälftigen Finanzierung der Ertüchtigungsmaßnahmen auf
der Korridorstrecke Salzburg - Kufstein über deutsches Staatsgebiet
bekannt ist. Wissen wollen die Parlamentarier auch, welche Bemühungen
die Bundesregierung unternimmt, um die deutsche
Komplementärfinanzierung in Höhe von zehn Millionen Euro aufzubringen,
die die Deutsche Bahn AG nach Aussage der Grünen nicht sicherstellen
kann.

 * 

6. Tabakregulierung im Fokus

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke will die sozialen und
gesundheitlichen Folgeprobleme durch den Tabakkonsum bekämpfen. Aus
diesem Grund fordern die Abgeordneten in einer Kleinen Anfrage
(18/11063) unter anderem eine Einschätzung der Bundesregierung über
die jährlichen finanziellen Schäden für Kranken-, Pflege und
Rentenversicherungen durch Tabakkonsum sowie über die Anzahl der
Todesfälle durch aktives und passives Rauchen seit dem Jahr 2009. Die
Linksfraktion will darüber hinaus wissen, wie viele Treffen zwischen
Vertretern der Tabakindustrie und der Bundesregierung seit Beginn der
18. Legislaturperiode stattgefunden haben.

 * 

Quelle:
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VERKEHR/553: Maut-Wahnsinn ist die Mühe nicht Wert


FDP-Pressemitteilung vom 10. Februar 2017

DÜRR: Maut-Wahnsinn ist die Mühe nicht Wert



Zur Debatte um die Pkw-Maut erklärt das FDP-Präsidiumsmitglied und
Sprecher der FDP-Fraktionsvorsitzendenkonferenz Christian Dürr:

"Die Pkw-Maut ist die Mühe nicht Wert. Die Bundeskanzlerin muss dem
Maut-Wahnsinn endgültig eine Absage erteilen - und das am besten noch
vor der Bundestagswahl. Diese Maut war von Beginn an nur als
Wahlkampfschlager der CSU geplant. Ihre Umsetzung dient lediglich der
Gesichtswahrung von Horst Seehofer und erfüllt nur einen einfältigen
Zweck: Wie Du mir, so ich Dir. Ausländer sollen bestraft werden, weil
deutsche Autofahrer im Ausland schließlich auch bezahlen müssen.
Neben all den aufgekommenen Zweifeln an der Rentabilität dieses
Projekts sollte die Bundesregierung mittlerweile erkannt haben, dass
die Maut nicht nur für die deutschen Steuerzahler, sondern auch für
ganz Europa mehr Schaden anrichtet, als Nutzen bringt. Eine Maut, die
Autofahrer aufgrund ihrer Herkunft bestraft, ist Gift für Europa."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen
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BAYERN/4732: Soziale Gerechtigkeit ist Kern der europäischen Idee (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 13. Februar 2017

SPD will ein sozialeres Europa

Fraktionsvize Hans-Ulrich Pfaffmann: Soziale Gerechtigkeit ist Kern der europäischen Idee - Antragspaket morgen im Landtag



Die SPD-Landtagsfraktion macht sich stark für ein sozialeres Europa. Mit einem Antragspaket, das am Dienstag im Plenum des Landtags beraten wird, setzen sich die Sozialdemokraten unter anderem für EU-weite soziale Mindeststandards, Investitionen in Bildung, auskömmliche Mindestlöhne und die Förderung von Bildung ein. SPD-Fraktionsvize Hans-Ulrich Pfaffmann betont:

"Nach Jahrzehnten der Wirtschaftsförderung und Bankenrettung müssen Jahrzehnte der Investitionen in Bildung und soziale Sicherheit folgen. Nur wenn die EU als Schutzraum für soziale Gerechtigkeit erkennbar wird, kann sie auch ihre wichtigste Funktion als Garant für Frieden langfristig weiter erfüllen."

Das neunteilige Antragspaket schlägt beispielsweise umfassende europäische Arbeitnehmerrechte, den Kampf gegen Armut und Jugendarbeitslosigkeit sowie gemeinsame Maßnahmen gegen Steuerbetrug und Steuervermeidung vor. Die Staatsregierung soll sich dafür auf Bundesebene und in der EU einsetzen.

Die Anträge der SPD-Fraktion sind abrufbar unter:

https://bayernspd-landtag.de/presse/pressemitteilungen/?id=348069

 * 

Quelle:
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BAYERN/4731: Markus Rinderspacher fordert Ende des Maut-Unsinns (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 10. Februar 2017

Markus Rinderspacher fordert Ende des Maut-Unsinns

CSU-Verkehrsminister Dobrindt soll das Minusgeschäft für Staat und Autofahrer endlich beerdigen



Angesichts der zu erwartenden Kosten von mehreren hundert Millionen Euro der geplanten PKW-Maut fordert der SPD-Landtagsfraktionsvorsitzende Markus Rinderspacher einen Stopp des umstrittenen Projekts von CSU-Verkehrsminister Dobrindt:

"Jetzt ist dann aber auch wirklich mal Schluss mit dem Unsinn. Was soll denn eine Maut, die dem Staat Mehrkosten statt Einnahmen verursacht? Als Wahlkampfthema der CSU war die Maut ja vielleicht noch tauglich. Aber in der Realität erweist sie sich als Rohrkrepierer und Draufzahlgeschäft. Herr Dobrindt sollte dieses Thema endlich beerdigen."

Statt der vom Ministerium angepeilten jährlichen Nettoeinnahmen in Höhe von rund 500 Millionen Euro wird der Bundeshaushalt im Jahr 2019 mit 147 Millionen Euro belastet, im Jahr 2023 steigt die Belastung auf 251 Millionen Euro, wie eine Studie im Auftrag des Verkehrsclubs ADAC ergeben hat.

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/2918: AfD-Fraktionschef Holm muss sich endlich von Höcke distanzieren (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom Montag, 13. Februar 2017

AfD-Fraktionschef Holm muss sich endlich von Höcke distanzieren



Wie heute bekannt wurde, plant der AfD-Vorstand den thüringischen AfD-Vorsitzenden Björn Höcke aus der Partei auszuschließen.

Grund für das Parteiausschlussverfahren ist unter anderem die Rede, die Höcke Mitte Januar vor Mitgliedern der AfD-Jugendorganisation gehalten hatte. Darin hatte der das Holocaust-Mahnmal in Berlin als "Denkmal der Schande" bezeichnet.

Dazu sagt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion, Thomas Krüger: "Das Ausschlussverfahren gegen Höcke ist ein längst überfälliger Schritt. Dass Parteichefin Frauke Petry Höckes verbale Ausfälle als "das Maß des demokratisch Erträglichen sprengend" bezeichnet, muss sich auch bei der AfD-Fraktion im Landtag niederschlagen."

Damit spielt Krüger auf die Debatte Ende Januar im Landtag an. In einem gemeinsamen Antrag bekräftigten die Fraktionen von SPD, CDU und Linke, "Verfassungsgegnern weiterhin entschieden entgegentreten" zu wollen. In seiner Rede forderte Krüger den Fraktionschef der AfD Leif-Erik Holm auf, sich von den Äußerungen Höckes zu distanzieren. Dieser Aufforderung kam Holm bis heute nicht nach. Dem gemeinsamen Antrag schloss sich die AfD nicht an.

"Wenn der Fraktionsvorsitzende und Landessprecher der AFD sich weiterhin weigert, sich von der völkisch-nationalen Hetze des Herrn Höcke zu distanzieren, ist das erneut ein Beleg dafür, dass Herr Holm keineswegs zum sogenannten gemäßigten Flügel der AfD gezählt werden darf , wie uns immer noch manche glauben machen wollen. Umso bedenklicher ist, dass sich Herr Holm anschickt, seine politische Laufbahn im Bundestag fortsetzen zu wollen."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/4303: Mittelrheinbrücke - FDP kann sich in der Koalition nicht durchsetzen (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
13.02.2017

Mittelrheinbrücke / Aussagen FDP-Fraktionsvors. Roth 

Hans-Josef Bracht / Matthias Lammert: FDP kann sich in der Koalition
nicht durchsetzen



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Roth hat laut Twitter zur
Mittelrheinbrücke mitgeteilt, wenn diese als Landesstraße eingestuft
werden würde, wäre sie in "zwanzig bis dreißig Jahren noch nicht
gebaut". Dazu erklären die CDU-Landtagsabgeordneten Hans-Josef Bracht
und Matthias Lammert:

Hans-Josef Bracht: "Dass die FDP diese Brücke nicht will, wollen wir
gar nicht unterstellen. Aber scheinbar kann sie sich in der
Ampel-Koalition nicht durchsetzen. Und schon gar nicht, wenn das Land
die Kosten für den Bau tragen muss. Im Zuge der
Koalitionsverhandlungen vermittelten FDP, SPD und Grüne den Eindruck,
die Brücke sei in wenigen Jahren gebaut. Jetzt, wo die Verantwortung -
und damit die Kosten - laut Gutachten eindeutig auf Landesseite liegt,
versucht Herr Roth von der Uneinigkeit in der Koalition abzulenken und
droht mit einer Verschiebung des Baus in eine ferne Zukunft."

Matthias Lammert: "Herr Roth bescheinigt also der eigenen
Landesregierung, nicht fähig zu sein, diese Brücke in eigener
Verantwortung zu bauen. Steht es wirklich so schlecht um die
Infrastruktur-Kompetenz des Verkehrsministers und dieser
rot-grün-gelben Landesregierung? Wir erwarten, dass sich die FDP in
der Ampel-Koalition durchsetzt, die Landesregierung sich klar zu einem
zügigen Bau der Brücke als Landesstraße bekennt und die erforderlichen
Maßnahmen auf den Weg bringt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Februar 2017
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RHEINLAND-PFALZ/4302: "Der richtige Mann zur richtigen Zeit im richtigen Amt" (Landtag Rheinland-Pfalz)


Landtag Rheinland-Pfalz - Pressemitteilung vom 12. Februar 2017

"Der richtige Mann zur richtigen Zeit im richtigen Amt"



"Mit Frank-Walter Steinmeier hat die Bundesrepublik Deutschland den
richtigen Mann zur richtigen Zeit im richtigen Amt", freute sich der
Präsident des rheinland-pfälzischen Landtags, Hendrik Hering, über die
erfolgreiche Wahl des SPD-Kandidaten zum zwölften Bundespräsidenten.
Hering selbst gehörte der Bundesversammlung an und durfte Frank-Walter
Steinmeier mitwählen. Eine solche Wahl sei auch für einen erfahrenen
Politiker immer ein ganz besonderes, historisches und ergreifendes
Ereignis, bekannte Hering.

In Zeiten von zunehmendem Populismus, Nationalismus, Protektionismus
und EU-Skepsis, bilde Frank-Walter Steinmeier als eine herausragende
Persönlichkeit einen Gegenpol. Er genieße national wie international
großen Respekt und seine Stimme finde Gehör. "Steinmeier steht für
Verlässlichkeit, Glaubwürdigkeit, Kompetenz und er ist ein vehementer
Verteidiger der Werte unserer freiheitlichen Demokratie".

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/4301: Lärmreduzierung ist wichtig für Gesundheit und Natur (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
10.02.2017

Lärmreduzierung ist wichtig für Gesundheit und Natur

Thomas Roth zum Bundesratsbeschluss zur Reduzierung von Schienenlärm



Zu dem heute im Bundesrat beschlossenen Antrag zum
Schienenlärmschutzgesetz sagt der Vorsitzende der FDP-Fraktion im
Landtag Rheinland-Pfalz, Thomas Roth:

"Der heute im Bundesrat beschlossene Antrag zur Reduzierung von
Schienenlärm ist ein positives Signal für viele tausend Menschen, die
unter dem Lärm von Güterzügen leiden. Das ist besonders im Rheintal
eine große Belastung für die Anwohner. Dieses wollen wir Freien
Demokraten ändern und dafür sorgen, dass die Lärmemissionen sinken.
Wirtschaftsminister Dr. Volker Wissing setzt sich in besonderem Maße
für die Reduzierung des Bahnlärms ein.

Ab Ende des Jahres 2020 wird das geplante Verbot von Graugussbremsen
die Menschen, die entlang von Schienenwegen leben, spürbar entlasten.
Die Reduzierung des Lärms, der von Güterzügen ausgeht, ist ein
wichtiger Beitrag zum Gesundheits- und Naturschutz.

Gleichzeitig wird durch leisere Güterzüge die Akzeptanz für den
Schienenverkehr in der Bevölkerung erhöht. Aufgrund seiner zentralen
Lage in Europa und dem damit verbundenen hohen Warenverkehr ist ein
leistungsfähiges und akzeptiertes Schienennetz unabdingbar."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Februar 2017
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INNEN/2952: Keine Finanzierung von Verfassungsfeinden aus Steuermitteln


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 10. Februar 2017

Arbeitsgruppe: Inneres

Keine Finanzierung von Verfassungsfeinden aus Steuermitteln



Eva Högl, stellvertretende Fraktionsvorsitzende:

Der Bundesrat hat heute über die Neuregelung der Parteienfinanzierung beraten. Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt diese Initiative und spricht sich für ein geschlossenes Vorgehen aller demokratischen Akteure aus.

"Das Bundesverfassungsgericht hat der NPD in seinem Urteil vom 17. Januar 2017 eindeutige Verfassungsfeindlichkeit bescheinigt. Den Hinweis des Gerichts nach anderen Reaktionsmöglichkeiten unterhalb eines Parteiverbots haben wir sehr ernst genommen. Es besteht auch innerhalb der Koalition großer Konsens darin, dass Parteien, die verfassungsfeindliche Ziele verfolgen, nicht weiter mit staatlichen Mitteln finanziert werden dürfen. Gemeinsam mit unserem Koalitionspartner haben wir eine Verständigung erzielt und das Bundesministerium des Innern gebeten - in enger Abstimmung mit dem Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz - zeitnah einen Vorschlag zur Änderung der Parteienfinanzierung vorzulegen.

Wir können nicht weiter zulassen, dass eine Partei, die die Werte unserer Verfassung mit Füßen tritt, aus Steuergeld finanziert wird und sollten das noch in dieser Legislaturperiode umsetzen."

Copyright 2017 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:
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GEWERKSCHAFT/181: Warnstreiks werden fortgesetzt (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 13. Februar 2017

GEW: "Warnstreiks werden fortgesetzt"

Bildungsgewerkschaft zur Tarifrunde im öffentlichen Dienst der
Länder



Frankfurt a.M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) hat
angekündigt, dass die Warnstreiks in dieser Woche fortgesetzt werden. Damit
solle der Druck auf die Arbeitgeber in der Tarifrunde für die im
öffentlichen Dienst der Länder Beschäftigten weiter erhöht werden, sagte
Andreas Gehrke, für Tarifpolitik verantwortliches GEW-Vorstandsmitglied, am
Montag in Frankfurt a.M. Er kündigte Warnstreiks in den Bundesländern
Baden-Württemberg, Bayern, Bremen, Hamburg, Sachsen-Anhalt, Berlin (zwei
Tage) und Thüringen an.

Bereits in der vergangenen Woche hatten viele Tausend Beschäftigte in
Baden-Württemberg, Bremen, Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen,
Rheinland-Pfalz, Sachsen, Schleswig-Holstein und im Saarland dem
Forderungspaket der Gewerkschaften, das im Volumen sechs Prozent umfasst,
mit ihren Aktionen Nachdruck verliehen. Auch im Land Hessen, das nicht
Mitglied der Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) ist und eigene
Tarifverhandlungen mit den Gewerkschaften führt, hat es Warnstreiks
gegeben. Aus dem Organisationsbereich der GEW beteiligten sich angestellte
Lehrkräfte, pädagogische Fachkräfte an Schulen, Erzieherinnen und Erzieher,
Sozialarbeiterinnen und -arbeiter sowie Sozialpädagoginnen und -pädagogen
an den Aktionen.



Info: Die Tarifverhandlungen für die im öffentlichen Dienst der
Länder Beschäftigten sind am Dienstag vorletzter Woche unterbrochen worden.
Die Arbeitgeber hatten auch in der zweiten Runde kein Angebot vorgelegt.
Die Positionen der Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes und der TdL
liegen noch weit auseinander.

Die dritte - und voraussichtlich letzte Verhandlungsrunde - findet am
16./17. Februar in Potsdam statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Februar 2017

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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GEWERKSCHAFT/180: Friseurhandwerk - "Besser abschneiden"- Berufsschultour gestartet (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
12. Februar 2017

Friseurhandwerk: ver.di startet "Besser abschneiden"- Berufsschultour
für höhere Ausbildungsvergütungen und einen allgemeinverbindlichen
Tarifvertrag



Berlin, 12.02.2017 - Niedrigste Vergütungen, frustrierende
Ausbildungserlebnisse. Für den Nachwuchs im Friseurhandwerk muss sich etwas
ändern. Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) startet deswegen
eine bundesweite Berufsschultour im Rahmen der Kampagne "Besser
abschneiden". Bis Anfang Juni 2017 wird ver.di mit einem pinkfarbenen
Kampagnenbus auf über 60 Schulhöfen unterwegs sein, mit
Auszubildenden im Unterricht diskutieren und sie mobilisieren. Das
Ziel ist es, gemeinsam einen bundesweiten, allgemeinverbindlichen
Tarifvertrag mit deutlich höheren Vergütungen für die rund 23.000
Auszubildenden zu erstreiten.

"Das Friseurhandwerk kann seit Jahren immer weniger Auszubildende für
sich begeistern, denn die Qualität der Ausbildung ist oft mangelhaft
und die Vergütung viel zu niedrig. Vergütungen von zum Teil unter 300
Euro im Monat reichen nicht zum Leben. Deswegen suchen wir das
Gespräch mit den Auszubildenden, klären über ihre Rechte auf, um
gemeinsam bessere Vergütungen durchzusetzen", sagte ver.di-Sekretär
Marvin Reschinsky.

Laut Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) lag die
durchschnittliche Ausbildungsvergütung im Friseurhandwerk im Osten
bei gerade einmal 269 Euro, im Westen bei 494 Euro monatlich.

Weitere Informationen zur Kampagne:

www.besser-abschneiden.info oder

www.facebook.de/besserabschneiden

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 12.02.2017

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Eva Völpel - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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LANDWIRTSCHAFT/1704: Was kostet der Wandel in der Nutztierhaltung? (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 406 - Januar 2017

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

Was kostet der Wandel in der Nutztierhaltung?
Mehraufwand auf dem Weg zu mehr Tierwohl erfordert neue Einkommensquellen für die Höfe

Von Christine Weißenberg



Ein Umbau der landwirtschaftlichen Nutztierhaltung hin zu mehr
Tierwohl wird, rein ökonomisch betrachtet, Mehrkosten verursachen.
Deren Größenordnung ist bisher zumindest grob auf drei bis fünf
Milliarden Euro jährlich geschätzt worden. Das entspreche "etwa drei
bis fünf Prozent der Aufwendungen für Nahrungsmittel privater
Haushalte" oder "etwa 60 bis 100 Prozent des heutigen Jahresbudgets
für die landwirtschaftlichen Direktzahlungen [aus dem EU-Haushalt] in
Deutschland", so die Mitglieder des Wissenschaftlichen Beirats für
Agrarpolitik (WBA) beim Bundeslandwirtschaftsministerium in ihrem
Gutachten "Wege zu einer gesellschaftlich akzeptierten
Nutztierhaltung" von März 2015.

Diverse Mehrkosten

Für diese Schätzung wurde zunächst auf Grundlage verfügbarer Studien
eine Bandbreite der erwarteten Kostenerhöhungen je Tierart
zusammengestellt. Einbezogen wurde die Umsetzung bestimmter Maßnahmen,
die vom WBA als zukünftig notwendig angesehen werden ( u. a.
reduzierte Besatzdichte, organisches Beschäftigungsmaterial,
Außenklimakontakt, Verzicht auf kupierte Schwänze oder gekürzte
Schnäbel bzw. auf Enthornung). Auch die Umstellung hin zu einem durch
bestehende Labelprogramme (Tierschutzlabel, Bio, Neuland) definierten
Premiumstandard wurde berücksichtigt. Dabei wurden die Schweinemast
inklusive Ferkelerzeugung und die Rindermast mit jeweils 28 bis 42
Prozent Kostenerhöhungen als die Bereiche bestätigt, die vor den
größten Veränderungen stehen. Die Mehrkosten im Legehennenbereich
wurden mit 9 bis 24 Prozent angegeben, die für die Hühnermast mit 9
bis 22 Prozent. Die Bandbreite für die Milchviehhaltung wird, je nach
Möglichkeit Weidegang umzusetzen, von "relativ geringen Zusatzkosten"
bis hin zu einem "höheren zweistelligen Prozentbereich" eingeschätzt.
Die Mehrkosten könnten auf den Betrieben auch erheblich höher
ausfallen, wenn z.B. ein Stallneubau, unabhängig von betrieblichen
Entwicklungsschritten, oder umfangreiche Umbauten notwendig werden.
Die Kosten erhöhen sich außerdem durch Zielkonflikte mit anderen
Anforderungen, z.B. im Umweltschutz.

Besser und weniger

Der WBA spricht auch die besondere Herausforderung auf den Höfen an:
Wegen der geringen Margen für die landwirtschaftlichen Erzeugnisse
können selbst geringfügige Erhöhungen der Kosten für viele Betriebe zu
existentiellen Schwierigkeiten führen. Das bedeutet, es besteht die
Gefahr eines verstärkten Strukturwandels "bei einem fehlenden
Ausgleich durch höhere Marktpreise oder Zahlungen im Rahmen
privatwirtschaftlicher oder staatlicher Programme". Für die gesamte
inhaltliche und finanzielle Gestaltung des Umbauprozesses fordern die
Mitglieder des WBA, eine bundeseinheitliche Strategie mit kurz-,
mittel- und langfristigen Zielen und Schritten zu entwickeln und einen
langfristig tragfähigen gesellschaftlichen Konsens anzustreben. Dazu
passen würde nach Ansicht des WBA ein Leitbild "besser und weniger":
"Eine Transformation von der Strategie der Mengenausweitung und
Kostenführerschaft zu einer Differenzierungsstrategie mit höherer
Wertschöpfung pro Produkteinheit eröffnet verbesserte Möglichkeiten
für Tier- und Umweltschutz." Die WissenschaftlerInnen betonen:
"Tierschutzprobleme können nicht allein durch Anhebung von
Mindeststandards gelöst werden. Insgesamt bedarf es eines
Politik-Mixes, der gesetzliche Mindeststandards,
Selbstbeschränkungsabkommen/Brancheninitiative und Labelprogramme mit
staatlichen Kompensationszahlungen im Rahmen der zweiten oder auch der
ersten Säule [des EU Agrarhaushaltes] koppelt."

 * 

Quelle:

Unabhängige Bauernstimme, Nr. 406 - Januar 2017, S. 12
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WISSENSCHAFT/1346: Acht Millionen Euro für die Lebenswissenschaften in Schleswig-Holstein (idw)


Exzellenzcluster Entzündungsforschung - 09.02.2017

Acht Millionen Euro für die Lebenswissenschaften in Schleswig-Holstein



Ende kommenden Jahres endet die zweite Phase der Exzellenzinitiative des
Bundes und der Länder für die Förderung der Spitzenforschung in
Deutschland. Der schleswig-holsteinische Exzellenzcluster "Inflammation at
Interfaces" schafft schon jetzt Strukturen zur Fortführung exzellenter
lebenswissenschaftlicher Forschung im Norden. Von der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel und der Universität zu Lübeck wurden
dafür acht sogenannte "Schleswig-Holstein-Excellence-Chairs"("SH Chairs")
gemeinsam ausgeschrieben. Am Donnerstag, 9. Februar, stellten Vertreter der
beteiligten Universitäten und Wissenschaftsministerin Kristin Alheit das
neuartige Konzept in Kiel vor.


Die "SH-Chairs" sind spezielle Professuren, mit denen exzellente
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler an die schleswig-holsteinischen
Standorte gebunden werden sollen. Sie werden jeweils für einen Zeitraum
von maximal sechs Jahren gefördert. Durch die Förderung kann jeder
Chair-Inhaber eine zusätzliche Juniorprofessur in seiner Arbeitsgruppe
einsetzen. Eine zweite Ausschreibungsphase des Förderprogramms ist im
Anschluss vorgesehen. Fünf Millionen Euro der Fördersumme finanziert das
Land Schleswig-Holstein aus seinem Struktur- und Exzellenzbudget. Drei
Millionen trägt der Medizin-Ausschuss, eine gemeinsame Einrichtung der
Universitäten Kiel und Lübeck mit dem Universitätsklinikum
Schleswig-Holstein (UKSH), in dem Strukturen, Planungen und Entscheidungen
gemeinsam beraten und abgestimmt werden. Die Förderung bietet den als
überdurchschnittlich ausgewiesenen Forschenden eine wissenschaftlich
exzellente Karriere- sowie eine belastbare Lebensperspektive am Standort
Schleswig-Holstein. Ordentlich berufene Professorinnen und Professoren
beider Universitäten konnten sich um die finanzielle Förderung des eigenen
Forschungsumfeldes bewerben.

Bei der Vorstellung des Konzeptes machte Wissenschaftsministerin Kristin
Alheit deutlich, was das Land mit dieser Förderung bewirken möchte: "Wir
wollen die universitäre Spitzenforschung im Land stärken und die
Exzellenzstrategie fördern. Das Land Schleswig-Holstein beteiligt sich an
der Finanzierung der 'SH Chairs', damit das lebenswissenschaftliche
Potenzial im Land optimal genutzt werden kann. Die Exzellensstrategie soll
auch dazu beitragen, aktuelle Forschungsergebnisse schnell für
Patientinnen und Patienten nutzbar zu machen. Die Lebenswissenschaften
gehören dabei zu den wichtigen Zukunftsfeldern, die den Forschungsstandort
Schleswig-Holstein sichern."

Professor Lutz Kipp, Präsident der CAU, betonte: "In den
Lebenswissenschaften betreiben wir an der CAU Spitzenforschung - gemeinsam
mit der Universität zu Lübeck. Die Erfolge bei der Einwerbung von
Exzellenzclustern und Sonderforschungsbereichen liefern hierfür klare
Belege. Spitzenforschung ist nur mit Spitzenforscherinnen und -forschern
möglich. Deshalb müssen wir diese nach Schleswig-Holstein holen und durch
attraktive Lebens- und Arbeitsbedingungen am Standort halten. Und genau
das leistet das SH-Chair-Programm."

Der Schulterschluss der beiden Universitätsstandorte Kiel und Lübeck,
sowie die disziplinübergreifende Ausschreibung des Förderprogramms ist ein
bewusst gewähltes Modell. "Wir haben seit 2007 sehr gute Erfahrungen mit
der standortübergreifenden Zusammenarbeit der Cluster-Wissenschaftlerinnen
und -Wissenschaftler gemacht", sagt Hendrik Lehnert. "Dieses extrem
erfolgreiche Netzwerk, das weltweite Standards gesetzt hat, wollen wir
weiter ausbauen und verstärken."

Das Programm der "SH-Chairs" ist deutschlandweit einmalig. "Mit diesem
Alleinstellungsmerkmal gehen wir stark in die dritte Förderperiode." Davon
ist Professor Stefan Schreiber, Sprecher des Exzellenzclusters, überzeugt:
"Das Programm ist insbesondere auch eine Entwicklung, die den Patientinnen
und Patienten in unseren beiden Entzündungsambulanzen zu Gute kommt. Diese
Betroffenen profitieren aus erster Hand von den Forschungsergebnissen aus
dem Cluster, weil sie nach den allerneusten Erkenntnissen behandelt
werden."

"Die Entzündungsforschung ist zentraler Bestandteil der Forschungsagenda
an der Medizinischen Fakultät der CAU", fügt Professor Ulrich Stephani,
Dekan der Fakultät, hinzu. "Wir etablieren die Chairs und stellen auf
diese Weise sicher, dass die Spitzenkräfte in Schleswig-Holstein bleiben.
Mit diesem Programm bekennen wir uns zur Spitzenforschung." Die
Ausschreibung der Juniorprofessuren hole weitere brillante Köpfe nach
Schleswig-Holstein, so Stephani weiter.

"Schleswig-Holstein ist ein demografisches Zuzugsland - insbesondere für
ältere Menschen. Damit ist ein Anstieg chronischer Krankheiten
prognostiziert. Volkswirtschaftlich sehr teure Therapieverfahren werden im
'echten Norden' nicht nur Anwendung finden, sondern hier - wo die
Patienten sind - entwickelt", sagt Professor Jens Scholz,
Vorstandsvorsitzender des UKSH. "Die Gemeinschaft des Clusters stellt
schon jetzt sicher, dass unheilbare chronische Krankheiten innovativ
behandelt werden, was gleichzeitig zu besseren klinischen wie
wirtschaftlichen Ergebnissen führt. Hier werden strategische Lücken
zwischen Grundlagen- und Therapieforschung durch neue Konzepte der
Frühdiagnostik und präventiver Intervention bei chronischen und
altersbedingten Erkrankungen geschlossen. Das UKSH wird die
schleswig-holsteinische Exzellenzcluster-Initiative nach Kräften
unterstützen."


Hintergrundinformationen:

Noch bis Ende 2017 werden insgesamt 99 Forschungsprojekte im Rahmen der 2.
Förderperiode der Exzellenzinitiative gefördert. Alle Projekte haben eine
Anschlussfinanzierung bis zum 31.12.2018 erhalten um den Zeitraum für
wissenschaftlich fundierte Anträge ausreichend lang zu gestalten. Bis zum
3. April 2017 müssen die Antragskizzen für die 3. Phase der
Exzellenzstrategie bei der Deutschen Forschungsgemeinschaft eingereicht
werden. Im September 2017 erfolgt die Einladung zur Antragstellung, die
für Exzellenzcluster bis zum 19. Februar 2018 erfolgen muss. Am 20.
September 2018 verkündet die DFG die Förderentscheidungen über die Anträge
der Exzellenzcluster.

Der Exzellenzcluster "Inflammation at Interfaces/Entzündungsforschung"
wird seit 2007 durch die Exzellenzinitiative des Bundes und der Länder mit
einem Gesamtbudget von 68 Millionen Euro gefördert; derzeit befindet er
sich in der zweiten Förderphase. Die rund 300 Clustermitglieder an den
insgesamt vier Standorten: Kiel (Christian-Albrechts-Universität zu Kiel,
Universitätsklinikum Schleswig-Holstein), Lübeck (Universität zu Lübeck,
UKSH), Plön (Max-Planck-Institut für Evolutionsbiologie) und Borstel
(Forschungszentrum Borstel - Leibniz-Zentrum für Medizin und
Biowissenschaften) forschen in einem innovativen, systemischen Ansatz an
dem Phänomen Entzündung, das alle Barriereorgane wie Darm, Lunge und Haut
befallen kann.

Weitere Informationen unter:

http://www.uni-kiel.de/pressemeldungen/index.php?pmid=2017-033-sh-chairs

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1576

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Exzellenzcluster Entzündungsforschung, Dr. Tebke Böschen, 09.02.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STANDPUNKT/631: Präsidiable Politik (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 13. Februar 2017

(german-foreign-policy.com)

Präsidiable Politik



BERLIN - Frank-Walter Steinmeier, designierter Präsident der
Bundesrepublik Deutschland, verkörpert wie kaum ein zweiter die Berliner
Expansionspolitik der vergangenen zwei Jahrzehnte vom Kosovokrieg bis zur
Einmischung in den Syrienkrieg. Den Überfall auf Jugoslawien vom Frühjahr
1999, mit dem Deutschland unter Bruch des Völkerrechts in seinen ersten
Angriffskrieg nach 1945 zog, begleitete Steinmeier als Staatssekretär im
Bundeskanzleramt. Danach beteiligte er sich als Kanzleramtschef am Kampf um
Zugriff auf die riesigen russischen Erdgasvorräte, um sodann als
Außenminister mit dem Streben nach EU-Assoziierung der Ukraine Russland
machtpolitisch massiv zurückzudrängen. Dabei nahm er einen Umsturz in Kiew
unter Beteiligung von Faschisten in Kauf. Lange hat auch der
"Anti-Terror-Krieg" Steinmeiers Wirken geprägt; im Kanzleramt war er an
führender Stelle in die Folterkooperation mit der CIA involviert. Der
nächste Bundespräsident hat im Herbst 2002 dazu beigetragen, die
Freilassung eines unschuldigen Mannes aus Bremen aus dem US-Folterlager
Guantanamo nach Deutschland zu verhindern. Zudem trug er Mitverantwortung
für Verhöre deutscher Verdächtiger in syrischen und libanesischen
Foltergefängnissen. Zuletzt hat Steinmeier einer jihadistischen Miliz, die
von der deutschen Justiz als Terrororganisation eingestuft wird, politische
Rückendeckung gewährt.


Unter Bruch des Völkerrechts

Die erste große außenpolitische Operation, in die Frank-Walter Steinmeier
involviert war - damals noch als Staatssekretär im Bundeskanzleramt und als
Beauftragter für die Nachrichtendienste des Bundes unter Kanzler Gerhard
Schröder -, war der Angriffskrieg gegen Jugoslawien im Frühjahr 1999. Über
den Überfall auf Jugoslawien hat später Schröder selbst geurteilt, es sei
ein "Verstoß gegen das Völkerrecht" gewesen: "Da haben wir unsere
Flugzeuge, unsere Tornados nach Serbien geschickt, und die haben zusammen
mit der NATO einen souveränen Staat gebombt - ohne dass es einen
Sicherheitsratsbeschluß gegeben hätte."[1] Als Staatssekretär im Kanzleramt
ist Steinmeier damals eng in die Vorbereitung und das Führen des Krieges
involviert gewesen. Als Geheimdienst-Beauftragtem kann ihm zudem nicht
entgangen sein, dass der Bundesnachrichtendienst (BND) die damaligen
Berichte über angebliche jugoslawische Massaker, mit denen die
Bundesregierung den Krieg legitimierte, klar als Kriegslügen einstufte; ein
Journalist mit guten Kenntnissen über den Dienst berichtete bereits im
April 1999, "viele der Geschichten über angebliche Massengräber und
Greueltaten der Serben" würden "von Pullach als nachrichtendienstliche
Desinformation bewertet, mit denen Politik gemacht" werde.[2] Zu denen, die
damals Politik machten, gehörte Steinmeier; die Erkenntnisse des BND
hielten ihn nicht von der Unterstützung des Krieges ab.


Mit Faschisten und Oligarchen

Nach dem Kosovokrieg hat für das Bundeskanzleramt, in dem Steinmeier ab
Juli 1999 als Chef amtierte, rasch die Russlandpolitik erhebliche Bedeutung
erlangt. Hatte der Kosovokrieg nicht nur Jugoslawien, sondern zugleich mit
Belgrad auch dessen traditionellen Partner Moskau empfindlich geschwächt,
so strebte Berlin nun nach Zugriff auf die riesigen russischen
Erdgasressourcen. Dazu war eine Phase der Kooperation mit Russland
unumgänglich. Schröder hatte die Erdgaskoooperation in seiner Amtszeit als
Ministerpräsident Niedersachsens (1990 bis 1998) gemeinsam mit einem seiner
engsten damaligen Mitarbeiter, Frank-Walter Steinmeier, eingeleitet
(german-foreign-policy.com berichtete [3]); beide setzten sie nun im
Berliner Kanzleramt fort. In den folgenden Jahren ist es Berlin - auch dank
Steinmeier, der 2005 an die Spitze des Auswärtigen Amt wechseltes -
gelungen, deutschen Konzernen eine starke Stellung in der russischen
Erdgasproduktion und beim Transport des Rohstoffs per Pipeline in Richtung
EU zu sichern.[4] Das hat den damaligen Außenminister nicht davon
abgehalten, ab 2007 die Weichen in Richtung EU-Assoziierung der Ukraine zu
stellen, um den deutschen Einflussbereich auf Kosten Russlands nach Osten
auszudehnen. Den Umsturz in Kiew im Februar 2014 hat Steinmeier - nach
vierjähriger Zeit in der Opposition - dann wieder als Außenminister
begleitet. Um Moskau zurückzudrängen, hat er unter anderem den Führer einer
faschistischen ukrainischen Partei [5] sowie berüchtigte ukrainische
Oligarchen [6] zu akzeptierten Verhandlungspartnern aufgewertet. Die Folgen
für die Ukraine sind bekannt.


Verschleppung und Folter

Jenseits der deutschen Expansion nach Ost- und Südosteuropa ist für
Steinmeier - vor allem in seiner Amtszeit als Kanzleramtschef - der
sogenannte Anti-Terror-Krieg prägend gewesen. In die systematische
Verschleppung von Verdächtigen durch die CIA in geheime Folterkeller in
Europa, Afrika und Asien waren von Oktober 2001 an per Zuarbeit auch
deutsche Stellen involviert; darüber hinaus nahmen BND-Agenten, andere
Geheimdienstler und Polizisten mehrfach an Verhören verschleppter Deutscher
teil.[7] Steinmeier, damals im Kanzleramt zuständig für den BND, war zudem
als Teilnehmer der Kanzleramts-"Sicherheitsrunden" immer wieder in den
Komplex von Verschleppung und Folter involviert. Über die Berliner
Kollaboration mit der CIA hat sich später etwa der liberale Schweizer
Politiker Dick Marty in seiner Funktion als Sonderermittler des Europarats
zu den kriminellen Geheimdienstmachenschaften beklagt.[8] Einer
Entscheidung der Bundesregierung, die Steinmeier mit verantwortete,
verdankt der Bremer Murat Kurnaz vier Jahre Internierung im US-Folterlager
Guantanamo. Kurnaz, der 2001 von US-Stellen verschleppt, gefoltert und in
Guantanamo festgehalten worden war, sollte nach dem Willen der US-Regierung
im Herbst 2002 nach Deutschland überstellt werden; die US-Behörden waren zu
der Erkenntnis gekommen, er habe sich nichts zuschulden kommen lassen. Bei
einer Besprechung im Kanzleramt wurde am 29. Oktober 2002 unter Steinmeiers
Mitwirkung entschieden, Kurnaz nicht aus den Vereinigten Staaten einreisen
zu lassen. Das sei sogar "bei US-Seite auf Unverständnis" gestoßen, hielt
der BND wenig später fest. Die Kanzleramtsentscheidung führte dazu, dass
Kurnaz erst am 24. August 2006 aus der US-Folterhaft freikam: nach dem
Regierungswechsel in Berlin.[9]


Geheimdienstkooperation mit Syrien

Von aktuellem Interesse ist, dass der BND - unter der Oberaufsicht des
Kanzleramtschefs - Anfang 2002 in Gespräche mit der syrischen
Auslandsspionage über einen Ausbau der geheimdienstlichen Zusammenarbeit
eintrat. Dabei ging es - neben der Abwehr unerwünschter Migration -
ebenfalls vorrangig um den "Anti-Terror-Krieg". Die Kooperation mit
Damaskus war selbst im Kanzleramt nicht unumstritten, weil die syrischen
Dienste für ihre Folterpraktiken berüchtigt waren; so berichtete etwa der
damalige Kanzleramts-Referent für Internationalen Terrorismus, Guido
Steinberg, er habe vor einer engeren Zusammenarbeit mit Syrien "wegen der
dort praktizierten Menschenrechtsverletzungen gewarnt".[10] Unter seinem
Chef Steinmeier schlug das Kanzleramt die Warnungen jedoch in den Wind,
baute die Kooperation aus - und entsandte von Oktober bis Dezember 2002
mehrmals Geheimdienstler und Polizisten nach Damaskus und in das damals
unter starkem syrischen Einfluss stehende Beirut, um dort an Verhören in
Foltergefängnissen inhaftierter Deutscher teilzunehmen
(german-foreign-policy.com berichtete [11]). Er habe es damals für
"notwendig" erachtet, "dem jungen Präsidenten Assad Wege der Zusammenarbeit
mit dem Westen aufzuzeigen", erklärte Steinmeier kürzlich.[12] Seit dem
Sommer 2011 zieht Berlin allerdings die syrischen Folterpraktiken, aus
denen es zuvor Profit zu schlagen versuchte, heran, um das Streben nach
einem Umsturz in Damaskus zu legitimieren.


Rückendeckung für Jihadisten

Dabei hat das Auswärtige Amt unter Steinmeier in Syrien zuletzt Jihadisten
den Rücken gestärkt, die es zuvor sogar unter faktischer Billigung von
Folter bekämpft hatte. Anfang 2016 etwa setzte Steinmeier sich persönlich
dafür ein, die salafistisch-jihadistische Miliz Ahrar al Sham zur
Verhandlungspartnerin in Friedensgesprächen aufzuwerten. Ahrar al Sham
kooperiert eng mit dem syrischen Ableger von Al Qaida, dem Hauptfeind im
früheren "Anti-Terror-Krieg". Die deutsche Justiz stuft die Miliz
entsprechend als Terrororganisation ein und stellt daher die Unterstützung
für sie unter Strafe (german-foreign-policy.com berichtete [13]). Der Sache
nach trifft die Einstufung einen wichtigen Aspekt der Syrienpolitik des
Auswärtigen Amts unter seinem einstigen Minister, dem künftigen
Bundespräsidenten.


Anmerkungen:

[1] Gerd Schumann: "Weil ich es selbst gemacht habe". junge Welt
24.04.2014.

[2] Hans Leyendecker, in: Süddeutsche Zeitung 14.04.1999.

[3] S. dazu 4.500 Kilometer um Berlin.

http://www.german-foreign-policy.com/de/fulltext/56815

[4] S. dazu Deutsch-russische Leuchtturmprojekte

http://www.german-foreign-policy.com/de/fulltext/59193

und Die Umgehung der Ukraine.

http://www.german-foreign-policy.com/de/fulltext/59459

[5] S. dazu Vom Stigma befreit.

http://www.german-foreign-policy.com/de/fulltext/58805

[6] S. dazu Die Restauration der Oligarchen (IV),

http://www.german-foreign-policy.com/de/fulltext/58876

Steinmeier und die Oligarchen

http://www.german-foreign-policy.com/de/fulltext/59126

und Zauberlehrlinge (III).

http://www.german-foreign-policy.com/de/fulltext/59455

[7] S. dazu Oktober 2001,

http://www.german-foreign-policy.com/de/fulltext/57189

Mitwisser und Profiteure 

http://www.german-foreign-policy.com/de/fulltext/59017

und Kein Eingeständnis.

http://www.german-foreign-policy.com/de/fulltext/58995

[8] S. dazu Abgleiten in die Barbarei (II).

http://www.german-foreign-policy.com/de/fulltext/56880

[9] S. dazu Perioden des "Anti-Terror-Kriegs".

http://www.german-foreign-policy.com/de/fulltext/59036

[10] S. dazu Deutsch-syrischer Herbst.

http://www.german-foreign-policy.com/de/fulltext/57190

[11] S. dazu Die Folterer,

http://www.german-foreign-policy.com/de/fulltext/56182

Und warten noch immer 

http://www.german-foreign-policy.com/de/fulltext/56186

und Steinmeier und seine Komplizen.

http://www.german-foreign-policy.com/de/fulltext/56612

[12] Steinmeier kritisiert Trumps Folter-Lob.

www.n-tv.de 27.01.2017.

[13] S. dazu Steinmeier und das Oberlandesgericht

http://www.german-foreign-policy.com/de/fulltext/59296

und Terrorunterstützer.
http://www.german-foreign-policy.com/de/fulltext/59489

 * 
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NAHOST/1512: Inselstreit bringt Ägyptens Diktatur in Bedrängnis (SB)


Inselstreit bringt Ägyptens Diktatur in Bedrängnis

Für Al Sisi wird das Insel-Geschäft mit Saudi-Arabien zur Gefahr



In Ägypten belastet der Streit um die Inseln Tiran und Sanafir die
Diktatur von General Abdel Fattah Al Sisi zusehends. Seit dem
gewaltsamen Sturz des ersten gewählten Präsidenten Ägyptens, Mohammed
Mursi von der Moslembruderschaft, im Sommer 2013 hat sich das
Al-Sisi-Regime als unfähig erwiesen, die von ihm versprochene
wirtschaftliche Erholung und gesellschaftliche Stabilität des mit 91
Millionen Einwohnern bevölkerungsreichsten Landes der arabischen Welt
herbeizuführen. Das Gegenteil ist der Fall. Der Tourismus liegt am
Boden. Auf der Sinai-Halbinsel bekriegen sich Armee und die
"Terrormiliz" Islamischer Staat. Der ägyptische Pfund verliert stetig
an Wert, während die Preise für Grundlebensmittel in die Höhe
schießen. Die vom IWF geforderten "Reformen", die in Richtung
Privatisierung staatlichen Vermögens und eines Abbaus sozialer
Absicherungen hinauslaufen, dürfte die ohnehin in Ägypten
grassierende Armut nur noch steigern. Der Inselstreit, wodurch der
Militärdiktatur das Argument, immerhin Ägyptens staatliche
Souveränität garantieren zu können, abhanden gekommen ist, könnte
demnächst das Aus für Al Sisi und seine Clique bedeuten.

Im April 2016 hatte die ägyptische Regierung das eigene Volk völlig
überrascht, als sie anläßlich des Staatsbesuchs des saudischen Königs
Salman bekanntgab, Kairo und Riad hätten sich nach langen
Verhandlungen endlich über den genauen Verlauf der gemeinsamen
Seegrenze geeinigt und dabei die Rückgabe der Insel Tiran und Sanafir
an Saudi-Arabien vereinbart; in diesem Zusammenhang hätten sich die
Saudis bereiterklärt, den Bau einer Autobahnverbindung von der
nordwestlichen Küste Saudi-Arabiens über Tiran an die Südostspitze der
Sinai-Halbinsel zu finanzieren. In Ägypten schlug die Nachricht wie
die sprichwörtliche Bombe ein.

In Kairo und anderen Städten kam es zu den größten Straßenprotesten
seit dem Sturz Hosni Mubaraks 2011. In den sozialen Medien am Nil
wurde "Tiran und Sanafir bleibt unser" skandiert, während Al Sisi als
Staatsverräter, der heiligen ägyptischen Boden gegen Geld von den
korrupten Ölscheichs verscherbelt, beschimpft. Die Protestler wiesen
darauf hin, daß junge ägyptische Soldaten zweimal - 1956 während der
Suezkrise und 1973 während des Yom-Kippur-Kriegs - bei der
Verteidigung von Tiran und Sanafir gegen die Streitkräfte Israels
gefallen seien. Die zwei unbewohnten Wüsteninseln liegen am Eingang
des Golfs von Akaba. Wer sie besitzt, kontrolliert die Straße von
Tiran und damit den Schiffsverkehr von und zu den israelischen und
jordanischen Häfen am Roten Meer namens Eilat respektive Akaba.

Im Juni 2016 hat ein Gericht die Abtretung der beiden Inseln gestoppt
und für illegal erklärt. Gegen das Urteil hat die Sisi-Regierung
Einspruch eingelegt, jedoch vor dem obersten Verwaltungsgericht
Ägyptens am 16. Januar eine niederschmetternde Niederlage erfahren.
Trotz massiver Einschüchterungsversuche der Generalität, in deren
Verlauf im Dezember ein Richter unter dubiosen Umständen in einem von
Militär betriebenen Hotel nahe dem internationalen Flughafen von Kairo
"sich selbst erhängt" hat, kam das Gericht zu dem Entschluß, daß Tiran 
und Sanafir schon lange ägyptisches Staatsterritorium seien. Im Urteil 
hieß es, die Regierung in Kairo habe dem Gericht keinen einzigen 
Beweis vorgelegt, daß die Inseln ursprünglich zu Saudi-Arabien 
gehörten und lediglich 1950 aus Angst vor einer Beschlagnahmung durch 
Israel an Ägypten verpachtet worden seien. Die geplante Übertretung 
von Tiran und Sanafir an die Saudis wäre ein "ungeheurer historischer 
Fehler" und würde eine "permanente Bedrohung der nationalen Sicherheit 
Ägyptens ... und eine Beschädigung der wirtschaftlichen Interessen 
Ägyptens innerhalb seiner Territorialgewässer" bedeuten, so die 
Richter.

Angeblich überlegt Al Sisi, ob er nun versuchen sollte, vor dem 
Obersten Gerichtshof das Urteil als unzulässigen Eingriff der Gerichte 
in die von der Verfassung vorgesehenen Befugnisse der Exekutive 
auszuhebeln oder nicht. Schließlich halten seit dem Putsch gegen die 
Moslembruderschaft 2013 die Milliardenspenden der Saudis Ägypten 
finanziell über Wasser und sichern dem Militärregime in Kairo das 
Überleben. Der Inselstreit hat sich jedoch zu einer existentiellen 
Gefahr für den Machterhalt Al Sisis entwickelt, seit vor wenigen 
Tagen Tonaufnahmen veröffentlicht wurden, auf denen zu hören ist, 
wie im Vorfeld der Verhandlungen mit Saudi-Arabien Ägyptens 
Außenminister Samih Shukri mit Yitzhak Molcho, dem langjährigen 
Berater und Vertrauten des israelischen Premierministers Benjamin 
Netanjahu, den Wortlaut des Seegrenzabkommens abspricht und sich von 
diesem die einzelnen Passagen absegnen läßt. Al Sisi dürfte nicht 
entgangen sein, daß es nicht zuletzt eine Kontroverse um vergünstigte 
Lieferungen ägyptischen Erdgases an Israel gewesen ist, die Ende 2010, 
Anfang 2011 den Volkszorn zum Überlaufen brachte und Hosni Mubarak den 
Posten als Präsidenten und Oberkommandierenden der Streitkräfte 
kostete.

13. Februar 2017
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KULTUR/001: Was "Sorgen" eigentlich bedeutet - Sechster CareSlam erfolgreich über die Bühne gebracht (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Was "Sorgen" eigentlich bedeutet: sechster CareSlam 
erfolgreich über die Bühne gebracht

Von Johanna Heuveling, 12. Februar 2017






[image: Bild: © Thorsten Strasas]

Alle Careslammer auf einem Haufen

Bild: © Thorsten Strasas



Weinend und lachend habe ich diesen Reigen an Beiträgen des
      CareSlam über mich wirbeln lassen. Dass Pflege auch etwas
      Unterhaltendes haben kann, weiß ich von Freunden, die in diesen
      Bereichen arbeiten und ihre Anspannung oft mit Witzeleien entladen.
      Aber an diesem gestrigen Abend in der Feuerwache in
      Berlin-Friedrichshain wurde mir bewusst, was die tägliche Arbeit mit
      Menschen, die sich in ihren verletzlichsten, ängstlichsten,
      hoffnungsvollsten und vielleicht finalen Momenten des Lebens befinden,
      wirklich bedeutet. Was Pflege oder "Care" - Sorgen, Kümmern -
      eigentlich bedeutet.


Pflege bedeutet Beziehungen aufbauen, sich mit dem
Seelenleben der Bedürftigen auseinandersetzen

Da tritt Stefan Schulz, ein Pfleger der Forensischen Psychiatrie, auf
die Bühne. Vor den Begriffen "Schuld", "nicht schuldfähig" und "im
Namen des Volkes" beschreibt er sein Bemühen, mit Menschen eine
Beziehung aufzubauen, die viele Bürger aufgrund ihrer schrecklichen
Taten am liebsten vernichten würden. Seine Aufgabe ist es, sie zu
begleiten über viele Jahre zu einem möglicherweise normalen Leben
draussen. Neben ihrer Neurose erkennt er in ihnen die Dinge, die sie
verbinden: Wünsche nach Geborgenheit, Familie, Liebe.

Eine wunderbare junge Frau, Elisabeth Schwarz, selbst Auszubildende in
der Altenpflege, und dazu noch Singer-Songwriterin, trägt einen Song
vor, der einen tiefen Einblick gibt in das Seelenleben von Menschen,
die wenig Beachtung in unserer Gesellschaft finden: alte
Pflegebedürftige. Am besten, man hört sich dieses Lied selbst an [1].

"Ich möchte gar nicht berühmt werden", sagt sie, als ich ihr das
später in Aussicht stelle.


Es geht um Zeit und es geht um Hingabe

Und so dreht sich auch vieles an diesem Abend um das liebe Geld. Aber
hier scheint die Betonung anders gewichtet: es ginge eben nicht nur
ums Geld. So beschreibt Florian Eichhorn in seinem rasanten Essay "Nur
mal kurz" einen typischen "Feierabend" auf Station, welcher in der
Katharsis des überlasteten Pflegers endet: "Ich will Ihr Geld nicht,
ich will einfach nur etwas mehr Zeit!"

Es geht um Zeit und es geht um Hingabe. Zeit und Hingabe, die man
braucht, um sich auf menschlicher Ebene mit jemandem zu verbinden, um
seine eigenen Kräfte und seine Kreativität zu entfalten. Denn auch das
braucht man in einem sorgenden Beruf: Intuition zu erkennen,
Kreativität, um Antworten zu finden. Und die Slam-Beiträge sind
vielleicht daher so mitreissend, weil sie eben nicht in ätherischen
Gefilden entstanden sind, sondern auf dem Grund der Dinge: Leben, Tod,
Verlust, Geburt, Neuanfang.

So ist Kai Gebel, ein weiterer Beitragender, der mit der Pflege zu tun
hat, ohne Pflegekraft zu sein, Fotograf in einem ehrenamtlichen
Netzwerk von Fotografen, die Eltern begleiten, deren Kind vor, während
oder nach der Geburt verstorben ist. Mit dem "ersten und letztem Bild"
unterstützen sie deren Trauerarbeit.


Was braucht der Mensch: Familie, Zuhause

Besonders bewegend auch die Teilnehmer von Karuna e.V., einem Berliner
Verein, der sich um Kinder kümmert, die sich in schwierigen
Situationen befinden, kein Glück mit ihrer Herkunftsfamilie hatten,
auf der Strasse landen. Jörg Richert trägt den
bürokratisch-stumpfsinnigen Text des staatlichen Auftrages zur
Jugendarbeit vor, während er erklärt, dass es eben überhaupt nicht um
"Dienstleistung" ginge, die man seinen "Kunden" angedeihen lässt, um
dann wieder zu verschwinden, sondern die Jugendlichen bräuchten
menschliche Zuwendung, Beziehung, eine "Wahl"-Familie, die sie ihr
Leben lang begleitet, genau so wie unsere gesunden Familien uns unser
Leben lang begleiten. Und genau so solle man die Jugendarbeit
gestalten. Die beiden anwesenden Jugendlichen tragen Gedichte vor.
Eines, "Zuhause", ist von der 17jährigen Jule verfasst:

   Zuhause ist für mich:

   Ein Raum, in dem ich mich nicht eingesperrt fühle.

   Wo mich keine Mauer zu erdrücken droht.

   Wo die Seele Wände hat,

   die sie nicht aufhalten.

   Wo Gedanken Resonanz spüren,

   aber keinen Widerstand.

   Wo der Körper Ruhe findet,

   aber keine Gefangenschaft.

   Wo ich kommen und gehen kann

   mit dem Wissen,

   dass mir alle Türen offen bleiben.

   Wo ich Ich bin

   und doch nicht allein,

   weil ich dort all meine Masken gleichzeitig leben kann

   und mich trotzdem erkenne.

   Wo mir Flügel wachsen

   und Wurzeln,

   aber nichts von Beidem mich aufhält oder hindert.

   Wo meine Worte leben,

   ohne Urteil und Maßregelung.

   Wo ich Regeln und Anerkennung finde

   und doch keine Bevormundung.

   Wo mich Liebe nährt,

   aber nicht auffrisst.

   Wo ich für mich bin,

   ohne zu vereinsamen.

   Wo der Regen fällt, um Durst zu stillen,

   ich aber nicht ertrinke.

   Wo die Sonne scheint,

   aber nicht verdorrt.

   Dort, wo ich schlafen kann,

   mich in Träumen verlaufe,

   ohne den Weg zur Realität zu verlieren.

   Wo mein Schmerz schreit,

   und die Freude tanzt,

   die Freiheit leben kann,

   ohne Angst vor Flaschen und Korken.

   Wo der Mensch in mir seinen Verstand gebraucht,

   ohne den Instinkt und das Gefühl zu verlieren.

   Wo das Kind in mir

   dem Erwachsenen das Spielen lehrt.

   Zu Hause ist, wenn ich leben und atmen kann.



Annett Metzenthin betont in ihrem anschliessenden Vortrag "Make
Pflege, not War", wie wichtig in der Pflege auch die professionelle
Zusammenarbeit mit pflegenden Angehörigen ist, die eine ganz besondere
und wichtige Rolle spielen, aber die auch begleitet werden müssen mit
praktischer und seelischer Unterstützung. Zu guter Letzt tragen drei
angehenden Pflegerinnen und Ärztinnen, die sich im Rahmen von STUBI
cops um bessere Zusammenarbeit zwischen Pflegekräften, Ärzten und
Therapeuten bemühen, ein gemeinsames Gedicht vor.


Slammen aus Protest und für Anerkennung

Yvonne Falckner hat diesen Slam ins Leben gerufen, um "der Pflege eine
Stimme zu geben". Es ist einerseits Protest gegen die schlechten
Arbeitsbedingungen, gegen die Entwertung der Pflege durch das Ersetzen
gut ausgebildeter Pflegekräfte mit Hilfskräften, gegen die
resultierende zunehmende Gefährdung der Bedürftigen. Aber was Yvonne
vor allem erreicht hat, ist, dass Pflegekräfte einen Stolz für ihren
Beruf empfinden, dass sie die Erfahrung machen dürfen, damit auf die
Bühne zu gehen und Applaus zu bekommen, und dass sie den Mut finden,
laut zu fordern, diesen gesellschaftlichen Bereich besser
auszustatten, damit sie ihre Arbeit machen können, so wie sie sie
gerne machen wollen.

Am Ende des Abends bin ich voll Dankbarkeit, dass es so viele Menschen
gibt, die meist völlig unbemerkt von uns jeden Tag tätig sind, um
Menschen über die Krisen des Lebens hinwegzuhelfen. Und ich bin völlig
überzeugt, dass sie viel mehr Anerkennung und Unterstützung verdienen
und sie sehr stolz sein sollen auf ihre täglichen Leistungen.


Über die Autorin

Johanna Heuveling lebt in Berlin und arbeitet als Biologin an der
Humboldt Universität. Aktiv ist sie in Welt ohne Kriege e.V. und
Pressenza Berlin. Journalistisch interessiert sie besonders
Flüchtlingspolitik, Waffenhandel, Afrika, ausserdem Kunst und
Spannendes aus den Wissenschaften. Ihr Interesse ist die Überwindung
der Gewalt durch gewaltlose Methoden: Versöhnung und die Überwindung
der Angst, welche die Wurzel der Gewalt ist.


Anmerkung:

[1] https://youtu.be/bFkseCMcQbk


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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GEWERKSCHAFT/1455: Nur Sozialstandards bieten fairen Wettbewerb im öffentlichen Personennahverkehr (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
10. Februar 2017

Nur Sozialstandards bieten fairen Wettbewerb im öffentlichen
Personennahverkehr



Berlin, 10.02.2017 - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di)
begrüßt die heutige Entscheidung des Bunderats, den Änderungsantrag zum
Personenbeförderungsgesetz (PBefG) in den Deutschen Bundestag zu
überweisen und damit eine Änderung des PBefG zu Gunsten von
Tariftreue und Sozialstandards im öffentlichen Personennahverkehr
herbeizuführen.

"Die Entscheidung des Bundesrats, den Bundestag zu beauftragen, sich
diesem Thema mit aller Eindringlichkeit anzunehmen ist ausgesprochen
positiv. Sie ist wichtig, weil sich die Mehrheit der Länder für eine
soziale und faire Wettbewerbssituation ausspricht, in der Qualität
und nicht Lohndumping entscheidet", betont
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Christine Behle.

Der von den Ländern Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen,
Schleswig-Holstein und Brandenburg eingebrachte Antrag verfolge das
Ziel, den Kommunen die Möglichkeit zu geben, soziale Standards zu
Entlohnungs- und Arbeitsbedingungen sowie zur Beschäftigtenübernahme
auch für eigenwirtschaftliche Antragsteller vorzugeben.

Bisher seien solche Vorgaben nur bei Ausschreibungen und
Direktvergaben möglich, konkurrierende eigenwirtschaftliche Anträge
müssen sich bis zu der gewünschten Änderung nicht an die bisher
geltenden tariflichen Vorgaben halten. Das gelte auch für ökologische
Anforderungen. Die Kommunen würden durch den eigenwirtschaftlichen
Antrag ihre Gestaltungsmöglichkeiten verlieren. Die Beschäftigten
verlieren ihren Arbeitsplatz. "Eigenwirtschaftliche Anträge, die sich
nur durch Absenkung von Löhnen und Arbeitsbedingungen rechnen, haben
fatale Folgen für Beschäftigte und Kommunen, das darf zukünftig nicht
mehr möglich sein", so Behle.

Im kommunalen Nahverkehr arbeiten etwa 130.000 Beschäftigte. In
diesem und im kommenden Jahr muss der größte Teil der
Verkehrsvertragsvergaben auf den Weg gebracht werden, weil die
bisherigen Verträge zu diesem Zeitpunkt auslaufen. Private und
kommunale Unternehmen mit Tarifbindung sind dann einem ungleichen
Wettbewerb ausgesetzt. "Unsoziale eigenwirtschaftliche Anträge
unterhöhlen das Tarifsystems im Nahverkehr, schwächen die
Sozialpartner und widersprechen damit dem Grundsatz der sozialen
Marktwirtschaft", so die Gewerkschafterin, "daher fordern wir den
Bundestag auf, der Empfehlung des Bundesrates zu folgen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 10.02.2017

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Martina Sönnichsen - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin
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UNTERNEHMEN/2618: "Wir brauchen mehr und bessere Ausbildungsplätze für junge Menschen mit Behinderungen" (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 10. Februar 2017

Mittelstandsbeauftrage Gleicke: "Wir brauchen mehr und bessere Ausbildungsplätze für junge Menschen mit Behinderungen"



"Wege zu mehr Inklusion in der Berufsbildung - welchen Beitrag können
Unternehmen und Sozialpartner leisten" lautet der Titel der heutigen
gemeinsamen Veranstaltung des Bundeswirtschaftsministeriums und der
Aktion Mensch in Berlin. Im Mittelpunkt steht hierbei die neue
Handlungsempfehlung "Inklusion in der dualen Berufsausbildung" für
Unternehmen, die das Kompetenzzentrum Fachkräftesicherung (KOFA)
erstellt hat. Diese beschreibt als eine Art Leitfaden Schritt für
Schritt, wie Unternehmen inklusive betriebliche Ausbildung umsetzen
können. Auf der Veranstaltung werden rund 100 Teilnehmerinnen und
Teilnehmer aus Unternehmen, Verbänden, Kammern, Bildungsträgern,
sozialen Einrichtungen und dem Kreis der Sozialpartner erwartet.

Iris Gleicke, Parlamentarische Staatssekretärin bei der
Bundesministerin für Wirtschaft und Energie und
Mittelstandsbeauftragte der Bundesregierung hierzu: "Wir brauchen mehr
und bessere Ausbildungsplätze für junge Menschen mit Behinderungen. Es
gibt bereits erfreulich viele gute Beispiele einer gelungenen
Inklusion im Bereich der dualen Ausbildung, darauf können und müssen
wir aufbauen. Wenn das gute Beispiel zur Regel werden soll, sind nicht
nur die Ausbilder, sondern auch die Betriebe und ihr Umfeld gefordert.
Wir alle - und dabei schließe ich die Sozialpartner ausdrücklich mit
ein - werden sie dabei nach Kräften unterstützen."

Verena Bentele, Beauftragte der Bundesregierung für die Belange von
Menschen mit Behinderungen, betont: "Ich wünsche mir, dass Unternehmen
Menschen mit Behinderungen ausbilden. Nur so lernen das Unternehmen
und der zukünftige Mitarbeiter sich kennen, nur so erfahren die
Unternehmen ohne Vorurteile etwas über die Potenziale der
Beschäftigten. Je früher Unternehmen und Menschen mit Behinderungen
sich kennenlernen, desto geringer sind die Einstellungshindernisse."

Für Dagmar Greskamp von der Aktion Mensch, ist wichtig: "Arbeitgeber
und Personalverantwortliche sollten nicht immer auf die Defizite eines
Bewerbers mit Behinderung schauen. Vielmehr sollten seine Fähigkeiten
bei der Einstellung im Fokus stehen. Diese sind bei Menschen mit
Behinderung oft überdurchschnittlich. In Zeiten des Fachkräftemangels
lohnt es sich, auf der Suche nach Mitarbeitern die Gruppe der
Arbeitssuchenden mit Behinderung nicht außen vor zu lassen."

Konkrete Hilfestellungen für die Ausbilderinnen und Ausbilder in KMU
stellt das vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie geförderte
KOFA bereit. Auf www.kofa.de/themenvon-a-z/inklusion sind relevante
Informationen zur Inklusion in der dualen Berufsausbildung prägnant
und praxisgerecht verfügbar.

 * 
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KIRCHE/1968: Ökumenische Bibeltagung - "Das Wort - ganz nahe bei dir" (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 09.02.2017

Ökumenische Bibeltagung: "Das Wort - ganz nahe bei dir"

Evangelische und katholische Bibelübersetzungen offiziell überreicht



In einem ökumenischen Gottesdienst haben sich der Vorsitzende der Deutschen
Bischofskonferenz, Kardinal Reinhard Marx, und der Ratsvorsitzende der
Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD), Landesbischof Heinrich
Bedford-Strohm, offiziell gegenseitig die beiden neuen Bibelübersetzungen
überreicht. Lutherbibel und Einheitsübersetzung sollen künftig zusammen in
ökumenischen Gottesdiensten verwendet werden.

Kardinal Marx betonte in seiner Einführung in der Konkathedrale St.
Eberhard in Stuttgart, dass die Beschäftigung mit der Bibel keine
Saisonaufgabe sei. "Sie ist eine sprudelnde Quelle. Das Wasser, das aus ihr
geschöpft wird, wird nicht weniger, sondern mehr. Je mehr wir uns mit der
Heiligen Schrift auseinandersetzen, desto mehr erfahren wir das Geheimnis
Christi", so Kardinal Marx. Beide Kirchen hätten sich in den letzten Jahren
der Aufgabe gestellt, die Heilige Schrift in ihrer deutschen Übersetzung zu
arbeiten. "Es freut mich sehr, dass wir in einem solch ökumenisch
bedeutsamen Jahr 2017, in dem wir uns gemeinsam an die Ereignisse der
Reformation vor 500 Jahren erinnern und sie heute als Christusfest feiern,
Gottes Wort in unsere Mitte stellen."

In seiner Predigt sagte der Ratsvorsitzende, Landesbischof Bedford-Strohm:
"Es gibt nichts, was es nicht in der Bibel gibt, sie schreitet den Rand und
die Mitte der menschlichen Existenz ab und stellt alles vor Gott. Deswegen
gilt für mich: Die Bibel ist das Buch der Bücher und die Quelle der
Humanität, ja die Quelle allen erfüllten Lebens, denn sie kennt den
diesseitigen Menschen in allen Aspekten, aber sie reduziert ihn nicht auf's
Diesseits, sondern erschließt die Quellen des Lebens, die aus der Ewigkeit
kommen. Christlicher Glaube heute heißt, sich auf diese Geschichten
einzulassen, diese Geschichten in die eigene Biographie hineinzuschreiben
und umgekehrt das eigene Leben zum Teil der großen Geschichte Gottes mit
den Menschen werden zu lassen und sein Leben im Lichte dieser Geschichte zu
deuten. In dieser Geschichte ist ein Geist der Freiheit aufbewahrt, der
Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft erschließt."

In den vergangenen Jahren wurden die Einheitsübersetzung und die
Lutherbibel jeweils einer eingehenden Überprüfung und Revision unterzogen.
Bei der Überreichung der neuen Bibeln sagten Kardinal Marx und
Landesbischof Bedford-Strohm: "Mit den neuen Übersetzungen erinnern wir uns
an unsere gemeinsame Grundlage - die Heilige Schrift - und bringen
gleichzeitig unsere Wertschätzung für die jeweils andere Übersetzung zum
Ausdruck. Für die ökumenischen Gottesdienste auf den verschiedenen Ebenen
empfehlen wir, auf die Texte der revidierten Einheitsübersetzung und
Lutherbibel zurückzugreifen und wenn möglich auch beide Übersetzungen zu
Gehör zu bringen." Einheitsübersetzung und Lutherbibel sind damit
gemeinsame Grundlage für die ökumenische Arbeit insgesamt.

Mit einer Ökumenischen Bibeltagung, die unter dem Leitwort "Das Wort - ganz
nahe bei dir" (Dtn 30,14) stand, wurde die Einführung der Bibelausgaben in
Stuttgart begleitet. Der frühere Bischof von Erfurt, Bischof em. Dr.
Joachim Wanke, und der frühere Landesbischof von Thüringen, Dr. Christoph
Kähler, berichteten vor rund 200 Teilnehmern über die Revisionsprozesse der
Bibel. Die Journalistin Dr. Christiane Florin führte ein Gespräch mit der
Schriftstellerin Sibylle Lewitscharoff über die Rolle der Bibel für die
kulturelle und religiöse Selbstvergewisserung der Gesellschaft. Ziel der
Tagung war es, über die für die evangelische Kirche grundlegende Bibel nach
der Übersetzung Martin Luthers und die in allen deutschsprachigen
katholischen Bistümern verwendete Einheitsübersetzung der Heiligen Schrift
in ihren nun vorliegenden neuen Ausgaben miteinander ins Gespräch zu
kommen. In Stuttgart wurden die beiden Bibelübersetzungen gewürdigt und
deren gesamtgesellschaftliche Bedeutung hervorgehoben.

Die Tagung wurde von der EKD, der Deutschen Bischofskonferenz und der
Deutschen Bibelgesellschaft sowie dem Katholischen Bibelwerk veranstaltet
und organisiert.


Hinweis: Redebeiträge der Tagung sowie die Predigt von Landesbischof
Heinrich Bedford-Strohm finden Sie unter www.dbk.de, www.ekd.de,
www.bibelwerk.de, www.die-bibel.de

 * 
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INTERNATIONAL/238: Lateinamerika - Kurznachrichten (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kurznachrichten

Argentinien, Chile, Guatemala, Honduras, Kolumbien, Mexiko,
Panama

Migrationsgesetz verschärft - 43 Personen wegen Verdacht auf
Brandstiftung festgenommen - Achter Tatverdächtiger im Mordfall
Cáceres verhaftet - Mehrere Umweltschützer*innen ermordet -
Verhaftungen wegen Menschenschmuggel




Migrationsgesetz verschärft

(Lima, 6. Februar 2017, noticias aliadas) - Am 30. Januar hat der
argentinische Präsident Mauricio Macri das Migrationsgesetz per
Dringlichkeitsdekret verschärft (mit dem "decreto de necesidad y
urgencia" kann ein Gesetz ohne die Zustimmung des Kongresses
verabschiedet werden, Anm. d. Ü.). Er setzte strengere Kontrollen
durch, die die Einreise von vorbestraften Personen verhindern und die
Abschiebung von Migrant*innen beschleunigen soll, die sich innerhalb
des argentinischen Staatsgebiets strafbar gemacht haben. Diese
Maßnahme wurde mit der Zunahme von Straftaten begründet, die angeblich
von Ausländer*innen verübt würden. In dem Dekret wird angeführt, dass
der Anteil an Migrant*innen in den letzten Jahren auf 21,3 Prozent
aller Gefangenen gewachsen sei. Häufiger Inhaftierungsgrund sei der
Drogenhandel. Amnesty International zeigte sich über diese
Gesetzesänderung alarmiert. Sie behindere die Einreise und den
Aufenthalt von Migrant*innen und reduziere das Phänomen der Migration
"auf eine Debatte über nationale Sicherheit, die Migrant*innen mit
Kriminellen in Verbindung bringt."


43 Personen wegen Verdacht auf Brandstiftung festgenommen


43 Personen wurden in Chile wegen Verdacht auf Brandstiftung
festgenommen, wie die chilenische Polizei am 29. Januar bekanntgab.
Seit Mitte Januar sind 118 Brände ausgebrochen, von denen 59 aktuell
noch bekämpft werden, während 51 Brände unter Kontrolle gebracht
wurden und acht gelöscht sind. Sieben Regionen im Zentrum und im Süden
Chiles, insbesondere O'Higgins, Maule und Bío-Bío, sind von den Feuern
betroffen. Die Brände haben 351.000 Hektar Wald zerstört und Schäden
bei 3.000 Personen verursacht. Mindestens elf Personen sind durch die
Brände gestorben. Sie gelten als die schlimmsten Waldbrände in der
Geschichte Chiles. Laut Behörden wurden 90 Prozent der Brände von
Menschen verursacht. Allerdings wird das Feuer von der Hitze, dem Wind
und der Dürre, die seit acht Jahren andauert, verstärkt. Expert*innen
wiesen darauf hin, dass die ausgedehnten Pinien- und Eukalyptusforste
in den betroffenen Regionen, die für die Herstellung von Zellulose
angepflanzt wurden, zur Verbreitung der Brände beitragen. Beide
Baumarten würden einen hohen Gehalt an leicht entflammbaren Ölen
beinhalten.


Achter Tatverdächtiger im Mordfall Cáceres verhaftet

Am Donnerstag, 12. Januar ist Henry Javier Hernández Rodríguez im
mexikanischen Bundesstaat Tamaulipas verhaftet worden. Dem
honduranischen ehemaligen Militärangehörigen wird vorgeworfen, an dem
Mord an der Umweltaktivistin Berta Cáceres am 3. März 2016 in
Honduras beteiligt gewesen zu sein. Mit Hernández sitzen damit acht
Verdächtige in Haft. Aus den Ermittlungen geht hervor, dass der Mord
von Sergio Ramón Rodríguez Orellanta, einem leitenden Angestellten der
honduranischen Firma Desarrollos energéticos S.A. (DESA) in Auftrag
gegeben wurde. Die DESA ist verantwortlich für das Staudammprojekt
Agua Zarca am Fluss Gualcarque, gegen das Berta Cáceres gekämpft
hatte. Der Fluss Gualcarque wird von den Indigenen Lenca, denen auch
Berta Cáceres angehört, als heilig angesehen. Der Auftragsmörder von
Cáceres soll Edilson Duarte sein, der dafür 2.200 US-Dollar bekommen
habe. Die Familie von Cáceres und der Umweltschützer Gustavo Castro,
der den damaligen Angriff überlebt hatte, fordern die Verhaftung der
Leitung der DESA. Laut Global Witness wurden in Honduras in den
letzten zehn Jahren 114 Umweltaktivist*innen umgebracht.


Mehrere Umweltschützer*innen ermordet

Am 15. Januar wurde ein führender Vertreter der Tarahumara, Isidro
Baldenegro, in der indigenen Gemeinde Coloradas de la Virgen, in
Guadalupe y Calvo im nordmexikanischen Bundesstaat Chihuahua ermordet.
Der Umweltaktivist hatte zuvor Todesdrohungen erhalten. Wie sein
Vater, der 1986 umgebracht wurde, stellte sich Baldenegro dem
illegalen Fällen von Bäumen und der Rodung der Berge der Sierra Madre
Occcidental entgegen. 2005 erhielt der Vertreter der Indigenen den
Goldman-Umweltpreis für seinen Kampf gegen das illegale Abholzen.
Einen Tag später, am 16. Januar wurde die Umweltaktivistin Laura
Vásquez in Guatemala wegen ihres friedlichen Widerstands gegen das
Minenprojekt San Rafael erschossen. Am 17. Januar wurde die
afrokolumbianische Aktivistin Emilsen Manyoma aus Buenaventura,
Kolumbien getötet. Sie setzte sich für die Ernährungshoheit und die
Biodiversität ein und wehrte sich gegen die Schikanen der
paramilitärischen Banden und Drogenhandelsorganisationen.


Verhaftungen wegen Menschenschmuggel

Wie die panamaische Staatsanwaltschaft am 30. Januar bekanntgab,
werden zehn Personen wegen Schleuserkriminalität angeklagt, darunter
zwei Beamte der Migrationsbehörde. Die Angeklagten würden einer
Vereinigung angehören, die Migrant*innen von Kolumbien aus schleusen.
Die Gruppe wurde von der Polizei aufgelöst. "Bis jetzt existieren in
diesem Fall 20 Opfer, von denen sieben von den Behörden befreit
wurden, darunter ein sechsjähriges Kind", sagte der Staatsanwalt
Marcelino Aguilar, der nicht ausschloss, dass die Zahl der Opfer die
Hundert übersteigen könnte. Nach Angaben der nationalen
Regierungskommission gegen den Menschenhandel wurden seit 2015 14
kriminelle Organisationen zerschlagen. 24 Menschenhändler*innen und
acht Anführer*innen dieser Netzwerke sind seitdem vor Gericht gestellt
worden. 130 Opfer konnten befreit werden. Für illegalen Menschenhandel
werden Gefängnisstrafen zwischen 15 und 20 Jahren verhängt.
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INTERNATIONAL/237: Mexiko - Weiterer Aktivist der Rarámuri ermordet (poonal) 


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Weiterer Aktivist der Rarámuri ermordet



(Mexiko-Stadt, 9. Februar 2017, poonal) - Nur zwei Wochen nach der
Ermordung des bekannten indigenen Umweltschützers Isidro Baldenegro
López [1] im nordmexikanischen Bundesstaat Chihuahua wurde mit Juan
Ontiveros Ramos ein weiterer Verteidiger der Rechte der Rarámuri
ermordet. Der 32-jährige Ontiveros, in seiner Gemeinde Choreachi
Polizeibeauftragter, war mit seinem Bruder am 31. Januar im Landkreis
Guadalupe y Calvo in einem Auto unterwegs, als er von einer Gruppe
schwerbewaffneter Männer gestoppt wurde. Während der Bruder offenbar
geschlagen und dann freigelassen wurde, nahmen die Männer Juan
Ontiveros mit. Einen Tag später wurde seine Leiche gefunden. Wenige
Tage zuvor hatte Ontiveros in der Landeshauptstadt Chihuahua noch an
einem Treffen von Menschenrechtsorganisationen mit dem
Innenministerium des Bundesstaates teilgenommen, um über die
Unsicherheit und Landkonflikte in seiner Region zu sprechen. Nach
Angaben der Staatsanwaltschaft ist inzwischen einer der mutmaßlichen
Täter gefasst, ein weiterer bekannt. Sie versuchte, den Mord als
Ergebnis "persönlicher Streitereien" darzustellen. Eine Version, die
offiziell von Ontiveros Bruder stammen soll. Die mexikanischen
Behörden verfallen aber oft auf diese Erklärungsstrategie von
Gewalttaten, wenn politische oder ökonomische Hintergründe von
Verbrechen naheliegen.

Mehr als hundert nationale und internationale Organisationen sowie
zahlreiche Einzelpersonen verurteilten den Mord und wiesen in einer
Erklärung auf die Untätigkeit des mexikanischen Staates angesichts der
"Verwundbarkeit der indigenen Gemeinden in der Sierra Tarahumara", dem
Territorium der Rarámuri, hin. Der Nationale Indígenakongress CNI und
die Zapatistische Armee der Nationalen Befreiung EZLN solidarisierten
sich in einem eigenen Kommuniqué mit dem Volk der Rarámuri und dessen
jahrzehntelangen Widerstand gegen Viehzüchter*innen und die
organisierte Kriminalität, die sich das Territorium mit Gewalt
aneignen.

Die nicht enden wollenden Morde in der Region und im gesamten
Bundesstaat Chihuahua können auch als Kampfansage an die neue
Regierung unter Gouverneur Javier Corral gewertet werden. Corral,
Mitglied der konservativen Partei der Nationalen Aktion PAN, wurde im
vergangenen Jahr als Kandidat eines breiten Bündnisses der
Zivilgesellschaft ins Amt gewählt. Seine durchaus widersprüchliche
Regierung ist parteiübergreifend und mit anerkannten sozialen
Aktivist*innen Chihuahuas gebildet. Der Gouverneur ist wenig
repräsentativ für seine eigene Partei und gilt bisher als integer. Die
Schwierigkeiten, effektiv die Korruption der Vorgängerregierung
aufzuarbeiten und die organisierte Kriminalität im Bundesstaat zu
bekämpfen, haben jedoch bereits zu ersten Enttäuschungen in der
Bevölkerung geführt. Genau darauf dürfte die unausgesprochene Allianz
aus Drogen- und Holzmafia, Viehzüchter*innen und anderen
besitzstandssichernden ökonomischen Machteliten in Chihuahua setzen.


Anmerkung:

[1] https://www.npla.de/poonal/chihuahua-preisgekroenter-umweltaktivist-ermordet/
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MELDUNG/072: Berlin - Taser im Streifendienst - bald auch gegen linke Aktivist*innen? (Rote Hilfe)


Bundesvorstand Rote Hilfe e.V. - Pressemitteilung vom 07.02.2017

Berliner Polizei rüstet auf

Taser im Streifendienst - bald auch gegen linke Aktivist*innen?



Seit Montag, den 06. Februar 2017, werden in Berlin die umstrittenen
Elektroschock-Distanzwaffen, auch bekannt als "Taser", von zwanzig Beamten
im Streifendienst getestet. Der Einsatz erfolgt zunächst in zwei
Einsatzbereichen in Berlin Mitte und Kreuzberg. Er läutet eine dreijährige
Testphase der bei den Berliner Spezialeinheiten (SEK) bereits seit 2001 und
in anderen Bundesländern ebenfalls bei SEK bereits gebräuchlichen Waffe im
alltäglichen Streifendienst ein. Nach Ende des Testlaufs soll entschieden
werden, ob der Taser zur Standardausrüstung der Berliner Polizeibeamt*innen
gehören wird.

Aus Elektroschock-Distanzwaffen können Metallpfeile bis zu zehn Meter weit
abgefeuert werden. Die Pfeile sind mittels Drähten mit dem Gerät verbunden
und übertragen kurzzeitig eine Spannung von bis zu 50.000 Volt auf die
Zielperson. Dadurch wird es den Beamten ermöglicht, Personen kurzzeitig
außer Gefecht zu setzen und zu überwältigen. In anderen Ländern wie den
USA, werden Taser bereits standardisiert verwendet und führten schon
mehrfach zu Todesfällen. Gerade für gesundheitlich angeschlagene Menschen
kann der Einsatz einer solchen Waffe tödlich enden.

Die Berliner Polizei soll großflächig ein weiteres effektives Mittel
erhalten, um Menschen schnell in ihre Gewalt zu bringen. Die angepriesene
Effizienz sowie die Verharmlosung der Elektroschock-Distanzwaffen dürfte
Beamt*innen trotz zusätzlicher Schulungen zum vermehrten Einsatz einladen.
Das bedeutet eine erneute Verschärfung polizeilicher Maßnahmen in der
Hauptstadt. Eine Tatsache, die dem rot-rot-grünen Senat und seiner
politischen Indifferenz zu verdanken ist.

Denn gefordert hatte die Einführung des Tasers niemand anderes als der
ehemalige Berliner Innensenator Frank Henkel (CDU) während des Wahlkampfes
zum Berliner Abgeordnetenhaus im vergangenen Herbst. Henkel fungierte als
Spitzenkandidat und hatte die innere Sicherheit Berlins zu seinem zentralen
Wahlkampfthema auserkoren - mit besonderem Augenmerk auf linke
Aktivist*innen, gegen die er rigoros vorgehen ließ. Er ließ ein sogenanntes
"Gefahrengebiet" mit verstärkter Polizeipräsenz und willkürlichen
Personenkontrollen rund um das umstrittene Hausprojekt in der Rigaer Straße
94 im Bezirk Berlin-Friedrichshain ausrufen. Höhepunkt dieser verschärften
Maßnahmen war die durch den Innensenator mittels Polizeikräften
unterstützte Räumung der Kneipe "Kadterschmiede" zum Zweck der Renovierung
durch den Eigentümer in der Rigaer Straße 94. Aufgrund eines fehlenden
Räumungstitels seitens des Besitzers der Immobilie stellte sich die Aktion
als widerrechtlich heraus. Politisch ein schwerer Schlag für den
Innensenator, der sich davon jedoch zumindest öffentlich nicht beeindrucken
ließ.

Mit der Forderung nach der Ausstattung der Berliner Polizei mit Tasern
läutete Frank Henkel eine weitere Phase seines Wahlkampfes ein und setzte
populistisch noch einen obendrauf. Der Vorschlag wurde damals von den
anderen Parteien als reines Wahlkampfgetöse bewertet. Berlins Regierender
Bürgermeister Michael Müller (SPD) signalisierte, dass es unter seiner
Regierung keinesfalls zum Einsatz von Tasern im Berliner Streifendienst
kommen werde. Sowohl die Grünen als auch Vertreter der Partei DIE LINKE
warfen Henkel ein reines Wahlkampfmanöver vor. Umso erstaunlicher, dass
Henkels umstrittener Plan unter Müllers rot-rot-grüner Regierung nun nicht
etwa verworfen, sondern stillschweigend in die Tat umgesetzt wird.
Nach der Affäre um Andrej Holm ist dies bereits die zweite kritikwürdige
Entscheidung des Berliner Senats ohne entscheidenden Protest durch die
Abgeordneten der Partei DIE LINKE.

Die Rote Hilfe e.V. spricht sich vehement gegen den geplanten
flächendeckenden Einsatz der Elektroschock-Distanzwaffen im Berliner
Streifendienst aus und ruft zum Protest gegen die weitere Aufrüstung des
Polizeiapparates auf.

Es ist offensichtlich, dass Berlin als Hauptstadt hierbei eine
Vorreiterrolle einnehmen soll. Bereits der Einsatz von Pfefferspray durch
die Polizei, der auf Demonstrationen der linken und sozialen Bewegungen
inzwischen bundesweit zum Alltag geworden ist, kann für Menschen mit
Atemwegserkrankunngen tödlich enden und gehört unverzüglich verboten.
Die Ausrüstung dergleichen Polizeikräfte geht in die völlig falsche
Richtung. Die letzten Jahre haben eines eindrucksvoll unter Beweis
gestellt: Wenn die Berliner Polizei geschult und aufgerüstet werden muss,
dann in Deeskalation und Sozialkompetenz.

Heiko Lange für den Bundesvorstand der Roten Hilfe e.V.
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SCHACH-SPHINX/06110: Flucht in die Küche (SB)


Gemeinhin fühlten sich die Monarchen auf ihrem Throne ganz
majestätisch wohl und hätten nur unter Protest einem Emporkömmling
Platz gemacht. Ganz anders verhält sich der scheublickende König auf
dem Schachbrett. Statt von seinem angeborenen Recht Gebrauch zu machen
und von der Mitte seines Hofstaates aus die Zügel zu führen, kommt ihm
während einer Partie kein anderer Gedanke in den Kopf, als sich
raschestmöglich in sein Mauseloch links oder rechts des Brettes zu
verschanzen. Von stolzer Majestät kann bei dieser Schachfigur keine
Rede sein. Rochade nennt er dann seine Amtsgeschäfte, wenn er aus
einem Burgfenster hinausschaut auf das Waffengeklirr seiner
Untergebenen. Zum Helden geboren ist er wahrhaft nicht, und erst, wenn
nur mehr die Knappen der Ritter und Kriegsleute auf dem Felde stehen,
traut er sich hervor aus seinem selbstgewählten Verlies und schreitet
mit herablassender Geste ruhm- und raubsüchtig über das Schlachtfeld.
Kein Wunder also, daß man in Polen statt Rochade 'Küche' sagte zum
königlichen Doppelsprung, und in der Tat: Der König floh in die Küche
und überließ das Morden und Getötetwerden seinen Untertanen. Im
heutigen Rätsel der Sphinx zahlte sich die Feigheit des weißen Königs
allerdings nicht aus. Die schwarze Armee stand an seinen Toren,
bereit, ihm an den Kragen zu gehen. In seiner Not beorderte er seinen
Ritter mit 1.Sc3-d1 zurück. Doch der Rückzug kam zu spät. Nach
1...b3xc2+ 2.Ld3xc2 Db6-c5 3.Dh3-h2 a4-a3 4.Th8-h3 d5-d4 5.b2xa3 Lb7-
e4! 6.a3xb4 Le4xc2+ mußte der weiße Monarch kapitulieren. Nun,
Wanderer, einmal angenommen, der Ritter hätte sich mit 1.Sc3-b5 in die
Schlacht geworfen, wäre damit der Hals seines Herren zu retten
gewesen?






[image: SCHACH-SPHINX/06110: Flucht in die Küche (SB)]



Komljenovic - Bukic

Umag 1972


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Wir wissen nicht, ob ein Blick auf eine Schachstellung einem Blick in
die Seele des Spielenden gleichkommt, wir wissen allerdings, daß der
niederländische Großmeister Jan Timman mit 1.Td6xe6+! Ke7-f8 -
1...f7xe6 2.Dd2-g5+ Ke7-f8 3.Sc5xe6+ - 2.Te6xe8+ Kf8xe8 3.Sc5-e6 Dc7-
b6 4.Se4-d6+ sehr wohl das Wesentliche gesehen hatte.



Erstveröffentlichung am 21. Februar 2004

13. Februar 2017
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GESELLSCHAFT/313: Ausgrenzung und Stigmatisierung von Wohnungslosen und sozialen Außenseitern (Soziale Psychiatrie)


Soziale Psychiatrie Nr. 155 - Heft 1/17, Januar 2017

Rundbrief der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

Auf der Strasse ... Wohnungslosigkeit und Sucht

Der Bürger will uns nicht auf unseren Straßen"

Ausgrenzung und Stigmatisierung von Wohnungslosen und sozialen Außenseitern

Von Jürgen Malyssek



"Der Bürger will uns nicht auf unseren Straßen. / Der braucht 'ne
Müllabfuhr für diesen Dreck. / Weil wir nirgendwo ins Stadtbild
passen. / Und für Reklame muss die Wahrheit weg."

Mit den vorstehend zitierten Zeilen beginnt ein Song des Liedermachers
Volker La Merde aus dem Jahre 1993. Ein Liedermacher aus der Szene der
Wohnungslosen, der bisweilen mit bitteren, auch ironischen Tönen von
der harten und desillusionierenden Situation des Lebens auf der Straße
zur Gitarre sang. Volker, damals in Berlin lebend, war ein Star, eine
Identifikationsfigur der "Berber", wie sich die Wohnungslosen gerne
nannten, die sich gegenüber den "Stadtstreichern" oder den "Pennern"
immer etwas ranghöher auf der gesellschaftlichen Skala einstuften,
weil sie schon länger unterwegs sind und für Geld arbeiten.(1)

Er brachte mit seinen Songtexten die Gefühle der Wohnungslosen und
Berber-Genossen von Hass, Vertreibung, Einsamkeit, Leiden und den
wenigen Freuden und Freunden rüber, weil er genau wusste, wovon er
sprach.

Die Ausgangslage

Für wohnungslose Menschen ist die Verdrängung und Vertreibung
insbesondere aus den innerstädtischen Räumen verbunden mit einem
Verlust an vertrauter Lebensumgebung und stellt vor allem eine
Abtrennung von sämtlichen mühsam im Sozialraum aufgebauten Kontakten
zur Szene dar. Das damit verbundene Ausweichen auf andere städtische
Plätze, also der erzwungene Ortswechsel, setzt hier das Grundrecht auf
Freizügigkeit (Artikel 11 Grundgesetz) außer Kraft. Dieser Sozialraum
ist wichtiger Ausgangspunkt für Hilfevermittlung aus der Sicht der
aufsuchenden Sozialen Arbeit. Professionelle Hilfen werden dadurch
erheblich erschwert oder gar unmöglich gemacht.

Eine Stadt, eine Kommune, die diese Strategie der Verbannung,
Vertreibung und Verdrängung verfolgt, entzieht sich sukzessive ihrer
Verantwortung zur sozialen Integration und zur Bereitstellung
hilfreicher Lebensbedingungen. Gleichzeitig verringert eine solche
Politik auf Dauer die Bereitschaft der Bürger zur Solidarität oder
auch der ehrenamtlichen Hilfe für Menschen, die am Rande der
Gesellschaft leben.

Und es gibt geringen Anlass, auf bessere Zeiten zu hoffen, allein
schon wegen der immer deutlicher anwachsenden Intoleranz, Verachtung
und dem Hass, bis hin zur Gewalt in der Gesellschaft gegenüber
Außenseitern, Fremden und Anderslebenden.(2)

Das Bild des Wohnungslosen behagt nicht. Das hängt mit der Angst der
Bürger vor dem eigenen sozialen Abstieg zusammen. Die Angst wird
projiziert auf die ganz unten Lebenden: Bettler, "Penner",
Wohnungslose. In einer Zeit, in der bei vielen Menschen die eigene
Identität durch die Zumutungen der Moderne gefährdet scheint, wird der
Fremde, der Außenseiter als nächste Bedrohung erlebt.

Bürgerliche Armenpolitik - ein Blick zurück

Werfen wir einen Blick zurück auf die Geschichte der Armut,(3) dann
wird schnell klar, dass Diskriminierung, Vertreibung und Bestrafung
von Menschen, die in Not und Elend leben, keine modernen Erscheinungen
sind. So gab es bereits vor 500 Jahren Bettelverbote an Häusern und
Straßen, wenn Arme, die vor Hunger, Pest und Krieg geflohen waren, in
die Städte kamen. Ortsfremde Bettler wurden gar nicht mehr in die
Stadt eingelassen.

Verfolgung und Vertreibung von Bettlern und Vagabunden haben eine
lange Geschichte in Europa. Damals machte man sie nicht selten für
Seuchen und Krankheiten verantwortlich. Allenfalls den nachweislich
arbeitsunfähigen Bettlern boten Pfarrgemeinden und Hospize
Möglichkeiten der Versorgung und Unterkunft.

Die Geschichte der Armenpolitik ist eine Abfolge zwischen Integration
der Besitzlosen und Blenden einerseits und ihrer Vertreibung und
Diskriminierung andererseits - und das bei einer stetig wachsenden
Kluft zwischen Arm und Reich.

Die bereits im christlichen Mittelalter geforderte Caritas und
Barmherzigkeit verbündete sich im Laufe der Geschichte auf vielfältige
Weise mit Repression und Zwang. Barmherzigkeit etwa sollte bei den
Reformen des Armenwesens in der frühen Neuzeit nur jenen Bedürftigen
zuteilwerden, die beim besten Willen nicht fähig waren zu arbeiten.
Eine Haltung, die - trotz eines jahrzehntelang wenn auch lückenhaft
funktionierenden Staates - auch heute in Deutschland die Sozialpolitik
im Kern bestimmt.

Eine überaus anschauliche Beschreibung der liberalen Fürsorgepolitik
des Bürgertums und der Rolle der Staatsgewalt können wir
beispielsweise in dem ausgezeichneten Reader von Ernst Köhler, "Arme
und Irre"(4), lesen, in dem die Zähmung und Disziplinierung des
(entstehenden) Proletariats, die öffentliche Kontrolle der Mobilität
der arbeitenden Klasse und die Stigmatisierung der Armen und
"Asozialen" zu Feinden der bürgerlichen Gesellschaft ("Bürger gegen
Asoziale") dargestellt werden.

Nicht unerwähnt bleiben darf an dieser Stelle die schreckliche Zeit in
Deutschland während des nationalsozialistischen Terrorregimes, als die
Wohnungslosen, "Nichtsesshaften", "Landstreicher", die "Asozialen",
"Volksschädlinge", "Arbeitsscheuen" verfolgt, verwahrt, vernichtet
oder mit Zwang zur Arbeit der Armenfürsorge übergeben wurden.

Heute erleben wir die aktuellen Formen der alten Unmenschlichkeit wie
den Abbau der sozialen Sicherungen, die öffentliche Debatte über die
Arbeitsmoral, die vermeintliche Faulheit der Arbeitslosen, die
Besorgnis über die Missbräuche in der Sozialhilfe bzw. bei Hartz-IV,
das öffentliche Interesse am Wegsperren von sozial Auffälligen usw.
Nichts davon ist neu.

Stadtentwicklung - Ökonomisierung des Stadtlebens - "Unendlicher
Spaß"(5)

Ein bedeutender Zusammenhang besteht zwischen den modernen Formen von
Verdrängung und Vertreibung von sozialen Armutsgruppen und der
heutigen Entwicklung der Innenstädte zu großen Einkaufszentren
("Shopping-Areas") und Schauplätzen von pausenlosen Großereignissen
und Topveranstaltungen ("World of Events"), der Umwandlung ganzer
Stadtteile und die damit verbundene systematische Verdrängung der
ansässigen Bevölkerung ("Gentrifikation").

Die Stadt muss aufgrund des ständigen Wettbewerbs (Städte-Ranking) wie
ein Unternehmen denken. Nur der Profit zählt, verbunden mit der
Attraktivitätssteigerung, den teils gigantischen
Verschönerungsprojekten und schließlich dem Einkaufen bis zum Umfallen
("Global Cities"). Das Zauberwort heißt "Kaufkraft"! Aber dieser
Städtekampf endet in der Eigenschaftslosigkeit und Uniformität von
endlosen Fußgängerzonen. Da ist kein Platz mehr für die
Modernisierungsverlierer, Gestrandeten, Obdachlosen oder Armen und
Blenden. Deshalb stellt sich immer wieder die grundsätzliche Frage:
Wem gehört der öffentliche Raum? Und weiter gehend: Was ist, wenn die
Innenstädte ihre Vielfalt verlieren und Subkulturen verschwinden?

Heute findet Stadtplanung und -entwicklung ohne die soziale Frage
statt, weil die ökonomischen Effekte letztendlich den Ausschlag für
die Gestaltung des Stadtlebens geben.

Die Aneignung von öffentlichem Raum stellt auch die Machtfrage:
Bestimmen Mittel- und Oberschichten über Wohl und Wehe der Armen und
Außenseiter?

Milieu- und Szenenkenntnis - der Mensch in der Gruppe

Soziale Arbeit hat die Aufgabe, mit den Problemen zu arbeiten, statt
gegen sie! Das bringt die Anstrengung mit sich, die Betroffenen vor
Ort zu treffen, sie in ihren Nischen aufzusuchen und sie dort
gegebenenfalls kürzer oder länger zu begleiten(6) und mit ihnen ins
Gespräch zu kommen.

Sie ist eine Auseinandersetzung mit dem Bestehenden und keine
aufgedrängte Hilfe nach unseren Wunschvorstellungen. Arbeiten ohne
Tricks, ohne großen Methodenkasten, sondern die Szene, aber auch das
eigene Arbeitsfeld aufmerksam beobachten. Absurditäten entdecken,
Überraschungen zulassen, anwesend sein, warten können.

Die Straßenszenen, die von den Ortsbeiräten bis zu den
Stadtparlamenten und von den empörten Bürgern bis zu den
Lokaljournalisten despektierlich mit dem Begriff "Trinkerszenen"
belegt werden, nur weil an diesen Treffpunkten Alkohol konsumiert
wird, haben eine ganz andere Bedeutung, als man ihnen immer wieder
unterstellt. Die Treffs bilden soziale Netzwerke für Arme und die aus
der Bahn Geworfenen. Hier geht es in der Regel um unverbindliche
Geselligkeit. Man trifft sich und redet sich den Frust von der Seele,
streitet sich oder erzählt sich Geschichten aus dem Alltag in der
Arbeitslosigkeit, über Wege zum Amt, Streitigkeiten mit Hinz und Kunz.
"... un hä verzällt sich fruh" ('und er erzählt sich froh', Wolfgang
Niedecken, BAP). Dazu gehört das Trinken als Ritual, so wie das bei
der Mehrheit der "Normalbevölkerung" auch der Fall ist, wenn sie ihre
Geselligkeiten pflegt. Geschichtenerzählen und Alkoholtrinken sind
wesentliche Bestandteile der Überlebenskultur auf der Straße. Es
schafft temporäre Entlastung, vermittelt ein Zugehörigkeitsgefühl,
bringt Zerstreuung, um durch den Tag zu kommen. Die Szene gibt
Sicherheit.

Eine Verdrängung und Vertreibung dieser Menschen, sie als
Störenfriede, Säufer und Schmarotzer zu denunzieren, zeugt von einer
in großen Teilen der Gesellschaft stark vorherrschenden
Ablehnungshaltung gegenüber sozial Benachteiligten, vor allem wenn sie
nicht ins eigene Bild von Anständigkeit, Ordnung und Sauberkeit
passen. Wilhelm Heitmeyer (2008)(7) spricht in dem Zusammenhang von
einer "Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit" aus der
Mehrheitsgesellschaft heraus.

Der Alkohol und die Doppelmoral der Bürgergesellschaft

Während das Trinken in der Öffentlichkeit, auf Plätzen und Parkbänken
oder an Bushaltestellen ein Stein des Anstoßes für den bestürzten
Bürger ist und häufig zur vermeintlich berechtigten Verschärfung der
Vertreibungspolitik der "Szene" führt, ist es inzwischen alltägliche
Praxis, mit der Flasche Bier oder Wein durch die Straßen zu flanieren
oder in öffentlichen Verkehrsmitteln alkoholische Getränke zu
konsumieren. Was vor Jahren noch als verpönt galt und als "pennerhaft"
verurteilt wurde, ist schleichend die Regel geworden.(8) Und
betrachtet man die vielfachen feuchtfröhlichen städtischen
Großveranstaltungen, so ist eine ordnungsrechtliche Verfügung zum
Verbot des Alkoholkonsums in bestimmten öffentlichen Zonen, die
letztlich nur zulasten der sozial Benachteiligten geht, nichts anderes
als ein Zeichen weit verbreiteter Doppelmoral: hier das rechtmäßige
öffentliche Trinken zur allgemeinen Stimmungsaufhellung, Stimulierung
und zum Frohsinn (auch abstruse Aktionen wie "Trinken für einen guten
Zweck"), da die Beschneidung dieser allgemein gültigen positiven
Lebensäußerungen.

Die Angst vor den Armen

Häufig herrscht bei den Bürgern im Umgang mit Armen, wie beschrieben,
die Vorstellung einer Gefahr für das soziale Umfeld, vor allem für
Kinder. Als ob man Kindern nicht erklären könnte, warum es diese
gestrandeten Menschen gibt, warum sie so leben, mitten in der Stadt.
Kinder werden das verstehen.(9)

Von diesen verarmten Obdachlosen (häufig auch verarmte ortsansässige
"Tagesobdachlose"oder Tagelöhner) geht keinerlei wirkliche Gefahr für
Anwohner und Passanten aus. Eher gibt es ein Problem der
Selbstgefährdung. Die Mitglieder der Szene sind genug mit sich selbst
beschäftigt, als dass sie gefährlich und übergriffig sein könnten.

Die Angst vor den Armen ist auch die Furcht, dem eigenen möglichen
Scheitern ins Auge zu schauen, weil das Ideal einer
bürgerlich-selbstständigen Existenz ein fragiles ist und bleibt.

Im Umgang mit Armen: Beharrlichkeit traditioneller Denkweisen

Ausgrenzen statt integrieren hat in Deutschland Tradition. Es sind
tief verankerte kulturelle Werte, die es schwer machen, übergreifend
und integrativ zu denken, und eine tief verwurzelte zwiespältige
Haltung im Verhältnis zu gesellschaftlichen Außenseitern und
benachteiligten Minderheiten. Stattdessen bestimmen Zwangsmoral,
tugenddurchsetzte Leistungsethik, Arbeit "auf Teufel komm raus!",
Bestrafung von Nichtarbeitenden, entwürdigende Behandlung und
Einschüchterung von Leistungsempfängern in den Ämtern,
kleinbürgerliche Arbeitsmoral usw. wieder das geistig-soziale Klima.
Weitestgehend gibt es in Deutschland, in dieser Leistungsgesellschaft,
keinen reflektierten Umgang mit dem Phänomen Armut.

Was bleibt, ist die Verbindung herzustellen zwischen einem
historischen und kritischen Bewusstsein sowie einer aufmerksamen
Gegenwartsbeobachtung der Phänomene, Denkweisen und Strömungen, gerade
in Zeiten erheblicher gesellschaftlicher Veränderungen durch
Globalisierung, Digitalisierung und den Turbokapitalismus. Diese
werden noch stärker, als wir es uns vielleicht heute vorstellen
können, zu sozialen Ungleichheiten, Verwerfungen und zur Herausbildung
von neuen Randgruppen führen. Ausgrenzung und Stigmatisierung von
sozialen Außenseitern bleiben ein Dauerthema. Des Weiteren wird es
darum gehen müssen, das eigene Welt- und Menschenbild zu verstehen und
zu überprüfen, um auch den Anderen, den vielleicht Fremden, zu
versuchen zu verstehen.

"Wer denkt, setzt Widerstand"(10)

In philosophischer Hinsicht kann Martin Buber (1975)(11) mit seiner
Formulierung einen wichtigen Hinweis geben: "Man darf eine
Gesellschaft in dem Maße eine menschliche nennen, als ihre Mitglieder
einander bestätigen."

Was auf unser Thema bezogen bedeuten sollte, die Lebensrealität
subalterner Bevölkerungsgruppen wahrzunehmen und zu respektieren.
Beschämend sind die Selbstgerechtigkeit und die Stimmungsmache der
allseits Empörten gegenüber Menschen, die tatsächlich Hilfe und eine
andere Art von Beachtung brauchen. Die Achtlosigkeit gegenüber den
fortschreitenden Verarmungsprozessen in einem reichen Land macht uns
auf Dauer zu gesellschaftlichen und moralischen Verlierern.


Jürgen Malyssek, Industriekaufmann,
Diplom-Sozialpädagoge, ehem. Sozialarbeiter und Fachreferent für
Wohnungslosenhilfe, Armut und soziale Sicherung, Schuldnerberatung
beim Caritasverband Limburg; Arbeitsschwerpunkte: Wohnungslosenhilfe,
Armut und Ausgrenzung, kritische Sozialarbeit, Sozialmanagement.

E-Mail: maly@malyssek.de


Anmerkungen:

(1) Die Musikkassette mit den Liedtexten von Volker La Merde verdanke
ich dem Sozialwissenschaftler Stefan Schneider, Berlin, der sich seit
vielen Jahren mit dem Leben von Wohnungslosen auseinandersetzt und
auch Mitinitiator von Berliner Straßenzeitungen war.

(2) Ein Aspekt ist die "Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit".
Weiteres dazu bei Heitmeyer, W. (2008): Die Ideologie der
Ungleichwertigkeit. Der Kern der Gruppenbezogenen
Menschenfeindlichkeit. In: Heitmeyer, W. (Hrsg.): Deutsche Zustände.
Folge 6. Frankfurt am Main: Suhrkamp, S. 36-43.

(3) Vgl. Geremek, B. (1988): Geschichte der Armut. Elend und
Barmherzigkeit in Europa. München/Zürich: Dt. Taschenbuch-Verlag.

(4) Vgl. Köhler, E.(1977): Arme und Irre. Die liberale Fürsorgepolitik
des Bürgertums. Berlin: Wagenbach

(5) Titel des Romans von David Foster Wallace, erschienen im
Rowohlt-Verlag, 2011.

(6) Arnscheid, R./Sturm, H.-P. (1987): Auf daß der Weg kein Weg ins
Aus wird - Überlegungen zur Sozialarbeit in der Nichtseßhaftenhilfe.
In: Gefährdetenhilfe 29, S. 1-3.

(7) Siehe Anmerkung 2.

(8) Vgl. Malyssek, J./Störch, K. (2009): Wohnungslose Menschen.
Ausgrenzung und Stigmatisierung. Freiburg i. Br.: Lambertus, S. 72.

(9) Nachzulesen bei Malyssek/Störch, a.a.0., S. 138-143.

(10) Adorno, T.W. (1980): Stichworte. Kritische Modelle 2. Frankfurt
am Main: Suhrkamp, S. 174-176.

(11) Buben M. (1975): Urdistanz und Beziehung. 3. Aufl. Heidelberg:
Schneider, S. 26.
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TAGUNG/574: Bad Zwischenahn - Forschen rund um den Körper, Fortbildung für Pädagogen, 15.02.


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Forschen rund um den Körper

Freie Plätze bei Fortbildungsveranstaltung für Pädagogen



Oldenburg. Welche äußeren Merkmale machen uns besonders? Und wie
können wir gemeinsam mit Kindern eine Vorstellung davon entwickeln,
was in unserem Körper vor sich geht? Anregungen zu diesem Thema
erhalten pädagogische Fach- und Lehrkräfte in einer Fortbildung
"Forschen rund um den Körper" des lokalen Netzwerks "Kleine
Forscherinnen und Forscher an der CvO Universität Oldenburg". Der
eintägige Workshop findet am Mittwoch, 15. Februar, von 9.00 bis 16.00
Uhr in Bad Zwischenahn/Rostrup statt. Interessierte werden gebeten
sich anzumelden.

Seit 2016 kooperiert das Institut für Pädagogik der Universität im
lokalen Netzwerk "Kleine Forscherinnen und Forscher an der CvO
Universität Oldenburg" mit der bundesweiten Initiative "Haus der
kleinen Forscher". Das lokale Netzwerk organisiert Workshops für
pädagogische Fach- und Lehrkräfte der Kitas, Horte und Grundschulen in
den Landkreisen Oldenburg, Ammerland, Wittmund und Friesland sowie in
den Städten Oldenburg und Wilhelmshaven.

www.haus-der-kleinen-forscher.de/

uol.de/paedagogik/sachunterricht/

 * 
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TAGUNG/573: München - Plattformökonomie und die Folgen für das Arbeits- und Sozialrecht, 16.2.


idw - Pressemitteilung: ISF München - Institut für

Sozialwissenschaftliche Forschung e.V.

Arbeiten in der Wolke

Die Plattformökonomie und ihre Folgen für das Arbeits- und
Sozialrecht 



Über AirBnB ein Zimmer buchen, über Uber ein Taxi bestellen oder über
Spotify Musik hören: Plattformen bilden ein zentrales Moment der
digitalen Ökonomie. Aber sie revolutionieren nicht nur die klassischen
Geschäftsmodelle, sondern zunehmend auch die Organisation von Arbeit
und Wertschöpfung. Die Veranstaltung "Arbeiten in der Wolke - Arbeits-
und sozialrechtliche Implikationen der Plattformökonomie" greift die
Folgen dieser Entwicklung auf. Zum Vortrag mit anschließender
Podiumsdiskussion am 16. Februar 2017 laden wir Sie ab 18.00 herzlich
nach München in die Bayerische Akademie der Wissenschaften,
Alfons-Goppel-Straße 11, ein.

Plattformen wie Upwork, clickworker oder Amazon Mechanical Turk
ermöglichen Unternehmen, über die Cloud unterschiedlichste
Arbeitsaufträge flexibel und "on demand" an Freelancer oder eine
unbestimmte Menge von Internetnutzern, die Crowd, zu vergeben und in
ihre Wertschöpfungsprozesse zu integrieren. Die ausgeschriebenen
Tätigkeiten bilden ein breites Spektrum ab und reichen von
kleinteiligen Unterstützungsaufgaben bis hin zu hochqualifizierten
Spezialistentätigkeiten. Ein klassisches Beschäftigungsverhältnis
müssen die Unternehmen hierfür nicht eingehen.

Diese Neuorganisation von Arbeit über digitale Plattformen birgt
disruptives Potenzial, weil sie die grundlegenden Regulationen des
Arbeits- und Sozialrechts, auf die man sich nach dem Zweiten Weltkrieg
in Deutschland verständigt hat, tangiert. Der Arbeitnehmerstatus und
seine Schutzrechte kommen auf den Prüfstand. Über die
gesamtgesellschaftliche Brisanz dieser Entwicklung, die Folgen für
unser Sozialsystem und die Möglichkeiten, auch in der "Gig Economy"
Arbeit im Sinne der Menschen zu gestalten, wollen wir im Rahmen dieser
Veranstaltung mit Ihnen diskutieren.

Die Keynote wird Univ.-Prof. Mag. Dr. Martin Risak vom Institut für
Arbeits- und Sozialrecht an der Universität Wien halten. Auf dem
Podium diskutieren neben Prof. Dr. Risak Vanessa Barth,
Bereichsleiterin FB Zielgruppen und Gleichstellung, IG Metall
Vorstand, Victoria Ringleb, Geschäftsführerin Allianz deutscher
Designer (AGD) e.V., und Markus Steinhauser, Head of Operations,
Testbirds GmbH. M.A. Elisabeth Vogl, Wissenschaftlerin am ISF München,
führt in das Thema "Arbeiten auf digitalen Plattformen" ein. Moderiert
wird die Veranstaltung von PD Dr. Andreas Boes, Vorstandsmitglied des
Instituts für Sozialwissenschaftliche Forschung (ISF München) e.V. und
Mitglied des MCIR-Board.

Anmeldung:

http://mcir.digital/events/arbeiten-in-der-wolke-arbeits-und-
sozialrechtliche-implikationen-der-plattformoekonomie/

Weitere Informationen finden Sie unter:

http://www.isf-muenchen.de

Das ISF München

http://mcir.digital/

Das Munich Center for Internet Research (MCIR)

http://www.badw.de/die-akademie.html

Die Bayerische Akademie der Wissenschaften

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution741

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

ISF München - Institut für Sozialwissenschaftliche Forschung e.V.,

Frank Seiß, 10.02.2017

WWW: http://idw-online.de
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TAGUNG/572: Frankfurt - Erziehung - weltweit Objekt privater Investitionen, 16.-17.2.2017


Goethe-Universität Frankfurt am Main

Erziehung - weltweit Objekt privater Investitionen

Internationales Symposium an der Goethe-Universität zur Entstehung
einer Globalen Erziehungsindustrie (GEI)



FRANKFURT. Seit einiger Zeit lässt sich weltweit ein gesteigertes
Interesse von Unternehmen, Stiftungen und anderen Investoren am
Erziehungssektor erkennen. Im Schatten dieser Entwicklungen ebenso wie
von übergreifenden globalen Trends wie Ökonomisierung,
Kommodifizierung und Digitalisierung haben sich mittlerweile global
agierende Player herausgebildet ebenso wie eine global agierende
Erziehungsindustrie (GEI). Damit einher geht die Neuausrichtung des
Bildungssektors als ein von privaten Unternehmen gemanagter Bereich.

Das internationale Symposium "Economization, Commodification,
Digitalization: The Emergence of a Global Education Industry" an der
Goethe-Universität widmet sich diesen neuen Phänomenen und
Entwicklungen und nimmt dabei in den Blick, wie weitgehend sich eine
globale Bildungsindustrie bereits ausdehnen konnte, wie sie operiert,
und welchen Einfluss sie auf die öffentliche Erziehung auf allen
Stufen nimmt.

Internationales Symposium: "Economization, Commodification,
Digitalization: The Emergence of a Global Education Industry"

16./17. Februar 2017, Goethe-Universität, Campus Westend, Eisenhower
Saal, Raum IG 1.314.

Das Symposium wird gemeinsam von Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern der Goethe-Universität Frankfurt am Main, dem
Teachers College der Columbia University New York, der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster sowie dem internationalen Netzwerk für
Bildungspolitik NORRAG mit Sitz in Genf organisiert.

Einen besonderen thematischen Höhepunkt stellt die Keynote-Präsentation 
des Soziologen und Professors für Erziehungswissenschaft
am IOE University College London, Stephen J. Ball, dar. Am Beispiel
der Michael and Susan Dell Foundation (MSDF), deren
Stiftungsaktivitäten und Investitionen im Bildungssektor in Indien
wird Stephan J. Ball das komplexe, zugleich noch recht unklare
Zusammen- bzw. Wechselspiel von Philanthropie, Unterstützung, Beratung
und Geschäftsinteressen ausleuchten. Einer genaueren
sozialwissenschaftlichen Analyse unterzogen werden Prozesse, in denen
sich pädagogisch-technologische Innovation (EdTech) im Klassenzimmer
und Schulsystem mit Bildungsreformbewegungen verbinden, was
schließlich neue profitable Geschäftsbereiche zu eröffnen vermag (16.
Februar, 16.00 Uhr, Hörsaal 8, Hörsaalzentrum Campus Westend).

Das Symposium bietet die einmalige Gelegenheit, Entwicklungen,
Probleme und Herausforderungen in diesem Kontext mit international
renommierten Fachleuten in den Blick zu nehmen. Nähere Informationen
hierzu auf der Homepage www.symposium-gei.eu.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 9. Februar 2017 / 38

Herausgeber: Die Präsidentin
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TREFF/246: Bonn - Kurs "Konfliktsteuerung und Gesprächsführung" am 18. und 19.2.2017


Konfliktsteuerung und Gesprächsführung mit der VHS



BN - Selbstbehauptung, Durchsetzungsvermögen und Erfolg bei der Lösung
von Konflikten hängen stark von der jeweiligen Gesprächsführung ab.
Die richtige Gesprächsführung wird im Kurs "Konfliktsteuerung und
Gesprächsführung I - Grundtraining" gelehrt. Er findet am Samstag, 18.
Februar 2017, und Sonntag, 19. Februar 2017, jeweils von 9 bis 16 Uhr
am Mülheimer Platz 1 statt. In diesem Kurs lernen die Teilnehmenden
sehr schnell, Konflikte von Anfang an zu beherrschen, durch eine
geschickte Gesprächsführung den eigenen Standpunkt selbstsicher zu
vertreten und sich so erfolgreich zu behaupten. Die Auswertung der
zahlreichen Gesprächsübungen erfolgt per Video. 

Weitere Informationen gibt es unter 0228 - 77 49 05 oder harald.otto@bonn.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 10. Februar 2017
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TREFF/245: Frankfurt - Podiumsdiskussion "Die Zukunft des Menschen", 15.2.2017


Goethe-Universität Frankfurt am Main

Die Zukunft des Menschen

Podiumsdiskussion mit Impulsvorträgen zum Abschluss der Vortragsreihe
im Rahmen der Stiftungsgastprofessur "Wissenschaft und Gesellschaft"



FRANKFURT. Brauchen wir ein neues "evolutionäres Selbstverständnis",
um die Herausforderungen des Anthropozäns zu bewältigen? Welche
Zukunft geben uns die evolutionären Rahmenbedingungen des Menschen
vor, und sind wir uns dieser "Grenzen" bewusst? Warum spielt der
Evolutionsgedanke in den Geistes- und Kulturwissenschaften bislang
eine eher untergeordnete Rolle? Mit diesen und weiteren Fragen
beschäftigen sich renommierte Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
bei einer Podiumsdiskussion zum Abschluss der Vortragsreihe "Woher
kommt der Mensch? Ein neuer Blick auf Homo sapiens"

am 15. Februar (Mittwoch) um 19 Uhr,

im Senckenberg Naturmuseum, Senckenberganlage 25.

Diskutieren werden: Prof. Volker Mosbrugger, (Senckenberg Gesellschaft
für Naturforschung), Privatdozentin Miriam N. Haidle (Heidelberger
Akademie der Wissenschaften), Prof. Hans-Dieter Mutschler (Hochschule
Ignatianum, Krakau), Prof. Annette Kehnel (Universität Mannheim). Zu
Beginn der Diskussion halten die Wissenschaftler kurze Impulsvorträge.
Moderiert wird das Gespräch von dem Wissenschaftsredakteur der
Frankfurter Allgemeinen Zeitung, Joachim Müller-Jung.

Die interdisziplinäre Vortragsreihe wird von der Senckenberg
Gesellschaft für Naturforschung und der Goethe-Universität
veranstaltet, durch die Stiftungsgastprofessur "Wissenschaft und
Gesellschaft" der Deutsche Bank AG finanziert. In der Reihe
berichteten international renommierte Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler über die atemberaubenden Fortschritte, die sich in
allen die Evolution des Menschen betreffenden Disziplinen abzeichnen.
Evolution wird nicht länger nur als "Survival of the Fittest" in Bezug
auf körperliche Anpassung, Kraft und Geschicklichkeit angesehen.
Vielmehr wirkt sich die Funktionslogik von Selektion und Anpassung
auch auf Verhaltensweisen wie Kooperation und Altruismus aus. All
diese Perspektiven tragen bei zu einem neuen, integralen evolutionären
Selbstverständnis des Menschen - und seiner Welt.

 * 

Quelle:
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KURSUS/1068: Bielefeld - "Yoga für Senioren", 8 Termine ab 17.2.2017


Yoga-Kurs für Senioren



Bielefeld (bi). Für ältere Menschen ist Yoga gesund, wenn die Übungen
den Möglichkeiten angepasst werden. Das garantiert Yogatrainerin Marit
Frank in ihrem neuen VHS-Kurs für über 50-Jährige ab Freitag, 17.
Februar. Vorgesehen sind acht Termine, jeweils von 8.30 bis 9.30 Uhr
in der Ravensberger Spinnerei. 

Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 / 51 30 08.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 13. Februar 2017

Herausgeber: Stadt Bielefeld
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KURSUS/1067: Bielefeld - "Yoga meets Pilates", 12 Termine ab 16.2.2017


VHS-Kurs: Yoga meets Pilates



Bielefeld (bi). Ab Donnerstag, 16. Februar, zeigt Trainerin Carin
Rosendahl in einem Kurs der Volkshochschule, wie eine Kombination von
Yoga und Pilates die Körpermitte stärken, die Wirbelsäule entlasten
und die Muskulatur kräftigen kann. Angeboten werden zwölf Termine
jeweils von 13 bis 14.15 Uhr in der VHS im Ravensberger Park.

Informationen und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon
0521 / 51 30 08.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 10. Februar 2017

Herausgeber: Stadt Bielefeld
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SEMINAR/668: Unna - "Lachyoga" am 21. Februar 2017


Lachyoga

Am 21. Februar 2017 bietet der Frauensalon ein Seminar im Kaminraum an
der Paul-Gerhardt-Kirche an



Kreisstadt Unna. Lachyoga ist eine ganzheitliche Methode, die mit
einfachsten Mitteln natürliche Kräfte in einem Menschen mobilisiert.
Körperliche und seelische Gesundheit wird genauso gefördert wie
mentale Energien. Lachen erleichtert den Zugang zu Kreativität,
Intuition und unbewussten Potenzialen. Humor, Kontaktfreude und
gegenseitige Akzeptanz werden entwickelt und verstärkt. Lachen in der
Gruppe funktioniert einfach mit Lachübungen, Bewegung und Musik. Ein
Abend mit Vortrag und Übungen zum Kennenlernen und Ausprobieren.

Referentin: Astrid Werchau, Lachlehrerin, Hamm

Termin: Dienstag, 21. Februar 2017, 19.30 - 21.30 Uhr

Ort: Kaminraum an der Paul-Gerhardt-Kirche, Fliederstr. 16,
Unna-Königsborn

Eintritt: 5 Euro incl. Getränke und Imbiss

Weitere Informationen: Büro für Gleichstellungsfragen der Kreisstadt
Unna, Tel.: 02303/103-555

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 10. Februar 2017
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SCHAUSPIEL/1003: Bonn - "Der Zorn der Wälder" vom 14.2. bis 31.3.2017


"Der Zorn der Wälder" am Theater Bonn



Bonn - Am Theater Bonn fand am Freitag, 10. Februar 2017, um 20 Uhr
die Uraufführung des Stücks "Der Zorn der Wälder" von Jungautor
Alexander Eisenach und in der Regie von Marco Stormann statt.
Aufführungsort war die Werkstattbühne des Opernhauses, Am
Boeselagerhof 1.

Eisenach legt sein neuestes Stück, das als Auftragsarbeit für das
Theater Bonn entstand, als Kriminalgeschichte an, in deren Zentrum
sich der Privatermittler Gordon Pritchet bewegt. Anhand eines
klassischen Krimiplots um einen verschwundenen Mann entspinnt er eine
Geschichte um das Verschwinden des Menschen selbst in einem aus dem
Ruder gelaufenen kapitalistischen Systems. 2016 wurde Eisenach für
seinen am Schauspiel Frankfurt uraufgeführten Finanzwestern "Der kalte
Hauch des Geldes" mit dem Kurt-Hübner-Regiepreis ausgezeichnet.

Regie führt Marco Storman, der zum ersten Mal in Bonn inszeniert. Er
studierte Regie an der Münchner Otto-Falckenberg-Schule und arbeitete
seitdem unter anderem am Thalia Theater Hamburg, dem Schauspiel
Hannover, der Volksbühne Berlin, den Münchner Kammerspiele und an der
Staatsoper Stuttgart. Seit der Spielzeit 2016/17 ist Marco Storman
Hausregisseur am Theater Luzern.

Karten sind an allen Theaterkassen und unter www.theater-bonn.de
erhältlich.

Spieltermine sind der 14. und der 21. Februar um 20 Uhr. Im März wird
das Stück am 9., 15. und 31. März jeweils um 20 Uhr gezeigt.

 * 

Quelle:
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TIERVERSUCH/711: Fixieren, vergiften, töten - Das passiert im Hamburger Tierversuchslabor LPT (Kampagne LPT-Schließen)


Kampagne LPT-Schließen - Pressemitteilung vom 13. Februar 2017

Fixieren, vergiften, töten - Das passiert im Hamburger Tierversuchslabor
LPT

Informationsbroschüre liefert Einblicke in verdeckte Praxis des
umstrittenen Labors



Das Tierversuchslabor LPT - Laboratory of Pharmacology and Toxicology mit
Hauptsitz in Hamburg-Neugraben verweigert der Öffentlichkeit Auskünfte über
die dort stattfindenden Versuche. Die Kampagne LPT-Schließen veröffentlicht
am 13.02.2017 eine Broschüre, welche erstmals systematische Einblicke in
die bei LPT durchgeführten Versuche sowie Hintergrundinformationen liefert.

Broschüre reagiert auf öffentliches Interesse an Tierversuchen


Versuche an Tieren sind in der öffentlichen Debatte heftig umstritten. Das
Tierversuchslabor LPT versteckt sich jedoch hinter hohen Zäunen. Anhand der
heute veröffentlichten Broschüre ist es endlich möglich, Einblicke in die
verborgene Praxis des Hamburger Labors zu erhalten. Neben der Dokumentation
gewaltvoller Versuchsbeschreibungen liefert die Broschüre weitere
Hintergrundinformationen, u. a. zum Unternehmen und den dort leidenden
Tieren. In diesem Zusammenhang wird auch ein Standort des
Tierversuchslabors im Landkreis Plön bekannt gemacht, der bisher keine
öffentliche Aufmerksamkeit erhalten hat: das Gut Löhndorf. Hier züchtet LPT
unter anderem Kaninchen für Versuchszwecke.

Unvorstellbare Qualen für Unkrautvernichtungsmittel und Co.

Die dokumentierten Versuchsbeschreibungen belegen, wie Tieren bei LPT
systematisch Gewalt angetan wird: Affen leiden an Krämpfen und Erbrechen,
weil an ihnen die Entzugserscheinungen von Schlafmitteln getestet werden.
Kaninchen werden in einer Apparatur bewegungsunfähig gehalten und daran
gehindert, ihre Augen zu öffnen, während Pestizide irreparable Schäden an
ihren Augen verursachen. Neben zahlreichen weiteren Versuchen an diesen und
anderen Tieren wie Hunden, Meerschweinchen und Ratten werden auch Versuche
an Vögeln beschrieben, die so lange mit Unkrautvernichtungsmittel
zwangsgefüttert werden, bis sie qualvoll an einer Vergiftung verenden.

Veröffentlichung der Broschüre und Demonstration vor dem Labor am
13.02.2017

Die Broschüre wird am Montag, 13.02.2017, veröffentlicht. Begleitend dazu
findet während der Arbeitszeit der LabormitarbeiterInnen eine Demonstration
unter dem Tenor "Kein Profit auf Kosten der Tiere - Tierversuche
abschaffen!" vor dem Hauptsitz des Unternehmens im Redderweg 8, 
Hamburg-Neugraben, statt. Die Demonstration startet um 15 Uhr am S-Bahnhof
Neuwiedenthal und zieht ab 15:30 Uhr zum Labor im Redderweg, wo bis ca.
17:30 Uhr demonstriert wird.


Eine Onlineversion der Broschüre finden Sie unter:
www.lpt-schliessen.org/broschuere.


Über die Kampagne LPT-Schließen

Die Kampagne LPT-Schließen ist ein Netzwerk aus verschiedenen
Tierrechtsgruppen und -organisationen, welches sich aktiv gegen die
Tierversuche und die Tierhaltung des Unternehmens LPT - Laboratory of
Pharmacology and Toxicology mit Sitz in Hamburg richtet. LPT führt an
mehreren Standorten Versuche u. a. an Mäusen, Ratten, Hunden und Affen
durch. Kein Tier verlässt die Labors von LPT lebend. Auftraggeber sind
namhafte Unternehmen, darunter auch die Firma Merz, Hersteller des
Schönheitspräparats Botox. "LPT steht beispielhaft für die Gewalt gegen
Tiere in unserer Gesellschaft. Tiere werden als bloße Ressourcen und Waren
betrachtet. Doch kein Tier lässt sich freiwillig einsperren oder töten.
Tierausbeutung ist immer mit Gewalt verbunden", verdeutlicht
Pressesprecherin Martina Kunze das Anliegen der Kampagne. Seit 2013 haben
sich die Proteste gegen das Unternehmen intensiviert. Mehrere
Großdemonstrationen mit bis zu 700 TeilnehmerInnen, eine mehrstündige
Blockade der Zufahrtstore, regelmäßige Kundgebungen an den Standorten
Neugraben und Mienenbüttel sowie weitere Aktionen fanden bisher statt.

Mehr Informationen zur Kampagne unter:

www.lpt-schliessen.org

 * 

Quelle:
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PILZ/010: Rote Liste - erstmals Ständer- und Schlauchpilze im Fokus (BfN)


Gemeinsame PM der Deutschen Gesellschaft für Mykologie und des
Bundesamtes für Naturschutz (BfN) - 13. Februar 2017

Rote Liste: erstmals Ständer- und Schlauchpilze im Fokus 

Bundesamt für Naturschutz veröffentlicht Rote Liste der Großpilze

- Über 6.000 verschiedene Großpilzarten in Deutschland

- 27 Prozent der bewerteten Pilzarten sind bestandsgefährdet



Bonn, 13. Februar 2017: Königsröhrling, Wiesen-Champignon und
Burgunder-Trüffel - das sind nur drei von über 6.000 Arten, die auf
der neuen Roten Liste der Großpilze vertreten sind. Mit der
Veröffentlichung von Band 8 der "Roten Liste gefährdeter Tiere,
Pflanzen und Pilze Deutschlands" legt das Bundesamt für Naturschutz
(BfN) jetzt auch erstmals eine Gesamtartenliste für heimische Ständer-
und Schlauchpilze vor. Die Informationen hatte die Deutsche
Gesellschaft für Mykologie (DGfM) zusammengetragen.

"Die größte Gefahr für die heimischen Großpilze besteht derzeit in der
intensiven Landnutzung in der Forst- und Landwirtschaft. Die immensen
und anhaltenden Überfrachtungen mit Nährstoffen beeinträchtigen die
Pilze nicht nur über den Boden, sondern auch über die Luft - und das
sogar in Schutzgebieten", sagt BfN-Präsidentin Prof. Beate Jessel.

Die Großpilze gehören zu den beiden artenreichsten Gruppen der Echten
Pilze, den Ständerpilzen (Basidiomycota) und den Schlauchpilzen
(Ascomycota). Für 3.025 der in der Liste enthaltenen 6.120 Arten
konnte die Gefährdungssituation aufgrund der vorhandenen Daten
bewertet werden. Über 27 Prozent dieser Arten sind bestandsgefährdet.
Weitere 728 Arten sind aufgrund ihrer extremen Seltenheit latent
bedroht. Bei etwa der Hälfte der Pilzarten reichten die bisherigen
Kenntnisse für eine Bewertung noch nicht aus.

In den Ökosystemen nehmen Pilze vielfältige und wichtige Funktionen
wahr. Sie sind als Zersetzer wesentlich am Stoffkreislauf beteiligt,
sind aber auch Symbiosepartner von etwa 90 Prozent aller Landpflanzen.
So bilden sie Lebensbereiche und Nahrungsbasis für Pflanzen und Tiere.
Als Bioindikatoren können sie wichtige Hinweise über die Luftqualität
oder die Lebensraumqualität von Wäldern geben. Daher sind Kenntnisse
über die Bestandssituation und Gefährdung der Pilze für den
Naturschutz und darüber hinaus von großer Bedeutung. Im Verhältnis zum
Forschungsaufwand bei Pflanzen und Tieren wurde die Organismengruppe
der Pilze lange vernachlässigt. Jetzt bietet Band 8 der Roten Listen
einen umfassenden Überblick über den Bestand und die Gefährdung der
Großpilze Deutschlands. Es werden Wissensdefizite und
Forschungsbedarfe aufgezeigt, die wesentlichen Gefährdungsursachen
genannt und daraus Handlungsempfehlungen abgeleitet. Zudem enthält der
Band eine detaillierte Einführung in die Biologie und Bedeutung aller
Pilze und pilzähnlichen Gruppen.

Die Datenbasis für die Rote Liste wurde im Wesentlichen von mehreren
Hundert Amateur- und Freizeitmykologinnen und -mykologen der DGfM
(http://www.dgfm-ev.de/) durch ihre Kartierungstätigkeit geschaffen.
Die aktuelle Rote Liste der Großpilze ist somit auch ein
hervorragendes Beispiel für das Engagement und die Arbeit, die
Ehrenamtliche im Naturschutz leisten. Die Auswertung und
Qualitätssicherung der Daten erfolgte durch den Fachausschuss
"Naturschutz und Kartierung" der Gesellschaft.
Verbreitungsdaten und Bilder von Pilzen sind auf der Internetplattform
http://www.pilze-deutschland.de/ veröffentlicht.

Bezug:

Matzke-Hajek, G.; Hofbauer, N. & Ludwig, G. (Red.) (2016): Rote Liste
gefährdeter Tiere, Pflanzen und Pilze Deutschlands. Band 8: Pilze
(Teil 1) - Großpilze. - Münster (Landwirtschaftsverlag). - Naturschutz
und Biologische Vielfalt 70 (8): 440 S. (ISBN 978-3-7843-5454-5),
Preis: 39,95 Euro

BfN-Schriftenvertrieb - Leserservice - 

im Landwirtschaftsverlag GmbH, 48084 Münster

Tel.: 02501/801-300, Fax: 02501/801-351

http://www.buchweltshop.de/bundesamt-fuer-naturschutz.html

Hintergrund

Großpilze werden so genannt, weil die sporenbildenden Strukturen bei
ihnen eine gewisse Größe erreichen und somit auch ohne optische
Hilfsmittel im Gelände gut erkennbar sind. In der letzten Fassung der
Roten Listen 1996 wurden die Pilze noch unter den Pflanzen
abgehandelt, entsprechend ihrer traditionellen systematischen
Stellung. Ultrastrukturelle und molekulargenetische Untersuchungen
haben in der jüngeren Vergangenheit aber die bisherigen
Klassifikationssysteme der Pilze erheblich verändert. Erstmals kann im
vorliegenden Band daher eine, wenn auch vorläufige, Gesamtliste der
Ständer- und Schlauchpilze Deutschlands (ohne Flechten und
phytoparasitische Pilze) vorgelegt werden. Während für die letzte Rote
Liste der Großpilze Deutschlands insgesamt 4385 Taxa berücksichtigt
wurden, konnten nun 6120 Taxa bewertet werden. Damit ist ein
beachtlicher Wissenszuwachs der Pilzflora Deutschlands und ihrer
Gefährdung dokumentiert. Der vorliegenden Analyse liegen über 3
Millionen Datensätze zugrunde.

Boletus regius Krombh. - Königsröhrling (Rote Liste Status
2)

Der Königsröhrling war bereits in der Roten Liste der Großpilze von
1992 enthalten. Der Symbiont von Buchen und Eichen in
wärmebegünstigten Lagen benötigt wie viele andere Pilzarten
nährstoffarme, weitgehend ungestörte Bestände mit langer
Habitattradition. Da insbesondere in Waldgebieten kaum pilzrelevante
Biotopkartierungen stattfinden, die schutzwürdige Pilzarten erfassen,
ist nicht ausgeschlossen, dass weiterhin wertvolle Lebensräume in
Unkenntnis zerstört werden. Insbesondere die als artenreiche
Lebensräume bekannten Waldränder werden durch angrenzende
Intensivlandwirtschaftsflächen mit den einhergehenden hohen
Nährstoffeinträgen stark beeinträchtigt. Für die weltweite Erhaltung
des Königsröhrlings besitzt Deutschland eine besonders hohe
Verantwortlichkeit.

Agaricus campestris L. - Wiesen-Champignon

Der Wiesen-Champignon besiedelt offenes Grasland wie Viehweiden und
ist in Deutschland insgesamt noch weit verbreitet. In einigen
Bundesländern wie etwa in Niedersachsen und Thüringen musste der
beliebte Speisepilz aufgrund massiver Arealverluste, zum Beispiel
durch Aufforstung von Wiesen, jedoch in die Roten Listen aufgenommen
werden. Während der große, auffällige Hexenringe bildende Pilz durch
Viehdung und traditionelle Festmist-Düngung eher gefördert wurde,
verschwindet er nach einigen Güllegaben auf Intensivgrünland.
Intensive Landwirtschaft und Massentierhaltungen mit den
einhergehenden Nährstoffüberschüssen stellen eine ernstzunehmende
Bedrohung für die Biodiversität dar.

Tuber aestivum Vitt. - Sommer- oder Burgunder-Trüffel (Rote Liste
Status 3)

Aus der Gattung Tuber - Echte Trüffeln, sind in Deutschland derzeit 23
Arten und Varietäten nachgewiesen. Alle Arten der Gattung Tuber sind
derzeit durch die Bundesartenschutzverordnung streng geschützt, weil
zum Entscheidungszeitpunkt Ende der 1980er Jahre nur sehr wenige
Beobachtungsdaten vorlagen. Auch wenn sehr viele Pilzarten in
Deutschland in den letzten 150 Jahren hohe Arealverluste hinnehmen
mussten, sind einige Trüffelarten wie die Sommer- oder
Burgunder-Trüffel, in Deutschland die einzige wildwachsende,
marktrelevante Art, in basenreichen Gebieten weit verbreitet. Sie
waren jedoch durch Flächenverluste von Laubwäldern in der
Vergangenheit gefährdet. Fakt ist aber auch, dass Pilze durch Ernten
der Fruchtkörper kaum beeinträchtigt werden. Eine andere Frage ist, ob
man die Sammeltätigkeiten aus Gründen des Lebensraumschutzes
einschränken sollte.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 13.02.2017

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Konstantinstr. 110, 53179 Bonn

Tel.: 0228/8491-0, Fax: 0228/8491-9999

E-Mail: info@bfn.de

Internet: www.bfn.de
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AKTION/576: Berliner Netzwerk demonstriert vor EU-Vertretung für ein "Nein zu CETA" (BUND BE)


BUND Landesverband Berlin e.V. - Pressemitteilung des

Berliner Netzwerk TTIP | CETA | TISA stoppen!

Berlin, 13. Februar 2017

Berliner Netzwerk demonstriert vor EU-Vertretung für ein "Nein zu
CETA"



Ein breites Bündnis fordert von den EU-Parlamentariern bei der
anstehenden abschließenden Abstimmung im Europäischen Parlament mit
NEIN zu CETA zu stimmen. Denn gerade den Mitgliedern der deutschen
Delegationen in den großen Fraktionen im Europäischen Parlament kommt
eine entscheidende Rolle zu.

Bei der Kundgebung vor der deutschen Vertretung des Europäischen
Parlaments machten die Vertreter des Netzwerks noch mal deutlich, dass
das Abkommen zwischen Kanada und der EU kein gutes Abkommen für
Mensch, Umwelt und Demokratie ist und von einem großen Teil der
Bevölkerung abgelehnt wird.

Dazu Uwe Hiksch (Bundesvorstand NaturFreunde Deutschlands und Anmelder
der Kundgebung): "Den deutschen Mitgliedern im Europäischen Parlament
kommt eine entscheidende Rolle zu. Die NaturFreunde erwarten von
ihnen, dass sie gegen den CETA-Vertrag stimmen. Dieser Vertrag wird
die Demokratie weiter aushöhlen und soziale und ökologische Standards
zerstören."

Dazu Helga Reimund (Attac Berlin): "CETA gibt Investoren nach wie vor
Klagerechte und weicht die Regulierung für die Finanzwirtschaft auf.
Auch die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichtes wurden nicht
umgesetzt. Um zukünftige demokratische Wahlmöglichkeiten zu erhalten,
muss CETA im Europäischen Parlament abgelehnt werden."

Dazu Wolfgang Rebel (Berliner Wassertisch): "Wasser- und
Energieversorgung, sowie Gesundheitswesen und andere öffentliche
Dienste sind im CETA nicht hinreichend geschützt. Sind kommunale
Unternehmen wie Stadtwerke oder Wasserversorger einmal privatisiert,
kann das nicht mehr rückgängig gemacht werden. Am Gemeinwohl
orientierte Politik ist dann kaum noch möglich."

Dazu Christoph Röthlein (Greenpeace Berlin) "Freihandelsabkommen
müssen auf Basis europäischer Werte und Standards verhandelt werden.
CETA gefährdet unseren Verbraucher- und Umweltschutz, schafft eine
Paralleljustiz und untergräbt unsere Demokratie. Wir erwarten daher
von unseren Repräsentanten, die Position der deutschen Bevölkerung
gegen CETA im Europaparlament zu vertreten."

> Und Carmen Schutze (BUND Berlin): "Mit CETA geraten Energiewende und
Klimaschutz weiter unter Druck. Fracking und Erdöl aus Teersanden
drücken saubere Energie aus dem Markt. Gentechnik und Pestizide haben
damit ein weiteres Einfallstor auf unsere Äcker und Teller.

Im Berliner Netzwerk TTIP | CETA | TiSA stoppen! arbeiten zusammen:


NaturFreunde Berlin, Greenpeace Berlin, Berliner Wassertisch, GRÜNE
LIGA, Attac Berlin, BUNDjugend Berlin, Mehr Demokratie, Arbeitskreis
Internationalismus (IG Metall Berlin), Gen-ethisches Netzwerk, Anti
Atom Berlin, Powershift, BUND Berlin, FIAN Berlin, DGB Berlin

 * 

Quelle:

Gemeinsame Presseinformation, 13.02.2017

Herausgeber:

Berliner Netzwerk TTIP | CETA | TISA stoppen!

weitergeleitet von:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.
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BERUF/039: Didacta 2017 - BMUB stellt Berufe für nachhaltige Entwicklung vor (BMUB)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit -
Berlin, 13. Februar 2017

Nachhaltige Bildung

Didacta 2017: BMUB stellt Berufe für nachhaltige Entwicklung
vor



Der Bildungsservice des Bundesumweltministeriums stellt auf der
diesjährigen Bildungsmesse didacta Möglichkeiten für die berufliche
Bildung im Bereich der nachhaltigen Entwicklung vor. Gemeinsam mit den
Bundesämtern für Naturschutz und für Strahlenschutz sowie dem
Umweltbundesamt bietet das Ministerium Informationen für die
Berufswahl nach der Schulzeit. Die beteiligten Projekte sind Teil des
Programms "Berufsbildung für nachhaltige Entwicklung" (BBNE), das
gemeinsam vom Bundesumweltministerium und dem Europäischen Sozialfonds
(ESF) gefördert wird. Ziel des Programms ist es, über "grüne"
Schlüsselkompetenzen klima- und ressourcenschonendes Handeln im Beruf
zu fördern.

Eine Ausstellung gibt am Messestand des BMUB vom 14. bis 18. Februar
Einblicke in nachhaltige Bionik-Berufe. Ein Berufeparcours bietet die
Möglichkeit, eigene Talente zu testen. Wer sich an der Nähmaschine
ausprobieren will, kann sich ein Schlüsselband aus Recyclingmaterial
nähen. Angehende Lehrkräfte für Agrarberufe geben mit einem
hochauflösenden Mikroskop Einblick in ihre Arbeit. Am 18. Februar ab
15 Uhr besteht darüber hinaus Gelegenheit, mit der Parlamentarischen
Staatssekretärin des Bundesumweltministeriums, Rita
Schwarzelühr-Sutter ins Gespräch zu kommen.

Das BBNE-Programm ist das erste Bundesprogramm mit explizitem Umwelt-
und Klimaschutzschwerpunkt in der Geschichte des Europäischen
Sozialfonds. Es zeigt, wie nachhaltiges Handeln im beruflichen Alltag
möglich ist und sensibilisiert für ein "Greening" von Berufen und
Arbeitswelt. Für Auszubildende und Ausbildungspersonal in Bauberufen
bieten die Projekte zum Beispiel Kurse zur gewerkeübergreifenden
Zusammenarbeit in der energetischen Gebäudesanierung. Dafür stellen
das Bundesumweltministerium und die Europäische Union bis 2020
insgesamt 35 Millionen Euro bereit. Eine zweite Förderrunde ist für
2018 geplant.

Ziel der Europäischen Union ist es, dass alle Menschen eine berufliche
Perspektive erhalten. Der Europäische Sozialfonds (ESF) verbessert die
Beschäftigungschancen, unterstützt die Menschen durch Ausbildung und
Qualifizierung und trägt zum Abbau von Benachteiligungen auf dem
Arbeitsmarkt bei.




Projektübersicht: www.bmub.bund.de/bbne

Informationen zum Europäischen Sozialfonds: www.esf.de

https://www.facebook.com/bmub.bund

https://www.instagram.com/bmub/

https://twitter.com/bmub

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 055/17, 13.02.2017

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMUB)

Arbeitgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin
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FORSCHUNG/1338: Internationale Tagung - Luftverschmutzung in Großstädten (Uni Bremen)


Universität Bremen - 13. Februar 2017

Internationale Experten diskutieren in Bremen über
Luftverschmutzung in europäischen und asiatischen Megastädten



Über 40 Umweltwissenschaftlerinnen und -wissenschaftler aus
verschiedenen Universitäten und Forschungsinstituten in Deutschland,
Frankreich, Italien, China, Taiwan und Japan treffen sich vom 14. bis
16. Februar 2017 an der Universität Bremen, um die Auswirkungen der
Luftverschmutzung in europäischen und asiatischen Megastädten auf die
Erdatmosphäre zu diskutieren. Bei dem Workshop "TEAM: Transport and
transformation of pollutants from European and Asian Major population
centres" am Institut für Umweltphysikwird der Uni Bremen steht die
Dringlichkeit der atmosphärischen Verschmutzung im Mittelpunkt. Die
Veranstaltung wird von Professor John P. Burrows und seinem Team mit
Unterstützung der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) organisiert.

Forschungskampagnen mit dem deutschen HALO-Flugzeug geplant

Weltweit wachsen Megastädte und Ballungszentren in Anzahl und Größe.
Wissenschaftler aus aller Welt sehen die Wichtigkeit, die Auswirkung
der Emissionen aus diesen Städten auf die Atmosphäre zu untersuchen.
Ziel des TEAM Workshops ist es, Experten aus Europa und Asian zusammen
zu bringen, um die aktuellen Forschungsergebnisse über
Luftverschmutzung in den Megastädten und die Planung großer
internationaler Messkampagnen zu diskutieren. Dazu gehört die
Koordinierung lokaler und regionalen Messungen, sowie die Vorbereitung
von Modellsimulationen, um die Auswirkungen von lokaler, regionaler
und globaler Luftverschmutzung besser zu verstehen. Im Sommer der
Jahre 2017 und 2018 sind zwei große Forschungskampagnen mit dem
deutschen HALO-Flugzeug geplant. Beide Kampagnen, eine über Europa und
eine über Asien, werden vom Bremer Umweltexperten John P. Burrows
geleitet.

http://www.facebook.com/universitaetbremen

https://twitter.com/UniBremen

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 33, 13.02.2017

Universität Bremen

Pressestelle

Tel.: 0421/218 - 60150, Fax; 0421-218 - 60152

E-Mail: presse@uni-bremen.de
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RECHT/240: Diesel-Fahrverbote in München - Bayerischer Verwaltungsgerichtshof verhandelt am 16.2.2017 (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 13. Februar 2017

Diesel-Fahrverbote in München: Bayerischer Verwaltungsgerichtshof
verhandelt am 16.2.2017 

Deutsche Umwelthilfe erhofft sich nach weiteren Verzögerungsmanövern
durch den Freistaat Bayern eine Entscheidung mit bundesweiter
Signalwirkung - Vor der Verhandlung demonstriert die DUH am
Marienplatz in München für das Recht auf saubere Luft und
weitreichende Diesel-Fahrverbote spätestens ab Januar 2018 -
EU-Kommission erhöht Druck auf die Bundesrepublik - Zahlen des
Umweltbundesamtes belegen die Belastung der Atemluft mit dem
Dieselabgasgift Stickstoffdioxid



Berlin, 13.2.2017: Am Donnerstag, 16.2.2017 verhandelt der Bayerische
Verwaltungsgerichtshof öffentlich über Luftreinhaltemaßnahmen und
Diesel-Fahrverbote in München. Die Verhandlung findet nicht im Gebäude
des Verwaltungsgerichtshofs, sondern im Saal 5 des Verwaltungsgerichts
in der Bayerstraße 30 statt. Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) hatte im
November 2015 mit Unterstützung der europäischen NGO ClientEarth einen
Antrag auf Androhung eines Zwangsgeldes wegen anhaltender
Überschreitung der Grenzwerte für Stickstoffdioxid (NO2) in München
gestellt. Die anstehende Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs ist
bindend, weitere Rechtsmittel bestehen nicht.

"Seit 2012 liegt ein rechtskräftiges Urteil vor, das den Freistaat
dazu verpflichtet, den Luftreinhalteplan fortzuschreiben. Doch die
bayerische Staatsregierung und allen voran Umweltministerin Ulrike
Scharf verweigern den Bürgern weiterhin ihr Grundrecht auf saubere
Luft. Mit ihrem Beamtenmikado gefährden sie die Gesundheit von vielen
zehntausend Menschen, die täglich den giftigen Diesel-Abgasen
ausgesetzt sind", sagt Jürgen Resch, Bundesgeschäftsführer der DUH.
"Durch die Verzögerungstaktik des Freistaats wurde die wichtige
Verhandlung abermals um drei Wochen verschoben. In der Folge müssen
die Bürger noch länger auf die Durchsetzung ihres Rechts auf saubere
Luft warten. Wir erhoffen uns, dass der Bayerische
Verwaltungsgerichtshof mit seiner Entscheidung dieser Ignoranz
gegenüber den Grundrechten der Bürger ein Ende bereitet", so Resch
weiter.

In der mündlichen Verhandlung soll die Frage geklärt werden, ob
Fahrverbote in München kurzfristig rechtlich realisiert werden können
und ob Ausnahmen eines solchen Fahrverbots erforderlich sind. Es wird
auch darum gehen, ob Maßnahmen zur Luftreinhaltung auch abseits der
bekanntermaßen NO2-belasteten Landshuter Allee und dem Stachus sowie
außerhalb der Umweltzone geboten sind.

Wie dringlich die Situation ist, belegen aktuelle Zahlen zur
Luftqualität, die das Umweltbundesamt am 31.1.2017 veröffentlichte:
Auch 2016 war die Luft in deutschen Städten gegenüber dem Vorjahr
nahezu unverändert stark mit NO2 belastet. Gegenüber dem Jahr 2000
stieg die Anzahl der Messstationen mit festgestellten
NO2-Grenzwertüberschreitungen sogar um 40 Prozent an.

Die EU-Kommission erhöht ihren Druck auf die Bunderepublik. Sie wird
das 2015 eingeleitete Vertragsverletzungsverfahrens gegen Deutschland
wegen Nichteinhaltung der NO2-Grenzwerte weiter voranbringen und eine
mit Gründen versehene Stellungnahme verschicken. Deutschland muss dazu
Stellung beziehen. Ist die Kommission mit der Antwort nicht zufrieden,
kann sie Klage beim Europäischen Gerichtshof einreichen.

Rechtsanwalt Remo Klinger, der die DUH in dem Verfahren vertritt,
erklärt: "Es ist Zeit, dass die seit Jahren geduldeten
Grenzwertüberschreitungen ein Ende finden. Die rechtlichen Grundlagen
für Dieselbeschränkungen sind, entgegen aller Beteuerungen der
handelnden Behörden, längst vorhanden, man muss sie nur nutzen und
rechtzeitig ankündigen. Wir sind hoffnungsvoll, dass der Gerichtshof
den Behörden nun den Weg weist. Der Taktik des Umweltministeriums,
durch immer neue Gutachtenaufträge auf Zeit zu spielen, wäre damit
endlich ein Ende gesetzt. Das Recht jedes Einzelnen auf saubere Luft
darf keine Theorie bleiben."

Rechtsanwalt Ugo Taddei von ClientEarth sagt: "The Munich court was
right to order the authorities to take strong action to reduce
pollution from diesel vehicles and we hope that the appeal court
upholds the decision. City and national authorities across Europe are
waking up to the problem of air pollution. We need bold action to
protect people's health."

Demonstration auf dem Marienplatz, 16.2.2107 ab 9.30 Uhr

Die DUH wird am Tag der Verhandlung auf dem Münchner Marienplatz von
9.30 Uhr an demonstrieren. Mit einem riesigen aufblasbaren Auto und
dem Slogan "Diesel-Abgase töten" macht sie auf die Verschmutzung der
Luft durch Dieselabgase aufmerksam und fordert weitreichende
Diesel-Fahrverbote spätestens ab Januar 2018.

Hintergrund: 

Das Urteil des Verwaltungsgerichts München vom 9. Oktober 2012
verpflichtet den Freistaat, den geltenden Luftreinhalteplan für
München soweit fortzuschreiben, dass dieser so rasch wie möglich zur
Einhaltung der seit 2010 verbindlich geltenden Grenzwerte für NO2
führt. Der vom Bayerischen Staatsministerium für Umwelt vorgelegte
aktuelle Entwurf des Luftreinhalteplans sieht eine Einhaltung der
Grenzwerte nicht vor 2025 (Stachus) beziehungsweise 2030 (Landshuter
Allee) vor. Dies ist zu spät. Darum hat die DUH am 17. November 2015
einen Antrag auf Androhung eines Zwangsgeldes eingereicht und damit
ein Vollstreckungsverfahren begonnen. Das Verwaltungsgericht München
hatte dem Antrag stattgegeben; der Verwaltungsgerichtshof verhandelt
und entscheidet nun über die Beschwerde des Freistaats Bayern und der
zum Verfahren beigeladenen Landeshauptstadt München. Die Entscheidung
des Verwaltungsgerichtshofs ist bindend, weitere Rechtsmittel gegen
die Entscheidung bestehen nicht.


Links: 

Zur Pressemitteilung vom 29.6.2016 "Deutsche Umwelthilfe und
Verkehrsclub Deutschland siegen vor Gericht": 

l.duh.de/v3kby

Zur Pressemitteilung vom 23.1.2017: "Freistaat Bayern hält an
Verzögerungstaktik fest: Gerichtsverhandlung zu sauberer Luft in
München verschoben": 

l.duh.de/todls

Zur Pressemitteilung vom 23.1.2017: "Bayerischer
Verwaltungsgerichtshof entscheidet letztinstanzlich über
Diesel-Fahrverbote in München: 

l.duh.de/ha1fn

Hintergrundpapier Klagen für saubere Luft: 

http://www.duh.de/themen/luftqualitaet/luftverschmutzung-quellen/verkehr/

Mehr über das Projekt "Right to clean air":

http://www.duh.de/projekte/right-to-clean-air/

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)
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MELDUNG/337: CETA ist kein Gegengewicht zur Trump-Politik! (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - Gemeinsame Pressemitteilung,
13. Februar 2017

Landesbündnis mahnt vor EU-Entscheidung: CETA ist kein Gegengewicht
zur Trump-Politik!



Das Bündnis für Verantwortungsvolle Handelspolitik Baden-Württemberg
warnt: Freihandel ohne Wertebasis spielt den Populisten in die Hände
und ist Gift für ökologisch verträgliches Wirtschaften. Landesbeirat
soll dringend weitergehen.

Die Entscheidung im EU-Parlament über das Ceta-Abkommen ist für den
15. Februar angesetzt. Das Bündnis appelliert an alle Parteien, Ceta
abzulehnen. Das Argument, mit Ceta könne man den Protektionismus des
US-Präsidenten Donald Trump kontern, verkenne die Wirkung von Ceta
völlig.

"Wir setzen Trumps Weltbild rein gar nichts entgegen, wenn wir ein
Abkommen beschließen, das bloßen Warenaustausch ohne Werteleitplanken
propagiert", warnt Sarah Händel, Landesgeschäftsführerin von Mehr
Demokratie e.V.. Das Gegenteil sei der Fall: Ceta mache
Schiedsgerichte zu Politikgestaltern und sorge über die regulatorische
Kooperation für noch mehr Lobbyeinfluss: "Dabei ist der Frust über den
jetzt schon zu starken Einfluss der Großkonzerne ein Hauptgrund dafür,
dass Trump überhaupt gewählt wurde!"

"Ceta, TTIP und TISA werden die Entfremdung der Menschen von unserer
Demokratie weiter forcieren", ergänzt Martin Gross, ver.di
Landesbezirksleiter. Denn Ceta halte gerade nicht Arbeitnehmerrechte,
funktionierende Sozialversichungssysteme und demokratische
Gestaltungsmacht hoch, sondern mache es durch weitreichende
Marktöffnungsvorschriften noch schwerer, an ihnen festzuhalten: "Wer
weiter zulässt, dass Globalisierungsgewinne ungerecht verteilt werden,
nimmt in Kauf, wenn Menschen auch bei uns abgehängt werden."

"Jeder, der ernsthaft an einer Zukunft mit nachhaltiger
Wirtschaftsweise interessiert ist, schießt sich mit Ceta ein
vollkommenes Eigentor", erklärt Brigitte Dahlbender Landesvorsitzende
des BUND Baden-Württemberg. Handelsabkommen müssten zum Beispiel die
Klimakrise offensiv angehen, anstatt sie zu ignorieren. "Der
derzeitige Ceta-Vertrag ist Politik von gestern für eine Welt von
vorgestern", so Dahlbender, die Nachverhandlungen zum jetzigen
Zeitpunkt für völlig illusorisch hält.

Die Grünen-Fraktion in Baden-Württemberg hat sich bislang noch nicht
öffentlich zu Ceta positioniert. Im März wird es eine fraktionsoffene
Sitzung zu Ceta geben, zu der auch Prof. Dr. Martin Nettesheim
eingeladen ist. Nettesheim hatte noch im Auftrag der grün-roten
Landesregierung ein Gutachten erstellt, indem er die heute noch
aktuellen Mängel am Ceta-Abkommen zusammenträgt. "Die Konsequenz muss
ein Nein der Landesregierung sein, wenn CETA in den Bundesrat kommt",
fordert Dahlbender.

Das Landesbündnis für verantwortungsvolle Handelspolitik
Baden-Württemberg fordert zudem die Landesregierung auf, den zurzeit
ausgesetzten Landesbeirat zu den Freihandelsabkommen umgehend wieder
einzuberufen. "Die Meinungsbildung zu Ceta ist nicht abgeschlossen und
der Beirat wurde ins Leben gerufen, um die Landesregierung dabei zu
unterstützen. Wir haben großen Redebedarf!", bekräftigt Händel.



Dem im letzten Jahr im April gegründeten Bündnis für
Verantwortungsvolle Handelspolitik gehören der BUND, der DGB, Verdi,
Mehr Demokratie e.V., der Landesfrauenrat, ATTAC, die KAB, die
Arbeitsgemeinschaft Ökologischer Landbau, der DEAB, die Naturfreunde
und viele weitere TTIP- und Ceta-kritische Organisationen an.

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 13.02.2017

Landesbündnis Verantwortungsvolle Handelspolitik

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Februar 2017 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INDUSTRIE





MELDUNG/336: CETA - EU-Parlament muss für fairen und ökologischen Welthandel stimmen (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 13. Februar 2017

CETA schadet Zukunftsfähigkeit der EU. Parlament muss fairen und
ökologischen Welthandel gewährleisten



Berlin: Der Vorsitzende des Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND), Hubert Weiger, fordert die Abgeordneten des
EU-Parlaments auf, das CETA-Handelsabkommen der Europäischen Union mit
Kanada am kommenden Mittwoch abzulehnen. "CETA ist kein Vertrag für
fairen Handel, sondern beschneidet soziale und ökologische Standards",
sagte Weiger. Unglaubwürdig sei, dass Regierungsparteien in
Deutschland und Europa versuchten, CETA als ein positives Abkommen
darzustellen. "Es ist fadenscheinig, CETA als eine faire Antwort auf
Trumps Protektionismus zu verkaufen", sagte der BUND-Vorsitzende.

"Wir brauchen sozial-ökologische Leitlinien und eine moderne
Handelspolitik, die Menschen und Umwelt anstatt Profite in den
Mittelpunkt stellt. An die Stelle von CETA muss ein Vertrag für fairen
Welthandel treten", forderte Weiger. Es sei wesentlich für den
Zusammenhalt in der Europäischen Union, dass das Parlament jetzt die
Interessen der Bürgerinnen und Bürger wahre. "Ein unfaires, unsoziales
und umweltschädliches Abkommen durchzuwinken wäre genau das falsche
Signal einer Europäischen Union, die ihre Zukunftsfähigkeit
verteidigen muss", so Weiger.

CETA berge die gleichen Risiken wie das TTIP-Abkommen mit den USA und
nütze nicht den Europäern, sondern vor allem internationalen
Großkonzernen. "CETA würde eine Paralleljustiz etablieren, durch die
US-amerikanische Tochterfirmen - auch ohne TTIP - die EU oder ihre
Mitgliedstaaten verklagen könnten. Damit würde CETA die europäische
Demokratie unterminieren", so Weiger. Gefahren entstünden insbesondere
durch das erhöhte Klagerisiko und das mögliche Aufweichen von
Umweltschutzgesetzen und Verbraucherschutzstandards.

Der BUND-Vorsitzende erinnerte daran, dass hunderttausende Menschen
gegen die Abkommen und für eine faire und ökologische Weltwirtschaft
auf die Straße gegangen seien, die EU-Kommission die Kritik jedoch
nicht aufgenommen habe. "Die Weltgemeinschaft hat sich zu Zielen für
eine nachhaltige Entwicklung verpflichtet, die jetzt in den
Mittelpunkt auch der EU-Handelspolitik rücken müssen. Handelspolitik
muss Demokratie, Rechtsstaat und ökologische Standards stärken. In
modernen Handelsverträgen dürfen Sanktionsmöglichkeiten und Pflichten
für Unternehmen zum Schutz der Umwelt nicht mehr fehlen", forderte
Weiger. Das CETA-Abkommen dagegen sichere in erster Linie die
Profitinteressen von Konzernen, nicht das Allgemeinwohl.

Auch sei Kanada kein "Musterschüler" beim Umweltschutz, so Weiger
weiter. Das beweise die umstrittene Keystone-Pipeline, die unter
ökologisch verheerenden Bedingungen gewonnenes Öl aus kanadischen
Teersanden transportiere. Weiger erinnerte auch an den Lobbyismus
kanadischer Unternehmen und der Trudeau-Regierung für den Abbau
ökologischer Standards. Beispiele hierfür seien die
EU-Treibstoffqualitätsrichtlinie, das EU-Chemikalienrecht REACH sowie
die laufende Gesetzgebung zu hormonell aktiven Substanzen.

"Es gibt hunderte von Gründen CETA abzulehnen, aber schon einer sollte
reichen für ein klares Nein der EU-Abgeordneten. CETA gefährdet das
Vorsorgeprinzip und damit einen unverzichtbaren Grundpfeiler
europäischer Umwelt- und Gesundheitspolitik", so der BUND-Vorsitzende.

 * 
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ARTENRAUB/246: Hunderte Wale überleben tragische Massenstrandung vor Neuseeland (OceanCare)


OceanCare - Medienmitteilung, 13. Februar 2017

Hunderte Wale überleben tragische Massenstrandung vor Neuseeland




Eine der grössten Massenstrandungen von Walen weltweit dürfte nach
letzten Angaben am Sonntag, 12. Februar, zu Ende gegangen sein. Seit
Freitag, 10. Februar 2017, strandeten an den Stränden von Farewell
Spit auf der neuseeländischen Südinsel in zwei aufeinander folgenden
Schüben etwa 670 Grindwale. Etwa 320 der Meeressäuger dürften überlebt
haben, mindestens 350 Tiere leider nicht.

Die Nachricht ging am Freitag um die Welt: 450 Grindwale sind
gestrandet. Seither waren hunderte Freiwillige, angeleitet von
Experten der neuseeländischen Behörden und insbesondere des erfahrenen
Strandungsteams des Project Jonah, im Einsatz, um die gestrandeten
Tiere feucht zu halten und mit der Flut wieder auf das offene Meer zu
leiten. Für die meisten Tiere kam jede Hilfe zu spät, sie verendeten.
20 Grindwale mussten eingeschläfert werden. Es folgte eine zweite
Massenstrandung von ca. 220 Grindwalen. Die Helfer rechneten mit dem
schlimmsten. Doch mit dem Eintreffen der Flut in der Nacht von Samstag
auf Sonntag schafften es ca. 200 Wale zurück ins offene Meer. Weitere
17 Tiere wurden von den Rettungsteams erfolgreich zurück geleitet und
konnten sich später der Gruppe anschliessen. Ohne Gewissheit zu haben,
hoffen wir, dass es keine weitere Strandung gibt.

Neuseeland ist vermutlich aufgrund seiner topographischen
Begebenheiten das Land mit den meisten Walstrandungen, aber auch jenes
mit der grössten Erfolgsrate an Tieren, die durch professionelle
Strandungsteams gerettet werden. Farewell Spit liegt an einem Spitz,
der die Wanderroute der Wildtiere unterbricht. Über die Ursache von
Walstrandungen wird sehr viel spekuliert. Gehören alle gestrandeten
Tieren zur gleichen Art, so wird oft vermutet, dass einige Tiere
erkrankt sind, jedoch von der Gruppe nicht im Stich gelassen werden.
Bei atypischen Strandungen - Tiere von mehr als einer Art stranden
gleichzeitig - ist bisher meist intensiver Unterwasserlärm die Ursache
gewesen. Unterwasserlärm ist aber auch bei jenen Ereignissen nicht
auszuschliessen, bei denen Tiere einer Art, z.B. von tieftauchenden
Grindwalen, lebend stranden. Daher fordert OceanCare stets eine
transparente Offenlegung von menschlichen Aktivitäten in den Gebieten,
in denen es zu Strandungen kommt, auch um Ursachen ausschliessen zu
können. Desorientierung, Verletzungen, Erkrankungen, aber auch
Altersschwäche können weitere Ursachen sein.

OceanCare unterstützt Strandungsnetzwerke und Rettungsteams, wie z.B.
British Divers Marine Life Rescue, um im Ernstfall umgehend eingreifen
zu können. Darüber hinaus bemüht sich OceanCare um umfassende
Untersuchungen der verendeten Tiere, z.B. Durchführung von Nekropsien,
um Rückschlüsse auf die Ursachen ziehen zu können.

OceanCare dankt den hunderten Freiwilligen in Neuseeland, den Behörden
und den Rettungsteams, allen voran dem Project Jonah [1], für den
grossartigen Einsatz für das Überleben der gestrandeten Wale.

[1] http://www.projectjonah.org.nz/



Quellen: 

AFP, Associated Press, The Guardian, Project Jonah, Reuters, 

http://www.doc.govt.nz/news/issues/whale-stranding-at-farewell-spit/
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RECHT/011: Peru - Indigene verklagen Regierung wegen fehlenden Schutzes für Unkontaktierte (Survival)


"Survival International" - Deutsche Sektion - 9. Februar 2017

Indigene verklagen Regierung wegen fehlenden Schutzes für
Unkontaktierte



In Peru verklagt eine indigene Organisation die Regierung. Sie wirft
ihr vor unkontaktierter Völker nicht vor Eindringlingen und
Ölerkundungen geschützt zu haben.

Der peruanische Indigenen-Verband AIDESEP zieht gegen Perus
Kultusministerium vor Gericht, das seiner gesetzlichen Pflicht nicht
nachkomme, fünf indigene Schutzgebiete zu schaffen, bzw. diese zu
kartieren. Den hier lebenden stark bedrohten unkontaktierten Völkern
versage der peruanische Staat den Schutz.

2007 hatte Peru dem kanadischen Ölunternehmen Pacific E&P die
Genehmigung erteilt, Erkundungen in Yavari Tapiche vorzunehmen, wo ein
indigenes Schutzgebiet eingerichtet werden sollte. AIDESEP fordert
dessen Schaffung seit 14 Jahren und Survival International führt die
globale Kampagne für das Recht unkontaktierter Völker an, selbst über
ihre Zukunft zu entscheiden.

Aktivist*innen befürchten, dass die unkontaktierten Indigenen in der
Gegend ausgelöscht werden könnten durch gewalttätige Eindringlinge und
durch eingeschleppte Krankheiten, gegen die sie keine Abwehrkräfte
besitzen. Angestellte des Ölunternehmens könnten in Kontakt mit den
Indigenen kommen. Außerdem werden im Rahmen der Erkundung Tausende von
unterirdischen Sprengungen durchgeführt, die die Jagdbeute der
Indigenen verscheuchen.

Das Volk der Matsés, das in der Nähe des geplanten Schutzgebietes
lebt, kritisiert das Versagen von Perus Regierung, den Ölerkundungen
einen Riegel vorzuschieben. Kürzlich erklärte ein Mann auf einem
Treffen des indigenen Volkes: "Ich will nicht, dass meine Kinder durch
das Öl zerstört werden (...) Deshalb setzen wir uns zur Wehr (...) und
sind als Matsés zusammengekommen. Die Ölunternehmen (...) beschimpfen
uns, aber wir werden nicht stumm zusehen, wie sie uns auf unserem Land
ausbeuten. Wenn es sein muss, werden wir im Krieg gegen das Öl
sterben."

Auch ORPIO, eine weitere indigene Organisation, klagt wegen der
Bedrohung durch die Ölerkundung.

Stephen Corry, Direktor von Survival International, prangert
an:"Unkontaktierte Völker sind die bedrohtesten Gesellschaften unseres
Planeten, doch der peruanische Staat hält die Profite von
Ölunternehmen offenbar für wichtiger als die Menschenrechte oder das
Land und Leben der Indigenen. Dass die Regierung bei der Schaffung der
indigenen Schutzgebiete versagt, ist nicht nur eine Katastrophe für
die Umwelt, sondern könnte ganze Völker für immer auslöschen."


Hintergrundinformationen

- AIDESEP ist Perus Organisation für die im Amazonasgebiet lebenden
Indigenen. Sie setzt sich für die Menschenrechte der indigenen
Peruaner ein.

- AIDESEP hat bei Limas Oberstem Gerichtshof Klage eingereicht mit
Unterstützung der Rechtshilfeorganisation IDL.

- Perus Kultusministerium ist verantwortlich für die Kartierung und
den Schutz indigener Gebiete. Peruanisches Recht schützt eigentlich
das Land unkontaktierter Völker, aber der Schutz ist oft nicht
angemessen oder fehlt ganz.

- Peru hat Übereinkommen 169 der Internationalen Arbeitsorganisation
(ILO) über eingeborene und in Stämmen lebende Völker ratifiziert und
hat sich dabei verpflichtet, die Menschen- und Landrechte indigener
Völker zu achten.

- Zu den bedrohten Völkern im Unkontaktierten Amazonas-Grenzland,
zählen unkontaktierte Angehörige der Matsés.

- Zahlreiche Matsés gerieten 1969 gegen ihren Willen in Kontakt mit
Missionaren aus den USA, nachdem es in der Gegend zu gewaltsamen
Zusammenstößen mit Siedlern gekommen war. Der Kontakt bedeutete für
die Indigenen Gewalt und Krankheit, viele Angehörige der Matsés
starben.

- Die fünf geplanten indigenen Schutzgebiete heißen: Yavari Tapiche,
Yavari Mirim, Sierra del Divisor Occidental, Napo Tigre und Cacataibo.



Wir wissen nur sehr wenig über unkontaktierte Völker. Doch wir wissen,
dass es weltweit mehr als einhundert von ihnen gibt. Und wir wissen,
dass ganze Gemeinden durch die völkermörderische Gewalt Außenstehender
ausgelöscht werden. Diese Eindringlinge rauben nicht nur ihr Land und
ihre Ressourcen, sondern schleppen auch Krankheiten wie Grippe oder
Masern ein, gegen die Unkontaktierte keine Abwehrkräfte besitzen.

Unkontaktierte Völker sind weder rückständig noch sind sie primitive
Überreste aus einer entfernten Vergangenheit. Sie sind unsere
Zeitgenossen und ein sehr wichtiger Teil der menschlichen Vielfalt. Wo
ihre Rechte geachtet werden, können sie weiterhin gut und erfolgreich
leben.

Ihr Wissen ist unersetzlich und hat sich über Jahrtausende entwickelt.
Sie sind die besten Wächter der Natur. Und Belege zeigen, dass
indigene Gebiete die beste Barriere gegen Abholzung darstellen.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:



	Die Matsés leben seit Generationen als Jäger und Sammler im Unkontaktierten Amazonas-Grenzland. (Christopher Pillitz)

	Der Kontakt erwies sich für die Matsés als Katastrophe, die ansteckende Krankheiten und Gewalt in ihr Gebiet brachte. (Survival International)

	Seit sie in Kontakt gerieten, kämpfen die Matsés gegen schwere Krankheiten wie Malaria und eingeschleppte Erkrankungen, mit deren Heilung sie keine Erfahrung haben. (Survival International)

	Im Grenzgebiet von Brasilien und Peru leben auf einer großen Fläche so viele unkontaktierte Völker, wie in dieser Konzentration sonst nirgends auf der Erde. (Survival International)





Survival International ist die globale Bewegung für die Rechte
indigener Völker. Wir helfen indigenen Völkern ihr Leben zu
verteidigen, ihr Land zu schützen und ihre Zukunft selbst zu
bestimmen.

Seit 1969. Büros in London, Berlin, Madrid, Mailand, Paris, San
Francisco. Unterstützer*innen in über 100 Ländern

 
 *
 
Quelle:
Pressemitteilung vom 09.02. 2017 
Survival Deutschland
Haus der Demokratie und Menschenrechte
Greifswalderstr. 4, 10405 Berlin
Telefon: +49 (0)30 72 29 31 08, Fax: +49 (0)30 72 29 73 22
E-Mail: info@survivalinternational.de
Internet: www.survivalinternational.de
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AKTION/067: Große Unterstützung für mehr Waldwildnis als Chance für Thüringen (BUND TH)


BUND Landesverband Thüringen e.V. - 13. Februar 2017

Gemeinsame Presseinformation des BUND, NABU, ZGF und WWF

Große Unterstützung für mehr Waldwildnis als Chance für Thüringen -
Bereits mehr als 1.500 Menschen unterstützen die Petition bisher



Berlin/Erfurt/Frankfurt/Jena/Sondershausen. Bereits mehr als 1.500
Menschen haben die Petition "Mehr Waldwildnis als Chance für
Thüringen" auf der Petitionsplattform des Thüringer Landtages zur
Halbzeit unterzeichnet. Die Petition kann noch bis Ende Februar
unterzeichnet werden. Alle Bürger*innen sind aufgefordert, der Wildnis
im Wald auch weiterhin ihre Stimme zu geben.

"Die großartige Unterstützung bringt die Sehnsucht der Menschen nach
mehr Waldwildnis zum Ausdruck. Wir freuen uns, dass Bürger*innen aus
ganz Deutschland der Region Sondershausen mit ihrer Stimme den Rücken
stärken, damit dort ein 'Urwald' vor den Toren der Stadt entstehen
kann", so Dr. Burkhard Vogel, Landesgeschäftsführer des BUND
Thüringen.

Die Initiatoren der Petition, die vier Naturschutzorganisationen BUND,
NABU, WWF und ZGF sowie die Bürgerinitiative "ProKyffhäuserwald"
fordern die Landesregierung auf, in Anlehnung an den Koalitionsvertrag
5% des Thüringer Waldes noch in dieser Legislaturperiode aus der
Nutzung zu nehmen. Laut der Verbände spiegelt sich in der großen
Unterstützung das Bedürfnis der Menschen wieder, unberührte Wälder vor
ihrer Haustür zu entdecken. Nach Angaben der Verbände sind Wälder
wertvolle "Schatzkammern der Artenvielfalt", die auch in Zukunft
geschützt werden müssen.

"Für uns stehen Waldwildnis und Forstwirtschaft nicht im Widerspruch",
so Martin Schmidt, stellvertretender Landesvorsitzender des NABU
Thüringen. "Aber wir fordern angemessen Räume für beide
Nutzungsvarianten."

Die Verbände wollen mit ihrer Petition ein deutliches Zeichen für mehr
Waldwildnis, nicht nur in Thüringen, setzen und fordern gerade deshalb
alle Bürger*innen dazu auf, die Petition weiter zu zeichnen.

weitere Informationen:

https://petitionen-landtag.thueringen.de/petitions/1170

 * 

Quelle:
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MELDUNG/293: Gelbbachtal - Hochlandrinder fühlen sich auch im Winter sauwohl (NLF)


Niedersächsische Landesforsten - 6. Februar 2017

Hochlandrinder fühlen sich auch im Winter sauwohl

Hutewaldprojekt im Gelbbachtal ist auch in der kalten Jahreszeit
sehenswert



(Springe) Die Herde schottischer Hochlandrinder fühlt sich auch im
Winter auf einer eingezäunten Fläche im Gelbbachtal sauwohl. Die
Rinder stammen vom "Eschenhof" des Biobauern Friedrich Bartels, auf
dem artgerechte Tierhaltung eine Selbstverständlichkeit ist. " Die
Tiere sind von Natur aus rauhe Witterung gewöhnt", so Bartels,
"natürlich müssen wir jetzt die fehlende Vegetation durch Zufütterung
von Heulage ersetzen".




[image: Ein Hochlandrind zwischen Bäumen, von vorn fotografiert - Foto: © Niedersächsische Landesforsten]

Foto: © Niedersächsische Landesforsten



Wie vor über 200 Jahren beweiden im Gelbbachtal zwischen Eldagsen und
Coppenbrügge Rinder einen neu entstehenden Lebensraum. So soll in dem
lichten und besonnten Waldgebiet eine artenreiche Bodenvegetation
entstehen, die in früheren Zeiten typisch für diese Region war. Es
entsteht wieder eine ursprüngliche Naturlandschaft mit einem hohen
ökologischen Potential.

Bereits im vorletzten Jahr wurden durch das Forstamt Saupark die dort
dominierenden Fichten entfernt, Eichen gepflanzt, Entwässerungsgräben
wieder verschlossen und kleine Stillgewässer angelegt. Hier finden
Fledermäuse, Vögel, viele Insektenarten, wie Schmetterlinge oder
Hirschkäfer einen hervorragenden Lebensraum.

 * 
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SCHUTZGEBIET/831: Ausverkauf der Meeresschutzgebiete geht weiter (DNR) 


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband
der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen e.V.

Berlin, 13. Februar 2017

Gemeinsame Pressemitteilung von Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND), Deutsche Umwelthilfe (DUH), Greenpeace,
Naturschutzbund Deutschland (NABU), Schutzstation Wattenmeer,
Umweltstiftung WWF (WWF), Whale & Dolphin Conservation und des
Umweltdachverbands Deutscher Naturschutzring (DNR)

Ausverkauf der Meeresschutzgebiete geht weiter

Gefährliche Änderung im Bundesnaturschutzgesetz - Bundesregierung
verfehlt Ziele zum Schutz von Nord- und Ostsee



Berlin/Hamburg, 13.02.2017. Die deutschen Umweltverbände äußern
scharfe Kritik an einzelnen Änderungen des novellierten
Bundesnaturschutzgesetzes im Bereich Meeresschutz. Sie befürchten,
dass sich der Schutz der Nord- und Ostsee weiter verschlechtern
könnte. NABU, BUND, DNR, DUH, Greenpeace, Schutzstation Wattenmeer,
WWF und Whale & Dolphin Conservation kritisieren, dass das in den
Verhandlungen federführende Bundesumweltministerium dem Druck anderer
Ministerien nachgegeben habe und einen gefährlichen Handel eingegangen
sei, um das Gesetz schnell zu verabschieden. Das neue
Bundesnaturschutzgesetz sichert den Ministerien für Wirtschaft,
Verkehr, Landwirtschaft und Forschung erstmals ein Vetorecht bei der
Unterschutzstellung der wertvollsten Meeresgebiete zu. So dürften
künftig die Fischerei-, Rohstoff- und Schifffahrtslobbys
mitentscheiden, welche Maßnahmen zum Schutz von Schweinswalen und
Kegelrobben, Riffen oder Seegraswiesen ergriffen werden. Die
Umweltverbände fordern jetzt den Bundestag und Bundesrat auf, die
sogenannte Einvernehmensregelung zu stoppen. Ansonsten drohe der
weitere Ausverkauf der Nord- und Ostsee.

Die Kritik zielt insbesondere auf den Paragraphen 57 der
Gesetzesnovelle. Hier wird den Bundesministerien - statt wie bisher
eine Beteiligung - nun eine sogenannte Einvernehmensregelung
zugesichert. Damit könnte ein einziges Ministerium künftig
Verordnungen und Maßnahmen zum Schutz der Meere blockieren. "Diese
Gesetzesnovelle wird die Übernutzung unserer Meere zementieren. Das
zeigten bereits die Verhandlungen um die Natura-2000-Gebiete in der
deutschen Ausschließlichen Wirtschaftszone. Die im vergangenen Jahr
veröffentlichten Entwürfe der Naturschutzgebietsverordnungen sind in
den letzten Monaten durch die anderen Ministerien so stark verwässert
worden, dass die Bundesregierung weder ihrem eigenen Koalitionsvertrag
gerecht wird, noch den EU-rechtlichen Verpflichtungen", so die
Verbände. Jedes beteiligte Ministerium habe sich Ausnahmen in die
Verordnungsentwürfe schreiben lassen, so dass in den Schutzgebieten
weiter gefischt, Sand- und Kies abgebaut oder mit extrem lauten
Schallkanonen nach fossilen Rohstoffen gesucht werden dürfe.

In der eigenen Pressemitteilung zur Gesetzesnovelle sprach die
Bundesregierung am vergangenen Mittwoch von einer Grundlage für den
besseren Schutz der Meere. Zwar ermöglicht das neue Gesetz, zukünftig
auch weniger prominente Artengruppen wie Rochen oder Muscheln bei
Schutzbemühungen zu berücksichtigen. Doch das nütze nichts, da
effektive und regulierende Maßnahmen praktisch ausgeschlossen würden,
so die Verbände.

Schon heute setzen sich beim Meeresschutz viel zu oft einzelne
Wirtschaftsinteressen gegen das Allgemeininteresse durch. Die
Gesetzesnovelle dürfte es dem Bundesumweltministerium und dem
Bundesamt für Naturschutz noch schwerer machen, die Artenvielfalt in
unseren Meeren für zukünftige Generationen zu erhalten. Dabei gilt
heute jede dritte Art in Nord- und Ostsee nach Roter Liste als
gefährdet. Grund dafür sind nach eigener Aussage der Bundesregierung
vor allem Fischerei, Kies- und Sandabbau sowie der Eintrag von Nähr-
und Schadstoffen.

"Deutschland setzt sich richtigerweise für die Zukunft der Antarktis
und gegen die weltweite Vermüllung der Meere ein, versagt aber
kläglich beim Meeresschutz vor der eigenen Haustür. Bundestag und
Bundesrat dürfen nicht zulassen, dass die Bundesregierung vor den
Interessen der Wirtschaftslobby einknickt, sonst verspielt Deutschland
seine internationale Reputation beim Meeresschutz", so die Verbände.

Hintergrund

Formal sind rund 45 Prozent der deutschen Meeresflächen durch das
Natura-2000-Netzwerk geschützt. Darunter sind die Schutzgebiete nach
EU-Vogelschutzrichtlinie und FFH-Richtlinie zusammengefasst. Zehn
Jahre nach ihrer Anerkennung durch die EU sollen die
Natura-2000-Gebiete in der Ausschließlichen Wirtschaftszone endlich
den rechtlichen Status von Naturschutzgebieten erhalten. Deutschland
hatte bereits 2013 die EU-Frist zur Verankerung von konkreten
Maßnahmen zum Schutz der Meere verpasst. Zuletzt gingen die
Umweltverbände sogar vor Gericht, um die fehlende Regulierung der
kommerziellen Fischerei innerhalb von Schutzgebieten zu erwirken.
Diese im Koalitionsvertrag vereinbarte Regulierung der Berufsfischerei
in Schutzgebieten wird wieder nicht erfüllt werden.



Die Stellungnahme der Umweltverbände zu den Schutzgebietsverordnungen
finden Sie hier: 

https://www.nabu.de/imperia/md/content/nabude/meeresschutz/16-02-22-nabu-stellungnahme_umweltverb__nde-natura2000.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 13.02.2017

Deutscher Naturschutzring

Dachverband der deutschen Natur-, Tier-

und Umweltschutzverbände e.V. (DNR) e.V.

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin-Mitte

Tel.: 030/6781775-70, Fax: 030/6781775-80

E-Mail: info@dnr.de

Internet: www.dnr.de
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AUSSTELLUNG/410: Im Reich der Orchideen - farbenprächtige Blütenschau im Botanischen Garten Leipzig


Universität Leipzig - 09.02.2017

Im Reich der Orchideen - Botanischer Garten Leipzig lädt zu
farbenprächtiger Blütenschau ein



Zu Beginn der neuen Saison entführt der Botanische Garten der
Universität Leipzig seine Besucher ins Reich der Orchideen: Vom 18.
bis 26. Februar 2017 sind die farbenfrohen Blütenwunder in
Dschungelatmosphäre täglich von 10 bis 18 Uhr zu sehen. "Tausende
Orchideen, vor allem außergewöhnliche Züchtungen und Hybriden, die
nicht in jedem Baumarkt zu finden sind, werden in den tropischen
Gewächshäusern so kunstvoll präsentiert, als wenn sie schon lange dort
wachsen würden", sagt der Technische Leiter des Botanischen Gartens,
Matthias Schwieger.




[image: Blühende Orchideen, ein Ausschnitt - Foto: © Swen Reichhold/Universität Leipzig]

Tropischer Blütenzauber im Reich der Orchideen

Foto: © Swen Reichhold/Universität Leipzig



In einer Sonderausstellung zur Schau wird außerdem erläutert, was man
vom Erscheinungsbild einer Orchidee auf ihren Kulturort schließen
kann. Die Besucher können das Erlebnis der Pflanzen mit nach Hause
nehmen: Drei renommierte Orchideengärtnereien bieten Pflanzen zum
Verkauf an und geben kompetente Informationen und Pflegetipps.

Für interessierte Orchideenfreunde wird vom 18. bis 25. Februar
täglich um 18 Uhr eine Abendführung durch die Schau angeboten. Eine
Anmeldung dafür ist erforderlich. Außerdem lädt der Orchideengärtner
des Botanischen Gartens, Thomas Grun, am 11. März und am 13. Mai 2017
zu Workshops in der Garten ein, bei denen er Tipps zur erfolgreichen
Orchideenkultur gibt. Der Eintritt kostet 5 Euro,
Ermäßigungsberechtigte zahlen 4 Euro. Eine Familienkarte wird für 13
Euro angeboten.

Weitere Informationen finden Sie unter

www.bota.uni-leipzig.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news667740

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, Susann Huster, 09.02.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/409: Spiel-Raum für neue Energien, ein interaktives Rollenspiel im Zentrum - München, 15.2.-19.8.


Deutsches Museum - 09.02.2017

Spiel-Raum für neue Energien



Es geht um die Energieversorgung der Zukunft: Wie lassen sich
Umweltverträglichkeit, Wirtschaftlichkeit und soziale Gerechtigkeit
unter einen Hut bringen? Die neue Sonderausstellung "energie.wenden"
liefert Orientierungswissen und macht spielerisch die Knackpunkte auf
dem Weg zur nachhaltigen Energieversorgung erfahrbar - mit Exponaten,
Demonstrationen, Mitmach- und Medienstationen rund um ein interaktives
Rollenspiel im Zentrum. Die große Sonderausstellung ist ab 15. Februar
im Deutschen Museum in München zu erleben.




[image: Bild: © Deutsches Museum]

Die Besucher begegnen auf dem "politischen Parkett" den Akteuren der
Energiewende und müssen Entscheidungen in einem Rollenspiel treffen.

Bild: © Deutsches Museum



Schon der Titel der neuen Sonderausstellung des Deutschen Museums ist
eine Aufforderung: "energie.wenden" heißt sie - und lässt ein
hochpolitisches, kontroverses und komplexes Thema lebendig und
anschaulich werden. Die Ausstellung ist ab 15. Februar 2017 auf der
Museumsinsel zu sehen - und zu erleben. Der Ansatz ist für das
Deutsche Museum etwas völlig Neues: Im Zentrum der Ausstellung steht
ein multimediales Rollenspiel, bei dem die Besucher selbst die
Entscheidungen zur Energiewende treffen.

Warum gerade dieses Thema? Generaldirektor Wolfgang M. Heckl erklärt,
warum diese Ausstellung perfekt zum Deutschen Museum der Zukunft
passt: "Die Energiewende ist eines der großen globalen Themen für das
21. Jahrhundert. Es stellt Gesellschaft, Wissenschaft, Wirtschaft und
Technik gleichermaßen vor große Herausforderungen. Wir möchten mit der
Ausstellung dazu beitragen, dieses Projekt voranzutreiben - und die
Herausforderung zu bewältigen."

Sabine Gerber, Leiterin der naturwissenschaftlichen Ausstellungen beim
Deutschen Museum, ist stolz auf die Ausstellung - und auf das
Rollenspiel: "Das eine Art Übungsraum für die Gesellschaft, eine Welt
im Kleinen." Denn das Herzstück der Ausstellung ist ein Spiel, das die
Besucher auf das "politische Parkett" und in den zentralen Raum der
Ausstellung führt. Dort begegnen ihnen auf großen Bildschirmen von
Schauspielern dargestellte Akteure der Energiewende. Von einer
Atomkraft-Lobbyistin bis zu einer Frau, die Wasserkraftwerke baut, von
einem Bauern bis zu einem Techniker für das Stromnetz ist alles dabei.
Und alle haben gute Argumente für ihre Sache. Es sind zwar Lobbyisten,
aber sie wissen, wovon sie sprechen. Alle Akteure haben Forderungen an
die Besucher - wie "Baut die Stromnetze aus!" oder "Mehr
Elektroautos!" Die Besucher müssen in diesem Geflecht von Forderungen
und Argumenten entscheiden, was für eine Energiewende sie wollen - und
übernehmen praktisch die Rolle eines Politikers.

Für die Auswertungen dieser von den Besuchern gefällten Entscheidungen
haben sich die Ausstellungsmacher einen liebenswert analogen Weg
ausgedacht. Die Besucher bekommen am Anfang eine Karte in die Hand.
Ihre Entscheidungen stanzen sie selbst in diese Karte. Und am Ende
schiebt man die entstandene Lochkarte in ein Lesegerät, das einem
verrät, was für ein "Energiewende-Typ" man ist. "Das macht richtig
viel Spaß, erweitert aber gleichzeitig das Wissen um die Energiewende
erheblich", sagt Sarah Kellberg, Leiterin des Sonderausstellungsteams.
Und Sabine Gerber ergänzt: "Die Ausstellung ist alles andere als
trivial, denn das Thema ist es auch nicht. Auch deshalb haben wir uns
einen spielerischen Zugang zu dem Thema ausgedacht." Auf dem Weg durch
das "Spiel" werden die Besucher immer wieder eingeladen, in die
Themenfelder abzubiegen. Rechts und links des gelben Spielparcours
befinden sich insgesamt neun Ausstellungsbereiche zu Themen wie
Solar-, Wasser- und Windenergie, aber auch zu Mobilität oder zur
Atomenergie.

Die Liste der beeindruckenden Exponate ist lang: Das erste davon sehen
die Besucher schon im Museumsinnenhof. Eine große Blume mit
Blütenblättern aus Solarzellen. Sie sammelt Sonnenenergie, dreht sich
immer der Sonne zu und klappt abends ihre "Blütenblätter" ein. Und sie
ist mehr als ein Gag: Sie liefert im Jahr rund 4000 Kilowattstunden
Strom - in etwa der Jahresverbrauch eines europäischen
Durchschnittshaushalts.

In der Ausstellung selbst steht ein Tesla Roadster, der es als erstes
Serien-Elektroauto 2012 einmal um die Welt geschafft hat. In 127
Tagen. Oder ein "Brandloch" in einem Stück Metall, das sehr
eindringlich die Kraft der Sonne dokumentiert - es wurde in einem
Solarkraftwerk erzeugt. "Das Thema Energiewende hat ganz viele
Facetten", erzählt Sarah Kellberg. Es geht um Themen wie "Smart Home",
Emissionshandel, Speichermedien und Radioaktivität. Und es geht eben
nicht nur um die deutsche Energiewende, sondern um die Auswirkungen
auf der gesamten Erde. Kellberg: "Die Energiewende ist eine
Jahrhundertaufgabe. Und sie muss von der Gesellschaft getragen werden.
Wir wollen mit der Ausstellung zeigen: Ja, die Energiewende ist
möglich - aber wie? Die Ausstellung soll Orientierungswissen zur
Verfügung stellen, aber auch zu Handlungen motivieren. Und zeigen,
dass man etwas ändern kann."

Sarah Kellberg lobt die Gestaltung der Ausstellung: "Dem
Architekturbüro Space4 und der Medienproduktionsfirma teamstratenwerth
ist es gelungen, die Vielschichtigkeit und Dichte des
Ausstellungskonzeptes so aufzubereiten, dass den Besuchern eine
Orientierung leichtfällt. Es gibt keine feste Besucherführung - aber
klare Strukturen. Und ein tolles Raumkonzept."

Auch sehr persönliche Gegenstände finden sich in der Ausstellung.
Kellberg: "Wir haben eine Galerie 'unsinniger Dinge' zusammengetragen,
die uns Menschen für die Ausstellung geschenkt oder geliehen haben. Da
kann man sich dann auch mal fragen, wozu ein batteriebetriebener
jodelnder Flamingo aus Plüsch gut sein soll, wie viel Energie für
seine Produktion aufgewendet worden ist und ob's den denn wirklich für
unser Leben braucht." Und es gibt auch ein Themenfeld zum Thema
Mobilität, wo Menschen ihre tollen Freizeiterlebnisse teilen - aber
sich auch überlegen können, mit welchen energetischen Kosten und
welchem CO2-Ausstoß ihr letzter Urlaub bezahlt worden ist.
Lieblingsinstallation von Sarah Kellberg ist ein Periskop, mit dem man
über die Ausstellung hinwegblicken kann - und mit einer Handsteuerung
selbst einen bestimmten Grad der Luftverschmutzung einstellen kann.

Und es gibt viele skurrile Dinge in der Ausstellung - wie zum Beispiel
einen Atomenergie-Experimentierkasten für Kinder. "Gerade in
Zusammenhang mit der Atomenergie wurde früher gern versprochen, man
habe damit eine Lösung für alle Menschheitsprobleme gefunden", sagt
Kellberg. "Wir hingegen würden nie behaupten, eine globale Lösung für
die Energiewende in der Ausstellung gefunden zu haben. Aber wir können
sagen, wo etwas geklappt hat - und welche Möglichkeiten sich auftun."
Die Ausstellung ist übrigens als internationale Wanderausstellung
konzipiert. Die erste Station nach dem Deutschen Museum könnte Japan
sein. Man hat dort bereits Interesse bekundet.

Die Ausstellung ist bis zum 19. August 2018 im Deutschen Museum zu
sehen: Sonderausstellungsraum im Zentrum Neue Technologie, Ebene 1



Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.deutsches-museum.de/ausstellungen/sonderausstellungen/energiewenden/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news667725

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1175

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Museum, Gerrit Faust, 09.02.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/2951: Vortrag "Wale und Delfine vor La Gomera" - Nationalparkhaus Sankt Andreasberg, 17.2.


Nationalpark Harz - Presse-Information, 10. Februar 2017

Öffentlicher Vortrag von Hansjörg Hörseljau im Nationalparkhaus
Sankt Andreasberg: "Wale und Delfine vor La Gomera"



Sankt Andreasberg - Wernigerode. Nirgendwo in Europa gibt es so viele
unterschiedliche Delfin- und Walarten zu beobachten wie vor der Küste
La Gomeras. La Gomera gehört zu den Kanarischen Inseln und liegt rund
1300 Kilometer vom spanischen und 300 Kilometer vom afrikanischen
Festland entfernt. Sie hat einen Durchmesser von etwa 30 Kilometern
und gilt als grüne Wanderinsel.

Mitten im Nordatlantik teilt sich der Golfstrom, der Hauptstrom fließt
weiter nordwärts und gilt als Heizung für Mitteleuropa, ein Teil des
Wassers wird entlang der afrikanischen Küste als Kanarenstrom in
Richtung Süden geführt und sorgt dort für gleichmäßige Temperaturen
über das ganze Jahr hinweg. Die vorherrschende Windrichtung ist der
Nordostpassat.

Neben der Kühlung der Inseln bringt der Kanarenstrom oft
nährstoffreiches Wasser an die Oberfläche vor den Kanarischen Inseln.
Der Süden La Gomeras liegt meist im Windschatten des Nordostpassats,
daher bestehen hier vor der Küste oft ruhige Windverhältnisse.
Gleichzeitig liegt die Meerestiefe schon nach 2,5 Meilen (etwa 4 km)
bei über 1000 Metern, genau das Wasser, in dem sich viele Wale und
Delfine besonders wohl fühlen.

Hansjörg Hörseljau hat die Inseln mehrfach besucht und erzählt und
zeigt Bilder von den Meeresbewohnern, die er auf seinen Reisen
getroffen hat. Darunter sind Pilotwale, Großer Tümmler und
Fleckendelfine. "Wie faszinierend das ist, weiß man eigentlich erst,
wenn man sie wirklich gesehen hat", sagt Hansjörg Hörseljau. "Der
Lebensraum Meer und Ozean kommt im öffentlichen Bewusstsein viel zu
wenig vor, obwohl das Meer mehr als 70% der Fläche unseres Planeten
einnimmt".

Datum des Vortrags:

Tag: 17. Februar 2017, 19 Uhr

Ort des Vortrages:

Nationalparkhaus Sankt Andreasberg,

Erzwäsche 1, 37444 Sankt Andreasberg

Dauer: ca. 1,5 Std.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 10.02.2017

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

Tel. 03943/5502-32

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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BILDUNG/2950: Artenvielfalt im wilden Norden Hamburgs - Bildervortrag im Duvenstedter BrookHus, 17.2.


NABU Landesverband Hamburg - 8. Februar 2017

Artenvielfalt im wilden Norden Hamburgs

Bildervortrag über die Tier- und Pflanzenwelt des Duvenstedter Brooks
am 17. Februar um 19 Uhr im Duvenstedter BrookHus



Welcher Naturfreund, welche Naturfreundin aus Hamburg kennt nicht den
Duvenstedter Brook? Seit 1958 ist dieser als Naturschutzgebiet
ausgewiesen, um die Lebensräume für eine in der Hansestadt
einzigartige Pflanzen- und Tierwelt zu bewahren. Egal, in welcher
Jahreszeit man den Brook besucht, es gibt immer etwas zu entdecken: Im
Frühjahr erblühen Anemonen und Schlüsselblumen in den Laubwäldern des
östlichen Teil des Gebietes. Im Sommer tanzen Libellen über den
Teichen und Schmetterlinge über bunte Blumenwiesen. Die Hirschbrunft
im Herbst zieht bei gutem Wetter hunderte Besucher am Tag in den
Duvenstedter Brook. Und wenn im Winter Frost und Eis die Landschaft
überziehen, stellen sich an der Ammersbek Wintergäste aus der
Vogelwelt Nordeuropas ein. Kein Wunder also, dass der "Brook-Virus"
nicht wenige Besucher immer wieder in die Moor- und Bruchlandschaft im
nördlichsten Winkel Hamburgs zurückkehren lässt.




[image: Blühende Wollgraswiese, im Hintergrund Bäume - Foto: © Jens-Peter Stödter]

Foto: © Jens-Peter Stödter



Jens-Peter Stödter vom Arbeitskreis Walddörfer des NABU Hamburg kennt
das Naturschutzgebiet seit den frühen 1980er Jahren. Im Rahmen seines
neuesten Vortrags "Naturkundliche Streifzüge durch den Duvenstedter
Brook" stellt er einige der "Schätze" dieses besonderen Naturraumes
vor. Selbstverständlich gibt es aber auch Informationen zur
Entwicklungsgeschichte des Gebietes und einen Überblick, was heute
alles getan wird, um seine einzigartige Pflanzen- und Tierwelt zu
erhalten.

Der Bildervortrag "Naturkundliche Streifzüge durch den Duvenstedter
Brook" findet am Freitag, den 17.02.2017 ab 19 Uhr im BrookHus,
Duvenstedter Triftweg 140 statt. Der Eintritt beträgt 6,- Euro (Erw.)
bzw. 3,- Euro (Kinder/Jugendliche), 50% Ermäßigung für
NABU-Mitglieder.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 15/17, 08.02.2017

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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EUROPA/174: EU-Ministerrat wünscht sich eine nachhaltige Wasserpolitik (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF Nr. 1097, vom 05. Dez. 2016 - 36. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

EU-Ministerrat wünscht sich eine nachhaltige Wasserpolitik



Am 17. Okt. 2016 hat der EU-Ministerrat unter der Überschrift
"Nachhaltige Wasserwirtschaft-Schlussfolgerungen des Rates" ein
Thesenpapier mit "Schlussfolgerungen" zur wasserpolitischen Zukunft in
der EU veröffentlicht. Aufreger für die deutsche Wasserwirtschaft
dürfte sein, dass der Ministerrat in seinen aquatischen
Nachhaltigkeitsvorstellungen erneut einen Schwerpunkt auf das
Wassersparen legt. So betont der Ministerrat u.a. "wie wichtig die
nachhaltige Verringerung des Wasserverbrauchs durch die
Wirtschaftssektoren und die Bürger der EU" sei. Deshalb ruft der
Ministerrat die Mitgliedstaaten dazu auf, "gegebenenfalls Maßnahmen
zur Förderung einer effizienten Nutzung von Wasser in allen relevanten
Wirtschaftssektoren zu ergreifen, unter anderem durch Folgendes:


	Schaffung angemessener Anreize für eine effiziente Nutzung der Wasserressourcen über die Gestaltung der Wasserpreise,

	Investitionen in die Verringerung von Wasserverlusten und Leckagen, (...)

	Schaffung und Entwicklung ergänzender Wasserversorgungsinfrastrukturen, unter Berücksichtigung der einschlägigen Maßnahmen zur Verhinderung von Wasserknappheit und Dürren und zur Anpassung daran sowie zur Förderung von Wassereffizienz und zur Steuerung der Wassernachfrage,

	Förderung innovativer Technologien und Verfahren zur Ermöglichung einer nachhaltigen und effizienten Nutzung und Wiederverwendung von Wasser, auch für Bewässerungssysteme, Landwirtschaft, Industrie und Tourismus, (...)."



Die "Schlussfolgerungen" des Ministerates gibt es zum Download unter
[1]

data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-13342-2016-INIT/de/pdf


Ministerrat: Wassersparvorgaben sollen differenziert
gehandhabt werden 

Die Wasserversorger in Deutschland vertreten die Meinung, dass schon
viel zu viel Wasser gespart würde - und dass dies u.a. auf Kosten der
Hygiene gehe und die Kosten hochtreiben würde (beispielsweise durch
zusätzliche Spülungen im Trinkwasserversorgungsnetz und in der
Kanalisation - siehe Kasten auf S. 2). Der erste Schreck bei den
deutschen Wasserwerkern über die Wassersparvorgaben aus Brüssel dürfte
sich allerdings schnell legen. Denn der Ministerrat betont an
verschiedenen Stellen in seinen "Schlussfolgerungen", dass man beim
Wassersparen regional differenziert vorgehen werde. So erkennt der
Ministerrat an,
 "dass die Mitgliedstaaten auf spezifische
Bedürfnisse und Gegebenheiten ausgerichtete Maßnahmen ergreifen
sollten, da einheitliche Lösungen für alle nicht zweckmäßig sind,
(...)."

Es ist also nicht zu erwarten, dass den deutschen Wasserversorgern
demnächst vom EU-Ministerrat ein rigider Wassersparkurs übergestülpt
wird. Auch die EU-Kommission hatte bereits in einem Schreiben vom
11.07.2013 an den damaligen Bundesratspräsidenten betont, dass die
Kommission keineswegs vorhabe, "EU-weite Vorgaben zur Senkung des
Wasserverbrauchs vorzuschlagen". Anlass des besänftigenden Schreibens
an Winfried Kretschmann war die Unruhe, die schon damals in der
deutschen Wasserpolitik auf Grund des "blueprints" (s. RUNDBR. 1007/4,
985/4) entstanden war. In dem Thesenpapier zur Weiterentwicklung der
Wasserrahmenrichtlinie war bereits im Jahr 2012 betont worden, dass
man sich in der EU eines sparsameren und effizienteren Wassergebrauchs
befleißigen müsse.

Wer an der Toilettenspülung spart, muss den Abflussreiniger
löhnen

Wasserwerker ärgern sich nicht nur über all zu geiziges Wassersparen.
Auch schräge Wassergebührenvergleiche sorgen bei Wasserwerken
regelmäßig für Verdruss. Und wenn beides zusammenkommt, ist es mit der
guten Laune im Wasserwerk ganz vorbei - so wenn beipielsweise der
Tarifvergleicher "netzsieger.de" ausrechnet, wie unterschiedlich teuer
es ist, in verschiedenen deutschen Städten die Klospülung zu betätigen
- und das dann im Okt. 16 auch noch ein großes Medieninteresse findet.
Siegfried Gendris kommentiert diesen Spülkostenvergleich auf seinem
Blog "Lebensraum Wasser" (s. RUNDBR. 1082/1):

"Aber sollte man sich nicht fragen, wozu das Wasser eigentlich da ist.
Wasser bedeutet Hygiene. Wer will schon daran sparen? Versicherer
beklagen zudem zunehmende Leckagen, weil das Wasser zu lange in den
Leitungen steht. Auch die städtischen Abwasserbetriebe müssen immer
häufiger mit Trinkwasser die Kanäle spülen, weil Wassersparen die
Ressourcen schonen soll. Zahlen muss dann die Allgemeinheit.

Dem vermeintlichen Wasserpreis- und Ersparnisvergleich könnte man
einen anderen entgegen setzen: Die Kosten für Abflussreinigung. Was
die Netzsieger nicht berücksichtigen, mit jedem gesparten Liter Wasser
bei der Beseitigung der Toiletteninhalte steigt auch das Risiko von
Verstopfungen der Abwasserleitungen. Zwischen 50 und 200 Euro zahlt
der häusliche Toilettennutzer, wenn die Spülvorgänge stocken oder der
Abfluss verstopft ist. Natürlich können die Beträge auch deutlich
höher werden, wenn der Schaden - wie üblich - am Wochenende auftritt."

EU-Ministerrat für hygienisch einwandfreies Abwasserrecycling

In seinen "Schlussfolgerungen" zur europäischen
Wasserwirtschaftspolitik hebt der Ministerrat ferner hervor, dass
Bestandteil einer effizienten Wasserverwendung auch das
Abwasserrecycling sein müsse: "Die Wiederverwendung von Wasser" könne
"zusätzlich zu anderen Wassereinspar- und -effizienzmaßnahmen als Teil
einer integrierten Wasserwirtschaft ein wichtiges Instrument zur
Bekämpfung von Wasserknappheit und zur Anpassung an den Klimawandel
darstellen". Der Ministerrat ruft deshalb die Mitgliedstaaten auf,


"gegebenenfalls unter Berücksichtigung der regionalen Umstände
Maßnahmen zur Förderung von Verfahren zur Wiederverwendung von Wasser
zu ergreifen und dabei ein hohes Maß an Schutz der menschlichen
Gesundheit und der Umwelt zu gewährleisten, da die Wiederverwendung
von Wasser zu wirtschaftlichen Einsparun-gen, Umweltschutz,
Ankurbelung von Investitionen in neue Technologien und Schaffung
'grüner' Arbeitsplätze beitragen kann."

Der Ministerrat betont in diesem Zusammenhang, "dass gut behandeltes
kommunales Abwasser für eine Vielzahl von Zwecken in der
Landwirtschaft, in der Industrie, in der nachhaltigen Stadtentwicklung
und beim Schutz von Ökosystemen wiederverwendet werden kann".

Der Rat nimmt deshalb auch "mit Interesse die Absicht der Kommission
zur Kenntnis, 2017 einen Vorschlag über die
Mindestqualitätsanforderungen für wiederverwendetes Wasser in der EU
zu unterbreiten".

Die Absicht, einen EU-Standard zum Abwasserrecycling zu erarbeiten,
war ebenfalls schon in dem oben erwähnten "blueprint" zu lesen
gewesen. Da man in der deutschen Wasserpolitik und -wirtschaft dem
Abwasserrecycling eher skeptisch gegenüber steht, hatte die
EU-Kommission bereits in ihrem Schreiben von 2013 an Winfried
Kretschmann versichert, dass bei der Wiederverwendung von gereinigtem
Abwasser "Gesundheits- und Umweltaspekte zu berücksichtigen seien".
Deshalb plane die Kommission die Ausarbeitung "EU-weiter Standards"
für das Abwasserrecycling (vgl. RUNDBR. 942/1-2, 903/1-3, 678/2).

Kryptisch: Was sind "Wasserzuteilungssysteme" und "Wasserkonten"?


In seinen oben erwähnten "Schlussfolgerungen" zur künftigen
Wasserwirtschaftspolitik will sich der EU-Ministerrat auch für eine
"Verbesserung der Systeme für die Wasserzuteilung, einschließlich der
Umsetzung von Wasserkonten" einsetzen. Da rätselt man zunächst: Soll
es künftig im Rahmen von Wasserzuteilungssystemen Lebensmittelkarten
für den Bezug von Wasser geben? Und was sind "Wasserkonten". Schlauer
wird man, wenn man sich dazu eine Mitteilung der EU-Kommission zur
Interpretation des blueprints aus dem Jahr 2012 (Drs. 720/12)
anschaut:

"In einem ersten Schritt hat die Kommission zusammen mit der EUA
[Europäischen Umweltagentur; Anm. BBU] Wasserkonten für Einzugs- und
Teileinzugsgebiete eingeführt, die von den Mitgliedstaaten und
Interessenträgern im Kontext der Gemeinsamen Durchführungsstrategie
(CIS) für die Wasserrahmenrichtlinie zwar noch weiter konkretisiert
werden müssen, aber in vielen Einzugsgebieten das 'fehlende
Bindeglied' für die Wasserbewirtschaftung darstellen. Sie geben
Wasserbewirtschaftern Auskunft über den Wasserzufluss in bzw. den
Wasserabfluss aus einem Einzugsgebiet und über die Wassermengen, die
voraussichtlich zur Zuteilung zur Verfügung stehen werden.
Wasserkonten schließen insofern eine Lücke, als sie Informationen
liefern, die bisher nur fragmentiert und vereinzelt zur Verfügung
standen. Sofern sie sich durchsetzen, könnten Wasserkonten nachhaltig
dazu beitragen, das Problem der Wasserknappheit zu lösen, indem
beispielsweise strukturell bedingter und sporadisch auftretender
Wasserstress genauer untersucht und ein besserer Überblick über
Wasserressourcenindikatoren gewonnen wird. Sie sind eng an die
Ermittlung der ökologisch erforderlichen Mindestwassermenge geknüpft,
denn sie dürften dafür sorgen, dass die Bedürfnisse der Natur
respektiert werden und dass sich das Wassergleichgewicht eines
Einzugsgebiets in nachhaltigen Grenzen hält."

Ein Wasserkonto ist also eine Bilanzierung, wie viel Wasser in einem
Flusseinzugsgebiet sowohl für die Nutzung durch den Menschen als auch
für den Bedarf der Natur zur Verfügung steht. Basierend auf dieser
Wassermengenbilanz kann dann in Wassermangelregionen beispielsweise
bestimmt werden, wie viel Wasser bestimmten Nutzergruppen
(beispielsweise Bewässerungswasser für die Landwirtschaft oder
Kühlwasser für thermische Kraftwerke) "zugeteilt" werden kann (siehe
Kasten).

Wie viel Wasser ist noch auf dem Konto?

Mehr zu Wasserkonten und Wasserzuteilungssystemen kann man im
EEA-Report 11/2012 der Europäischen Umweltagentur mit dem Titel "Water
resources in Europe in the context of vulnerability" nachlesen -
herunterladbar unter [2]:

http://www.eea.europa.eu/publications/water-resources-and-vulnerability?&utm_campaign=water-resources-and-vulnerability&utm_medium=email&utm_source=EEASubscriptions

Dort heißt es auf Seite 6:

"Like financial accounts, water accounts will help water managers to
better control water resources in their area. (...) Instead of annual
data, water accounts should be updated monthly to take into
consideration the seasonal variations in water flow."

Und auf S. 76 wird nochmals betont, dass es wichtig sei, den
"Kontostand" mindestens monatlich und möglichst kleinräumig abrufen zu
können:

"Water scarcity is for most areas a seasonal problem, occurring during
summer when water demand is highest (e.g. for agriculture) and
availability is low. For this reason, (...) the European Commission
and the EEA developed a water accounting methodology on monthly and
sub-basin data scales based on more extensive data flows."


[1]
data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-13342-2016-INIT/de/pdf

[2]
http://www.eea.europa.eu/publications/water-resources-and-vulnerability?&utm_campaign=water-resources-and-vulnerability&utm_medium=email&utm_source=EEASubscriptions

 * 
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KINO/5604: Lichtblick-Kino Berlin - "Fear and Desire - The Film", Premiere 15.02.2017


Deutschland-Premiere:

Fear and Desire - The Film (OmeU)

Dokumentarfilm, Italien/Belgien 2015

63min, Regie: Ludovica Fales

In Anwesenheit der Regisseurin Ludovica Fales

Mittwoch, 15.2., 19:00Uhr - Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg



Was passiert, wenn zwölf Schauspieler - ohne jegliche Tanzerfahrung -
gemeinsam mit einer von Pina Bauschs Tänzerinnen ein Jahr lang die
Geschichte ihrer Körper erkunden? Der Dokumentarfilm "Fear and Desire -
 The Film" erzählt die Geschichte dieser ungewöhnlichen Truppe, die
Kindheitsängste und Träume in einem instinktiven und provokanten Tanz
verarbeiten und damit ein kleines Italienisches Dorf in Aufruhr und
Verzauberung versetzen.

Am 15. Februar wird der Film nun als Deutschland-Premiere im
Lichtblick-Kino gezeigt werden. Die Regisseurin Ludovica Fales wird
anwesend sein.

Website des Films: http://www.feardesirefilm.com

Tickets: https://www.kinoheld.de/Kino-Berlin/Lichtblick%20Kino%20Berlin?layout=movies

 * 

Quelle:

Lichtblick Kinobüro

Stattkino Berlin e.V.

Schliemannstr. 5, 10437 Berlin

Internet: www.lichtblick-kino.org
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SPIELE/341: Bonn - Englischer Spieleabend am 17. Februar 2017


Englischer Spieleabend in der VHS



BN - Life is more fun if you play games! Eine Gelegenheit,
Sprachkenntnisse in lockerer Atmosphäre auszuprobieren, bietet die
englische "Game Night" in der Bonner Volkshochschule (VHS) am
kommenden Freitag, 17. Februar 2017, von 18.30 bis 21.30 Uhr. Der Spaß
mit verschiedenen Brett- und Kartenspielen steht im Vordergrund der
Veranstaltung, Spracherfolge passieren nebenbei. Der Abend wird auf
Englisch angeleitet und setzt Grundkenntnisse in Englisch voraus.

Die Veranstaltung kostet 21,30 Euro (ermäßigt 16,74 Euro) und kann
online über www.vhs-bonn.de gebucht werden (Kursnummer 3268). Weitere
Informationen gern bei Bettina Kröll unter bettina.kroell@bonn.de oder
Telefon 0228 - 77 36 43.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 10. Februar 2017

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Februar 2017 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





SPIELE/340: Braunschweig - Spieleabend für Jugendliche und Erwachsene am 17.2.2017


Spieleabend für Jugendliche und Erwachsene in der

Stadtbibliothek



Braunschweig. Zu einem Spieleabend lädt die Stadtbibliothek im
Schloss, Schlossplatz 2, am Freitag, 17. Februar, von 18 bis 22 Uhr,
alle spielbegeisterten Jugendlichen und Erwachsenen ein. Vorhanden
sind etwa 2000 neue und alte, bekannte und unbekannte, witzige und
spannende Brett-, Karten- und Würfel-Spiele, die unter fachkundiger
Anleitung ausprobiert werden können. Dabei besteht auch die
Möglichkeit, neue Mitspielerinnen und Mitspieler kennenzulernen. 

Der Eintritt ist frei. Weitere Informationen unter der Telefonnummer
470-6838.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 10. Februar 2017

Stadt Braunschweig, Pressestelle

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 37 73

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: pressestelle@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TOUR/6885: Lippstadt - Führung "Durch die Nacht ... entlang der Lichtpromenade" am 20.2.


Durch die Nacht ... entlang der Lippstädter Lichtpromenade

Öffentliche Führung am 20. Februar



Lippstadt. Am Montag, 20. Februar, bietet die Stadtinformation wieder
eine öffentliche Führung über die Lippstädter Lichtpromenade an.

Alle Interessierten sind herzlich einladen, sich um 18.30 Uhr am
Rathaus einzufinden, um mit der Stadtführerin Angelika Bolz die
eindrucksvollen Lichtinstallationen zwischen Mattenklodtsteg und
Friedrichschleuse aufzusuchen.

Die Kosten für die ca. zweistündige Themenführung belaufen sich auf 6
Euro pro Person, Kinder, Jugendliche und Studenten zahlen 3 Euro.

Um Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941 / 58515 wird gebeten, da die Teilnehmeranzahl für diese Führung
begrenzt ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 11. Februar 2017

Stadt Lippstadt

KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Tel. 02941/58515

E-Mail: niedner@kwl-lippstadt.de
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